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Die römischen Ziffern bedeuten die Nummern der betreffenden Blätter der „ Verordnungen rc. " , die arabischen Ziffern die in diesen Blättern
fortlaufenden Seitenzahlen .)

(Jede der in diesem Jahre ausgcgebenen Xil Nummern der „ Verordnungen rc ." enthält ein Verzeichnis der im Reichs - und Landesgesehblatte für
Österreich unter der Enns jeweilig erschienenen Gesetze und Verordnungen .)

Die Zusammenstellungen wichtiger Gesetze , Verordnungen und Entscheidungen , sowie Normativdestimmungen
des Gemeinderates , Stadtrates und des Magistrates sind allmonatlich der letzten Nummer des Amts

blattes augeschlosse » .



A.

Acrtylen . fl
Adreßändcrung der städtischen Angestellten — Anzeige¬

pflicht . IV,
Ägypten , siehe Porto.
Ärarialfordernngen X,
Ärzte , ungarische , deren Praxisberechtignng . . . . VII,
Afrika , siehe Südasrik  a.
— Südafrika — Auswanderungen dahin . XI,
Agenten für Artikel der Hausindustrie in Ungarn —

deren Legitimation . III,
— siehe Gewerbeordnung.
Aichnng (Eichung ), siehe Maße.
Alkoholfreie Speifeanstaltcn — Konzession hicfür . IV,
Amerika — dortselbst verunglückte Österreicher —

Ersatzansprüche . VIII,
Amineuvcrniittlung . IX,
— Konzession . IV,
Anlehen der Stadt Wien , 285 Millionen Kronen —

Stempel - und Gebührenbefreiung . IV,
Anstalten , öffentliche (Kranken -, Irren - und Ver¬

sorgungshäuser rc.) — Agenden nach Z 59
der Gewerbeordnung . XII,

Arbeiter , siehe Kommunale Arbeiten.
Arbeiter -Krankcnkassa, siehe Krankenkassa.
Artilleriegeschosse — Funde von solchen . V,
Arznciwaren in Briefsendungen aus dem Auslande

an Private sind an das nächste Zollamt ab¬
zuliefern . VI,

Augengläser , siehe Therapeutische Behelfe.
Auskocherci , siehe Alkoholfreie  Speise-

anstalten.
Automobile , siehe Stell wagenverkehr.

B.

Bahngruud , siehe Bauten.
Balkan , siehe Porto.
Bandagen , siehe Therapeutische Behelfe.
Bari , siehe Porto.
Bauaufsichtsriitc — Instruktion . I,

Bauhilfsarbeiter , ß 96 b der Gewerbeordnung . . . VIII , 81
Baumaterialien , siehe Bier.
Bauten auf Bahngrund — Kompetenz . . . . . III , 30
Bauweise , gekuppelte . XII , 111
Bauwcseiiübclständc — deren Bekämpfung . . . . X , 99
Beerdigung , siehe Le i che nb estat  t un  g.
Belgien , siehe Geflügel.
Beschlagnahmt , siehe Gewerbebetrieb.
Bestattung , siehe Leichen bestattun  g.
Bestechung, siehe Geschenkannahme.
Betriebsanlagcn — beschleunigte Erledigung ; fremde

Betriebsanlagen , die die gewerblichen Interessen
der Gemeinde Wien gefährden . . VII , 70 , VIII , 74,

XII , 112

Bezeichnung, äußere , siehe Geschäftsbetrieb.
Beziigebclassung während der militärischen Dienst¬

leistung . XI , 105
Bier -, Wein - und Baumaterialieu -Transport . . . IV,  39
Blitzlicht, siehe Momentaufnahmen.
Braumüllcr W ., k. u . k. Hof - und Universitäts-

Buchhändler — Herausgeber von Gemeinde-
Publikationen . III , 33

Breitcuseldcr Kirche, siehe Schwer fuhr werk.
Brirfbcfördernilg zu den Bahnhofpostämtern ist kein

eigener Gewerbebetrieb . VII , 66
Brindisi , siehe Porto.
Brunnen (Röhrbohr -) — Konzession . VI, 60
Brnyu ' sche Massa , siehe Wände.
Butter , Käse, Schmalz , Verkehr damit (Gesetz vom

25 . Oktober 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26 ) Re¬
gistrierung der Plomben . II , 23 , VII , 68 , XII , 108

C.

Calcium -Carbid . I , I
Caualbantcu — rechtzeitige Vorlage der Projekte . I , 10
Cauisiusgassc im IX. Bezirke — Fuhrwerksverkehr . III , 29
Carboozotiuc (Sprengstoff ) . . I, 1
Cautioneu , siehe Vadien.
Cautioncnerlag Privatangestellter soll bei einer öffent¬

lichen Kassa geschehen . Hl , 31
Celluloidgegcnständc . fl 8
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Cemcnt , siehe  Schlackenzement.
Comniunale Arbeite » an Feiertagen — deren Hint¬

anhaltung . . . - . -

Konfiskation , siehe Gewerbebetrieb.

Dachbodenwohnnngen (88 82 und 87 der Bauordnung ) XII , 111
Danipskcssel — Erprobung und Überwachung . . . II , 19
Detektiv , siehe Privatdetektiv.
Diensibotcnvcrinittlnngsbiirean in Frankfurt a . M.

(sürlandwirtschaftlicheDienstboten ) — Warnung
davor . VI , 62

Doktorat , siehe Technische Wissenschaften.
Dornbacherstraße , siehe Wagenverkehr.
Druckpressen — unbefugter Betrieb ist nach dem

Strafgesetze zu ahnden . VIII , 76

Druckschriften, periodische — Vervielfültignngsmittel VI , 62

F
Fahrordnung für die Schottengasse , für die Laurenz¬

gasse im V . Bezirke . IX , 88 , X , 97
Feiertage , siehe Kommunale Arbeiten.
Feistritz, siehe Ill y r i sch - F ei str itz.
Fcnerwchrtclcgrapheu — deren ungerechtfertigte In¬

anspruchnahme durch städtische Organe . . . VIII , 80
Flaschen re., siehe Schankgefäße.
Flaschcnbiersüllcr — Sonntagsruhe . . . V, 49
Floridsdorf — Abgrenzung . I , 14
Flugblätter , siehe Normalienb lütter.
ForstaussichtSbezirkc in Niederösterreich . V, 50
Frenidenbchcrbergnng , siehe Vermietung.

Fruchtsäfte , siehe Sodawasser.
Fuhrwerk — dessen Befahrung der Straßenbahn¬

schienen , welche unterirdische Stromzuführung
haben . , . . . I , 8

Fuhrwecksverkehr im III . Bezirke, Nochusgasse und
Sechskrügelgasse , Gumpendorferstraße (unter
dem Stadtbahnviadukte ) . I , 8 , VIII , 80

E.

üan «le Ovloxuo , siehe Kölln effwasser.

Ehesähigkcits -Zeugnisse . VI , 61

Eichung , siehe Maße.
„Einigkeit " — registrierte Hilfskassa — Krankenver¬

sicherung der Angestellten der Ersten öster¬
reichischen Versicherungsgesellschaft gegen Ein¬
bruch . XI , 101

Einjährigenrecht , siehe Eisenbahnfachschule.
Einquartierung — Kommissionskosten bei Beschwerden

hat die sachfällige Partei zu tragen . . . . III , 30

Einverleibung , siehe Genossenschaft.
Eisenbahnen — Hilfsbetriebe (deren gewerblicher

Charakter ) . I , 1
— deren Wiederherstellungspflicht bei gestörter Kom¬

munikation . I , 9

— deren Haftpflicht . VIII , 81

Eisenbahnsachschnlc in Linz — deren Absolvierung
sichert das Einjährig -Freiwilligenrecht zu . . VII , 70

Elektrische Betriebe — Unfallsstatistik , Mitteilungen
an den elektrotechnischen Verein . . VII 69 , VIII , 76

Enteignungen , siehe Expropriationen.
Erhaltungsrcvcrs , siehe Reserve - Offiziere.
Ersatzrcselve — verweigerte Einreihung in dieselbe . IV , 38
Essighansicrcr aus Groß - Mnne , Klein - Mune und

Zejane . XII , 110
Essigsäure , konzentrierte — Verkehr damit . . . . IV , 39
Eßwarcn — Verwendung von ungenießbaren Gegen¬

ständen hiezu (Ministerial -Verordnung vom
2 . April 1901 , Nr . 36 ) . I , 7

Expropriationen für Eisenbahnzwecke— Sachverständige
IV 39 , V , 51

G.

Gartcnanlagen , siehe Ti sch auf stell ungen.
Gärten , öffentliche — Grundabtretung (unentgeltliche ) VI , 57
— siehe Gasthausgürten.

Gast - und Schankgcwcrbc — Wechsel des Betriebs¬
ortes im selben Bezirke (Lokalverhältnisse,
8 18 der Gewerbeordnung ausgeschlossen ) . . XII , 110

Gasthaasgärten — Genehmigung zur Haltung dieser XI , 102
Gebrauchte Gegenstände — deren Einkauf im Umher¬

ziehen . I , 6

Gebühren , siehe Wasserverbrauchsgebühren.

Gebührenbefreiungen und -Erleichterungen für öffent¬
liche Anlehen . IV , 45

Geflügel -Einfuhr nach Belgien . VIII , 79
Gehalt , siehe Bezüge.

Geistige gebrannte Getränke — Ausschankgefäße (Maß¬
größe ) . V , 51

Geldstrafen — deren ratenweise Einhebung unstatt¬
haft . II , 23

Geleitscheine , siehe  Mnnitionsgelei tscheine.
Gemeinden als Drittschuldner sind nicht verpflichtet,

über gepfändete Forderungen bestimmte Er¬
klärungen abzugeben (88 301 und 302 Ex .-O .) IV , 38

Geincindcquittuugen — deren Gebührenbehandtung . V , 49
Genossenschaften, siehe Strafamt s h andlungc  n.
Genosscnschasts-Einverlcibungsgcbühren — deren Er¬

lag bei der zuständigen Gewerbebehvrdc . . II , 19
Gerüste , siehe Konsolgerü  st e.
Geschäftsbetrieb — äußere Bezeichnung . IX , 84

Gcschcilkannabme seitens städtisch Angestellter . . . III , 33
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Gcwrrbenovtllc vom 25 . Februar 1902 , R .-G .-Bl.
Nr .. 49 , betreffend Abänderung der Zß 59
und 60 G .-O . (Agenten und Feilbieten im
Umherziehen ) . XI , 102

Gewerbe , siehe Handelskammer.
Gewerbe -Änderungen mit Wechsel der Genossenschaft

sind der Genossenschaft anzuzeigen . VI , 63
Gewerbebetrieb , unbefugter — Beschlagnahme von

Werkzeugen . - . . . . VII , 71
— unbefugter , dessen Einstellung . X , 99
— unbefugt — Strafamtshandluugen . II , 22
Gewerbe -Entziehung wegen strafgerichtlicher Verur

teilung nach § 138 , In . u G .-O . IV , 37
— infolge von gerichtlichen Bestrafungen wegen solcher

Übertretungen , die nicht mit dem betreffenden
Gewerbe zusammenhäugen . IV , 39

Gewcrbe -Jnspektorat — Veränderungen in demselben X, 97
Gewerbeordnung — Abänderung der 59 und 60

Gewerbeordnungs -Übertretung — eine amtlich zu ver¬
folgende — der Anzeiger hat keinen Anspruch
auf Verständigung von einer eventuellen Zu¬
rücklegung der Anzeige . III , 30

Gewerbliche Fortbildungsschulen — Schulversäumnissc V, 49
Gewicht , siehe Maße.
Gisthändler -Verzeichnis . III , 27
Gisthandel . V, 51 , VII , 70
Gift -Verschleiß . II , 21 , VIII , 79 , X, 98 , XI , 105 , XII ^ IIO
Gipsbauplatten ' ((Kaolith ) der Schottwicner Firma

F . Weilspacher . . . . II , 22
Gipsplatte » (Firma E . Hübner) . III , 32
Gipsplattenwände des Th . Stein dl .XII , 111
Gläser re., siehe Schankgefäße.
Glücksspiele , siehe Lotterien.
Goldarbeiter — Abgrenzung deren Gewerbebefugnisse III , 30
Grabgebiihrcn , siehe V ers 0 r g un g s h aus-

insasscn.
Gutscheine , siehe Schneeballen.

H-
Haarwasser , siehe „Kanada " .
Hiingegcriistc von Schlecht Hammer  Eduard —

zulässig . XII , 107
Haftpflicht , siehe Eisenbahnen.
Handelsregister — Zentralblatt für Eintragungen in

dasselbe . IV , 37
Handtüregistcr -Eitttragiingen . I , 7
Handels - und Gewcrbekaminer -ZuschlägcZ zur allge¬

meinen Erwerbsteuer . V, 48
Handlnugsreisende — die amtsärztliche Untersuchung

wegen der Legitimationskarten . . X , 98
— siehe Le g i timati 0 n sk a r tcu.
Handschuhnähcriniitn — gehören zu keiner Genossen¬

schaft . I , 9
Handwcrksinäßigkeit durch gewerbliche Unterrichts¬

anstalten . . IX , 85

Hausierbewilligungen sind dem freien Ermessen der
Behörde überlassen . XI , 102

Hausicrbiicher — Anführung der vom Hausierhandel
ausgeschlossenen Orte . . . X, 94

Hausierer , siehe Gewerbeordnung.
Hansierhandclverbst im Komitate llng . . II , 19
— in der ungarischen Gemeinde Nagyszalvnta im

Komitate Bihar , und im Gebiete der Stadt
Bruck a . d. Leitha . II , 20

— im Gebiete der Gemeinde Picsö -Szent -Marton . V, 49
— der Stadt lljbanya . V, 50
— der Gemeinde Szent -Agotha . V, 51
— der Stadt Erzscbetvaros , Leva . VII , 67
— Budafok , Feher -Gyarmat . IX , 85
— der Städte Ungvar , Slatina . X, 97 , 98
— der Stadt Tata -Tavaros . XI , 104
— der Stadt Waitzen . XII , 109
Hausindustrie , siehe Agenten.
Hanstapezierer für Hotels und Fremdenherbergen —

nicht statthaft . . . IV , 38
Hietzing , siehe Pfarramtssprengel.
Hilfskasscn — registrierte — deren Jahresberichte

VIII , 78 , XII , 109
Hochguellenleituug — die zweite — deren Agenden¬

zuweisung . IV , 43
Hochquellenwasser — Beschränkung aus den normalen

Bedarf . - . I , 8
Holzfaser -Streuniehl im Bückerbetriebe . II , 19

I
Jahresberichte , siehe Hilfskassen.
Jllyrisch -Feistritz, Bezirksgericht (bei Laibach) — anstatt

„Feistritz " . . . IV , 38
Indizierung der Akten (und Registrierung ) in den

Magistrats -Abteilungen . I , 11

K.

Kabswagen . VII , 69
Käse, siehe Butter.
Käseverkauf . XII , 111
Kaiser -Ebersdorf und Simmering — Neuregelung

der Psarrsprengel . IX , 89
Kalzium -Karbid — Hintanhaltung der Einlagerung

desselben in großer Menge . VIII , 78
„Kanada " (Haarwasser ) verboten . XII , 108
Kanzleierfordernissc — deren Beistellung . . . IV , 42
Kellner — Aushilfskellner — deren Krankenversiche¬

rungspflicht . IV , 36
Kindergärtnerinnen — Erholungsurlaub derselben . V, 52
Kineniatographcn -Prodnktioncn . II , 20 III , 31
Köllnerwasser — Gemeindeabgaben . VI , 60



MKonsolgerüstc iHerm.  Heiland 'sche  Leiter ) . . . . XII , 110
Konzcssiousgcsuche — Angabe des Geschästsstandortes

darin . X , 99

Korksteinplattcn (E . Hübner) . IX , 91
Korneubnrg — Abgrenzung . I , 14

Kostciiiiberschreitniige» — deren Vermeidung . . . XI, 105
Krankenhaus , öffentliches , in Szalonta . III , 29
— in Neufohl . XII , 108

Krankenkassa, siehe Therapeutische Behelfe.
— siehe Verpflegskostenersatz.

Krankenversicherungsbeitriigc — deren Nachzahlung . V, 47
Krankenversicherung , siehe „Einigkeit " .
— siehe  Kellner.

Kundmachungen — deren Verlautbarungen . . . . IV , 44
Kunststein -Erzeuger — zur Pflasterung berechtigt . III , 27

L.

Landstiirmpflichtige — Ausfolgung des Abschiedes an
solche , wenn sie auswandern . . , VIII , 76

Landsturmübersicht — Termin zur Vorlage . . . XII , 109

Landvermesser — deren Praxiszulassung in der Kap-
Kolonie . IX , 89

Landwirte — deren Berufsgenossenschaft . V, 53
Lateinische Akten — deren Übersetzung . VII , 71

Lanrenzgasse , siehe Fahrordnung.
Lcbcnsmittelgesetz — Anzeigen an die k. k. Staats¬

anwaltschaft . XII , 112

Legitimationen im Sinne des 8 60 G .-O . — General¬
kataster über dieselben . XI , 106

Legitimationskarten für Handlungsreisende (§ 59 G .-O .) XI , 106
Lehrlinge — Überwachung des Gewerbeschulbesuches

derselben . IV , 41
— Lehrlinge , die über 18 Jahre alt sind . . . . IV , 41

Lehrzeit — länger als drei Jahre in Fabriksbetrieben
zulässig . VI . 60

Lcichenbestattnngs Unternehmungen— eine neu errichtete
Anmeldestelle gült als zweite Betriebsstätte und
bedarf einer besonderen Konzession

IV , 35 , VII , 69 , X , 98

Leichentransport (Infektions -Verstorbene ) . VI , 62

Leichcniiberführung nach dem Deutschen Reiche . . . XI , 104
Liefernngswesen , öffentliches — Zentral -Anzeiger,

österreichischer , hiefür . V , 52

Liesing, Bezirksgericht (Errichtung) . I , 5
Linz, siehe Eisen bahnfach schule.
Lokalpolizei — Strafamtshandlungen . VIII , 80
Lotterien (Juxlotterien ) und Glücksspiele — deren

Veranstaltung (Bewilligungs -Erteilung ) . . . II , 19

Luftschiffahrer , die in Rußland landen — deren
Identitäts -Urkunden . III , 29 !

Magistrats Abteilung I . II , 23
Magnetismus — Heilmethode . VI , 61
Marienbad , k. k. Bezirkshauptmannschaft -- Zu¬

weisung in militär -territorialer Beziehung . XI , 104
Markierungen , siehe Wegmarkierungen.
Marktficranten — Überlassung von Standplätzen an

dieselben . V . 52
Marktgebührentarif . V, 51
Maße , Gewichte , Wagen — Nach-Eichung , periodische VII ; 67
Mexiko — österreichisch-ungarische Gesandtschaft dort-

selbst — Adressierung von Sendungen dahin VII , 69
Mietzinshellerumlagen — deren Vorzugsrecht bei der

Exekution der Realität . XII , 111
Milchverkauf nach metrischem Maße . IV , 39
Militiir -Banobjcktc — Errichtung eines technischen

Bureaus seitens des Vereines „Jnvaliden-
dank " . X , 98

Momentaufnahmen mit Blitzlicht — in Theatern . . II , 19
Munitionsgcleitscheinc . XI , 102

N
Nach-Eichung , siche Maße.
Ncusohl , städtisches Spital — ein öffentliches Kranken¬

haus . XII , 108
Normalienblätter der Magistrats -Direktion . . . . I , 11 , 14
Normaltag , siehe Wehrvvrschrifteu.

O.
Offiziere , siehe Reserve - Offiziere.
Orthographie , siche  Rechtschreibung.
Ottakring , siehe  Pfarrsprengel.

P
Parzellierung — die Parzellierungsverpflichtuugen

gehen auf den Baustellencigentümer über . VIII , 73
Pension , siehe  Zimmervermietung.
— siehe AlkoholfreieSpeisean st alten.
Pestkranke oder -verdächtige Organe von Schweinen

— Absendung derselben an die tierärztliche
Hochschule in Wien . VII , 7

Pfarrsprengel im XIII . Bezirke — Regelung . . . III , 31
— im XVI . Bezirke — Neuregelung . XI , 105
Pferde (Rennpferde ) — deren Einfuhr aus Ungarn XII , 109
Pfründner , siehe Vers orgun gshausinsassen.
Pharmazeutische Zubereitungen — Gesuche um Zu¬

lässigkeit . - . . . XII , 10H
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Photographie , siehe  Momentaufnahmen.
Platzanlagen — Verpflichtung zur Grundabtretung

hiefür bei Parzellierungen . . . . . . . l Vst 57
Plcwa , siehe Zwergkessel.
Porto für dienstliche Korrespondenzen nach den Balkan¬

staaten , Ägypten , Venedig , Bari und Brindisi XI , 91
Portugisischc Kolonien — Ansiedelung in denselben

erschwert . . . . XII , 107
Postausträge — deren Verwendung zur Einbringung

von Verpflegskosten . . . VI , 64
Postporto , siehe Porto.
Privatangestelltc , siehe Kautivnscrlag.
Piivatortekiiv -Jnstilute dürfen nicht Auskünfte über

den Kredit von Firmen und Gewerbebetrieben
geben . VIII , 77

Privattechniker — Eingriffe in deren Berechtigung . VII , 68
Pulver (Sprengpulver ) , zu Wetterschießzwecken ab¬

gegebenes — Hintanhaltung des Mißbrauches
mit demselben . VIII , 79

Ql ».

Quarticrgcld (Mietzinsbeitrag ) — Bezugsbeginn rc. . VIII , 81
Quittungen , siehe Gemeindequittungen.

N
Rasierstuben — Verhütung von Ansteckungen . . . IX , 88
Realsteuern , fällige f— sind von einem eventuellen

Zwangsverwalter zu bezahlen . V, 48
Renlstencrnachlässc — Ausmaß . II , 22
Rechtschreibung , neue — Einführung beim Wiener-

Magistrate . . . . . . . . . . . . . . IV , 44
Registraturen der magistratischen Bezirksämter . . . IV , 42
Registrierung , siehe Indizierung.
Repertorium , siehe T 'ermin.
Reserve -Offiziere — Erhaltungsreserve . . . . . VII , 67
Revers , siehe Reserve - Offiziere.
Rohrgebrechcn , siehe Wassermehrverbra u ch s-

gebühren.

S.
Saccharin -Präparate . . V, 50
Saccharinverkehr — Kontrolle darüber . XII , 108
Sachverständige für amtliche Erhebungen — Genossen¬

schaftsmitglieder . VII , 71
Sandstein , siehe Stiegen.
Schadloshaltung bei Grundabtretungen — maßgebend

ist der Zeitpunkt der Abtretung . VI , 57
Schankgefäße , unzulässige . X, 98
Schienen , siehe Fuhrwerk.

Schießpulver , siehe Pulver.
Schlakkenvment (Königshofer ) . . III , 32
Schlechthaiunier , siehe Häng eg erliste.
Schmalz , siehe Butter.
Schnäpse , siehe Geistige g ebr annte Getränke.
Schnccballcn — Vertrieb von Gutscheinen rcichsdeutscher

Unternehmungen verboten . VIII , 77
Schneeballeusystem (Warenvertrieb ) verboten . . . . IX , 83
Schncllfahrcu — Verbot in einigen Straßen des VI.

und VIII . Bezirkes wegen der Straßenbahn . VI , 62
Schranken bei Niveaukreuzungen der Bahnen — Be¬

seitigung der geteilten Schranken . III , 30
Schreibweise , fortlaufende , für die Amtskorrespondenz

bei den k. k. Bezirkshauptmannschaften in
Lilienfeld , Unter -Gänserndorf , St . Pölten,
Amstettcn , Korneubnrg . VI , 63 , VIII , 77 , 79

— in Hietzing-Umgebung . VII , 72
— in Mistelbach , Melk , Floridsdorf und Baden . XI , 102 , 103
— bei der k. k. n .-ö. Statthalterei und den Finanz-

behörden.
Schweine , siehe Pestkranke.
Schweinepest — Diagnosen . I , 7
Schwersuhrwerk — Verkehrsverbot in einem Teile der

Pragerstraße , III . Bezirk . I , 7
Schwersuhrwcrksvcrkchr bei der Breitenselderkirche —

dessen Regelung . III , 30
— in der Schönbrunnerstraße . VII , 69
Silbcrscheidemünzcn zu 20 , 10 und 5 kr. ö. W . —

Termin zur Einlösung verlängert . . . . . II , 20
Simmering , siehe Kaiser - Ebersdorf.
Sodawasser und Fruchtsüfte — Verabreichung . . XII , 112
Spareinlagen , siehe Vadien.
Spciscanstalten , siehe Alkoholfreie Speisean¬

stalten.
Spiele , siehe Lotterien.
Spital , siehe Krankenhaus.

Spitalgebühre », siehe Ungarische Kranken¬
häuser.

Sprengstoff , siehe Carboozotine.
Staalsdürgcrfchaftsgesnche — deren Jnstruierung . . I , 13
Stadtbibliothek — Abgabe von zwei Exemplaren

wichtiger Erledigungen des Magistrates . . VIII , 81
Standplätze , siehe Marktfieranten.
Strafcrkcuntnisse , siehe Wehrvorschriftcn.
Steindl , siehe Gipsplatten.
Stcllungspflichtigc — deren Nachstellung . II , 19
Stellwagenverkchr (Automobile ) . . . VI , 60
Steuer , siehe Realsteuer.
Stenereinzahlungsrapportc — deren Übersendung an

die Steueradministrationen . . . VI , 63

Steuerkonteu und Exekutionsaufträge — Angabe der
Beschäftigung des Steuerpflichtigen in denselben IV , 44
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I. Vnulkmungen und Entscheidungen.
i.

Gewerberechtlicher Charakter der Hilfsbetriebe von
Eisenbahnen.

Erkenntnis des k. k. Benvaltnngsgerichlshofes vom 25 . Jnni
1901 , Nr . 5043 (M .-Z . 96280/V ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaliungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Marquis Bacquehern . in Gegenwart der Räthe des k. k. Ver - !
waltungsgerichtsholes Dr . Habercr , Dr . Kleeberg , Dr . Ritter v. Heiterer
und Ritter v. Falser , dann des Schriftführers l. k. Hof -Secretärs Grafen
Kuenburg , über die Beschwerde der Stadtgemeinde Wien , gegen die Ent¬
scheidung des k. k. Eisenbahnministeriums ääto . 9 . Oktober 1900 , Z . 36498,
betreffend die Enheilung des Bauconsenses für die Reconstruction der Fett-
gasanstalt auf dem Bahnhofe in Hütteldorf -Hackmg , nach der am 25 . Juni ^
1901 durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach An¬
hörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Robert
Swoboda,  Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in Vertretung der Be¬
schwerde , ferner der Gegenausführnngen des k. k. Ministerial -Secretärs Dr . ,
Kras  n y, in Vertretung des belangten k. k. Eisenbahnministeriums , sowie des
Dr . Edmund Ludwig Mayer,  Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in Ver¬
tretung des mitbelangten Wilhelm Adolf Haust in Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
Ein Kostenersatz wird nicht auferlegt.

Entscheidungsgründe.
Mit der angefochtenen Entscheidung wurde der k. k. Staatsbahn -Direction

Wien der Bauconsens für die Wiederherstellung des durch Brand zerstörten
Lheiles der Fettgasanstalt auf dem Bahnhöfe Hütteldorf -Hacking und für die
Herstellung einer Filteranlage daselbst ertheilt.

Hiebei wurde die bei der comniissionellen Verhandlung über das Project
von den Vertretern der Gemeinde Wien und mehreren Anrainern ausgestellte
Forderung , dass der Unternehmung die Erwirkung der Genehmigung der
gewerblichen Betriebsanlage bei der Gewerbehörde aufzntragen sei, abgewiesen.

Gegen diesen Theil der Entscheidung ist die vorliegende Beschwerde der
Gemeinde Wien gerichtet.

Dieselbe stützt sich einerseits darauf , dass gemäß H 27 , Z . 28 der Ge¬
werbeordnung bei der Herstellung von Leuchtgasbereitungsanstalten das besondere,
behufs Genehmigung der Betriebsanlagen vorgeschriebene Edictalverfahren
(29 der Gewerbeordnung ) dnrchznführen sei, worauf die Gemeinde ein Recht
habe , weil sie kraft ihrer gesetzlichen Verpflichtung , für die Sicherheit der
Person und des Eigenthums Sorge zu tragen und die Gesundheits - und
Feuerpolizei ausznüben (Z 46 des Gemeindestatntes vom 24 . März 1900,
L.-G .-Bl . Nr . 17 ) , auch rechtliches Gehör vor der competenten Gewerbehörde
erlangen müsse, andererseits darauf , dass es sich im vorliegenden Falle gar
nicht um einen Belrieh der k. k. Staatseisenbahnverwaltung , sondern nm
einen solchen der Firma W . A. Haust als selbständiger Unternehmerin handle.

Die Entscheidung des Eisenbahnministeriums dagegen geht von der
Rechtsanschannng aus , dass nach dem zwischen der k. k. Staatseisenbahnver¬
waltung und der Firma W . A H an st bestehenden Vertragsverhältnifse erster?
Unternehmerin und Snbject des Gaserzengnngsbelriebes , sowie Eigenthümerin
der Anstalt sei, während W . A. Haust nur als Organ der Staatseisenbahn-
verwaltnng mit der Betriebssührnng betraut sei, die Hütteldorfer Ölqasanstalt
somit gemäß Artikel V, lit . I der kaiserlichen Verordnung vom 20 . December
1859 , R .-G .-Bl . Nr . 227 , als ein von der Gewerbeordnung eximierter Hilfs-
betrieb der k. k. Staatsbahnen erscheine, daher einer gewerbebehördlichen Ge¬
nehmigung nicht bedürfe.

In der Gegenschrift behauptet das Eisenbahnministerium , dass die Frage,
ob die gegenständliche Fettgasanstalt einer gewerbebehördlichen Genehmignng
bedürfe , bereits rechtskräftig ansgetragen sei, weil die Gemeinde Wien bei
den commisfionellen Verhandlungen am 16 . Juli und 23 . September 1897
und auch in der gegen den für die Fettgasanstalt mit der Entscheidung des
Eisenbahnministeriums vom 4 . November 1897 , Z . 16240 , ertheilten Ban-
consens Hiergerichts überreichten Beschwerde die Forderung , dass diese Anlage
auch dem gewerbepolizeilichen Verfahren unterzogen werde , nicht gestellt habe

Diese Rechtsanschannng hat der Vcrwaltnngsgerichtshof nicht für zu¬
treffend erkannt.

Denn wenn die Rechtsanschannng der Gemeinde Wien richtig ist, dass
die in Rede stehende Anlage der gewerbebehördlichen Genehmignng bedürfe,
so war dieselbe nicht genöthigt , diese Einwendung bei der ans die Ertheilnng
des Bauconsenses abzielenden Verhandlung vorzubringen , und konnte diese
Frage jederzeit vor und nach Beginn des Betriebes erheben . Aber auch aus
der Entscheidung der k. k. niederösterreichischen Statthallerei voni 10 . Juni
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1900 , Z 26088 , kann die Einwendung der ros juclieata nicht begründet
werden , weil in derselben eine gegen die Gemeinde wirksame Entscheidung
über die Frage , ob die fragliche Anlage einer gewerbebehördlichen Genehmigung
bedürfe , nicht erblickt werden kann.

In der Sache selbst hat der Gerichtshof Folgendes erwogen:
Gemäß Artikel V , lit . I, findet auf die Eifenbahnunternehmnngen die

Gewerbeordnung keine Anwendung.
Der Begriff „ Eisenbahnnnternehmung " umfasst unzweifelhaft alles,

was zum Betriebe der Eisenbahn gehört und für die Bedürfnisse desselben
bestimmt ist, also auch alle Hilfsanstalten für den Betrieb der Unternehmnng.

Wenn nun eine Eisenbahnunternehmung für die Beleuchtung ihrer
Stationsanlagen und ihrer Waggons , und zwar ausschließlich zu diesem Zwecke
das erforderliche Leuchtmateriale , im concreten Falle das Ölgas , in eigenen
Betriebsslätten Herstellen will , so sind dieselben Hilfsanstalten für den Eisen¬
bahnbetrieb , und können auf die Errichtung einer solchen Anstalt die Bestim¬
mungen der Gewerbeordnung nicht Anwendung finden , und es hat daher die
Genehmigung der Betriebsanlage nach dem im dritten Hauptstücke der Ge¬
werbeordnung vorgeschriebenen Verfahren nicht einzutreten ; auf derartige , für
den Eisenbahnbetrieb bestimmte Anlagen find vielmehr die besonderen Be¬
stimmungen der Eisenbahngesktze anzuwenden.

In dieser Beziehung kommt vor allein das Eisenbahn -Concessionsgesetz
(Ministerial -Verordnung vom l4 . September 1854 , R .-G .-Bl . Nr . 238 ) in
Betracht . Hier ist im Z 10 , lit . a , als eine Verpflichtung der concessionierten
Eisenbahn -Unternehmungen vorgeschrieben , dass dieselben beim Baue der Bahn
und der einzelnen Objecte die allgemeinen Bau -, sowie die ihnen etwa er¬
lheilten besonderen Vorschriften genau zu erfüllen haben.

Hieraus geht hervor , dass für alle zum Eisenbahnbetriebe erforderlichen
oder bestimmten Anlagen nur die Baubewillignng einzuholen ist, deren Er-
theilung in der ausschließlichen Competenz des Eisenbahministeriums liegt . Dies
ergibt sich auch aus den Bestimmungen der ZA 18 , 19 und 25 der Verordnung
des Handelsministeriums vom 25 . Jänner 1879 , R .- G .-Bl . Nr . 19 , beziehungs¬
weise aus der Kundmachung des Handels - und Eisenbahnministers vom
19 . Jänner 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 16.

Bei der Ertheilung des Bauconsenses , beziehungsweise bei der derselben
vorangehenden politischen Begehung sind jedoch alle jene Umstände zu berück¬
sichtigen , welche vom Standpunkte des öffentlichen Interesses der Anrainer in
Betracht kommen , wobei noch bemerU wird , dass auch in Hinkunft die Führung
des Betriebes der Controle der zur Überwachung der Eisenbahnanlagen be¬
rufenen Behörden unterliegt.

Die Gemeinde Wien kann daher nicht mit Grund behaupten , dass il>r
die Vertretung der ihr anvertrauten Interessen unmöglich gemacht wäre , wenn
bei Anlagen , in welchen sich sonst unter die Bestimmungen des dritten Haupt¬
stückes der Gewerbeordnung fallende Betriebe bollziehcn , die Genehmigung der
Belriebsanlage nach Vorschrift der Gewerbeordnung nicht einzuholeu ist. Die
für Eisenbahnbauführuligen und Ballführungen ans Eisenbahngruud competente
Behörde hat eben dann bei der Baubewillignng auch die sonst für die Ge¬
nehmigung der Betriebsanlagen in Betracht kommenden Umstände in Rücksicht
zu nehmen . Wenn es sich also thalsächlich um die Betriebsanlage einer Eisen¬
bahn -Unternehmung handelt , so tritt ausschließlich die Competenz des Eisen¬
bahnministeriums zur Ertheilung des Bauconsenses ein , und kommt die Ge¬
nehmigung der Betriebsanlage vom gewerbebehördlichen Standpunkte aus nicht
weiter in Frage.

Wenn die Gemeinde Wien behauptet , dass nicht das Eisenbahnmini-
slerium , sondern das Ministerium des Innern , oder wenigstens dieses im Ein¬
vernehmen mit dem Eijenbahnministerium zur Entscheidung der Frage competent
gewesen wäre , ob das Unternehmen im concreten Falle als ein gewerbliches
anzusehen sei, so ist darauf hinzuweisen , dass die Frage überhaupt vor dem
Eisenbabnministerium nicht zur Entscheidung gebracht worden ist und die Be¬
antwortung derselben nur zur Begründung der Abweisung des von den Ver¬
tretern der Gemeinde Wien bei den commissionellen Verhandlungen vor¬
gebrachten Protestes erforderlich erschien.

Es wäre auch gar nicht in der Competenz des Eisenbahnministeriums
gelegen gewesen , der Forderung der Gemeinde entsprechend in den Bauconsens
eine Bedingung aufzunehmen , welche von der Entscheidung einer Frage ab¬
hängt , die nach der eigenen Anschauung der Gemeinde Wien nicht in die
Competenz des Eisenbahnministeriums fällt.

Die Gemeinde Wien begründet ihre Forderung aber , wie bereits eingangs
erwähnt , noch weiter damit , dass die Ölgasanstalt gar kein Betrieb der Eisen¬
bahn -Unternehmung , sondern eiu Betrieb des selbständigen Unternehmers
W . A . H anst und demnach von den Bestimmungen der Gewerbeordnung nicht
eximiert sei. Auch diese Einwendung beruht auf einer irrigen Auffassung der
Beschwerdeführerin.

Der Verwaltungsgerichtshof hatte nicht in eine nähere Untersuchung des
Verhältnisses , welches zwischen der Staatsbahnverwaltung und der Firma
W . A . Hanst besteht , einzugehen , sondern vielmehr den acteumäßigen That-
bestand seiner Entscheidung zugrunde zu legen . H^ uach wurde das Projekt
sowohl seinerzeit für die Errichtung , als auch gegenwärtig für die Reconstruction
der Ölgasanstalt in Hütteldors -Hacking von der k. k. Staatseisenbahn -Direction
Wien vorgelegt und von dieser der Bauconsens angestrebt und auch erworben.

Der Zweck der Anlage ist die Erzeugung und Comprimierung des zur
Beleuchtung der Wagen der Wiener Stadtbahn , sowie im Falle der Auf¬
lassung der Fettgasanstalt am Westbahnhofe in Wien zur Beleuchtung der
Wagen der k. k. Slaalsbahnen im allgemeinen erforderlichen Fettgases.

Es handelt sich also überhaupt nicht um ein gewerbliches Unternehmen,
sondern um eine Anstalt , welche ausschließlich für den Zweck des Eisenbahn¬
betriebes der Staatsverwaltung errichtet werden sollte . Auch die beschwerde-
führende Gemeinde behauptet nicht und weist auch nicht nach , dass die Firma

W . A . Hanst in der in Rede stehenden Ölgasanstalt Ölgas zu einem anderen
Zwecke als dem oben umschriebenen erzeuge.

Bei dieser Sachlage kann nicht behauptet werden , dass die Firma W . A.
Hanst — es möge ihr Verhältnis zur Staatseisenbahn -Verwaltung wie
immer geregelt sein — die Fettgas -Erzeugung in der in Rede stehenden Anstalt
als ein selbständiges gewerbliches Unternehmen betreibe , sie erscheint vielmebr
nur als Beauftragte der Eisenbahnverwaltung , und wie ihre Entlohnung für
die Betriebsführung geregelt ist, in welcher Weise sie den Betrieb selbst ein¬
gerichtet hat , wie das Verhältnis zum Arbeitspersonale geregelt ist, das alles
ist für die Beurtheilung der Eigenschaft der gegenständlichen Anstalt irrelevant.

Die Firma kann daher welche Vortheile immer aus dem Betriebe der
Anstalt erzielen , immer aber ist es ein Betrieb der Eisenbahnverwaltung , der
ausschließlich deren Zwecken dient.

Wenn die Gemeinde Wien sich auf eiu Erkenntnis der niederösterreichischen
Statlhalterei vom 10 . Juni 1900 , Z . 26088 , bezieht , mit welchem W . A.
Hanst wegen unbefugten Betriebes der Hütteldorfer Ölgasanstalt nach Z 132,
lit . a , bestraft wurde , und aus dieser Entscheidung ableitet , dass damit von
den kompetenten Gewerbebehörden bereits rechtskräftig die Eigenschaft der
Hütteldorfer Ölgasanstalt als eines selbständigen Gewerbsunternehmens der
Firma W . A . Hanst  ausgesprochen sei, so ist dies nicht zutreffend , weil für
die Entscheidung in dem Verfahren vor den Eisenbahnbehörden eine Ent¬
scheidung der Gewerbebehörde nicht präjudiciell sein kann , andererseits aber
auch in der angeführten gewerbebehördltchen Entscheidung nicht der von der
Gemeinde Wien behauptete Ausspruch gelegen ist.

Denn es handelt sich damals nicht um die Eigenschaft der Anlage,
sondern um die Qualification der Beschäftigung der Firma W . A Hanst,
und nur diese Beschäftigung wurde von der Gewerbebehörde als eine gewerb¬
liche, daher nach der Gewerbeordnung zu beurtheileude Beschäftigung erkannt.

In diesen Erwägungen musste die Beschwerde als unbegründet abge¬
wiesen werden.

2 .
Calcium -Carbid und Acetylen.

Die mit den Erlässen der k. k. n.-ö. Statlhalterei vom
Id . Juni 1897 , Z . 22112 , und vom 19. Juli 1898 , Z . 3352,
ertheilten Weisungen in Betreff der Herstellung und Verwendung
von Calcium -Carbid und Acetylen (siehe Amtsblatt Nr . 61 vom
Jahre 1897 , Gesetze und Verordnungen u. s. w. VII . 18, paZ . 69,
und Amtblatt vom Jahre 1899 , Gesetze, Verordnungen u. s. w.
II . 4, xa §. 10) werden durch nachstehende Verordnung der
Ministerien des Innern , des Handels und der Eisen¬
bahnen vom 14 . November  1901 , R .- G . -Bl . Nr . 184,
außer Kraft gesetzt:

Diese Verordnung hat folgenden Wortlaut:
Unter Zugrundelegung der bisherigen Erfahrungen über die Eigen¬

schaften des Calcium -Carbids (6 a. 0z ) und des aus demselben zu gewinnenden
Leuchtstoffes Acetylen (Or 82 ) werden hinsichtlich der Herstellung und der
Verwendung dieser beiden Stoffe , sowie des Verkehres mit denselben auf
Grund der Gewerbeordnung , des Sanitätsgesetzes vom 30 . April 1870,
R .-G .-Bl . Nr . 68 , und des Gesetzes vom 27 . Mai 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 134,
betreffend Anordnungen gegen den gemeingefährlichen Gebrauch von Spreng¬
stoffen, zur Wahrung der hiebei in Betracht kommenden öffentlichen Rücksichten
folgende Anordnungen — vorbehaltlich der nach Maßgabe weiterer Er¬
fahrungen vorzunehmenden definitiven Regelung — getroffen:

4 . Netreffend das tzatcium-Karbid.
B e tr i e b s a » l a g eu.

H 1 . Die Betriebsanlageu für gewerbsmäßige Herstellung von Calcium-
Carbid , sowie , wenn hiebei Carbid in der im Z 4 bezeichneten Menge eingelagert
wird , auch für den Handel mit diesem Produkte unterliegen gemäß Z 25 des
Gewerbegesetzes vom 15 . März 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 89 , vor ihrer Inbetrieb¬
setzung der gewerbebehördlichen Genehmigung , und hat bei Errichtung von
Calcium -Carbid . Fabriken zufolge Z . 5 des Z 27 des citierten Gesetzes das
in diesem Gesetze sür derartige Betriebsanlageu vorgeschriebene Edictalversahren
Anwendung zn finden.

Deponierung.

Z 2 . Das Calcium -Carbid ist ohne Unterschied der Quantität stets in
gas - und wasserdicht verschlossenen Metallbehältern aufzubewahren.

Gelangt nicht der ganze Inhalt eines Behälters auf einmal zur Ver¬
wendung , so ist das Carbid demselben nur nach Maßgabe des jeweiligen
augenblicklichen Bedarfes zu entnehmen.

Die Carbidbehälter sollen derart beschaffen sein , dass der Verschluss
derselben nach einer nur theilweisen Entleerung leicht und sicher wieder
hergestellt werden kann.

Die Metallbehälter haben an der Vorderseite in auffälligen Lettern
die Aufschrift zu tragen : „ Calcium -Carbid ! Stets gut verschlaffen und trocken
zu halten !"

Die Behälter dürfen nicht ans den im § 29 bezeichneten Metallen
hergestellt sein.
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8 3 . Die Deponierung des Calcium -Carbids bis zu einem Quantum
von 150 ist in Wohngebäuden gestaltet , wobei jedoch in je einem Metall¬
behälter nicht mehr als 50 Carbid enthalten sein dürfen.

Die hiefür bestimmten Räume müssen gegen Feuersgefahr und gegen
Eindringen von Feuchtigkeit möglichst geschützt sein . Kellerräume sind unter
allen Umständen ausgeschlossen.

8 4 . Calcium -Carbid ln Mengen von mehr als 150 Lss muss , wenn
die Einlagerung voraussichtlich nicht länger als drei Tage dauern wird , unter
Beobachtung der im § 3 verlangten Vorsichten in abgeschlossenen Magazinen
verwahrt werde » . Wenn es sich um die voraussichtlich längere Lagerung von
Calcium -Carbid in Mengen von mehr als 150 üg; handelt , müssen lür diesen
Zweck eigene Magazine verwendet werden , in welchen außer den zur Reinigung
des Acetylens verwendeten Chemikalien keine sonstigen Materialien gelagert
werden dürfen.

Diese Magazine müssen feuersicher gebaut , mit leichtem Dach versehen
sein , dürfen nur feuersicher absperrbare Thür - und Fensteröffnungen besitzen
und nicht in einem Jnundationsgebiete stehen , noch aufsteigenden Grund¬
wässern erreichbar sein.

Die Ventilation muss eine ausgiebige sein ; die Ventilationsöffunngen
(Schläuche ) sind stets offen zu halten , dürfen überhaupt keine verschließbaren
Vorrichtungen besitzen und müssen so beschaffen sein, dass Regen unb Schnee
nicht dnrch dieselben in die Magazine dringen , dagegen aber das Gas auch
von den höchst gelegenen Punkten des Raumes entweichen kan » .

In den Magazinsräumen darf nicht mit offenem Lichte manipuliert
werden . Eine eventuelle künstliche Beleuchtung hat von außen unter gehörigem
Glasverschluffe gegen den Magazinsraum zu geschehen.

Das Rauchen ist in diesen Räumen verboten.
8 5 . In Verkaufslocalen kann Calcium -Carbid bis zu 20 IcZ auf-

bewahrt werden.
Manipulation.

Z 6 . Die Zerkleinerung des Calcium -Carbids muss mit möglichster Ver¬
meidung jeder Staubentwicklung erfolgen ; bei umfangreicheren Arbeiten dieser
Art sind die Arbeiter mit Respiratoren und Schutzbrillen zu versehen.

Versendung.
ß 7 . Die Versendung des Calcium -Carbids darf nur in gas - und wasser¬

dichten Metallbehältern erfolgen , deren Verschluss die möglichste Gewähr
gegen eine unbefugte Öffnung bietet.

3 . Betreffend das Acetylen.
I . Allgemeine Bestimmungen.

Flüssiges Acetylen.
8 . 8 . Ans flüssiges Acetylen haben die Bestimmungen des Gesetzes vom

27 . Mai 1885 , R .-G .- Bl . Nr . 184 , gegen den gemeingefährlichen Gebrauch
von Sprengstoffen und die gemeingefährliche Gebarung mit denselben und der
zu diesem Gesetze erlassene » Verordnungen Anwendung zu finden.

Die Herstellnug und Verwendung flüssigen Acetylens — wissenschaftliche
Versuche in Laboratorien ausgenommen — ist dermalen unzulässig.

Gasförmiges Acetylen.
8 9 . Comprimiertes Acetylengas , das heißt mit einem Drucke von

mehr als l ' I Atmosphären absolut (8 32 ), darf nur in Mischungen mit
anderen Gasen über specielle Bewilligung der politischen Landcsbehörde»
erzeugt und angewendet werden.

Eine Mischung von Acetylengas und Fettgas , in welcher höchstens
50 Percent Acetylengas enthalten sein darf , kann einem Drucke bis zu 10 Atmo¬
sphären (absolut ) ausgesetzt werden.

Bei Mischungen von Acetylen mit anderen Gasen ist ein Druck bis zu
6 Atmosphären (absolut ) gestattet.

Die Mischungsverhältnisse müssen einen von der competenten Behörde
als zulässig erachteten Grad der Sicherheit gegen Explosion besitzen. Der
betreffende Gesuchsteller hat sich genau an die limitierten Mischungsverhältnisse
zu halten.

Die Mischung von Acetylen mit atmosphärischer Luft ist unter allen
Umständen untersagt.

Im übrigen ist die Erzeugung gasförmigen Acetylens nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen gestaltet.

8 10 . Die Betriebsanlagen für gewerbsmäßige Erzeugung von Acetylen¬
gas unterliegen gemäß 8 27 , Punkt 28 der Gewerbeordnung der gewerbe-
behördlichen Genehmigung . Zu der commissionellen Verhandlung über die
Betriebsanlage hat die Gewerbebehörde einen im Fache erfahrenen Sach¬
verständigen beizuziehe » .

8 11 . Die Aufstellung stabiler Apparate zur Erzeugung von Acetylengas
für nicht gewerbliche Zwecke , sowie wesentliche Änderungen an solchen Apparaten
dürfen nur von den nach 8 13 concessionierten Acetylengas -Jnstallateuren
vorgenommen werden und sind von den letzteren vor Beginn der Jnstalia-
lionsarbeiten der politischen Behöroe erster Instanz unter Bekanntgabe des
Systems des Apparates und unter Bezeichnung des Raumes , wo dessen Auf¬
stellung beabsichtigt ist, anznzeigen.

Die genannte Behörde ist berechtigt , sofern es ihr aus öffentlichen
Rücksichten geboten erscheint , sich in einem von ihr für geeignet erachteten
Zeitpunkte an Ort und Stelle von der Beobachtung der bestehenden Vor¬
schriften von amtswegen zu überzeugen . Dieselbe hat die Abstellung etwa Vor¬
gefundener Vorschriftswidrigkeiteu zu veranlassen , eventuell , wenn es Rücksichten
des öffentlichen Interesses erheischen , die Sistierung des Betriebes zu ver¬
fügen.

Die .Aufstellung und der ,Betrieb stabiler Apparate der im 8.. 17) 1>t . Z
und d , bezeichneten Kategorie , sowie die Vornahme wesentlicher Änderungen
an solchen Apparaten sind an eine besondere Bewilligung der im ersten Absätze
bezeichneten Behörde geknüpft , welche nach Einvernahme der Gewerbebehörde
auf Grund einer unter Zuziehung von Sachverständigen , Interessenten und
Vertretern der Gemeinde an Ort und Stelle vorzunehmenden commissionellen
Verhandlung ertheilt werden kann . In solchen Fällen hat die im ersten Absätze
vorgeschriebene Anzeige die uöthigen Pläne und Beschreibungen ^ der Anlage
zu enthalten und darf mit den betreffenden Arbeiten erst nach erhaltener be¬
hördlicher Bewilligung begonnen werden.

8 12 . In den Fällen der 88 10 und 11 ist von der commissionierenden
beziehungsweise revidierenden Behörde gleichzeitig die Erfüllung der im vorher¬
gegangenen Abschnitte hinsichtlich der Deponierung des Calcium -Carbids
gegebenen Vorschriften sicherzustellen.

Concessionspflicht.
8 13 . Die gewerbsmäßige Aufstellung stabiler Apparate , beziehungsweise

Ausführung von Acetylengas -Leitungen und -Beleuchtungseinrichtungen ist
gemäß 8 15 , Z . 17 der Gewerbeordnung an eine Concession gebunden.

Bewerber um eine solche Concession haben außer den allgemeinen Be¬
dingungen des 8 23 der Gewerbeordnung ihre besondere Befähigung nach den
Bestimmungen des Punktes 8 der Ministerial -Verordnnnq vom 17 . September
1883 , R .- G .-Bl . Nr . 151 , uachzuweisen.

Die hienach concessionierten Gasinstallateure sind verpflichtet , über die
von ihnen zur Ausführung übernommenen Acetylengasarbeiten eine — von
den etwa gleichzeitig ihnen obliegenden Vormerkungen über Leuchtgasarbeiten
(8 2 der Ministerial -Verordnung vom 9 . Mai 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 76 ) ab¬
gesonderte — genaue chronologische Vormerkung zu führen , in welche die
Gewerbebehörde I . Instanz jederzeit Einsicht nehmen kann.

Prüfung der Apparate.
8 14 , Für Acetylengasanlagen aller Art (8 17 , iit . a bis k ) dürfen

nur solche Apparate in den Verkehr gebracht werde »,ederen System von der
politischen Landesbehörde , in deren Verwaltungsgebiet sich der Standort der
den Vertrieb beabsichtigenden Firma befindet , auf Grund fachmännischer
Prüfung für zulässig erklärt ist.

Hiebei ist auch die Richtigkeit und Vollständigkeit der von der ein¬
schreitenden Firma im Entwürfe beizubringenden , im 8 13 vorgesehenen
Beschreibung (Belehrung ) zu überprüfen.

Liegt der Standort der Firma außerhalb des Geltungsgebietes dieser
Verordnung , so ist zur Znsjissigkeitserklärung jene politische Laudesbehörde
berufen , in deren Verwaltungsgebiete die Firma Niederlagen ihrer Apparate
errichten oder Apparate aufstellen will.

Beigabe einer Belehrung zum Apparate.
8 15 . Jedem Apparate muss eine genaue Beschreibung seiner Con-

struction , sowie seiner Handhabung und Bedienung beigegeben sein, welche
auch die nötbigen Anhaltspunkte für die Beurtheiluug einer entsprechenden
Reinheit des Gases anzugeben hat.

Diese Beschreibung hat ferner die nach 8 14 dieser Verordnung erfolgte
Genehmigung des bezüglichen Systems unter Nennung der betreffenden Be¬
hörde und der Daten ihres Genehmigungsbescheides auszuweisen , sowie eine
Belehrung zu enthalten über die Behandlung und über die Eigenschaften des
Calcium - Carbids und des Acetylengases , über die aus denselben resultierenden
eventuellen Gefahren und über das zur Vermeidung , beziehungsweise bei
Eintritt der letzteren zu beobachtende Verhalten.

Diese Beschreibung beziehungsweise Belehrung ist im Apparatenraume
an augenfälliger Stelle verglast aufzuhängen.

Bedienung der Apparate.
8 16 . Alle Apparate sind nur von geeigneten und verlässlichen Personen

zu bedienen . Handelt es sich um Anlagen , welche auf einen gleichzeitigen
Acetylenconsum von mehr als 1000 Stundenlitern eingerichtet sind , oder um
stabile , auf einen geringeren Consum eingerichtete Apparate , welche derart
konstruiert sind , dass die Entleerung , sowie die Ncubeschickung mit Carbid
durch Öffnen von mit Acetylengas gefüllten Apparatentheilen oder überhaupt
durch Manipulationen an solchen Apparatentheilen erfolgt , so hat die nach
8 10 , beziehungsweise nach 8 11 competentel Behörde über die diesfällige
Eignung der vom Inhaber der Anlage namhaft zu machenden Personen unter
Bedachtnahme auf die Größe der Anlage zu entscheiden.

II . Besondere Bestimmungen.

a ) Für Acetylengas -Erzeugungs -Apparate.

Gliederung nach dem Systeme und der Verwendung
der Apparate.

8 17 . Die Apparate zur Acetylengas -Erzengung gliedern sich:
1 . hinsichtlich ihres Systems in:

a) Apparate , bei denen das Wasser in kleinen Mengen auf das Calcium-
Carbid tropft oder fließt;

b ) Apparate , bei denen das gesammte Calcium -Carbid in das Wasser
gesenkt wird;

o) Apparate , bei denen das Wasser von unten an das Calcium -Carbid
heransteigt;

ä ) Apparate , bei denen das Calcium - Carbid portionsweise in das
Wasser fällt:
2. hinsichtlich der Art ihrer Verwendung in:

1*
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«) portative Apparate in Form von Tischlampen , Projectionslampen,
Wagen - und Fahrradlaternen , Gasöfen rc . ;

k) stabile Hausapparate zur Beleuchtung von Wohnräumen und Wohn¬
gebäuden ;

x ) Apparate zur Beleuchtung von Gebäuden , in welchen sich dauernd oder
zeitweilig eine größere Anzahl von Menschen aushält (wie Gasthäuser,
Fabriken , große Gewerbe -Etablissements , Spitäler rc .) ;

I>) Apparate zur Beleuchtung von Städten , Stadttheilen , Ortschaften oder
größeren Gebäiidecomplexen (Centralanlageu ).
8 18 . Apparate des Systems a dürfen nur bei portativen Lampen und

Laternen in Anwendung kommen.
Diese Apparate sind vorläufig im allgemeinen nur als Fahrrad - und

Wageulateruen zulässig , zum Gebrauche in Wohnräumen dagegen nur dann,
wenn der Brenner mittels eines Hahues vom Gasbehälter abgesperrt und
das bei der Nachvergasung sich entwickelnde Acetylen in einer gefahrlosen
Weise im Apparate zurückbehalten werden kann.

8 19 . Für Acetylengasanlagen , die auf einen gleichzeitigen Acetylen-
consum von mehr als 1000 Stundenlitern eingerichtet sind , dürfen keine
Apparate verwendet werden , bei welchen die Entfernung des Wassers und der
Rückstände , sowie die Neubeschickung mit Carbid durch Öffnen von mit
Acetylengas gefüllten Apparatentheileu oder überhaupt durch Manipulationen
seitens des Bedienungspersonales an solchen Apparatentheileu erfolgt.

Wenn die Apparate im automatischen Betriebe eingerichtet sind, sollen
die automatischen Vorrichtungen streng auf sicheres Functionieren in allen
möglichen Fällen überprüft werden.

Z 80 . Apparate der Systeme i> und e dürfen nur dann in Anwendung
kommen , wenn der Nachweis erbracht wird , dass eine Nachvcrgasung bei den¬
selben nicht stattfindet oder dass eine solche nicht hinderlich oder schädlich
wirken kann.

Von der politischen Landesbehörde gemäß 8 14 genehmigte Apparate
des Systems ä sind rücksichtlich ihrer Verwendung au weitere Beschränkungen
nicht gebunden . Bei den einzelnen Apparaten dieses Systems muss der Glas¬
behälter groß genug sein , um die von einer Tarbidportion entwickelte Gas-
menge aufzunehmen.

8 21 . Apparate der Kategorie k dürfen in den Wohnräumen selbst
nicht aufgestellt werden , können jedoch in Nebeuräumen , Souterrainräumen,
welche nicht zu Wobuzwecken benützt werden , dann untergebracht werden,
wenn die jeweilige mit Wasser in Contact kommende Carbidmenge 2 üZ nicht
übersteigt und der Gassammler nicht mehr als 600 1 Gas aufzunehmen
imstande ist.

Diese Räume , welche zu keinem anderst ! Zwecke zu verwenden sind,
müssen mindestens so groß sein, dass deren Gesammtfläche das Dreifache der
von den Apparaten bedeckten Bodenfläche beträgt.

Kellerräume sind von der Verwendung zur Aufstellung der im ersten
Absätze ermähnten Apparate unter allen Umständen ausgeschlossen.

8 22 . Die Apparate der Kategorie A sind immer in einem eigens hiezu
bestimmten feuersicheren , mit einem leichten Dache versehenen Gebäude aus¬
zustellen.

Dieses Gebäude ist von Wohngebäuden 10 m entfernt anzubringen oder
durch eine Brandmauer von denselben zu trennen , wenn die jeweilige mit
Wasser in Contact kommende Carbidmenge 25 Zlc übersteigt und der Gas¬
sammler mehr als 8m ° Gas aufzunehmen imstande ist.

Für Anlagen , deren Leistungsfähigkeit die eben erwähnte Grenze nicht
übersteigt , genügt eine Entfernung von 5 in von Wohngebäuden.

8 23 . Apparate der Kategorie !r (Centralanlageu ) sind so aufzustellen,
dass der Gas - Erzeuger und der Gassammler sich in von einander getrennten
Gehäusen befinden . Der Gassammler kann auch im Freien untergebracht
werden.

Die Anlage ist von Wohngebäuden 10 m entfernt anzubringen oder
durch eine Brandmauer von denselben zu trennen . Dieselbe ist überdies mit
Blitzableitern zu versehen und durch eine Einfriedung gegen die Annäherung
Unberufener zu sichern.

Beschaffenheit der Räume,
ß 24 . Alle Räume , in welchen Acetylengas -Apparate der Kategorie k, g;

und li aufgestellt werden sollen , müssen wasserundurchlässig gepflastert , aus¬
reichend ventilierbar sein und hinreichendes Tageslicht , sowie nach außen
ausschlagbare Thüren erhalten.

Die Ventilationsöffnungen dürfen keine verschließbaren Vorrichtungen
besitzen , müssen also stets offen gehalten werden , dabei aber so beschaffen sein,
dass Regen und Schnee nicht durch dieselben eindringen kann . Ihre An¬
bringung hat derart zu erfolgen , dass Gas auch von den höchst gelegenen
Punkten des Raumes entweichen kann.

In diesen Räumen sind keinerlei Feuerstellen anzubringen , und dürfen
dieselben nur von außen hinter Glasverschluss beleuchtet werden.

Kennzeichnung der Räume.
8 25 . Bei allen im 824 bezeichneten Räumen ist an der Eingangsthür

eine Tafel anzubringen , mit dem Inhalte : „ Acetylengas -Anlagen ! Fremden
ist der Eintritt verboten . Jede Manipulation mir offenem Lichte, sowie das
Rauchen sind strengstens untersagt ."

Maßnahmen bei Ausbruch eines Feuers.
8 26 . Wenn in der Nähe der Anlage Feuer zum Ausbruche kommt,

darf der Haupthahn nicht früher abgesperrt werden , bevor nicht volle Ge¬
wissheit darüber besteht , dass in jenen gesährdeten Räumen , in welche sich die
Rohrleitung erstreckt , keine Personen mehr anwesend sind.

Zum Löschen einer allfälligen Feuersbrunst ist im Locale stets Sand,
Asche oder Erde bereit zu halten.

8 27 . Die Ortsfeuerwehr ist mit solchen Anlagen bekanntzumachen.

Manipulation bei Beschickung und Entleerung der
Apparate.

8 28 . In dem Raume , in welchem sich der Erzeuger befindet , darf nie
gleichzeitig mit Wasser und Carbid manipuliert werden . Erst nach Beschickung
des Apparates mit Wasser ist die Manipulation mit Carbid vorzunehmen.

Die Entleerung der Rückstände muss bei allen Apparaten so erfolgen,
dass keine solche Quantität von Acetylengas entweicht , die im Locale explosible
Gasluftgemische erzeugen könnte.

Apparate , die das Calcium -Carbid so unvollständig zersetzen, dass im
Rückstände größere unvergaste Carbidstücke oder große Mengen von Acetylengas
uachgewiesen werden , find nicht zulässig.

Nichtverweudbare Metalle.
8 29 . Zur Construction von Apparaten , in welchen Acetylengas erzengt

werden soll, dürfen , insoweit das Materiale mit Calcium -Carbid oder
Acetylengas in Berührung kommen kann , Metalle , welche mit Acetylen
explosible Verbindungen entgehen , insbesondere Kupfer und Quecksilber , nicht
in Verwendung genommen werden.

Construction der Apparate.
8 30 . Der Vergaser muss mit der Glasglocke durch feste Rohre ver¬

bunden sein ; Schläuche jeder Art sind unzulässig.
Apparatentheile , die Acetylengas enthalten , dürfen bei stabilen Apparaten

nicht gelölhet , sondern müssen genietet oder patcnlgeschweißt sein.
8 31 . Bel Anlagen , deren System nicht schon von vornherein die Über¬

schreitung des zulässigen Druckes ausschließt , sind Manometer überall dort an-
zubringen , wo eine Drucküberschreituiig stattfinden kann.

Waffermanometer müssen absperrbar und doppelt so lang sein , als es
für den normalen Druck nothwendig wäre.

Qnecksilbermanometer sind unbedingt ausgeschlossen.

Zulässiger Gasdruck.
8 32 . Der Gasdruck in den Gas - Erzeugern , Gasbehältern und Rohr¬

leitungen und sonstigen Theilen der Anlagen darf 1' 1 Atmosphäre (100 om
Überdruck ) nicht übersteigen (8 9 ).

Bedeutende Druckschwankungen sollen im Erzeuger in keinem Momente
des Betriebes Vorkommen.

Sicherheitsventil.
8 33 . Jeder Apparat muss mit einem Sicherheitsventil oder einem

Überlaufrohre versehen sein.
Jedenfalls muss das ausströmende Gas direct ins Freie geleitet werden.

Das zu diesem Zwecke angebrachte Überlaufrohr , beziehungsweise das Ab¬
leitungsrohr vom Sicherheitsventil mündet am besten über Dach . Keinesfalls
darf das Rohr in der Nähe von Wohnräumen und Fenstern oder derart an¬
gebracht werden , dass das Gas von unbefugter Hand angezündet werden !kann ;
auch ist die Nähe der Kamine zu vermeiden.

Das Rohr muss gegen das Eindringen von Regen und Schnee gehörig
geschützt sein.

Sperrflüssigkeit.
8 34 . Wo bei Gasbehältern die Gefahr des Einfrierens nicht auf andere

geeignete Weise beseitigt erscheint , ist als Sperrflüssigkeit eine Kochsalzlösung
zu verwenden.

Zulässige Temperatur.
8 - 35 . Die Temperatur , welche durch die Zersetzung des Calcium -Carbids

mit Wasser im Gasraume des Entwicklers erzeugt wird , darf in keinem Augen¬
blicke des Vergasungsprocesses 50 ° C . übersteigen.

Ausgenommen sind nur portative einflammige Apparate , bei welchen eine
Temperatur von 80 ° C . zulässig ist.

Reinigung s - und Trockenvorrichtungen.
8 36 . Bei stabilen Acetylengasanlagen sind , sofern das System dies

nicht überflüssig macht , Wäscher , jedenfalls aber Reinigungs - und Trocken-
apparale einzuschalten , und ist mit besonderer Sorgfalt darauf zu sehen , dass
das Gas thunlichst unmittelbar nach der Erzeugung , jedenfalls aber vor dem
Hanpthahne von den beigemengten Verunreinigungen , namentlich Ammoniak,
Schwefelwasserstoff und Phospyorwafserstoff befreit wird.

Ob die Reinigung des Gases eine genügende ist, wird insbesondere bei der
Prüfung des Systems unter Festhaltung der Thatsache zu constatieren sein , dass
der Reiniger hinlänglich groß ist, um alle Beimengungen bis auf unschädliche
Quantitäten zu beseitigen.

Vorsichtsmaßregeln bei Reparaturen.
8 37 . An Apparaten sind Reparaturen , bei welchen Stichflammen in

Verwendung kommen , nur dann vorzunehmen , wenn in keinem Apparaten¬
theile im Bereiche der Reparatur Gas enthalten und die betreffende Stelle
durch Schließen der Hähne isoliert ist.

Signalvorrichtungen.
ß 38 . Bei automatisch wirkenden Systemen sind Signalvorrichtungen

auzubringen , welche den höchsten und den niedrigsten zulässigen Stand der Glocke
anzeigen.

Diese Signalvorrichtungen müssen jedoch so beschaffen sein, dass das
Entstehen von Funken im Inneren des Apparatenraumes ausgeschlossen ist.
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I») Leitungen und Belenchtungsgegenstände.
8 39 . Für die Acetylengasleitungen haben im allgemeinen die Bestim¬

mungen des Gasregulatiss (Ministcrial -Berortnung vom9 . Mai 1875 , R .-G .-Bl.
Nr . 76 ) zu gellen , jedoch ist für die Manometerproben nicht eine Wassersäule
von 237 mm , sondern mindestens eine solche von 350 mm , bei einem Brenner¬
drucke von mehr als 117 mm aber der dreisache Brennerdruck zur Grundlage
zu nehmen . Der Drnckverlust darf während 5 Minuten nicht mehr als 20 mm
betragen.

Verwendung bestehender Gasleitungen.
ß 40 . Bestehende Leitungen für Steiukohlengas können sür Acetylengas

verwendet werden , wenn eine vorzunehmende Prüfung derselben ergibt , dass
diese Leitungen die für Acetylengas erforderliche höhere Dichtung besitzen.

Material für die Leitungen.
§ 41 . Zu den Leitungen ist in der Regel nur Eisen und Blei zu ver¬

wenden , jedenfalls find die im Z 29 vorgesehenen Metalle , insbesondere Kupfer
von der Verwendung unbedingt ausgeschlossen . Gummischläuche sind nur als
Verbindungen mit beweglichen Lampen , Gasöfen rc. gestattet , jedoch muss jeder
Schlauch von der currenten Leitung durch einen Hahn abgeschlossen werden
können , wogegen an der Lampe , dem Gasofen rc . ein solcher Absperrhahn
nicht angebracht werden darf.

Bleirohre dürfen nur dort , wo sie mechanischen Beschädigungen nicht
ausgesetzt und stets freiliegend sind , in Anwendung gebracht werden.

8 42 . Bei Leitungen in Wohnungen haben die Gewinde eine Länge zu
erhalten , die dem äußeren Rohrdurchmefser mindestens gleichkomml ; die Ge¬
winde der Brenner müssen mindestens 1 em lang sein.

Entfernung der ersten Flamme vom Gasbehälter.
8 43 . Bei stabilen Apparaten muss die dem Gasbehälter zunächst anzu¬

bringende Flamme mindestens 3 m , längs des Rohres gemessen , vom Gas¬
behälter entfernt sein.

e> Abfuhr und Verwertung der Rückstände.
8 44 . Die Rückstände aus den Acetylenbeleuchtungs -Apparaten sind im

allgemeinen auf unschädliche Weise zu beseitigen . Sie können in Senkgruben
geschüttet , von Zeit zu Zeit auf das Feld verführt oder zur Mörtelbereitung
oder zum Kalkanstriche der Wände verwendet werden.

8 45 . Eine Beseitigung der Rückstände durch Ausschütten in die Aborte
ist nur bei den Apparaten der Kategorie s und 1 des 8 1? , und zwar nur
dann zulässig , wenn die Beseitigung nach gründlicher Vermischung mit einem
mindestens zehnfach größeren Wassecquantum erfolgt und wenn eine Canali-
sation mit Wasserspülung vorhanden ist.

Ist eine Canalisation mit hinreichender Wasserspülung nicht vorhanden,
so sind die Rückstände aus den bezeichneten Apparaten auf die im 8 44 an¬
gegebene Weise zu beseitigen.

Für die Rückstände ans den Apparaten der Kategorie ^ und ir des
8 17 sind eigene wasserundurchlässige Gruben mit genau passendem Deckel
anzulegen , deren Inhalt von Zeit zu Zeit auf das Feld zu verführen ist oder
zur Mörtelbereituug oder zum Kalkanstriche der Wände verwendet werden kann.

Straf - und Schkussöeliimmungen.
8 46 . Übertretungen der Bestimmungen dieser Verordnung werden , in¬

sofern sie nicht unter das allgemeine Strafgesetz oder unter die Strafbestim¬
mungen der Gewerbeordnung oder anderer Gesetze fallen , gemäß der Mini-
sterial -Verordnung vom 30 . September 1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , mit Geld¬
strafen von 2 bis 200 L oder mit Arrest von 6 Stunden bis zu 14 Tagen
geahndet.

8 47 . Für den Bereich der Eisenbahnen haben die Bestimmungen dieser
Verordnung insofern in Anwendung zu kommen , als sie sich nicht auf gewerbc-
mäßige Betriebe (Artikel V , lit . I des Kundmachungspatentes zur Gewerks-
ordnung vom 20 . December 1859 , R .-G .-Bl . Nr . 227 ) beziehen und nicht
besondere Vorschriften Uber den Transport auf Eisenbahnen und die Ein¬
lagerung in Eisenbahumagazine anderweitige Anordnungen enthalten.

Hiebei ist jedoch an Stelle der in den 88 9, 11 , l4uud 16 bezeichneten
Behörden , soweit es sich um den Betrieb der Eisenbahn handelt , die Eisen¬
bahnaufsichtsbehörde (8 8 der Kundmachung vom 19 . Jänner 1896 , R .- G .-Bl.
Nr . 16) zu den dort vorgesehenen Amtshandlungen berufen , welche in den
Fällen , wo die Aufstellung von Acetylenapparaten an eine besondere behörd¬
liche Bewilligung geknüpft ist (811 , Absatz 3) , vor der Entscheidung das Ein¬
vernehmen mit der politischen Landesbehörde zu Pflegen hat . Der genannten
Aufsichtsbehörde steht es auch frei , die in 811 , Absatz 1 bezeichneten Arbeiten
solchen entsprechend qualificierten Eisenbahuorganen zu übertragen , welche sich
nicht im Besitze der im 8 13 vorgesehenen Conccssion befinden.

8 48 . Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in Kraft.

S
Bequartierung der zur unentgeltlichen Probedienst-
leistung behufs Erlangung einer Anstellung im

öffentliche » Dienste beurlaubten Unteroffieiere.
Circular -Etlass der k. k. n :-ö. Statthalterei vom 14 . No¬

vember 190l , Z . 102834 (M .-Z . 94895/XV1 .) :
DaS k. u . !. Reichs -Kriegsmiuisterium hat mit dem Erlasse Z . 4848

vom II . Octoder 1901 angeordnel , dass in Hinkunft sür die zur unentgelt¬
lichen Probedienstleistung (Probepraxis ) behufs Erlangung einer Anstellung im

öffentlichen Dienste beurlaubten Ilnterofstciere , wenn deren Unterbringung in einem
Militär -Unterkunftsobjecte nicht thunlich sein sollte , die Unterkunft auf Grund
des Emquartierungsgesetzes bei den Gemeinden nicht mehr anzufordecn , sondern
diesen Unterofficieren ausnahmsweise behufs Selbstmiete der Unterkunft —
ohne Rücksicht auf die Charge — die im Milnär -Zinstarife festgesetze Ver¬
gütung für die Unterkunft und die Einrichtung , und zwar den nach I . Claffe
Verheirateten , die unter Tarifpost 13 o, den übrigen dte unter Tarifpost 13 ä
angeführte Vergütung , nach Tagesquoten berechnet , monatlich im vorhinein
bar zu erfolgen ist.

Gleichzeitig wurde den betreffenden Militärbehörden aufgetragen , diesen
Erlass vorläufig beim 8 30 , Punkt 1 und 8 59 , Punkt 2 e der Gebüren-
vorschrift für das k. » . k. Heer , I . Theil , ferner beim Punkt 14 der Be¬
merkungen zur Beilage 20 der Vorschrift sür die Sicherstellung und Verwertung
der Militär -Unterkünfte vorzumerken.

Hievon werden alle k. k. Bezirkshauptmaunschaften in Niederösterreich,
der Wiener Magistrat , alle magistratischen Bezirksämter in Wien , die Stadt-
räthe von Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Ibbs zur Kenntnisnahme
und beziehungsweise zur entsprechenden Verlautbarung verständigt.

4 .
Bezirksgericht Liesing.

Verordnung des Justizministeriums vom 21 . November 1901,
betreffend die Errichtung eines Bezirksgerichtes in Liesing in
Nicderöstcrreich (L.-G .-Bl . Nr . 77 ) :

Auf Grund des 8 2 des Gesetzes vom 11 . Juni 1868 , R .-G .-Bl . Nr . 59,
wird im Sprengel des Landesgerichtes Wien für die Gemeinden:

1. Atzgersdorf , Erlaa , Jnzersdorf , Kalksburg , Liesing und Mauer des
Gerichtsbezirkes Hietzing;

2 . Kaltenleutgebe », Perchtoldsdorf , Rodaun , Siebenhirten und Vösendorf
des Gerichtsbezirkes Mödling ein Bezirksgericht mit dem Amtssitze in Liesing
errichtet.

Mit dem Beginne der Wirksamkeit dieses Gerichtes , welcher nachträglich
bestimmt und bekanntgcgeben werden wird , scheiden die genannten Gemeinden
aus ihren bisherigen Bezirksgerichtssprengeln aus.

5 .
Biehtriebvrdnung der k. k. Reichshanpt - und

Residenzstadt Wien.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . November

1901 , M .-Z . 83314/LV:
I . Bestimmungen für  d a s T r e i b e n von  G r o ß h o r n v i e h.

8 1-
Das Treiben von Großhornvieh mit Ausnahme der Nutzrinder ist im

Gemeindegebiete von Wien nur auf den hiezu bestimmten Triebwegen und
gegen genaue Beobachtung der in dieser Viehtriebordnung enthaltenen Vor¬
schriften gestattet.

8 2.
Das Abtreiben des Großhornviehes vom Wiener Central -Viehmarkte in

die Wiener Schlachthäuser in Gnmpendorf , Meidling , Hernals und Nussdors,
sowie über die Verzehrungsstenerlinie hinaus , ist nur in den Tagesstunden
und zwar iu den Monaten November , December , Jänner und Februar bis
4 Uhr nachmittags , in den übrigen Monaten aber bis 6 Uhr nachmittags
gestattet.

8 3.
Großhornvieh darf vom Central -Viehmarkte und von jenen Bahnhöfen,

in welchen eine Ausladung desselben stattfindet , nnr gekoppelt und nur in
Partien von höchstens 20 Stück getrieben werden.

8 4.
Jeder Vieheigenthümer hat zum Treiben seines Hornviehes die er¬

forderliche Anzahl von Treibern beizustellen , und zwar:
s.) für ein einzelnes Thier , welches an der Leine zu führen ist, oder für zwei

Thiere einen Treiber;
b ) sür eine Partie von 3 bis 10 Stück zwei Treiber;
o) für eine größere Partie bis 20 Stück drei Treiber.

Bei Verwendung von zwei oder drei Treibern hat einer vor den Thieren
zu gehen , um das Ausbrechen derselben zu verhindern.

Bei genügender Breite der Straße ist das Treiben des Viehes auf den
Tramwaygeleisen verboten.

§ 5.
Zum Treiben von Großhornvieh dürfen unter Verantwortung des

Eigenihümers der Thiere oder dessen Bevollmächtigten nur brauchbare und
verlässliche Individuen aus dem Stande der für den Central -Viehmarkt in
St . Marx bestellten Markthelfer oder aus dem Stande des eigenen gewerb¬
lichen Hilfspersonales des Eigenihümers der Thiere mit Ausschluss von
Kindern verwendet werden.

Treiber , welche dem für Dienstleistungen auf dem Central -Viehmarkt
behördlich bestellten Personale entnommen werden , sind verpflichtet , ihre Dienst¬
kleidung , die vom Marktamte erhaltenen Nummern - und Brustschilde auch während
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des Treibens zu tragen und das mit Photographie versehene Licenzbuch Uber
Verlangen der Überwachungsorgane (Z 12 ) jederzeit vorzuweisen ; Treiber ans
dem Stande des eigenen gewerblichen Hilfspersouales müssen während des
Treibens mit den nöthigen Ausweisen über ihre Eigenschaft als gewerbliche
Hilfsarbeiter versehen sein und haben diese Ausweise über Verlangen der Über¬
wachungsorgane (Z 12) jederzeit vorzuweiscn.

Der Name des Leiters des Triebes wird in dem betreffenden Abtriebs¬
zettel verzeichnet und letzterer dem Leiter des Triebes eingehändigt.

8 6.
Die einzelnen Partien dürfen nur in einem Abstande von beiläufig

30 Schritten getrieben werden.
Während des Treibens ist das Zusammenziehen mehrerer Partien unter¬

sagt . Die Treiber haben während des ganzen Weges unmittelbar bei der
Partie , zu der sie gehören , zu verbleiben , jedes ungerechtfertigte Anhalten der
Thiere zu unterlassen und sich insbesondere jeder Misshandlung der Thiere bei
Vermeidung der gesetzlichen Strafen zu enthalten.

8 7.
Vom Cenlral -Viehmarkte darf das Großhornvieh zu seinem Bestimmungs¬

orte nur auf folgenden Wegen getrieben werden:
Durch das rückwärtige Thor des Central -Viehmarktes in die Döblerhof-

straße , von da auf der Simmeringer Hauptstraße zum Viaduct der Wien —
Aspangbahn , dann gegen die Skene ' sche Fabrik , weiter nach Übersetzung des
Staatsbahnkörpers in die Gudrunstraße , von dieser durch die Laimeckergasse,
Kndlichgasse , Waldgaffe , Bürgergaffe , den oberen Theil des Bürgerplatzes , die
Davidgasse und Fernkorngasse in die Quellengaffe bis zum protestantischen
Friedhofe , dann auf dem hinter diesem Friedhofe gegenüber den Weber ' schen
Häusern angelegten Triebwege , sohin durch den Matzleinsdorfer Viaduct der
Südbahn über die St . Marx -Meidlingcrstraße.

Von da sind jene Rinder , welche für das Gumpendorfer Schlachthaus
bestimmt sind , über den Margarethenergürtel dorthin zu treiben , dagegen sind
jene Rinder , welche für das Meidlinger Schlachthaus bestimmt sind , durch die
Wilhelmsstraße , Meidlinger Hauptstraße , den Feldweg zum Schlachthaus ?,
eventuell durch die Ratschkyaasse in das Schlachthaus zu bringen . Rinder,
welche ins Hernalser Schlachthaus getrieben werden , haben ihren Weg über
den Margarethener -, Gaudenzdorser -, Mariahilfer - , Neubau - und Lerchenselder-
gürtel , dann weiter durch die Hasnerstraße , Thalheimergasse , nach Übersetzung
der Thaliastraße durch die Wichtelgasse bis zur Wilhelnnnenstraße und durch
diese in die Wattgaffe und von dieser durch die Sautergasse in die Wichtel¬
gasse in Hernals und nach Übersitzung der Hernalser Hauptstraße in die Nessel¬
gaffe zum Schlachthanse zu nehmen . Rinder endlich , welche für das Schlacht¬
haus in Nussdorf bestimmt sind , haben nach Passierung der Gürtelstraße
folgende Richtung einzuschlagen : Vom Lerchenfcldergürtel durch die Veronika¬
gasse in Ottakring und Hernals , die Martinsstraße in Währing , sohin durch
die Ghmnastumstraße nach Döbling und hierauf durch die Schegar - und Bill-
rothstraße in die Heiligenstädter - und Grinzingerstraße in das genannte
Schlachthaus.

Die auf dem Frachtenbahnbose der Station „Nussdors " der k. k. Staats¬
bahn einlangenden und für das Schlachthaus Nussdorf bestimmten Rinder
find , nachdem sie den Frachtenbahnhof durch das südliche Thor verlassen haben,
über die Schleusenbrückenrampe durch den ersten Viaduct in die Eisenbahn¬
straße und durch diese zum rückwärtigen Thore des Schlachthauses zu treiben.

Für Rinder , welche nach Brunn , Mödling , Baden u . s. w . gebracht
werden sollen , wird die Triesterstraße als Triebstraße bestimmt.

Die auf dem Central - Viehmarkte St . Marx angekausten und für
Schwechat , Albern , Fischamend , Hainburg , Bruck an der Leitha und andere
in dieser Richtung gelegenen Orte bestimmten Rinder sind entweder von dem
Hinteren Abtriebsthore des Central -Viehmarktes durch die Döblerhofstraße bis
zum städtischen Gaswerke , längs der Nord - und Ostplanke desselben (Gugl-
gaffe ) bis zum neuen Wirtshause , unterhalb desselben durch den Durchlass der
Staatseisenbahn auf die Simmeringerlände und auf dieser bis unterhalb der
thermo -chemischen Fabrik , von da weiter durch die Fuchsboden - und Zinnergaffe,
Kaiser -Ebersdorfer - beziehungsweise Dreherstraße nach Albern , Schwechat u . s. w.
zu treiben oder aber mittels Wagen aus der Simmeringer Hauptstraße dorthin
zn führen.

§ 8 .
Beinlvieh darf nur dann getrieben werden , wenn es vom Veterinäramte

als marschfähig erkannt wird ; im anderen Falle ist dasselbe mittels geeignet
konstruierter Wägen zu transportieren.

Insbesondere aber sind scheue oder nicht marschlähige Stiere direct vom
Markte in das Schlachthaus St . Marx zn bringen und daselbst zu schlachten;
andere Stiere dürfen nur unter besonderen Vorsichten vom Markte abgetrieben
und müssen gefesselt und über jeweilige Anordnung des Veterinäramtes mit
Blenden versehen , mindestens von je zwei Treibern geführt oder auf geeigneten
Wägen transportiert werden.

II . Bestimmungen für den Transport der Kälber und
Schweine.

8 s.
Kälber und Schweine dürfen in Wien nicht getrieben werden , sondern

sind mittels hiezu geeigneter Wägen in nicht gefesseltem Zustande zu trans¬
portieren . Hiebei sind Überladungen verboten.

III . Bestimmungen für das Treiben von Schafen.
8 10.

Das Treiben von Schafen in den Bezirken I bis IX und XX ist mit
Ausnahme der Bezirkstheile Kaisermühlen und Nen -Margarethen untersagt.
In den Bezirksthecken Kaisermühlen und Nen -Margarethen , und in den Be¬
zirken X bis XIX können Schafe in Partien bis zn 100 Stück auch zur Tages¬
zeit getrieben werden , wobei jedoch Partien bis zn 50 Stück von zwei Treibern,
solche über 50 Stück von drei Treibern begleitet werden müssen . Das Treiben
größerer Schafpariien in den Bezirken X bis XIX ist nur zur Nachtzeit , das
ist von 10 Uhr nachts bis 5 Uhr früh gestattet.

Das Treiben von Schafen vom Staatsbahnhose zur Weide oder auf den
Central -Biehmarkt St . Marx ist täglich zu den Tagesstunden in derselben
Anzahl , wie die Partien aus dem Staatsbahnhofe zur Ausladung kommen,
gestattet ; hiebei find für Partien bis zu 100 Stück zwei Treiber und für je
weitere 100 Stück je ein Treiber mehr beizustellen.
^ Der Zutrieb der Schafe von der Weide auf den Central -Viehmarkt
St . Marx ist an den Vortagen der Schafmärkte bis 6 Uhr abends und an
den Markttagen selbst bis 9 Uhr vormittags auch in Partien von mehr als
100 Stück zulässig , wobei die im Z 10 , Alinea 2 , normierte Anzahl von
Treibern in Verwendung zu kommen hat.

Die im Z 5 enthaltenen Bestimmungen über das Treiberpersonale haben
auch für das Treiben von Schafen Geltung.

8 11-
Der Abtrieb vom Wiener Central -Biehmarkte ist nur während der im

8 2 festgesetzten Zeit gestattet , und darf der Trieb selbst nur auf den im Z 7
bezeichneten Wegen , welche erst behufs Erreichung des Bestimmungsortes ver¬
lassen werden dürfen , erfolgen.

Schlussbestimmungen.
8 12.

Die Überwachung der genauen Einhaltung dieser Viehtriebordnnng wird
durch die Organe des Veterinäramtes , des Marktamtes und der k. k. Sicher¬
heitswache geübt.

Zn diesem Zwecke werden diese Organe an Markttagen die vorgeschriebenen
Viehtriebsrouten begehen , vorkommendeu Falles die entsprechenden Verfügungen
treffen und Übertretungen dieser Viehtriebordnnng zur Strafamtshandlung
anzeigen.

8 13.
Übertretungen dieser Vietriebsordnung werden auf Grund des 8 100 des

Gemeindestatutcs für Wien mit Geldstrafen bis zu 400 X oder mit Arrest¬
strafen bis zu 14 Tagen geahndet.

8 ",
Diese Bestimmungen treten mit 1. Jänner 1902 in Kraft , und es werden

mit diesem Zeitpunkte alle früheren , den Viehtrieb betreffenden Kundmachungen
außer Wirksamkeit gesetzt.

«.

Gewerbe - und steuerrechtliche Behandlung des Ein¬
kaufes gebrauchter Gegenstände im Umherziehen.

Erlass der k. k. n .-ö. Slalthalterei vom 3 . December 1901,
Z . 108703 iM .-Z . 104690/XVIH ) :

Nachdem der Geschäftsbetrieb jener Personen , welche sich mit dem Ein¬
käufe gebrauchter Gegenstände im Umherziehen befassen , seitens der Gewerbe¬
behörden I . Instanz bisher einer verschiedenen Behandlung in gewerbe - und
steuerrechtlicher Beziehung unterworfen war , wird über nach gepflogenem
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und der Finanzen ergangenen
Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 1. November 1901 , Z . 31024,
allen politischen Bezirksbehörden in Nwderösterreich , sowie der k. k. Polizei-
Directwn in Wien behufs Erzielung einer einheitlichen Praxis Nachstehendes
eröffnet.

Für die gewerberechtliche Behandlung dieses Geschäftsbetriebes ist
zunächst die Frage entscheidend , ob die Personen die gebrauchten Kleider rc. ,
welche sie gekauft oder im Tauschwege erworben haben , im Hausierwege
veräußern , oder ob sie dieselben in ihren eigenen festen Betriebsstätte,>
verkaufen.

Im elfteren Falle werden dieselben als Hausierer nach dem Hausier¬
patente und im zweiten Falle als Trödler nach den Bestimmungen der Ge¬
werbeordnung zu behandeln sein.

Der in der Praxis jedoch am häufigsten vorkommende Fall ist der , dass
diese Personen gebrauchte Kleider rc einkaufen , um sie sodann an Hausierer
oder Trödler zn verkaufen , ohne selbst eine feste Betrirbsstätte zu haben , oder
zu hausieren.

Diese Art des Handelsbetriebes , welche als eine im Umherziehen ans¬
geübte gewerbliche Beschäftigung gemäß Art . V, 11t. x des Kundmachungs¬
patentes zur Gewerbeordnung von den Bestimmungen derselben eximiert
erscheint , wird künftighin von der Erlangung einer Licenz, wie sie in Bezug
auf die im Umherziehen betriebenen Verrichtungen im engeren Sinne durch
den Ministerial -Erlass vom 23 . December 1881 , Z . 2049 , festgesetzt ist, ab¬
hängig gemacht.

Durch diese Anordnung erfährt der citierte Erlass insofern eine Ab¬
änderung , als in demselben aä lit . ä , Absatz 2, der im Umherziehen betriebene
Einkauf von gebrauchten Kleidern rc . für ein freies Gewerbe erklärt wurde.
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Die Ausstellung derartiger Licenzen darf nur an vertrauenswürdige
Personen erfolgen.

In Bezug auf die Competenz der Behörde und die sonstigen bei Aus¬
fertigung der Licenz zu beobachtenden Grundsätze haben die aä lit . Z ent¬
haltenen Bestimmungen des oberwähnten Erlasses analoge Anwendung
zu finden.

In steuerrechllicher Beziehung unterliegen die gedachten Geschäfts-
treibenden den besonderen Steuervorschriflen für die Hausier - und Wander¬
gewerbe (ZZ 78 und 79 des Personalsteuerqe etzes vom SS October 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 220 ).

Die politische Behörde I . Instanz , welche die Licenz ansfertigt oder
deren Giltigkeit verlängert oder die Ausdehnung auf einen Bezirk eines von
dem Steuerpflichtigen bisher nicht berührten Landes bewilligt , har — im
Sinne des Art . 61 der Vollzugsvorschrist des k. k. Finanzministeriums vom
28 . Jänner 1897 , R .- G .-Bl . Nr . 35 , zum I . Hauptstücke des obcitierten
Personalsteuergesetzes — dafür zu sorgen , dass die Aushändigung des ans-
geferligten oder ergänzten Documentes erst nach erfolgter Steuerentrichtung
erfolge.

Die Verlängerung der Befugnis innerhalb des Jahres der Steuer.
Vorschreibung oder die Ausdehnung der Licenz auf einen weiteren Bezirk des¬
selben Landes hat eine weitere Steuerleistung nicht zur Folg - und kann daher
ohne vorläufige Verständigung der Steuerbehörde ertheilt werden , jedoch ist
die Steuerbehörde , welche die ursprüngliche Besteuerung durchgeführt hat,
hievon nachträglich behufs entsprechender Berücksichtigung bei der nächstjährigen
Besteuerung zu verständigen und hat dies entsprechend vorznmerken . In allen
anderen Fällen ist die zuständige Steuerbehörde von dem Inhalte der Licenz,
um deren Ertheilnng oder Erweiterung es sich handelt , vor der Anssolgung
des Documentes in Kenntnis zu setzen.

Zur Sleuerbemessung ist die Steuerbehörde l . Instanz am Sitze der
politischen Bezirksbehörde , welche die Licenz ertheilt hat , berufen.

7 .

Centralblatt für die Eintragungen in das Handels¬
register.

Erlass der k k. n .-ö. Statthaltere ' vom 9 . December 1901,
Z . 113365 (M .-Z . 102290/XVIII ) :

Schon seit längerer Zeit wendet das k. k. Justizministerium seine be¬
sondere Aufmerksamkeit der Frage zu , welche Gestalt den Kundmachungen der
Eintragungen in das Handelsregister gegeben werden könnte , um dem lebhaft
empfundenen Bedürfnisse der Handels - und Gewerbetreibenden und des großen
Publikums nach Übersichtlichkeit , Vollständigkeit und Zuverlässigkeit vollkom mener
zu entsprechen.

Ein Vergleich mit den Verhältnissen der Nachbarstaaten und der fast
einmüthigs Wunsch der Handels - und Gewerbekammern legten den Gedanken
an die Schaffung eines Organes nahe , das die Kundmachungen ans allen
Theilen des Reiches zusammenfasst . Wenn aber eine solch: Neueinrichtung
den gehegten Erwartungen entsprechen sollte , war vor allem Wert darauf zu
legen , sie in zuverlässigen Händen zu wissen und in zweckentsprechender Art
auszngestalten.

Das Ergebnis der diesbezüglich eingeleiteten Verhandlungen führte nun
dazu , dass vom Beginne des kommenden Jahres an ein solches Organ unter
dem Titel „ Centrablatt für die Eintragungen in das Handelsregister " vom
k. k. Handelsministerium deransgegeben werden wird.

Diese Verständigung ergeht an alle Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , den Wiener Magistrat und an die Stadträthe in Waidhofcn an der
Abbs und Wiener -Neustadt mit dem Aufträge , auf die Vortheile der neuen
Einrichtung für die Handels - und Geschäftswelt durch Veröffentlichung im
Amtsblatte aufmerksam zu machen und damit die Verbreitung des Central¬
blattes zu fördern.

8 .

Auslegung der Ministerial Verordnung vom 2 . April
ISOt , R . G . Bl . Nr . 36 , wegen Verwendung un¬

genießbarer Gegenstände zu Esswaren.
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . De¬

cember 1901 , Z . 110865 (M .-Z . 10505I/VIII ) :
Die Fabrik . -. —. - . —. welche

mit Spagat durchzogene Chocolatefiguren in den Handel bringt , hat hier-
amts unter Beziehung auf die Ministerial -Berordnung vom 2. April 1901,
R .-G .-Bl . Nr . 36 , mit welcher die Verwendung ungenießbarer Gegenstände
für Esswaren verboten wurde , um die Erlassung entsprechender Weisungen
angesucht , damit die oberwähnten Chocolatefiguren nicht beanständet werden;
zur Begründung ihres Ansuchens hat die genannte Firma angeführt , dass
z. B . Candiszucker im freien Verkehre erscheine, obgleich er in keiner anderen
Form als mit Spagat durchzogen feilgehatten werde.

Über dieses Ansuchen werden alle politischen Lezirksbehörden in Nieder¬
österreich zur weiteren Veranlassung , ferner die k. k. Polizei -Direction und die
Niederöstcrreichische Handels - und Gewerbckammer aufmerksam gemacht , dass
durch die berührte Ministerial -Berordnung nicht die Verwendung ungenieß¬
barer Gegenstände für Esswaren schlechthin, sondern nur für den Fall verboten

wurde , dass diese Gegenstände unversehens mitverzehrt und hiedurch Gesund¬
heitsstörungen hervorgerufen werden können.

Es werden daher Esswaren , bei denen diese letzterwähnten Voraus¬
setzungen nicht zutreffen , nicht zu beanständen sein , auch wenn zu ihrer Her¬
stellung ungenießbare Gegenstände verwendet wurden.

Bon dem Inhalte dieses Erlasses ist die . . —. . .
Fabrik unter Rückschluss ihrer zuliegenden Gesuchsbeilage verständigen zu lassen.

s
Verbot des Verkehres von Schwerfuhrwerk in einem

Theile der Pragerstraße im III . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 19 . December

1901 , M .-Z 97575/XIV:

Auf Grund des ß 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März
1900 , L. G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird angeordnet:

Die Durchfahrt des zur Lastenbeförderung bestimmten Fuhrwerkes durch
die Pragerstraße im III . Bezirke ist zwischen dem Radetzkyplatze und der Oberen
Weißgärberstraße verboten . Jene Wagen , welche über die Franzensbrücke in
den III . Bezirk kommen , haben an der Kreuzung der Pragerstraße mit der
Oberen Weißgärberstraße je nach ihrem Fahrziele entweder in die Obere
Weißgärberstraße oder in die Untere Biaductgasse und die gegen den II . Bezirk
fahrenden Wagen entweder durch die Hintere Zollamtsstraße und Obere Weiß¬
gärberstraße oder vom Radetzlyplatz in die Obere Viaductgaffe abzulenken.

Die Zufahrt zu den Häusern dieses Gassentheiles wird hiedurch nicht
berührt.

Übertretungen dieser Anordnung werden mit Geldstrafen bis zum Betrage
von 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

I«
Zurücklegnng der Coneession zur Erzeugung des

Sprengstoffes „ Carboozotine ".
Erlass der k. k. n . -ö. Statthalierei vom 24 . December 1901,

Z . 116062 (M .-Z . 106643/XIV ) :

Der Carboozotine -Sprengstoffabrikant Franz Jaulusz in Budapest hat
die ihm mit dem Ministerial -Erlasse vom 5. November 1893 , Z . 19971 , ver¬
liehene Concession , betreffend die Zulassung des von ihm in seiner Fabrik in
Budapest erzeugten Sprengmittels „ Carboozotine " zum allgemeinen Verkehre
einschließlich des Eisenbahntransportes innerhalb der im Reichsralhe vertretenen
Königreiche und Länder znrückgelegt , und ist diese Concession demnach als
erloschen zu betrachten.

Dies wird infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
7. December 1901 , Z . 45679 , und mit Beziehung auf den hierämtlichen Erlass
vom 16 . November 1893 , Z . 80545 (siehe Amtsblatt Nr . 11 ex 1894
„Gesetze rc ." II , S . 3 ), zur Amtshandlung im Sinne des Normal - Erlasses
des k. k. Ministeriums des Innern vom 18 . October 1900 , Z . 34155 (intimiert
mit dem 16 . November 1900 , Z . 97374 ), eröffnet.

1L

Einsendung von Versuchsobjekten behufs Sicher¬
stellung von Diagnose » aus Schweinepest.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . December 1901,

Z . 119817 ( M .-Z . 106122/XV ) :
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlass vom 17 . December

1901 , Z . 46778 , in Abänderung der auf die Einsendung von Versuchsobjecten
behufs Sicherstellung von Diagnosen auf Schweinepest bezugnehmenden Be-
stimmungen des Erlasses vom 6 . Mai 1899 , aä Z . 14714 (h. o. Erlass vom
13 Mai 1899 , Z . 42522 ) angeordnet , dass vom 1. Jänner 1902 an derartige
Objecte sammt den Sectionsbefunden und Gutachten nur dann einzusenden
sind , wenn es sich um die Constatierung der Schweinepest oder des Verdachtes
derselben bei aus den Ländern der ungarischen Krone provenierende Schweine
handelt , oder wenn der die Erhebungen pflegende Amtsthierarzt sich über di:
Diagnose bei erkrankten einheimischen Schweinen in irgend welchem Zweifel
befindet , oder gegen die Richtigkeit der gestellten Diagnose von den Parteien
Einwendungen erhoben werden.

Gleichzeitig wird in wcitererer Abänderung der bestehenden Anordnungen
verfügt , dass die Einsendung derartiger Präparate nicht mehr an das Veterinär-
Deparlement des k. k. Ministeriums des Innern , sondern an die Station für
diagnostische Tbierimpfnngen im k. und k. Militär -Thierarznei -Jnstitute und
in der thierärztlichen Hochschule in Wien zu erfolgen hat , wo von nun ab die
gedachten Untersuchungen mit Rücksicht auf die in Betracht kommenden Inter¬
essen der staatlichen Veterinärverwaltung unter Mitwirkung von Fachorganen
des Ministeriums des Innern zur Durchführung gelangen werden.

Die zur Einsendung bestimmten Organtheile sind vor der Einbringung
in die Präparatengläser gut abzutrocknen und bis auf weiteres ohne Zusatz
irgend einer Conservierungsflüssigkeit in die Gläser einzulegen . Die letzteren
sind gut zu verschließen , mit einem in Sublimatlösung (circa 1 : 1000 ) ge¬
tauchten Lappen zu umhüllen und dann erst in die Versandtkistchen zu legen.

2*
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Ein analoger Vorgang wird einzuhalten sein, wenn anlässlich der Er-
bebnngen bei irgend einer Thierseuche bezüglich der Stellung der Diagnose
Zweifel obwalten sollten.

Die Bestimmungen des Z 18 . Absatz 3 T .-S .-G . vom Jahre l880,
R .-G .-Bl . Nr . 35 , werden hiedurch nicht berührt.

Hievon wird der Magistrat auch mit Beziehung aus den Erlass vom
19 . Juni 1899 , Z . 53378 , zur sofortigen weiteren Veranlassung in die Kenntnis
gesetzt.

LS.

Über das Recht der Gemeinde Wien , den Verbrauch
des Hochquellenwassers aus den normalen Bedarf

zu beschränken.
Der k. k. Statthalter für Niederösterreich hat am 29 . De-

cember 1901 , Z . 119460 (M .-Z . 3509 , Ablh . VIII ) , folgenden
Erlass an den Herrn Bürgermeister Dr . Karl Lueger  gerichtet:

Mit dem Dekrete des magistratischen Bezirksamtes für den I . Wiener
Gemeindebezirk vom 6. August 1901 , Z . 50219 , wurde dem Stadtbauamte
der Auftrag ertheilt , sofort zu veranlassen , dass im Hause Or .-Nr . 1 Führich¬
gasse im I . Wiener Gemeindebezirke in Hinknnfl nur das znm normalen
Hanshaltsbedarfe gcbürende Wafferquantum ans der Kaiser Franz Josef-
Hochquellenleilung entnommen werden könne.

Von dieser Verfügung wurden auch die Eigenthümer des bezeichneten
Hauses verständigt.

Aus Grund dieses Auftrages ist am 29 . August 1901 seitens des Stadt¬
bauamtes der Wasserzufluss für das erwähnte Haus auf ein Wasserquantum
von etwas über 50 dl pro Tag restringiert worden.

Über die gegen die erfolgte theilweise Absperrung des Wasserzuflusses
erhobene Beschwerde des Dr . Adolf Ritter v. Ofe»  heii » hat die Statthalterei
mit Entscheidung vom 7 . September 1901 , Z . 82761 , die getroffene Verfügung
auf Grund des Z 107 des Wiener Gemeindestatuts als ungesetzlich fistiert.

Das Ministerium des Innern hat laut Erlasses vom 18 . December
1901 , Z . 404W dem dagegen eingebrachten Rekurse der Gemeinde Wien
Folge zu geben und die angefochtene Entscheidung aus nachstehenden Gründen
zu beheben gefunden.

Nach Z 107 des Wiener Gemeindestatutes können Beschlüsse und Ver¬
fügungen der Gemeinde nur dann Wert werden , wenn dieselben den
Wirkungskreis der Gemeinde überschreiten oder gegen bestehende Gesetze ver¬
stoßen.

Der Wirkungskreis der Gemeinde wurde durch die eingangs erwähnte
Verfügung des magistratischen Bezirksamtes nicht überschritten , weil die
Wasserversorgung Wiens unzweifelhaft und auch unbestrittenermaßen eine An¬
gelegenheit des selbständigen Wirkungskreises der Gemeinde bildet.

Gegen ein bestehendes Gesetz wurde durch die in Rede stehende Ver¬
fügung nicht verstoßen , weil die gesetzliche Pflicht der Gemeinde Wien in Be¬
zug aus die Wasserversorgung vermittels der von ihr z» diesem Zwecke er¬
richteten Wasserleitung jedenfalls nicht weiterreicht , als zur Überlassung des
für den gewöhnlichen Bedars eines Hauses , beziehungsweise seiner Bewohner,
nöthigen Wasserquantums und gegebenenfalls diese Wafsermenge dem Hause
FUHrichgasse Nr . 1 auch nach der Restringierung des Wasserznflusses zur Ver¬
fügung gestanden ist, beziehungsweise stehen wird , was vom Beschwerdeführer
nicht bestritten wurde , uud übrigens auch ans den Umstande erhellt , dass die
dem gedachten Hause nach der durchgeführten Restringierung des Wasser¬
znflusses noch belassene Wassermenge jenes Quantum um ein Mehrfaches
übersteigt , welches nach der Kopfzahl der Hausbewohner berechnet auf Grund
der vom Beschwerdeführer nicht angefochtenen Kundmachung des Wiener
Magistrates , betreffend die Abgabe von Wasser aus der Kaiser Franz Joses-
Hochquellenwafserleitung vom Jahre 1894 , als Normalerfordernis an Wasser
für ein Haus allgemein gilt.

Nach dem Gesagten traf keine der gesetzlichen Voraussetzungen zu , unter
welchen die mehrerwähnte bezirksämtliche Verfügung hätte Wert werden
können , weshalb die citierte Statthalterei -Entscheidung behoben werden musste.

Die Verhandlungsacten folgen zurück.

L» .

Regelung des Straßenfnhrwerkes in der Rochus
und Sechskrügelgasse im III . Bezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 2. Jänner 1902,
(M .-Z . 105190/XIV 1901 ) :

Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März
1900 , L.-G .- und B .-Bl . Nr . 17 , wird der Verkehr sämmtlichen Straßen-
fuhrwerkes im III . Bezirke durch die Rochusgasse in der Richtung von der
Ungargaffe zur Landstraße Hauptstraße und in der Sechskrügelgasse in der
Richtung von der Landstraße Hauptstraße zur Ungargasse verboten.

Diese Kundmachung tritt sofort in Wirksamkeit ; gleichzeitig tritt die
Kundmachung vom 29 . August 1901 , Z . 56788 , außer Kraft.

Übertretungen dieses Verbotes werde » mit Geldstrafen bis zum Betrage
von 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

L4

Regelung des Befahrens der mit unterirdischer
Stromzufnhrnng versehenen Strahenbahnschienen

durch das Strahenfuhrrverk.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 8. Jänner 1902
(M .-Z . 93130/XIV ) :

Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März
1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 , wird das Befahren jener Schienen der städtischen
Straßenbahuen , durch welche den letzteren der elektrische Strom zugeleitet wird
(Schlitzcanal ), mit Wagen jeder Gattung , deren Radfelgen , beziehungsweise
Gummireifen eine geringere Breite als 40 mm besitzen, aus Sicherheits-
rückfichten untersagt

Das Befahren der Unterleitungswechselspitzen in der Schlitzrichtung ist
für Wagen jeder Gattung ohne Rücksicht aus die Breite der Radfelgen be¬
ziehungsweise Gummireifen verboten.

Die Überquerung der Geleise in senkrechter Richtung wird hiedurch nicht
getroffen.

Diese Kundmachung tritt sofort in Wirksamkeit ; gleichzeitig tritt die
Kundmachung vom 21 . Juni 1900 , Z . 16310 , außer Kraft.

Übertretungen dieser Kundmachung werden mit Geldstrafen bis zum
Betrage von 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

LS.

Verlegung des Sitzes der Vermessungsbezirke Krems I
und St .Pölten I und Änderung des Umfanges einzelner

Vermessungsbezirke in Nirderösterreich.
Kundmachung der k. k. n .-ö. Finanz -Landes-Direction vom

13. Jänner 1902 , Z . 38/ ? r . :
Zufolge Erlasses des k. k. Finanzministeriums vom 4 . December 1901,

Z . 75677 , wird mit Beginn der diesjährigen Sommerarbeitsperiode , d. i . mir
1 . Mai 1902 der Sitz des Vcrmessungsbezirkes Krems I nach Pöggstall und
der Sitz des Vermessungsbezirkes St . Pölten I nach Herzogenburg verlegt.

Gleichzeitig tritt mit diesem Zeitpunkte eine Änderung in dem Umfange
der Vermessungsbezirke Krems II (sodann Krems ) , Zwettl , Horn und Krems l
(sodann Pöggstall ) in der Weise ein , dass nach dieser Neugestaltung dem Ver¬
messungsbezirke :

Krems die Steuerbezirke : Krems , Mautern , Langenlois,
Pöggstall die Steuerbezirke : Pöggstall , Spitz , Oltenschlag,
Zwettl die Steuerbezirke : Zwettl , Allentsteig,
Horn die Steuerbezirke : Horn , Gföhl

zugewiesen sind.
Hiemit erscheint die im Landesgesetz - uud Berordnungsblatte vom 7. Mai

1901 , Nr . 22 , verlautbarte Kundmachung vom 30 . April 1901 , Z . 29183,
abgeändert.

r«.
Behandlung von Celluloidgegenständen.

Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . Jänner
1902 , Z . 122750 (Mag .-Abth. XVII , Z . 663 vx 1902 ) :

Mit der im Reichsgesetzblatte Nr . 217 vcrlautbarten Verordnung vom
7. December 1901 hat das Handelsministerium im Einvernehmen mit dem
Ministerium des Innern unter Aushebung der Ministerial -Verordnungen vom
28 . Februar 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , beziehungsweise vom 9 . März 1887,
R .-G .-Bl . Nr . 25 , neue sicherheitspolizeiliche Bestimmungen , betreffend den
Detailverkauf der Celluloidgegenstände , die Aufbewahrung von Celluloid und
Celluloidartikeln und den Transport dieser Artikel erlaffen.

Indem die k. k. Statthalterei über Erlass des ersteren Ministeriums
vom 7. December 1901 , Z . 48574 , die unterstehenden Gewerbebehörden auf
diese Verordnung , durch welche im Hinblicke auf die in der Celluloidindustrie,
beziehungsweise in der Celluloidtechnik seit Erlassung der obcitierten Ver¬
ordnungen gemachten Fortschritte Erleichterungen im Verkehre mit Celluloid-
gegenständen gewährt werden , aufmerksam macht , spricht sie die Erwartung
aus , dass es durch strenge Handhabung der Bestimmungen dieser Verordnung
gelingen werde , den sicherheitspolizeilichen Rücksichten vollauf Rechnung
zu tragen.

Da die Gefahren , welche durch die in Rede stehende Verordnung
hintangehalten werden sollen , bei den aus Celluloid erzeugten Rauchrequisiten
nach dem Zwecke ihrer Verwendung in erhöhtem Maße vorhanden sind , so ist
insbesondere bezüglich dieser Artikel die Einhaltung der im ß 1 der Ver¬
ordnung enthaltenen Vorschrift , wonach in den Auslagen die Aufschrift
„Celluloidgegenstände " anzubringen ist, in wirksamer Weise zu überwachen
und durch entsprechende Ahndung von Zuwiderhandlungen zu sichern.
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Die bezogene Ministerial -Verordnung vom 7 . December 1901,
N .-G .-Bl . Nr . 217 , hat nachstehenden Wortlaut:

Im Hinblicke auf die in der Celluloidindustrie , beziehungsweise in der
Cellnloidtechuik seit Erlassung der Ministerial -Verordnungen vom 28 . Februar
1882 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , und vom 9 . März 1887 , R .- G .- Bl . Nr . 25 , gemachten
Fortschritte haben an Stelle der erwähnten Verordnungen die nachfolgende»
Bestimmungen zu treten. 8 >-

Die Handelsleute , welche selbständige , aus Celluloid oder aus verschieden
benannten gleichen Stoffen erzeugte Artikel , als : Wäschestücke, Schmnckgegen-
Iläude , Rauchrequisiten , Kämme , künstliche Blumen u . dgl . verkaufen , haben
dieselben in den Auslagen mit der Aufschrift „ Celluloidgegenstand " zu be¬
zeichnen. 8 2-

Jene Gewerbetreibenden , welche Celluloid oder die verschieden benannten
gleichen Stoffe , sowie daraus erzeugte Artikel iu Verkehr bringen oder in
ihren Betriebsstätten halten , haben rllcksichtlich ihrer Aufbewahrung jede Mög¬
lichkeit einer Berührung mit offener Flamme lhunlichst auszuschließen . In
Localitäten , in welchen Celluloid oder Celluloidgegenstände in größerer
Menge ansbewahrt werden , muss Wasser leicht beschaffbar sein (Hydranten rc.),
und soll die Beleuchtung womöglich eine elektrische sein.

8 3.
Die Verpackung der Celluloidgegenstände beim Transporte muss eine

derartige sein , dass die Möglichkeit einer Berührung der Gegenstände mit
offener Flamme ausgeschlossen ist. 8 4.

Die Nichtbeobachtung der vorstehenden Anordnungen unterliegt der
Ahndnng nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen.

8 5.
Diese Verordnung tritt binnen vier Woche », vom Tage der Kundmachung

gerechnet , in Wirksamkeit.
* *

*

Durch die vorstehende Ministerial -Verordnung vom 7. December 1901,
R .-G .-Bl . Nr . 217 , sind die im Verordnungsblatte des Wiener Magistrates
vom Jahre 1882 , S . 37 , und vom Jahre 1887 , S . 45 , sowie die im Amtsblatte
der Stadt Wien vom Jahre 1896 , Nr . 43 „ Gesetze, Verordnungen rc." V,
S . 48 , enthaltenen Bestimmungen über den Verkauf von Celluloidgegen-
ständeu ausgehoben . Dagegen wird die mit Statthalterei -Erlass vom 28 . Sep¬
tember 1895 , Z . 82992 , getroffene Anordnung (siehe Amtsblatt der Stadt
Wien vom Jahre 1896 , Nr . 95 „ Gesetze, Verordnungen rc." XI , S . 108 ),
nur insofern geändert , als bei der Bezeichnung „ Celluloidgegenstände " der
Beisatz „ leicht brennbar " entfällt.

17 .
Handschuhnäherinnen gehören keiner Genossen¬

schaft an.
Über Anfrage des magistratischen Bezirksamtes für den XV . Bezirk,

welcher Genoffenschaft die Anmelderin eines Handschnhnähergewerbes zuzn-
weisen sei, hat die Handels - und Gewerbckammer für das Erzherzogthum
Österreich unter der Enns mit Schreiben Z . 1056 sx 1901 Folgendes mit-
gethcilt:

„Es handelt sich vorliegenden Falles um die Handschuhnäherin Marie H.
im XV . Bezirke , . . . gaffe 6, deren Inkorporierung von der Genoffenschaft der
Wäschewaren -Erzeuger verweigert wurde.

Die Kammer hat sich diesbezüglich sowohl an die Genoffenschaft der
Wäschcwaren -Erzeuger , als auch au die der Handschuh - und Bandagenmacher
gewendet ; keine der beiden Genossenschaften jedoch erklärt sich zur Aufnahme
der Handschuhnäherin bereit.

Die Kammer glaubt daher , sich dahin äußern zu müssen , dass die Hand¬
schuhnäherinnen derzeit keiner Genoffenschaft znzuweisen wären , umso eher , da
dieselben in der Regel in dürftigen Verhältnissen leben , so dass ihnen die
Bezahlung der Jncorporationsgebür , die ja seit der Wirksamkeit der 1897er
Gewerbenovelle fast bei allen Genossenschaften erhöht wnrde , sowie der fort¬
laufenden Umlagen gewiss schwer fallen würde.

Nicht jede gewerbliche Branche muss in einen genossenschaftlichen Verband
gebracht werden ; dies beweist die Textierung des Z 112 G -O ., wonach tue
Behörde nach Einvernahme der Kammer und Genossenschaft vor allem zu
entscheiden Kat, ob eine Zuweisung zu einer Genoffenschaft einzulrelen hat ."
(B .-A .-Z . 4155 Magistratisches Bezirksamt für den XV . Bezirk .)

18 .
Verpflichtung der Eisenbahnen wegen Wieder¬

herstellung gestörter Connnnnicationen.
— Kksiublieation. —

Erkenntnis des k. k VerwaltungsgerichtShofes vom 2b . Jänner
1900 , Z . 551 (M .-Z . 94040 sx 1900/V ) :

Im Nameil Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Dr . Ritter v. Alter , in Gegenwart der Räthe des k. k. Ver¬

waltungsgerichtshofes Dr . Haberer , Dr . Reißig , Freiherrn v. Jacobi und
Dr . Burckha rd , dann des Schriftführers k. k. Hof - Secretärs Grafen Lamezan,
über die Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegen die Entscheidung des
k. k. Eisenbahnministeriums vom 4 . April 1899 , Z . 15424 , betreffend den
Bauconsens für das dritte und vierte Geleise in der Strecke Penzing — Hüttel-
dors der k. k. österreichischen Staatsbahnen , nach der am 25 Jänner 1900
dnrchgesührten öffentlichen mündliche » Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Wolfgang
Nie gl er , Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde,
und des k. k. Ministerial -Secretärs Dr . Geutebrück,  in Vertretung des
belangten k. k. Eisenbahnministeriums zu Recht erkannt : Die angefochlene
Entscheidung wird als im Gesetze nicht begründet aufgehoben.

Entscheidungsgründe.
Die Beschwerde der Gemeinde Wien richtet sich dagegen , dass ihre bei

der politischen Begehung , betreffend das Projekt der k. k. Staatsbahn -Dircction
Wien für die Herstellung eines dritten , eventuell vierten Geleises zwischen
den Stationen Penzing und Hütteldorf -Hacking uä 2, 14 und 15 gestellten
Forderungen mit der angefochtenen Entscheidung abgewiesen wurden.

Diese Forderungen hatten gelautet:
1 . „ In der Station Penzing ist an Stelle des bestehenden Übergangs -

steges ein Personendnrchlass herzustellen ."
2 . „Nachdem durch den Bau des dritten und vierten Geleises und die

hiemit verbundene Verdichtung des Eisenbahnverkehres die Benützung der im
Zuge der Diesterweggasse über die Bahngeleise führenden öffentlichen Fahrstraße
bedeutend beeinträchtigt und diese Straße somit durch die Ausführung des vor¬
liegenden Projektes theilweise unfahrbar gemacht wird , so ist diese Niveau¬
kreuzung gemäß Z 10, Alinea o des Eisenbahn -Concessionsgesetzes ans Kosten
des Bahnnnternehmens durch eine Straßenunterführnng zu ersetzen und das
diesbezügliche Projekt mit der Gemeinde Wien im Verhandlungswege zu ver¬
einbaren . "

3 . „ Nachdem durch die Herstellung zweier »euer Geleise iu der Straßeu-
fahrbahn , soivie durch die Verdichtung des Eisenbahnverkehres die Benützung
der über die Bahugeleise führenden öffentlichen Fahrstraßen im Zuge der Ein-
wanggasse und iin Zuge der Ameisgasse bedeutend beeinträchtigt und somit
diese Straßen durch die Ausführung des vorliegenden Projektes theilweise
unfahrbar gemacht werden , so ist gemäß Z 10 , Alinea o des Eisenbahu - Con-
cessionsgesetzes die Niveaukreuzung im Zuge der Einwauggasse durch eine
Straßenunterführung und jene ,m Zuge der Ameisgaffe durch die Straßen-
übersübrung auf Kosten des Bahnunternebmens zu ersetzen."

Die erste Forderung wurde vom Ministerium im Sinne des Commissions-
gutachteus deshalb abgwiesen , weil sie gar nicht Gegenstand der commissionellen
Verhandlung war , nachdem die neue Geleiseanlage als Fortsetzung der Vvrorte-
linie der Wiener Stadtbahn erst außerhalb der Personenstation Penzing beginnt
und der fragliche Weg am Anfänge dieser Station situiert ist.

Die Abweisung des zweiten Begehrens der Commune erfolgte , weil
„nach dem vorliegenden Projekte die Zahl der Geleise auf der in Rede
stehenden Übersetzung nicht vermehrt wird und überhauvt der alte Bestand
ausrecht bleibt , so dass die Berufung der Vertreter der Cor .imuue Wien auf
Z 10 , lit . c des Eisenbahn -Concessionsgesetzes im vorliegenden Falle nicht
zutrifft "

Das aä 3 angeführte Begehren wurde abgewiesen , weil „ d,e Frequenz
au diesen Niveanübcrsetzuugen eine geringe ist, sowie ein Bedürfnis für die
Beseitigung der fraglichen Niveauübersetzuiigen dermalen und auch für eine
absehbare Zeit nicht vorliege und auch bezüglich dieses Falles der von den
Vertretern der Commune citicrte Z 10, Alinea e des Eisenbahn -Concessions-
gesetzes nicht zutrifft ."

Wie nun aus den Motiven der angefochtenen Entscheidung all 2 und 3
bervorgeht , war das Eisenbahnministeruttn von der Rechtsanschanuug geleitet,
dass auf den konkreten Fall die Bestimmung des Z 10, lit . e des Eisenbahn -Con -
cessionsgesetzes nicht anwendbar sei und die von der Commune Wien gestellten
Petite ans dieser gesetzlichen Bestimmung nicht abgeleitet werden können.

Die Petire der Commune waren darauf gegründet , dass die Ausführung
deS genehmigten Projektes der k. k. Staatsbahn -Directiou Wien für die
Herstellung eines dritten , eventuell vierten Geleises zwischen den Stationen
Penzing und Hüiteldorf eine so wesentliche Beschränkung des öffentlichen Ver¬
kehres auf dem obbezeichneken Gemeiudewege zur nothwendigeu Folge haben
muss , dass eine Störung dieser öffentlichen Coininuuication platzgreifen werde.

Nun verfügt der Z 10 , lit . e des Eisenbahn -Concessionsgesetzes , dass,
wenn durch de» Ban der Eisenbahn öffenrliche Wege , Brücken , «Stege oder
sonstige Commuuicalionsmittel ganz oder zum Theile gestört oder unfahrbar
gemacht werden , die Eisenbahnunternehmung verpflichtet ist, nach jedesmaliger
Änocdnung der Behörden die gestörte Communication anderweitig vollkommen
wieder herznstellen.

Aus diesem Wortlaute des Gesetzes ergibt sich zunächst , dass die Ver¬
pflichtung der Eisenbahn , gestörte Communicationen anderweiug vollkommen
wieder herzustellen , nicht etwa auf den Fall der ersten Herstellung der Eisen¬
bahn , eingeschränkt ist, dass vielmehr die Eisenbahn -Unternehmungen auch in
der Folge — „nach jedesmaliger Anordnung der Behörden " — verpflichtet
bleiben , durch ihre Veranlassungen gestörte Communicationen vollkommen
wieder herzustellen , das ist einen solchen Zustand herbeizuführen , dass der
Verkehr ans den durch den Eisenbahnbau in Mitleidenschaft gezogenen öffent¬
lichen Wegen , Brücken , Stegen , sich ungestört und klaglos vollziehen könne.

Dass nun durch die Herstellung eines dritten , eventuell vierten Geleises
die durch den Bahnkörper okkupierten obbezeichneten öffentlichen Communicationen
weiteren neuen Störungen ansgesetzl werde » , unterliegt wohl keinem Zweifel
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und es wird auch die Möglichkeit einer solchen weiteren Störung eigentlich
zugegeben , da nach den Ausführungen der Gegenschrift der Commune Wien
Vorbehalten bleiben soll . ..in dem Falle , dass eventuelle zukünftige Änderungen
in den Bahubetricbsverhältuisskn , insbesondere eine thatsächlich eintretende
wesentliche Steigerung der Verkehrsdichtigkeit auf der Bahn ein wirklich nach¬
weisbares Bedürfnis nach Ersatzherstellungen für die in Rede stehenden Com-
municationen Hervorbringen würden " , ihr Begehren zu wiederholen . "

Mit dieser Feststellung ist aber auch die in der Entscheidung negierte
Anwendbarkeit des ß 10 , lit . o des Eisenbahn -Concessionsgesetzes außer Frage
gestellt und dargelhan , dass die angefochtene Entscheidung des Ministeriums
auf einer unzutreffenden Rechlsanschauung beruht.

Der Umstand , dass die Ballführung die Herstellung des dritten und
vierten Geleises , welche die Begehren der Commune Wien veranlasste , nur
in dem aä 8 bezeichneten Terrain sich vollziehen soll, erschien dem Gerichtshöfe
irrelevant , da die aä 1, 2 und 3 bezeichneten Commnnicationsobjecte so nahe
aneinander gelegen sind , dass die Conseqnenzen der ersterwähnten Herstellungen
voraussichtlich auch die beiden ersterwähnten Communicationsmitlel treffen
können.

Es wäre sonach Sache der commissionellen Verhandlungen gewesen , auf
die von der Commune Wien aus dem 8 10 , lit , o ISA. oit . abgeleiteten An¬
sprüche cinzugehen und zu erheben , ob und bis zu welchem Maße der öffent¬
liche Verkehr auf den obbezeichneten Gemeindewegen infolge der neuen Her¬
stellungen weitere Störungen erfahren wird und ob und inwieweit zu Zwecken
der Aufrechthaltung des öffentlichen Verkehres Ersatzheistellungen erforderlich
erscheinen , und es gieng incht an , die Pelite der Commune Wien ohne meri-
loriichc Würdigung ihrer ihatsächlichen Unterlagen wegen vermeintlicher Un¬
anwendbarkeit des ß 10 , lit . e des Eisenbahn -Concessionsgesetzes abzuweisen.

II. Normlltivlikstimilmnlien.
51Mra1h:

is
Rechtzeitige Borlage der Projekte für die im Hanpt-
voranschlage vorgesehenen Canalbauten durch das

Stadtbauamt.
Der Wiener Stadtrath hat unterm 3 . December 1901,

Z . 14111 (M -Z . 91922/XIXb ) , folgenden Beschluss gefasst:
Das Stadtbauamt wird beauftragt , die Projecte für jene Canalbauten

welche im Präliminare vorgesehen sind , in Hinkunft stets zu einem Zeitpunkte
vorzulegen , welcher einerseils dem Stadlrathe und dem Magistrate die ge-
schäftsordnnngsmäßige Behandlung der betreffenden Agenden ermöglicht,
andererseits aber auch die vollständige Durchführung dieser Bauten in dem
betreffenden Baujahre gewährleistet.

2 «.
Statut und Instruction für die vom Wiener Stadt

rathe anfzustellenden Bauaufsichtsräthe.
Zur Mithilfe bei der nach 8 100 der Wiener Bauordnung vom 17 . Jänner

1883 , L.-G .-Bl . Nr . 35 , durch die technischen Organe der Gemeinde zu be¬
sorgenden Aussicht über Privalbauten werden vom Wiener Stadtralhe „Bau-
auffichtsräthe " aus dem Stande der Wiener Baumeister , und zwar für je
zwei Wiener Gemeindebezirke ein Bananfsichtsrath auf die Dauer zweier Jahre
bestellt.

Die Bestellung erfolgt nach Einholung eines von der Genossenschaft der
Baumeister und dem Vereine der Baumeister Nicderösterreichs alljährlich zu
erstattenden Vorschlages.

Für je zwei Wiener Gemeindebezirke sind sowohl von der Genoffenschaft
der Baumeister , als vom Vereine der Baumeister Niederösterreichs selbständig
je zwei Aufsichtsräthe in Vorschlag zu bringen . Der Wiener Stadtrath ist
jedoch weder au die Person der Vorgeschlagene » , noch an die Bezirke , für
welche dieselben in Vorschlag gebracht wurden , gebunden.

Nur Baumeister können als Aufsichtsräthe bestellt werden und sollen
dieselben , wenn möglich , im Nichtbetriebe sich befinden . Dieselben dürfen in
keinem dem Aufsichtsdienste abträglichen Abhängigkeitsverhältnisse stehen und
müssen sich im Bollgeniiffe der bürgerlichen Rechte befinden.

Sobald einer der vorbezeichnelen Hindernngsgründe nachträglich eintritt,
ist der Bauaufsichtsrath vom Bürgermeister seiner Function zu entheben.

Der Bürgermeister ist jedoch auch ohne Angabe von Gründen berechtigt,
jederzeit die Enthebung eines Bauaufsichtsrathes zu verfügen

Die Stelle eines Baiiaufsichtsrathes ist ein Ehrenamt und wird un¬
entgeltlich versehen . Der Bauaussichtsralh übt den Aussichtsdienst im öffent¬
lichen Interesse und darf Aufträge oder Instructionen , welche ihm von anderer
Seite als von den kompetenten Gemeindeorgane » zukommen , nicht entgegen¬
nehmen.

Bei Bauten , welche entweder von ihm oder für ihn selbst ansgeführt
werden , oder bei welchen der Bauherr oder Bauführer in gerader Linie , oder
in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade mit ihm verwandt oder verschwägert

ist, hat sich der Banaufsichlsrath des Aussichtsdienstes z» entschlagen . In diesen
Fällen übt der Bauaussichtsrath eines Nachbarbezirkes für den betreffenden
Bau die Bauaufsicht aus.

Der Bauaufsichtsrath ist jederzeit berechtigt , den ihm übertragenen Bau-
anffichtsdienst zurückznlegen.

Wenn aus irgend einem Grunde während der Bestelluugsdauer ein
Bauaufsichtsrath ansscheidet , so ist zur Wiederbesetzung der frei gewordenen
Stelle für den Rest der Functiouszeit ein Vorschlag der Baumeister -Genossen¬
schaft, beziehungsweise des Vereines der Baumeister Niederösterreichs nicht
erforderlich.

Die Bauaufsichtsräthe haben vor Antritt ihres Dienstes nachfolgenden
Eid in die Hände des Bürgermeisters oder des von ihm bezeichneten Stell¬
vertreters zu leisten:

„Ich schwöre bei Gott , dem Allmächtigen und Allwissenden , einen reinen
Eid , dass ich den mir vom Wiener Stadtrathe übertragenen Bauanfsichtsdienst
mit Eifer , nach bestem Wissen und Gewissen und ohne Ansehung der Person
nach Maßgabe der Gesetze und der bestehenden Instruction für die Bau-
aufsichisräkhe besorgen werde , so wahr mir Gott helfe ."

Über die erfolgte Eidesleistung ist ein Protokoll abznfassen und dasselbe,
sowie die Instruction für die Bauaufsichtsräthe von dem Bauaufsichtsräthe zu
unterfertigen.

Die Bauaufsichtsräthe gehören bei Ausübung des ihnen übertragenen
Anfstchtsdienstes zu den technischen Organen der Gemeinde und genießen als
solche den gesetzlichen Schutz.

Im Falle einer Behinderung des Aufsichtsdienstes sind die Bauaufsichts¬
räthe , wie die anderen technischen Organe der Gemeinde berechtigt , die an¬
gemessene Unterstützung durch die k. k. Polizeibehörde in Anspruch zu nehmen.
Dieselben erhalten über die erfolgte Bestellung und Eidesleistung eine schrift¬
liche Verständigung und die für städtische Amtsorgane eingeführte Legitimation.
Ein Verzeichnis der bestellten Bauaufsichtsräthe wird der Genossenschaft und
dem Vereine der Baumeister Niederösterreichs zur Verständigung der Mit¬
glieder unter Hinweis auf den öffentlichen Charakter und die Befugnisse der
Bauaufsichtsräthe sofort nach der Bestellung mitgetheilt.

Die Bauaufsichtsräthe werden von der Ausfertigung eines Bauconsenses
für Privatbauten , nach Maßgabe der ihnen zugewiesenen Bezirke amtlich ver¬
ständigt und erhalten unentgeltlich das Amtsblatt der Stadt Wien , in welchem
die eingelangten Bauanzeigen enthalten sind , sie üben die Aufsicht über diese
Privalbauten in der Richtung aus , dass der Bau nur durch hiezu berechtigte
Personen ansgeführt wird und dass bei der Ausführung keine die Sicherheit
des Bauobjectes , der Arbeiter oder der Umgebung gefährdenden Mängel Vor¬
kommen.

Werden die Bauten nicht thatsächlich von den auf den Bauplänen an¬
gegebenen berechtigten Bauführer » aufgefübrt , sondern wird die Bauführung
Ünberechtigten überlassen , oder werden Mängel am Baue wahrgenommen,
welche nach Ansicht des Bauaufsichtsrathes die Sicherheit bedrohen könnten,
so hat derselbe dies sofort dem Stadtbauamte (beziehungsweise in den Be-
zirken X bis XIX der betreffenden Bauamts - Nbtheilung ) im kürzesten Wege
zur Abhilfe anznzeigen.

Insbesondere hat der Bauaufsichtsrath darauf zu sehen, ob der Be¬
treffende am Bauplane unterschriebene Bauführer über eigene entsprechende
Requisiten und über eigenes Hilfspersonale verfügt und ob er die hinsichtlich
der Kranken - und Unfallversicherung vorgeschriebenen Anzeigen erstattet,
beziehungsweise Versicherungsbeiträge geleistet hat , weil sich hieraus Schlüsse
auf die persönliche Bauausführung seitens des am Bauplane unterschriebenen
Bauführers ziehen lasten , und ist der Bauführer verpflichtet , die erforderlichen
Nachweise zu liefern.

Die dem Stadtbauamte nach 8 100 der Wiener Bauordnung obliegende
Aufsicht über Privatbauten wird durch den Aufsichtsdienst der Bauaufsichts¬
räthe nicht beeinträchtigt.

Insbesondere fallen die in Bezug auf die Beschaffenheit des Materiales,
der Constructionen oder bei etwaigen Mängeln zu treffenden Vorkehrungen,
beziehungsweise das Verbot der Baufortsetzung durch den unbefugten Bau¬
führer , im Sinne des 8 100 der Wiener Bauordnung ausschließlich in den
Wirkungskreis des Bauamtes , beziehungsweise in den Bezirken X bis XIX
der betreffenden Bauamts -Abtheilung und gehören nicht zu den Befugnissen
des Bauaufsichtsrathes.

Nur bei Gefahr am Verzüge kann anch der Bauaufsichtsrath die zur
Hintanhaltnng einer unmittelbaren Gefahr für die Sicherheit nuci lässliche
Maßregeln anordnen , in welchem Falle aber sofort dem Stadtbauamte (be¬
ziehungsweise der betreffenden Bauamts - Abtheilung ) Mittheilung zu machen ist.

(Genehmigt mit den Stadtraths -Beschlüffen vom 10. und 24 . Octobe --
1901 , ZZ . 10981 und 12312 , und wurde die Eintheilung der 20 Gemeinde-
bezirke in 10 Aussichtsgebiete mir dem letztbezeichneten Beschlüsse, wie fclgt
festgesetzt:

I . und
II. ..

1.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.

III.
IV.

V.
VI.

XIII.
VIII.

IX.
10 . XVIII.

(M -Z . 39950 .))

VII . Gemeindebezirk,
XX.
XI.
X.

XII.
XV.

XIV.
XVI.

XVII.
XIX
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Magistrat:
21 .

Abschreibung von Wassermehrverbranchsgebüren
wegen Rohrgebrechen.

I.

Erlass des Magistrats -Directors Preyer  vom 30 . No¬
vember 1901 , M .-D .-Z . 3011 sx 1901:

Gelegentlich des Stadlraths - Beschlusses vom 20 . August 1897,
Z . 7934 , M .-Z . 12105 ex 1897 , mit welchem bestimmt wurde , dass alle
Wasserleitungsgebrechen an Hansleilungen vor der definitiven Reparatur dem
Wasserbezugsrevisorate anzuzeigen sind , und dass im Falle unterlassener
Anzeige die Mehrverbrauchsgebüren , welche durch ein derartiges Gebrechen
veranlasst werden , in keinem Falle nachgesehen oder herabgesetzt werden , hat
der Magistrat Anordnungen getroffen , um den Beschlüssen des Stadtraches
den möglichsten Ersolg zu sichern . Das Bauamt wurde mit Decret vom
31 . August 1897 , M .-Z . 12105 ex 1897 , angewiesen , die Anzeigen über
derartige Herstellungen , welche nach Z 3 des Regulativs für die Herstellung
von Abzweigsleitungen im Anschlüsse an die Hochquellenleitung vom Installateur
dahin zu richten sind , zu sammeln und zn ordnen und den Bezirksämter » im
Bedarfsfälle zur Verfügung zn stellen.

Gleichzeitig wurden die Bezirksämter angewiesen , die in demselben
Paragraphen des Regulativs vorgeschriebenen Bücher der Installateure zu
revidieren und bei sich ergebenden Anständen nach HZ 5 und 7 des Regulativs
vorzugchen . Die Bezirksämter werden auch auf die im Bauamte erliegenden
Behelfe aufmerksam gemacht . Endlich wurde das Wasserbezugsrevisorat ange¬
wiesen , die dort einlangenden Anzeigen der Hausbesitzer an Ort und Stelle
sofort zu prüfen und festzustellen , ob durch das Gebrechen ein Wasserverlust
eingetreten ist, eventuell in welchem Ausmaße.

Die Tendenz der vom Magistrate erlassenen Aufträge war durch eine
strenge Controle hintanzuhalten , dass Gebrechen an der Hausleitung benützt
oder vorgegeben werden , um in einem Zeitpunkte , in welchem jede Controle
seitens der Gemeinde durch die inzwischen erfolgten Herstellungen re. aus¬
geschlossen war , als Grund geltend gemacht werden , um eine Nachsicht an
Wassermehrverbrauchsgebüren zn verlangen.

Wenn anch die Zahl der Gebrechen an Hausleitungen , von welchen
schon viele alt sind und erfahrungsgemäß nie rechtzeitig ausgewechselt werden,
kan », abnehmen kann , umsomehr als sich die Zahl derselben fortwährend ver¬
mehrt , so wird doch durch eine entsprechende Handhabung der erwähnten
Anordnungen und Benützung der Ergebnisse derselben bei Behandlung der
einschlägigen Nachsichlsgesnche eine Verminderung der Nachsichts -Anträge aus
diesem Titel eintreten.

Da diese Bestimmungen bisher nur vom Stadtbauamte , nicht aber von
allen magistratischen Bezirksämtern und vom Wasserbezugsrevisorate ent¬
sprechend befolgt wurden , und zufolge Präsidial -Erlasses vom 29 . Juli 190 l,
Pr .-Z . 9512 , M . -D .-Z . 2071 , Uber Ansuchen um Abschreibung von Wasser-
mehrverbrauchsgebüren wegen Rohrgebrechen genaue Erhebungen  zu
pflegen sind , sehe ich mich veranlasst , das ermähnte Magistrats -Decret vom
31 . August 1897 , M .-Z . 12I032/VII , zur pünktlichen Danachachtung in
Erinnerung zu bringen und die Herren Bezirksamtsleiter für die Durch¬
führung persönlich verantwortlich zu machen.

» *
*

II-
Magistrats -Decret vom 31 . August 1897 , G .-Z . 12I032/V1I:
Der Stedtrath hat am 20 . August 1897 , aä Z . 7934 , beschlossen:
1. Die Bestimmungen der HZ 3 , 5 und 7 des Regulativs für die Her¬

stellung von Wasserleitungen im Anschlüsse an die Hochquellenleitung den
Installateuren zur genauen Beachtung durch die Genossenschaft zn repu-
blicieren.

2 . Der Magistrat hat die nöthigen Controlverfügungen gegenüber den
Installateuren durch die Bezirksämter zu treffen . Das Stadtbauamt hat die
dort einlangenden Anzeigen seitens der Installateure nach der Amtshandlung —
nach den Anzeigelegern — zu ordnen und erforderlichenfalls zur Verfügung
zu stellen.

3 . Im Nachhange zu der Kundmachung über die Wasstrabgabe sind die
Wasjerbezugsberechtigten durch Kundmachung zu verständigen , dass alle Ge¬
brechen an Hanswasserleitunge » vor der definitiven Reparatur beim Wasser¬
bezugsrevisorate anzuzeigen sind . Im Falle unterlassener Anzeige werden
Mehrverbrauchsgebiiren , welche durch ein derartiges Gebrechen veranlasst
werden , in keinem Falle nachgesehen oder herabgesetzt.

Es ist selbstverständlich nicht ausgeschlossen , dass die Reparatur sofort
nach gemachter Anzeige auch vor der commisstonellen Besichtigung erfolgt,
wenn Gefahr im Verzüge ist.

Hievon wird das Bezirksamt mit der Aufforderung verständigt , unter
Verwendung der vom Bauamte zu liefernden Behelfe die im Regulativ
vorgeschriebenen Vormerkbücher der Installateure genau zu Prüfen und bei
Constatierung de . unterlassenen Anzeige solcher Reparaturen , von welchen die
Anzeige an das Bauamt zu richten ist, mit entsprechend strengen Strafen
vorzugehen.

22

Herausgabe von Normalienblättern.

Erlass des Magistrats -Directors Preyer  vom 20 . December
1901 , M .-D .-Z . 3179 sx 1901:

Um das wiederholte Abschreiben und Vervielfältigen von Normalien zu
vermeiden , denselben die größtmögliche und rascheste Verbreitung zu verschaffen
und ein gleichartiges handliches Format einzuführen , werden vom 1 . Jänner
1902 angefangen durch Buchdruck hergestellte Normalienblätter  in Octav-
format mit jahrgangweiser fortlaufender Numerierung von der Magistrats-
Direction herausgegeben und in entsprechender Zahl an die einzelnen Ämter
vertheilt werden . Mit der Sammlung und Eoidenihaltung des zum allgemeinen
Gebrauche bestimmten Bureau -Ex -mplares der Normalien ist ein Beamter
im Sinne des H 22 der neuen Geschäftsordnung für den Magistrat zu be¬
trauen.

Sollte sich bei einem Amte ausnahmsweise ein größerer Bedarf
eines einzelnen Normalienblattes Herausstellen , so ist die erforderliche Anzahl
von Blättern binnen drei Tagen  nach dem Erscheinen der betreffenden
Nummer durch den Amtsoorstand bei der Magistrats -Direction anzumeldeu,
damit die Nachbestellung sofort erfolgen kann . ^

.Selbstverständlich hat die Vervielfältigung eines Normales von Seite
der Ämter zu entfallen.

Die bisherige Behandlung von Normalien erfährt durch diese neue Ein¬
richtung keine  Änderung ; es sind daher alle nicht vertraulich  zu be¬
handelnden Entscheidungen und Verfügungen von grundsätzlicher Be¬
deutung und besonderer Wichtigkeit  der Schriftleitung des mit Ge-
meinderaths -Beschluss vom 20 . October 1891 , Z . 596 , gegründeten Amtsblattes
der Stadt Wien behufs Aufnahme in die monatlich erscheinende Beilage
„Gesetze , Verordnungen u . s. w ." , Rubrik „Normativbestimmnngen - Magistrat " ,
wie bisher , zu übergeben (H 23 neue Geschäftsordnung ) ; dergleichen Erlässe,
Entscheidungen , Verfügungen vertraulicher  Natur dagegen der Magistrats-
Direction vorzulegen.

Ausnahmsweise können auch Bestimmungen und Mittheilungen . welche
nicht im Wirkungskreise des Magistrates  erlassen wurden , jedoch voraus-
sichtlich sehr häufig zur Anwendung kommen und daher rasch zur Hand sein
sollen , z. B . Uber die Organisierung von Ämtern , Systcmisierung von Stellen
und Bezügen , Tarife u . dgl . in den Normalienblättern Aufnahme und Ver¬
breitung finden.

Schließlich bemerke ich, dass anch die Republicieruug  solcher Normativ¬
bestimmungei, , welche erfahrungsgemäß nicht durchwegs eine entsprechende Be¬
achtung finden , erfolgen kann.

2L.

Instruction für die Jndieiernng und Registrierung
der Acten in den Magistrats -Abtheilungen I bis XIX,

XXI und XXII

Erlass des Magistrats -Directors M . Preyer  vom 22 . De¬
cember 1901 , M .-D .-Z . 2546 sx 1900:

8 1-
Der Index  ist in den Magistrats -Abtheiluiige » zunächst ein Hilfsbuch

für das Protokoll und den laufenden Dienst ; er ist aber auch sür die Zukunft
das Repertorium der Registratur  und deshalb nicht als sogenannter
„General - Namen - Index " mit einem durchlaufenden Alphabet zu führen,
sondern nach Materien in Rubriken einzutheilen,  deren jede wieder
— je nach Erfordernis — in sachlicher oder alphabetischer Weise gegliedert
werden kann . (Sub - Rubriken .)

Diese Eintheilung und Gliederung hat in möglichst engem Anschluffe au
die neue „ Gcschäftseintheilung für den Magistrat " (M .-D .-Z . 2546 sx 1900 ) zn
geschehen , welcher anch die wörtlichen Benennungen mit buchstäblicher Genauigkeit
zu entnehmen sind.

Für die Aufzeichnung von Verhandlungen über Fragen von allgemeiner
und hervorragender Bedeutung ist in allen Rubriken an erster Stelle Raum
zu schaffen.

Als Registraturszeichen  sür die unterschiedlichen Materien (Rubriken
und Sub -Rubriken ) werden die Signa der derzeit bestehenden Haupt -Registratur
beibehalten , um so den historischen und organischen Zusammenhang der neuen
Registraturen mit dem alten Amte sichtlich zu bewahren.

8 2.
Die Protokollierung  der Geschäftsstücke erfolgt ans Grundlage des

H 13 der „ Geschäftsordnung für den Magistrat " (M .-D .-Z . 2546 ox 1900 ) in
der Weise , welche sich aus den Spaltenüberschriften des Protokoll -Forinnlares
ergibt . Für die Magistrats -Abtheilung I besteht ein von den anderen Ab¬
theilungen etwas abweichendes Protokoll -Formulare und außer dem gewöhn¬
lichen Index noch ein besonderer sür gerichtliche Bescheide.

8 3-

Die täglich protokollierten  Geschäftsstücke sind womöglich auch
j täglich (sowie es das hiefür bestimmte Formular verlangt ) zu iudicieren.
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8 4.

Schon beim Protokollieren und Jndicieren ist ein besonderes Augenmerk
aus die für die Wahrung des Actenzusammenhanges unumgänglich notwendige
Vorschreibung der Geschäftsnummern der Vorzahlen und der
späteren Zahlen in der Spalte 5 des Protokoll -Formulares zu richten.

In der Regel ist auf die letzt vorausgegangene (Prius -), beziehungsweise
nächstfolgende (Posterius -) Zahl hinzuweisen.

8 5.

Die R egistrier - Methode besteht hauptsächlich darin , dass die Ge¬
schäftszahl des ersten Actes einer Verhandlung die Grundzahl für alle
nachfolgenden Acten derselben Verhandlung bildet , und daher alle diese Acten
mit jener Grundzahl bezeichnet und so zu einem Ganzen vereinigt , ausbewahrt
werden.

Eine Ausnahme hievon machen die Steueracten , welche (nur ) mit der
Contozahl bezeichnet werden.

8 6.

Daraus ergeben sich nachfolgende besondere Vorschriften für die
Führung des Index:

a ) Jeder Grundact ist in der seinem Gegenstände entsprechenden Rubrik
zu indicieren.

b ) Die mit ihm zusammenhängenden späteren Acten (kosteriora ) sind
nicht in der gleichen Weise zu indicieren , sondern es sind nur d. ren
Geschäftszahlen im Index dort , wo der Grundact eingetragen wurde,
in der Spalte 3 unter der Textzeile , der Reihe nach vorzumerken.

e) Stammen jedoch die Geschäftszahlen der vorausgegangenen Verhand¬
lungen (kriora ) aus früheren Jahren , so ist der erste Act des laufenden
Jahres , sowie der Grundact im Index zu behandeln , und bezüglich der
weiter nachfolgenden Acten der suk lit . b beschriebene Vorgang einzu¬
halten.

ä ) Verlangt das Wesen eines Actes eine Vormerkung in mehreren
Rubriken , so ist dieser Act in der der Hauptsache entsprechenden
Rubrik vorschriftsmäßig zu indicieren , in den anderen Rubriken aber
ist eine darauf hinweisende Bemerkung anzubringen.

e) Treten während einer Verhandlung neue Momente zu Tage , die bis
dahin weder im Protokolle , noch im Index Erwähnung gefunden haben,
so sind die ergänzenden Aufzeichnungen in sachgemäßer Weise anzubringen.

f) Bei jedem Acte ist in der Spalte 12 des Protokoll -Formulares das
Zeichen (Signum ) der Rubrik , beziehungsweise Subrubrik , in welcher er
indiciert wurde , sofort vorzumerken.

8 ? .

Mannigfache Umstände können es erheischen , für einzelne Geschäftszweige,
Anstalten , Objecte n . dgl . besondere über den Rahmen eines Jahresindex
hiuausgreifcude Registrierungen vorzunehmen , z. B . auf Lataster-
blättern , welche nach topographischen Namen oder Nummern gereiht oder
nach lexikalisch gelegten Schlagwörtern geordnet , die einen Gegenstand be¬
treffenden Agenden für größere Zeitperioden übersichtlich sammeln.

Die hieraus sich ergebenden , jedermann in die Augen
springenden Vortheile legen die Verpflichtung nahe , von dieser
Art der Registrierung umso häufigeren Gebrau ch zu machen , als
dadurch nicht selten die Jndicierung im gewöhnlichen Jahres-
index erspart werden kann.

ß 8.

Alle Acten und Aktenstücke , welche der Registratur in der üblichen Weise
zur dauernden oder zeitweiligen Aufbewahrung zukommen , sind zu diesem
Zwecke fertig zu stellen , d. h. mit der Registraturs - Bezeichnung des
Grundactes zu versehen , welche aus dem Signum der Rubrik , beziehungs¬
weise Subrubrik , dem rechts die Grund - und Jahreszahl — letztere immer
mit allen vier Ziffern — in Bruchform beigesetzt wird , besteht : zum Beispiel
rr i -, 2726 . _ 31 620
cr 12 ^ oder tz - 1902

Besteht der Act aus losen Blättern , so ist die Bezeichnung auf der
Rückseite jedes Blattes rechts oben anzubringen , bei gehefteten Acten aber nur
auf dem letzten Blatte.

8 s.
Ehe die so fertigaestellten Acten zur Aufbewahrung kommen , ist bei

jeder ihrer Protokolls -Nummern in der Spalte 13 des Protokoll -Formulares
dem Rubrikenzeichen noch die Grundzahl , erforderlichenfalls mit der Jahres¬
zahl beizufügen und hiemit die registratursmäßige Durchführung der
Acten im Geschäfts -Protokolle zum Abschlüsse zu bringen.

Bei den Grundacten wird , da ihre Protokolls -Nummer zugleich die
Grundzahl ist, in die Spalte 13 nur ein lateinisches „ R " eingesetzt.

8 10.

Die in solcher Weise behandelten Acten werden nach Jahrgängen , Rubriken und
Snbrubriken gesondert und in der arithmetischen Reihenfolge der Grundzahlen
gelegt zwischen zwei steifen Deckeln mittels Rebschnüren kreuzweise in Fascikel
gebunden , welche mit den ihrem Inhalte entsprechenden Registratursbezeichnungen
zu versehen sind , zum Bespiel:

a) wenn alle Acten einer Rubrik in einem Fascikel vereinigt sind:

6 4

1902

b) wenn alle Acten mehrerer Rubriken in einem Fascikel gesammelt sind:

6 5— 6

1902

e) wenn nur ein Theil der Acten einer Rubrik in einem Fascikel enthalten ist:

In diesem Falle werden immer jene runden Zahlen angeführt,
innerhalb welcher sich die wirklichen Grundzahlen befinden.

ä ) wenn von einer Rubrik alle und überdies noch ein Theil der Acten einer
anderen Rubrik in einem Fascikel untergebracht sind:

Was die Ordnung der Acten anbelangt , so wird den Registralursbeamten
überdies nahegclegt , auch auf die im Z 16 der Geschäftsordnung gegebene»
Vorschriften gebärende Rücksicht zu nehmen.

8 II-
Bezüglich der Berechtigung zur Einsichtnahme und Aushebung

der Acten sind die letzten zwei Absätze des Z 20 der Geschäftsordnung maß¬
gebend.

Die dort erwähnten Empfangscheine (Recepisse ) sind den Andeu¬
tungen des Formulares gemäß von dem Registratursbeamten genau auszu¬
füllen und so, wie die Acten geordnet , in eigenen Fascikel » aufzubewahren.

Die zurückkommendeu Aktenstücke sind auf dem Empfangscheine anzu¬
merken , dieser aber erst dann zu vernichten oder auf Verlangen auszufolgen,
wenn keines der ausgehobenen Actenstücke mehr ausständig ist.

tz 2

tz 3

1- 1200

1902

0 7

3001 — Ende

6 8
1902

0 7

2001 - 3000

1902

0 7

1—2000

1902

8 12.
Das Ordnen und Einlegen , sowie die Mitwirkung beim Aus¬

heben der Acten ist den städtischen Amtsdienern zur Pflicht gemacht,
die sich hiebei den Anordnungen des einzelnen Abtheilungsleiters zu fügen
haben.

8 13-
Was die Actenausscheidung anbelangt , so wird aus den Z 21 der Ge¬

schäftsordnung verwiesen.
8 14-

In allen Magistrats -Abtheilungen ist für die Normalien ein Index
fliegender Blätter lexikalisch geordneter Schlagwörter für unbestimmte Zeit an¬
zulegen.

Die Bezeichnung der Normalien erfolgt nicht mit den Protokoll -Nnmmern,
sondern mit fortlaufenden , jedoch jedes Jahr mit 1 beginnenden Post¬
nummern z. B.

Diese Registratursbezeichnung ist im Geschäftsprotokolle bei der ent¬
sprechende » Geschästszahl in Spalte 13 vorzumerken.

8 is.
Die abgesondert von den Acten aufzubewahrenden Verträge , Offerte

und so listig eu Documente sind so, wie die Normalien mit fortlaufenden,
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jedes Jahr mit I beginnenden Postnummern zu versehen , in der Reihenfolge
dieser Nummern snb V kurz zu iudicieren und folgendermaßen zu bezeichnen:

1902

Diese Negistratursbezeichnung ist im Geschäftsprotokolle bei der ent¬
sprechenden Geschäftszahl in der Spalte 13 anznmerken.

8 16.
Die Personal - Angelegenheiten sind status weise gesondert zu

registrieren.
Das Rubrikenzeichen ist für dieselben in allen Magistrals -Abtheilungen

der große lateinische Buchstabe X.
Die Subrubriken , welche durch Beifügen arabischer Ziffern gekennzeichnet

werden , sind folgende:
X 1 . Allgemeines.
^ 2 . Tnensteintritt , Anstellung , Vorrückung und Beförderung.
H 3 . Krankheits -Aushilfen.
^ 4 . Remunerationen und Kostgelder,
ä . 5 . Gehaltsvorschüsse.
^ 6 . Pensionierungen , Provisionierungen , Quiescierungen » nd Er-

ziehungsbeiträge.
X 7 . Resignationen und Entlassungen.
X 8 . Urlaube und Dienstsnpplieruugen.
X 11 . Dienstzuweisungen.
X 12 . Gerichtliche und andere Vormerkungen auf die Bezüge.
Die Registratursbezeichnung ist die normale , mit Voranstellnng der

römischen Ziffer der Magistrats -Abtheilung , z. B . X X 2

Anhang.

Die Abtheilungszeichen der alten Haupt -Registratur , aus denen sich die
Rubrikenzeichen der neuen Registratur entwickelt haben , find folgende:

X . Personalien aller Art , Dienstsachen und Wahlen.
L . Gedruckte Verordnungen.
6 . Städtische Wirtschafts -Angelegenheiten,
v . Gefälle , Gebüren und Hundesteuer.
8 . Steuergegenstände.
iss. Bürgerrechte, Auszeichnungen und Gedenksachen.
0 . Markt - und Approvisionierungs -Angelegenheiten.
II . Handel und Gewerbe , Arbeiter -Kranken - und Unfallversicherung.
1. Geheime Acten.

L . Cultus -(Kirlben -)Sache » und Matrikenwesen.
I, . Armenwesen.
N . Mixta.
bl . Normalien.
O . Schulsachen.
? . Militär - und Conscriptions -Angelegenheiten.
tz . Bau -, Feuer - , Saniläts - , Straßen - und Strompolizei.
k . Registraturs -Resolutionen.
8 . Sanitätspolizeiliche Obductionen und Sicherstellungen.
P . Städtische Arbeitsvermittlung.
V . Verträge , Offerte und andere Docnmente.

In den magistratische » Bezirksämtern noch:

77 . Mehrfachen (von k getrennt ).
X . Landes -Cultur (von 6 getrennt ).
2 . Arbeiter -Kranken - und Unfallversicherung (von 6 getrennt ).

24

Instruction , betreffend die Behandlung von Urlaubs-
Ansuchen.

Die Untersuchung hat in der Regel im Stadtphysikate selbst und mir
ganz ausnahmsweise dann in der Wohnung des Bittstellers zu erfolgen , wenn
derselbe infolge seiner Krankheit außer Stande wäre , sich im Stadtphysikate
einzufinden.

Weilt der Gesuchsteller nicht in Wien ( wie beispielsweise bei Urlaubs¬
verlängerungen ), so ist darauf zu achten , dass dem Gesuche ein von einem
k. k. Bezirksarzte ausgestelltes oder mindestens bestätigtes Krankheilszeugnis
angeschloffen ist.

Das gehörig belegte Ansuchen ist sodann dem Stadtphysikate zur Äuße¬
rung zuzumitteln.

Nach Abgabe der Physikatsäußerung ist das Ansuchen dem Herrn Bürger¬
meister , beziehungsweise bei Urlauben gegen Carenz der Bezüge dem Sladt-
rathe mit einem Anträge vorzulegen.

In den Krankheitsnrlaub ist stets der dem betreffenden Beamten rc.
zustehende normalmäßige Urlaub einzurechnen und ist dies auch dem Bittsteller
mit den Worten : „ einschließlich des normalmäßigen Urlaubes " bckanntzugeben.
Lautet die Physikatsäußerung , insbesondere bei Urlaubsverlängeruiigen derart
ungünstig , dass eine Wiedergenesung des Bittstellers nicht zu erwarten steht,
so ist der Zusatz -Antrag zu stellen , dass sich der G -suchsteller nach Ablauf des
Urlaubes zur neuerlichen Untersuchung im Stadtphsikate einzufinden habe.

Als Urlanbsantrittstag hat der Tag der Gesnchsüberreichnng zu gelten,
wenn der Einschreiter zu dieser Zeit bereits keinen Dienst mehr versieht ; sonst
kann der Urlaubsantritt im Ansuchen oder später bekanntgegeben werden.

Was die Prüfiingsnrlaube anbetrifft , so bemerke ich, dass ^ solche
nnr den rechtskundigen Beamten zur Vorbereitung für die dritte Staats¬
prüfung in der Regel in der Dauer von 14 Tagen , sowie für die praktische
Prüfung für die politische Geschäftsführung in der Regel in der Dauer von
vier Wochen bewilligt werden , und dass daher derartige Ansuchen , n anderen
Fällen in der Regel nicht befürwortend vorzulegen sein werden.

Die Behandlung der Urlaube anlässlich der Einberufung zu militäri¬
schen Dienstleistungen wurde bereits durch die h . S. Gurrende vom
2l . October 1901 , M .-D .-Z . 2889 geregelt und ist sich an die gegebenen
Vorschriften zu halten.

Die Gewährung von Urlauben zur Ordnung von Familien - Au-
gelegenheiten ist nur in sehr berücksichtigungswürdigeii Fällen zu beautragen.
Hochzeitsurlaube werden grundsätzlich nicht ertheilt.

Zur Stellung eines Antrages auf Ertheilung eines Erholungs¬
urlaubes wird sich nur dann ein Anlass finden , wenn ein städtischer An¬
gestellter den ihm normalmäßig  zukommenden Urlaub in den Wintermonatcu
(vor dem 1 . Mai oder nach dem 30 . September ) zu nehmen beabsichtigt.

Bei Behandlung der Urlaubsansnchen ist die von h. a . hiefür entworfene
Drucksorte , von welcher ein Exemplar mitfolgt , zu verwenden.

Schließlich bemerke ich noch, dass alle Urlaube (mit Ausnahme der
normalmäßigen ) in ein Buch einzutragen sind , welches nachstehende Rubriken
zu enthalten hat : _

Name
Dienstes¬

eigen-
schaff

Urlaub

vom s bis

Ver¬

längert
bis

Ursache
des

Urlaubes

An¬

merkung
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Genaue Jnstruierung der Gesuche der Parteien um
Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft.

Erlass des Magistrals -Directors M . Preyer vom 27 . De-

Erlass des Magistrats -Directors M . Preyer  vom 23 . De-
cember 1901 , aä M .-D .-Z . 2546 sx >900:

Die Urlaubsansiichen lassen sich eintheilen in solche um Bewilligung
eines Krankheitsurlaubes , eines Urlaubes zur Vorbereitung zu einer Prüfung,
anlässlich der Einberufung zu einer militärischen Dienstleistung , zur Ordnung
von Familien -Angelegenheiten n . dgl.

Was die Behandlung der Krankheitsurlaube  betrifft , so wird
Folgendes bemerkt:

Das bezügliche im Dienstwege , d. i . beim unmittelbaren Amtsvorstande
(Magistrats -Directions -Erlass vom 3 . September 1899 , Z . 1929 ), einzu¬
bringende Ansuchen ist ohne Unterschied , ob ei» ärztliches Zeugnis beigeschlossen
ist oder nicht , wenn der Bittsteller in Wien weilt , dem Stadtphysikate zur
ärztlichen Untersuchung des Einschreiters und Äußerung zuzustellen.

Die k. k. n .-ö. Statihalterei hat mit dem Erlasse vom 9. December 1901,
Z . 113507 , Nachstehendes anher eröffnet:

Bei den meisten magistratischen Bezirksämtern hat sich in letzter Zeit
der Brauch eingebürgert , Gesuche der Parteien um Verleihung der öster¬
reichischen Staatsbürgerschaft ohne jede Jnstruierung vorzulegen , es sei denn,
dass die einfache Beilegung der Acten über die Zusicherung der Ausnahme
des jeweiligen Einbürgerungswerbers in den Verband der Gemeinde Wien
als Jnstruierung angesehen werden soll.

Fast in allen Fällen mangelt die polizeiliche Note Uber das Wohlver¬
halten des Gesuchstellers und eine zuverlässige Erhebung Uber die persönlichen
Verhältnisse desselben : sehr häufig ist den Acten auch nicht zu entnehmen , ob
der Petent verheiratet ist, ob er Kinder hat , ob Gattin und Kinder noch am
Leben sind und dergleichen mehr ; die Folge davon sind zeitraubende Zwischen¬
erledigungen , di - bei ordnungsmäßiger Jnstruierung solcher Gesuche zu ver¬
meiden wären.
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Bei diesem Aulasse hat die 1 k. Statthallerei auch darauf hingewiesen,
dass der Normal -Erlass vom 4 . Februar 1896 , Z . 785/kr , betreffend die
Ordnung der Verhandlungsacten nach einem leitenden Gesichtspunkte (abge-
drnckt im Magistrats -Verordnungsblatt sx 1898 , Seite 45 ), nicht immer
befolgt wird.

Ich sehe mich daher veranlasst , den magistratischen Bezirksämtern die
vollständige Jnsiruierung derartiger Gesuche im Sinne des eingangs be¬
zogenen Statthalterei -Erlasses einzuschärfen , sowie auf die Bestimmung des
8 16 der neuen Geschäftsordnung für den Magistrat hinsichtlich der Ein¬
haltung der chronologischen Reihenfolge bei Bearbeitung der Acten , sowie
hinsichtlich der Numerieiung der Actenbestandtheile hinzuweiscn , und bemerke
schließlich , dass bei genauer Beobachtung dieser Vorschriften in den meisten
Fällen die Anfertigung eines Actenverzeichnisses entbehrlich sein wird.

Ich gewärtige , dass die Bezirksämter den Gesuchen um Verleihung der
österreichischen Staatsbürgerschaft eine umso sorgfältigere Behandlung zu¬
kommen lasten werden , als nach der Heimatsgesetznovellc die Zusicherung der
Ausnahme in den Heimatverband den Ausländern bei Vorhandensein der
gesetzlichen Voraussetzungen nicht verwehrt werden kann.

2«.
Beachtung der Abgrenzung der politischen Bezirke

Korneuburg und Floridsdorf.

Erlass des Magistrats -Directors M . Preyer  vom 30 . De-
cember 1901 M .-D .-Z . 3540:

Laut einer Note der k. 1 Bezirkshauptmannschast Korneuburg gelangen,
obwohl seit der Lostrennnng der Gemeinden Aderklaa , Gerasdorf , Süßen-
brnnn , Deutsch -Wagram , Floridsdorf , Groß -Jedlersdorf , Jedlesee , Stammers-
dors und Strebersdorf vom politischen Bezirke Korneuburg und der Zuweisung
dieser Gemeinden zum politischen Bezirke Floridsdorf eine geraume Zeit ver¬
strichen ist, so dass diese Neneintheilung seither im niederösterreichischen Amts-
kalendcr und gewiss auch in den neueren Orlsrepertorien durchgeführt erscheint,
dennoch von städtischen Ämtern , insbesondere vom Conscriptionsamle , Zu¬
schriften , welche die oben erwähnten Gemeinden betreffen , an die k. k. Bezirks-
bauptmannschaft Korneuburg anstatt an die k. k. Bezirkshauptmannschaft
Floridsdorf.

Ich find - mich daher bestimmt , den städtischen Ämtern die Ministerial-
Berordnungen vom 23 . October und vom 4 November 1895 , R .-G .-Bl.
Nr . 160 und 166 (Mag .-Bdgs .-Bl . ex 1895 , Seite 90 und 91 ), und vom
20 . Jnli 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 127 (Mag .-Vdgs .- Bl . ex 1896 , Seite 78 ),
mit welchen die Bezirkseintheilung abgeändert wurde , auf das nachdrücklichste
einzuschärfen.

Bei diesem Anlaste bringe ich auch die Slatthalterei -Knndmachung vom
16 . August 1896 , Z . 78063 L.-G .- und V .-Bl . Nr . 61 , betreffend den Beginn
der Wirksamkeit der neuen Gemeindevertretungen von Floridsdorf und Groß-
Jedlersdorf (abgedruckt im Mag .-Vdgs .- Bl . ox 1896 , Seite 90 ), in Erinnerung.

27 .

Einbringung von Verpflegskosten von nach dem
Civilrechte zur Zahlung verpflichteten Personen.

Erlass des Magistrats -Directors M . Preyer  vom 2. Jänner
1902 , M .-D .-Z . 3621 :

In der Bezirksamtsleiter -Conferenz vom 1. October 1901 wurde eine
Änderung des Vorganges wegen Einbringung solcher Spitalverpflegskosten,
zu deren Zahlung der Verpflegte selbst oder seine crbaltungspflichligen Ver¬
wandten nach dem Civilrechte verpflichtet sind , in A -iregung gebracht und
es wurden auf Grund der in dieser Conferenz stattgedabten Besprechung des
Gegenstandes mit h. ä . Erlasse vom 12 . October 1901 , M .-D .-Z . 2768 , die
magistratischen Bezirksämter angewiesen , die auf civilrechtlicher Basis be¬
ruhenden Ansuchen der Krankenanstalten um Einbringung von Verpflegskosten
der requirierenden Verwaltung mit Rücksicht auf die Jncompetenz znrückznstellen;
gleichzeitig wurde hierüber der k. k. Statthalterei berichtet.

Dieser Normal -Erlass wurde jedoch mit dem den Herren Bezirksamts-
leiten , in der Conferenz vom 5 . November 1901 bekanntgegebene » Statthalterei-
Erlaffe vom 26 . Ociober 1901 , Z . 97757 , von drei Gesichtspunkten aus
bekämpft , und zwar:

1 . weil die Einhcbung derartiger Gebüren im allgemeinen im Wirkungs¬
kreise der politischen Behörden gelegen sei;

2. weil für den Magistrat auch noch die der Gemeinde durch Z 46,
Punkt 11 des Gemeindestalutes zugewiesene friedensrichterliche Thätig-
keit in Betracht komme;

3 . weil die bezogene h. ä . Verfügung der mit dem Statthalterei -Erlaffe
vom 30 . Juni 1901 , Z . 11388 , zum Ausdrucke gebrachten Absicht einer allseits
befriedigenden Geschäftsvereinfachung in Verpflegskosten -Angelegenheiten
widerspreche.

Die Magistrats -Dircction nahm mit dem Berichte vom 8. December 1901,
M .-D .-Z . 2948 , gegen diesen Erlass in jeder Richtung Stellung und
ersuchte am L-chlnssc ihrer eingehenden Auseinandersetzung die Statthaltern,
im Sinne und in weiterer Ausführung ihres Erlasses vom 30 . Inn , 1901,
Z . 11388 , die Krankenhaus -Verwaltungen anweisen zu wollen , an die nach dem

Civilrechte zur Zahlung von Verpflegskosten Verpflichteten selbst ein Mahn¬
schreiben zu richten , beziehungsweise mit denselben direct in Verhandlung
zu treten.

Diesem Ersuchen trug die k. k. Statthallerei insofern Rechnung , als
sie an die Verwaltungen der Wiener k. k. Krankenanstalten nachstehenden
Normal -Erlass ääto . 26 . December 1901 , Z . 116808 , richtete:

Anlässlich eines Berichtes des Wiener Magistrats -Directors hinsichtlich
des Vorganges wegen Einbringung von Spitalpflegegebüren von den Pfleg¬
lingen selbst oder ihren nach den Grundsätzen des Privatrechtes unterhalts¬
pflichtigen Angehörigen wird den Verwaltungen aller Wiener k. k. Kranken¬
anstalten unter Hinweis auf den h. ä . Erlass vom 30 . Juni 1901 , Z . 11388 , er¬
innert , dass nicht nur wegen Gebüren für die Pflege krankenversicherungsvflichtiger
Personen und Dienstboten , sondern auch behufs Einbringung der Gebüren für
die Pflege von Kranken der vorbezeichneten Art , den sogenannten „ Selbst¬
zahlern " , die ersten Schreiben seitens der Anstaltsverwaltung unmittelbar
an diese Personen zu richten sind , und zwar in der Regel in der Form
von Postaufträgen.

Erst wenn dieser Versuch erfolglos geblieben ist, hat die
Anstaltsverwaltung vor Inanspruchnahme der 1 k. Finanzprocuratur zur Ein¬
bringung der gerichtlichen Klage die politische Bezirksbehörde in Anspruch zu
nehmen , damit diese versuche, den Zahlungspflichtigen durch Belehrung zur
Erfüllung seiner Zahlungspflicht zu veranlassen , oder falls er zahlungsunfähig
sein sollte , eine Bestätigung hierüber einhole und der Anstalt übersende.

Im übrigen wurde mit einem gleichzeitig anher gerichteten Erlaffe
ciclto. 26 . December 1901 , Z . 116808 , der Statthalterei Erlass vom 26 . October
1901 , Z . 97757 , aufrecht erhalten , demzufolge der Magistrat den erwähnten
Ersnchsschreiben der Krankenanstalts - Verwaltungen nachzukommen  hat,
allerdings ohne Inanspruchnahme des Execntionsamtes , wobei noch bemerkt
wurde , dass insbesondere die Vorladung und eindringliche Belehrung der
Schuldner sich in vielen Fällen als zweckmäßig und wirkungsvoll erweisen
dürfte.

Da weitere Schritte in dieser Angelegenheit aussichtslos erscheinen , weise
ich die magistratischen Bezirksämter in Abänderung des h. ä. Normal - Erlaffes
vom 12 . October 1901 , M .-D .-Z . 2768 , an , über Ansuchen der Verwaltungen
der Wiener k. k. Krankenanstalten um Intervention bei Einbringung von Ver¬
pflegskosten seitens der nach dem Civilrechte zur Zahlung verbundenen Personen
im Sinne der bezogenen Statthalterei -Erläffe amtszuhandeln.

28 .
Bertheiluug der Normalienblätter.

Erlass des Magistrats - Directors M . Preyer  vom
10 . Jänner 1902:

Da über die Art der Vertheilung der Normalienblätter (Z 22 Gesch. -O .)
Missverständnisse seitens einzelner Amtsvorstände vorgekommen sind, finde ich
mich bestimmt , Nachstehendes bekanntzugeben:

Die städtischen Sammlungen , das Archiv , der Central -Wahl - und
Steuercataster , die Humanitätsanstalten , die Central -Friedhof -Verwaltung,
die Feuerwehr -Centrale , das städtische Lagerhaus , der Ober -Stadtgärtner , die
Verwaltungen der BUrgerspitalfondsgüter , die städtischen Forstverwaltungen
und die städtischen Schlachthäuser erhalten stets je 1 Exemplar zum Amts-
gebranche.

Das Präsidialbureau , das Bezirksschulrathsbureau , die Redaction des
Amtsblattes , die Magistrats -Abtheilungen , die Bezirksämter , die Gemeindc-
Bezirkskanzleien , das Stadtphhstkat , die Hauptcassa , das Steueramt , das
Veterinäramt , die Kanzlei - Direktion , die Regislratnrs -Direction und das
Executionsamt erhalten in der Regel je 3 Exemplare eines Normalien¬
blattes , und zwar I für den Vorstand , 1 für die Normaliensammlung des
Bureaus , 1 für den Amtsgebrauch (nä eirculanäum .)

Mehr als 3 Exemplare erhalten in der Regel nachbenannte Ämter:
das Stadtbauamt  18 Exemplare : 1 für den Bau -Director , 1 für den
Bau - Vice - Direktor . 1 für die Normaliensammlung , 15 für die Fach¬
abtheilungen : die Stadtbnchhaltung  22 Exemplare : 1 für den Ober-
Stadtbuchhalter , 4 für die Stadtbuchhalter , 1 für die Normaliensammlung,
16 für die Departements ; das Marktamt  6 Exemplare : 1 für den Director,
l für die Normaliensammlung , 1 zum Amtsgcbrauche in der Marktamts-
Centrale , je 1 für die Marktamts -Abtheilnngen in der Großmarklhalle , auf
dem Central -Viehmarkte und für die Abkheilung „ Holzmarktanfsicht " ; das
Couscriptionsamt  7 Exemplare : 1 für den Director , 1 für die Nor¬
maliensammlung , 1 zum Amtsgebrauche in der Conscriptionsamts -Centrale,
1 für das Einquartierungsamt , 1 für die Urlauber -Evidenz , I für die
Militärtax -Abtheilung und 1 für das Todtenbeschreibamt.

Falls jedoch ein Amt (Magistrats -Abtheilung , Bezirksamt rc.) an dem
Inhalte eines Normalienblattcs nicht interessiert  ist , so erhält es nur
1 Exemplar , und zwar für die Normaliensammlung  des Bureaus.

Die Abtheilungen der magistratischen Bezirksämter bekommen nnr dann
je 1 Normalienblatt , wenn für sie der Inhalt desselben von Wichtigkeit  ist.

Schließlich wird bemerkt , dass , wie bereits im Normalienblatte Nr . 1
bekanntgegeben wurde , neben den Normalienblättern sämmlliwe nicht vertraulich
zu behandelnde Normalien , wie bisher , im magistratischen Berordnnngsblatle
erscheinen.
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Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1001 02 publicierten Gesetze und Verordnungen.
L.. Reichsgesrhblatt.

1001 .

Nr . 203 . Kaiserliches Patent vom 12 . December
1901 . betreffend die Einberufung der Landtage von Böhmen, Galizien
»ud Lodomerien mit Krakau , Österreich unter und ob der Enns , Salzburg,
Steiermark , Krain , Mähren , Schlesien , bann Görz und Gradisca.

Nr . 204 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 20 . November 1901 , betreffend die Ermächtigung des Neben-
zollamtes I . Claffe in Koömyrzüw zur Anwendung des Ausageverfahrens un
Eisenbahnverkehre und zur Anstritlsbesläligung von Durchfuhrwareu ohne
Beschränkung.

Nr . 205 . Conccssionsurkunde vom 7 . December
1901 für die Localbahn Jiäin — Turnau.

Nr . 200 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 26 . November 1901, betreffend die Ermächtigung des k. k.
Nebenzollamles I . Claffe Nicdergrund (zu Schandau in Sachsen ) zur Aus-
liittsbehandlung von gebrannten geistigen Flüssigkeiten.

Nr . 207 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 10 . December 1901 , betreffend die Theilung des Schätzungs¬
bezirkes zur Veranlagung der Personaleinkommensteuer für den politischen
Bezirk Freistadt in drei Schätzungsbezirke.

Nr . 208 . Verordnung des Finanzministeriums im
Einvernehmen mit dem Justizministerium vom 10 . De¬
cember 1901 , betreffend die Umrechnung der ausländischen Geldsorten
und der inländische » Handelsmünzen bei der Bemessung und Entrichtung der
Stempel - und unmittelbaren Gebüren , sowie der Effectenumsatzsteuer.

Nr . 200 . Verordnung des Gesammtministerinms
vom 17 . December 1901 , betreffend einige Änderungen in der Ein¬
reihung der Orte in das Schema der Activitätszulageu der Staatsbeamte ».

Nr . 210 Gesetz vom 22 . December 1901, betreffend
die Forterhebung der Steuern und Abgaben , sowie die Bestreitung des Staats-
auswandes in der Zeit vom 1 . Jänner bis Ende März 1902 , dann die Ver-
fasfung des Central -Nechnungsabschlusses für den Staatsbaushalt der im Reichs-
ralhe 'vertretenen Königreiche und Länder für das Jahr 1901 , sowie die Weiter¬
verwendung von der Gebarungsperiode 1901 angehörenden Beträgen bis Ende
März 1902.

Nr . 211 Kundmachung des Ministeriums für
Landcsvertheidigung vom 9 . November 1901 , womit die
Eintragung der höheren Handelsschule in Krakau in das Verzeichnis der den
Obergymuasten und Oberrealschulen in Bezug auf den Einjährig -Freiwilligen-
dienst gleichgestellten Lehranstalten des Inlandes verlautbart wird.

Nr . 212 . Verordnung des Justizministers im Ein¬
vernehmen mit dem Finanzminister vom 14 . December
1901 , betreffend eine Abänderung der Verordnung vom 22. August 1899,
R .-G .-Bl . Nr . 162 , über die Zehrgelder , Ganggelder und Zustellungsgebüren
der Diener der Gerichte.

Nr . 213 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 15 . December 1901 , betreffend die definitive Zulassung der
Elektricitätszähler -Type I -I zur aichämtlichen Beglaubigung.

Nr . 214 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 16 . December 1901 , betreffend eine Abänderung des mit
der Kundmachung vom 4 . October 1897 , N .-G -Bl . Nr . 233 , verlautbatten
Verzeichnisses der Schätzungsbezirke zur Personaleinkommensteuer.

Nr . 215 . Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und
der Eisenbahnen vom 16 . December 1901, betreffend die Er¬
langung von Schifferpatenten zur Führung eines Segel - oder Dampfschiffes,
eines Motorschiffes oder eines zur gewerbsmäßigen Beförderung von Personen
dienenden Motorbotes aus dem Bodensee.

Nr . 210 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 17 . December 1901 , betreffend die Feststellung der Farbe für
di - im Stickereiveredlungsverkehre an den Geweben anzubringenden Jdentitäts-
bezeichnnngen.

Nr . 217 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern,
vom 7 . December 1901 , mit welcher unter Aufhebung der Mini-
sterial -Verordnungen vom 28 . Februar 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , beziehungs¬
weise vom 9. März 1887 , R .-G .-Bl . Nr . 25 , sicherheitspolizeiliche Bestimmungen,
betreffen » den Deiailverkanf der Celluloidgegenstände , die Aufbewahrung von
Celluloid und Celluloidartikeln und den Transport dieser Gegenstände erlassen
werden . * )

Nr . 218 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 28 . December 1901 , betreffend die Einlösung von Partial-
Hppothekar -Auweisnncien und die Herabminderung dieser schwebenden Schuld
auf den Betrag von 91,942 .305 N.

Nr . 210 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 22 . December 1901 , mit welcher die Bestimmungen des8 14
der Verordnung vom 22 . November 1887 , R .-G . -Bl . Nr . 134 , betreffend die
Entlohnung der Postämter für die Besorgung des Postsparcassendienstes , außer
Kraft gesetzt werden.

Nr . 220 . Verordnung des Justizministers vom
22 . December 1901 , betreffend die Einführung einer Kanzleiersatz-
prüfnng.

Nr . 221 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 26 . December 1901 , betreffend die Auflösung des k. k. Mini-
sterial -Zahlamtes und dessen Vereinigung mit der k. k. Staats - Central -Cassa.

1002 .

Nr . 1. Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und
der Finanzen vom 6 . December 1901 , betreffend das Verbot
des Hausierhandels im Curorte Johannisbad.

Nr . 2 . Gesetz vom 22 . December 1901 , betreffend
die für die Notierung von Wertpapieren an der Prager Waren - und Effekten¬
börse, sowie an der Triester Börse zu leistenden Börsefondsbeiträge.

Nr . 3 . Verordnung des Finanzministeriums vom
b . Jänner 1902 , betreffend die Activierung des amtlichen Aufdruckes
der Stempelzeichen zu 2 k und 10 b auf Frachtbriefe , Rechnuugs - und
sonstige Blankelle beim I. k. Hauplzollamte in Olmütz.

Nr . 4 . Gesetz vom 22 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für von Anstalten , welche Creditgeschäfte betreiben,
ausgestellte Theilschuldverschreibungen und deren Coupons.

Nr . 5 . Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für Anlehen der Stadtgcmeinden Klagenfurt , Lemberg.
Warnsdorf und Wiener -Neustadt und des Bezirksstraßen -Ausschusses Mährisch-
Ostrau.

Nr . O. Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegüustiguugen für die Aulehen^ des Königreiches Böhmen , der
königlichen Hauptstadt Prag und der Stadtgemeinden Laibach , Mährisch-
Ostrau , Warnsdorf , Bozen und Meran.

Nr . 7 . Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für Anlehen des Königreiches Böhmen , der könig¬
lichen Hauptstädte Prag und Krakau , der Stadtgemeinden Laibach , Kladno
und Mährisch -Ostrau und der Gemeinde Witkowitz.

Nr . 8 . Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
die Befreiung des von der Stadt Neichenberg auf Grund des Landesgesetzes
vom 10 . März 1901 , L.- G .-Bl . Nr . 16 , aufzunehmenden Darlehens von
4,752 .000 L von der Entrichtung der Stempel - und unmittelbaren Gebüren.

Nr . O. Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für das zur ständigen Dotation des Fondes für
öffentliche Arbeiten und Hebung der Landescultur in Krain vom Lande Krain
aufzunehmende Anlehen von 4,000 .000 L

») Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen -c." vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 10 . Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für die durch Hochwasser betroffene Gemeinde
Oberndorf.

ö . Landesgesehlilatt.
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Nr . 77 . Verordnung des Justizministeriums vom
21 . November 1901 , betreffend die Errichtung eines Bezirksgerichtes
in Liesing in Niederösterreich .*)

Nr . 78 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 111710 , betreffend die der Gemeinde
Gundschachen ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
direkten Steuern übersteigenden Umlagen sür das Jahr 1901.

Nr . 70 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enus vom
4 . December 1901 , Z . 112105 , betreffend die der Gemeinde
Sparbach ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der direclen
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 112119 , betreffend di- der Gemeinde
Manhartsbrunn ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
directen Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 81 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 112120 , betreffend die der Gemeinde
Scheideldorf ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der directen
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 82 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enus vom
4 . December 1901 , Z . 112124 , betreffend die der Gemeinde
Groß Poppen ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
direclen Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 83 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 112126 , betreffend die der Gemeinde
Limbach ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der directen
Steuern übersteigenden Umlagen sür das Jahr 1900.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enus vom
4 . December 1901 , Z . 112128 , betreffend die der Gemeinde
Merkenbrechts ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
directen Steuern übersteigende » Umlage » für das Jahr 1901.

Nr . 8S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 112133 , betreffend die der Gemeinde
Thaua eltheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der directen
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
7 . December 1901 , 113518 , betreffend die der Gemeinde
Mödling ertheilte Bewilligung zur Forteinhebung einer Mietzinsauflage von
6 k von jeder Mielzinskroue für die Zeit von 1902 bis Ende 1901.

*) Erscheint i» dieser Nummer der „Verordnungen , c." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr. 87 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
11 . December 1901 , H. 112110 , betreffend die der Gemeinde
Ober -Wölbling ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
directen Steuern übersteigenden Umlagen sür das Jahr 1900.

Nr. 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
12 . December 1901 , Z . I 14931 , womit für mehrere Kategorien
von Gewerben Ausnahmsbestimmungen hinsichtlich der Regelung der Sonntags¬
ruhe am 22 . und 29 . December 1901 erlaffe » werden.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
13 . December 1901 , Z . 115949 , betreffend die neue Wahl¬
ordnung sür die Niederösterreichischc Handels - und Gewerbekammer.

Nr. 00 . Gesetz vom 22. November 1901, wirksam für
das Erzherzogthum Österreich unter der Enns , betreffend die Erfordernisse zur
Bestätigung und Beeidigung für das znm Schutze der Landescultur bestellte
Wachpersonal.

Nr. 01 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 17 . De¬
cember 1901 , Z . 118180 , betreffend den zur Bedeckung der Kosten
für die Niederösterreichische Handels - und Gewerbekammer im Jahre 1902
einzuhebenden Zuschlag zur allgemeine » Erwerbsteuer und Erwerbsteuer der zur
öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen.

Nr. 02 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 17 . De¬
cember 1901 , Z . 115976 , betreffend die Verlautbarung des von
der Wassergenossenschaft Leitzersdorf -Hatzenbach und Wollmannsberg mit dem
niederösterreichischen Laudes -Ausfchusse und der Staatsverwaltung in Gemäß¬
heit des Z 5 des Gesetzes vom 21 . Juli 1901 , L.- G .- und V .-Bl . Nr . 34,
abgeschlossenen Übereinkommens , betreffend die Entwässerung versumpfter Grund¬
stücke in den Gemeinden Leitzersdorf -Hatzenbach und Wollmannsberg.

Nr. 03 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 20 . De¬
cember 1901 , Z . 116446 , betreffend die Verlautbarung des von
der Waffergenofsenschast in Drasenhofen mit dem niederösterreichischen Landes-
Ausschusse und der Staatsverwaltung in Gemäßheit des Z 5 des Gesetzes vom
26 . Juli 1901 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 32 , abgeschlossenen Überink ) mmens
wegen Entwässerung versumpfter Grundstücke in der Gemeinde Drasn Hofen.

Nr . 04 . Kundmachung des k. k. n.-ö. Laudes-
schulrathes vom 24 . December 1901 , Z . 15801/L .-S .-R .,
mit welcher das in der Sitzung des Landtages des Erzherzogthnms Österreich
unter der Enns vom 10 . Juli 1901 beschlossene Statut , betreffend die Gründung
von Landes - Kindergärten und damit verbundenen Landes - Kinderbewahr¬
anstalten , welche mit öffentlichen Volksschulen nicht in Verbindung stehen,
verlautbart wird.
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Nr . I . Gesetz vom 11 . December 1901 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung
des Gmosbaches und seiner Zuflüsse und Entwässerung versumpfter Grundstücke
in der Gemeinde Guntersdorf.

Nr. 2. Kundmachung derk. k. u.-ö. Finanz-Landes-
Direction vom 30 . December 1901 , Z . 93221 , betreffend
die Termine zur Einzahlung der directen Steuern im Jahre 1902.
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15 . Verbot des Hausierhandels im Gebiete der Stadt Bruck an der Leitha.
16 . Gift -Verschleiß.
17 . Beitritt der Inhaber fabriksmäßig betriebener Gewerbe als Mitglieder

zu den gewerblichen Zwangsgenossenschaften.
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»II.  Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politischen
Verwaltungsdienst:
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Verzeichnis der im Neichsgesetzblatte und Landesgesetzblatte
für Österreich unter der Enns im Jahre 1902 publi eierten
Gesetze und Verordnungen.

I. Vt'rm'dllUMil Mb Enllcheidnngen.

Gewerberechtliche Stellung der Zahnärzte znr
Zahntechnik.

Entscheidung des k. k. VerwaltungsgerichtShofes vom 17 . Sep¬
tember 1901 , Nr . 6977 (M .-Z . 41526 ) :

Im Uinnrii Srincr Mchestnt des Kaisers!

Der k k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Ritter v. Hennig . in Gegenwart der Räthe des k. k. Ver-
waltungsgerichtshofes Praxmarer , Freiherrn v. Jacobi , Ritter v. Schnrda,
Dr . Ritter v. Heiterer , Trnxa und v. Nenkirchen , dann des Schrift¬
führers k. k. Rathsecretärs -Adjuncten Freiherrn v. Apfaltrern , über die
Beschwerde der Genossenschaft der Zahntechniker in Wien gegen di- Ent¬
scheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 22 . Mai 1900 , Z . 12471,
betreffend die Berechtigung des Zahnarztes Dr . Hermann Hi llischer zur
Ausübung der Zahntechnik mit Verwendung zabntechnischcr Gehilfen , nach
der am 17 . September 190 t dnrchgesührten öffentlichen mündlichen Ver¬
handlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der
Ausführungen des Dr . Robert P a ttai , Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien,
für die Beschwerde , und der Gegenausführungen des k. k. Sectionsrathes
Dr . L. Melichar für das belangte k. k. Ministerium des Innern , ferner des
mitbetheiligten Dr Hermann Hi llischer , Zahnarztes in Wien , sowie seines
Vertreters Dr . Arthur Edlen v . Gschmcidler , Hof - und Gerichtsadvocaten
in Wien , zu Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheidung sgründe:
Die Entscheidung des Ministeriums des Innern vom 22 . Mai 1900,

Z . 12471 , mit welcher in Bestätigung der nnterinstanzlichen Entscheidungen
dem Begehren der Genossenschaft der Zahntechniker in Wien um Erkenntnis,
dass der Zahnarzt Dr . Hermann Hi llischer nicht berechtigt sei, zur Aus
sührung von zahntechnischen Arbeiten gewerbliche oder zahntechuische Gehilfen
und Lehrlinge zu halten , geht von der in den Gründen der Statthallcrei-
Entscheidung ausgesprochenen Anschauung aus , dass die Zahntechnik eine mit
der Zahnheilkunde in Verbindung stehende Beschäftigung sei, zu deren Aus-
Übung nach den bestehenden Vorschriften die Zahnärzte als solche unter Ver-
Wendung der erforderlichen Hilfskräfte (zahntechnische Gehilfen und Lehrlinge ),
jedoch mit Beschränkung auf ihren eigenen ärztlichen Kundenkreis be¬
rechtigt seien.

Die Administrativbehörden folgern hienach die den Zahnärzten mit
obiger Entscheidung zuerkannte Berechtigung znr Ausübung der Zahutechuik,
mit Verwendung von Hilfskräften ans den bestehende » Vorschriften im all¬
gemeinen . ohne speciell die Ministerial -Verordnung vom 20 März 1892,
N . G -Bl . Nr . 55 , zu beziehen.

Die Beschwerde geht aber bei der Anfechtung der Miuisterial -Ent-
scheidnng von der Annahme aus , dieselbe stütze sich auf den Z 1 der citierten
Ministerial -Verordnnng , und es wird in der Beschwerde und mit besonderem
Nachdrucke in den Ausführungen des Beschwerdevertreters bei der öffentlichen
mündlichen Verhandlung die Üngiltigkeit der gedachten Ministecial -Berorduung
behauptet und hieraus die Gesetzwidrigkeit der angefochtenen Entscheidung
gefolgert.

In dieser Beziehung ist zunächst Folgendes zu bemerke » .
Die Ministerial -Verordnnng vom 20 . März 1892 , R .-G . -Bl . Nr . 55,

betreffend die Einreihung des Zahutechnikergewerbes unter die concessionierten
Gewerbe bestimmt im Z 1 : „Das Gewerbe der Zahntechnik wird , insofern
dieselbe nicht in Verbindung mit der Zahnarzneiknnde von den hiezu Be¬
rechtigten selbst ausgellbt wird , unter die concessionierten Gewerbe eingereiht ."
Hiennt ist eine positive Bestimmung in Betreff des Gewerbes der Zahn¬
technik nur in Ansehung von Personen , welche zur Ausübung der Zahnärznei-
knnde nicht berechtigt sind , und zwar dahin getroffen , dass solche Personen zur
Ausübung dieses Gewerbes einer Cencessiou bedürfen . Darüber aber , dass
Zahnärzte überhaupt und unter welcher Bedingung oder Boranssetzung zur
Ausübung der Zahntechnik mit Verwendung von Hilfskräften , also zur
gewerblichen Ausübung dieser Beschäftigung berechtigt seien , enthält die citierte
Ministerial -Verordnung und speciell der Z 1 derselben eine disposilive Be¬
stimmung nicht.

Ans der von der Beschwerde vertretenen Ansicht , dass das Handels-
ministerinm im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern im Hinblicke
auf die Bestimmung des ß 24 der Gewerbegesetznovelle vom 15 . März 1883,

^ R .-G .-Bl . Nr . 39 , nicht berechtigt sei, ein Gewerbe nur für eine bestimmte
I Kategorie von Personen unter die concessionierten Gewerbe einzureihen,

würde daher nur folgen , dass die Verordnung , insoweit sie das Zahntechniker --
gewerbs für nicht zur Ausübung der Zahnarzneiknnde berechtigte Personen als
ein concessioniertes erklärt , der gesetzlichen Giltigkeit entbehren würde.

Im vorliegenden Streite handelt es sich aber nicht um die Frage , ob
ein Nicht -Zahnarzt znr Ausübung des Zahutechnikergewerbes einer Concession
bedarf , sondern um die Frage : Ist der zur Ausübung der Zahnheilkunde
Berechtigte (der Zahnarzt ) ohneweiters befugt , die Zahntechnik mit Verwendung
zahulechnischcr Gehilfen und Lehrlinge auszuübe » ?

Da diese Frage in der Ministerial -Verorduung vom 20 . März 1892 ob
mangels einer bezüglichen positiven Bestimmung keine Lösung findet , hatte der
Vcrwaltungsgerichtshof keine Veranlassnng , auf die Ausführungen der Beschwerde
und des Beschwerdevertreters , mit welchen die Giltigkeit der gedachten Ministerial-
Verordnung bestritten wird , einzugehen ; er hatte vielmehr die Äesetzmäßigleit
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der angefochtenen Entscheidung an der Hand der die gewerberechtliche Stellung
der Zahntechnik , insbesondere in ihrer Beziehung zur Zahnheilkunde regelnden
gesetzlichen Vorschriften zu prüfen.

Bei der Einführung der Gewelbeordnung vom 20 . December 1859,
R .-G .-Bl . Nr . 227 , war in Bezug auf die Zahntechnik das auf Grund der
Allerhöchsten Entschließung vom 10 September 1842 erlassene Hoskanzlei-
Decret vom 14 . September 1842 . Politische Gesetz-Sammlnng Nr . 109 . in
Geltung , nach welchem der Zahntechniker zur Verfertigung künstlicher Zähne
und Gebisse mit Ausschluss aller Verrichtungen und Operationen im menschlichen
Munde berechtigt war . Die Zahntechnik wurde demnach nicht als zur Zahn-
heilkunde gehörig , nicht als ein Theil derselben anfgefassl , da ja in diesem Falle
mit dem «silierten Hofkanzlei -Decrete die Vornahme der in das Gebiet der
Zahnhcilkundc gehörigen Verrichtungen und Operationen im Munde des Menschen
von der Berechtigung des Zahntechnikers nicht hätte ausgeschlossen werden
können und auch die Verleihung von Concessionen zur Ausübung der Zahn¬
technik überhaupt und nicht bloß die Eriheilung solcher Concessionen an Techniker
untersagt worden sein würde.

Die Zahntechnik in dem durch die obige Norm festgestellten Begriffe und
Berechtigungsnmfange ist somit eine von der Zahnhcilkundc unabhängige,
alio auch nicht unter die Ausnahme des Artikels V iit . § des Kilndmachnngs-
Patentes zur Gewerbeordnung vom Jahre 1859 fallende Beschäftigung , deren
gewerbsmäßige Ausübung gemäß Artikel IV ibiäoi » den Bestimmungen der
Gewerbeordnung unterliegt , und da die Zahntechnik durch die Gewerbeordnung
vom Jahre 1859 und durch das Gesetz vom 15 . März 1883 , R -G .-Bl . Nr . 39.
weder als ein concessioiiiertes , noch als ein handwerksmäßiges Gewerbe erklärt
wurde , so gehörte dieses Gewerbe bis zur Erlassung der Ministerial -Berordnung
vom 20 . März 1893 ohne Einschränkung i» die Kategorie der freien Gewerbe.
Hienach konnte jedermann , wie bei jedem anderen freien Gewerbe nach Maß¬
gabe der Bestimmungen der 88 11 bis 13 des Gesetzes vom 15 März 1883
die Berechtigung zur Ausübung des Zahntechnikergewerbes erlangen und galt
diesfalls auch für die Zahnärzte , weil eben die Zahntechnik eine selbständige,
nicht an die Berechtigung zur Ausübung der Zahnheilknnde gebundene Be¬
schäftigung ist, keine Ausnahme , so dass auch der Zahnarzt zur gewerbsmäßige»
Verfertigung künstlicher Zähne und Gebisse eines ans das Zahntechnikergewerbe
lautenden Gewerbescheines bedurfte.

An dieser gewcrberechllichen Stellung der Zahnärzte zur Zahntechnik ist
durch die Ministerial -Vcrordnung vom 20 . März 1892 nichts geändert worden,
da dieselbe wie eben ausgesührt wurde , darüber , ob und unter welcher Vor¬
aussetzung der Zahnarzt zur Ausübung der Zahntechnik berechtigt ist, eine
positive Bestimmung nicht enthält . Es ist demnach die Zahntechnik für die zur
Ausübung der Zahnheilkuiide Berechtigten nach wie vor ein freies Gewerbe
und kann daher der in der «silierten Ministerial -Verordnnng vorgeschriebene
Befähigungsnachweis von den Zahnärzten bei der Anmeldung des Zahn¬
technikergewerbes nicht gefordert werden , weil eben jene Verordnung auf sie
keine Anwendung findet.

Der Verwaltungsgerichtshof ist demnach der durch die vorstehenden Aus¬
führungen begründeten Rechtsanschauung , dass der Zahnarzt zur gewerbs¬
mäßigen Verfertigung lünstlicher Zähne und Gebisse nicht vermöge seiner
Berechtigung zur Ausübung der Zahnarzneikunde befugt ist, sondern diesfalls
den Vorschriften der Gewerbeordnung untersteht.

Mit dieser Anschauung steht die angesochtene Entscheidung insoweit nicht
im Einklänge , als dieselbe die Zahnärzte als solche, das heißt vermöge ihrer
Berechtigung zur Zahnarzneikunde für befugt erklärt , die Zahntechnik mit
Beschränkung auf die eigenen Patienten , beziehungsweise auf den ärztlichen
Kundenkreis auszuüben und hiebei die erforderlichen Hilfskräfte (zahntechnische
Lehrlinge und Gehilfen ) zu verwenden.

Die Beschränkung der Ausübung der Zahntechnik seitens des Zahnarztes
auf die eigenen Patienten benimmt dieser Beschäftigung , da ja dieselbe nach
den angeführten gewerbegesetzlichen Bestimmungen nicht als Theil der Zahn¬
beilkunde anzusehen ist, nicht den gewerbsmäßigen Charakter , und ist daher der
Zahnarzt auch zur Verwendung zahntechnischer Hilfskräfte im Grunde des
§ 37 der Gewerbeordnung nur befugt , wenn er de» Vorschriften der Gewerbe¬
ordnung Genüge gethan und den aus das Gewerbe der Zahntechnik lautenden
Gewerbeschein erwirkt hat.

Für die Entscheidung über die den Administrativbchörden vorgelegene
Beschwerde der Genossenschaft der Zahntechniker gegen die Verwendung zahn¬
technischer Gehilfen und Lehrlinge zur Ausführung zahntechnischer Arbeiten
seitens des Zahnarztes Dr . HUlischer war somit nicht der Umstand , ob der
genannte Zahnarzt die Zahntechnik mit Beschränkung auf seine eigenen Patienten
ausübt , sondern vielmehr die Frage maßgebend , ob derselbe den ihn zur Aus¬
übung der Zahntechnik berechtigenden Gewerbeschein besitzt.

Da dies — wie aus den Acte » entnommen werden konnte und Dr.
Hillischer bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung ausdrücklich erklärt
hat — nicht der Fall ist, durste dem genannten Zahnarzte die Berechtigung
zur Ausübung der Zahntechnik unter Verwendung zahntechnischer Gehilfen
und Lehrlinge auch mit Beschränkung auf feinen ärztlichen Kundenkreis nicht
znerkannt werde » und war demnach die angesochtene Entscheidung als gesetzlich
nicht begründet auszuheben.

2 .

Ersatzpflicht für therapeutische Behelfe im Liune
des Arbeiter -Krankenversicherungsgesetzes.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 16 . No¬
vember 1901 , Nr . 8455 (M .-B .-A. Vlll 1178,02 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltnngsgerichtsbof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsieenten Ritter v . Hennig , in Gegenwart der Nälhe des k. k. Verwaltungs-
gerichlshofes Dr . Haderer , Dr . Zistler , Freiherr v. Jacobi und Zenker,
dann des Schriftführers k. k. Bezirks -Commissärs Freiherr » v. Weigelsperg,
über die Beschwerde der Gehilfen -Krankencaffa der Genossenschaft der Spengler
i» Wien gegen die Entscheidung des k. k Ministeriums des Innern vom
20 . Jänner 1901 , Z . 1487 , betreffend die Ersatzleistung für einen therapeutischen
Behelf , » ach der am 16 . November 1901 dnrchgesührteu öffentlichen mündlichen
Verhandlung , und zwa ° nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie
der Ausführungen des r . k. Ministerialsecretärs Freiherr » v. Weiß , in Ver¬
tretung der belangten Behörde zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
E n t s ch e i d u n g s g r ü n d e:

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde die beschwerdeführende
Krankeiicaffa verpflichtet , dem k. k. Elisabeth -Spitale in Wien die Kosten für
einen dem Cassamitglicde I . D . verabfolgten therapeutischen Behelf im Betrage
von I L 36 si zu ersetzen.

Die Kranlencassa steht diese Entscheidung lediglich mit der Behauptung
an , dass der Ausdruck „Heilmittel " im 8 9 des Krankenversicheriingsgesetzes
im weiteren Sinne zu verstehen sei und auch die im Z 6 neben denselben noch
besonders angeführten „ therapeutischen Behelfe " umfasse , wonach für diese die
Vergütung in den gemäß Z 8 zu ersetz » den Vcrpflegsgebüren inbegriffen sei.

Diese Anschauung findet in dem Wortlaute des Gesetzes keine Stütze.
Denn , wenn 8 6 des Krankeiiversicherungsgesktzks im zweiten Absätze unter
Z . 1 vorschreidt , dass als Kraukennnterstützung freie ärztliche Behandlung,
sowie die nothwendigen Heilmittel und sonstigen therapeutischen Behelfe zu ge¬
währen sind , so erscheinen gerade die therapeutischen Behelfe als der weitere,
die Heilmittel im engeren Sinne in sich fassende Begriff . Es kann daher nicht
deduciert werden , dass die gemäß Z 8 des Krankenveisicheruiigsgesetzes an
Stelle der freien ärztlichen Behandlung , der nothwendigen Heilmittel und des
Krankengeldes tretende Cur und Verpflegung in einem Krankenhausc a» und
für sich schon die Krankencaffa von der BeisteUiiug der sonstigen therapeutischen
Behelfe entbinde , und dass in der gemäß Z 8 , Absatz 3 der öffentlichen
Krankenanstalten zu ersetzenden Verpflegsgebür das Äquivalent für alle den
Kranken gemäß Z 6, Absatz 2 , Z . 1, zu gewährenden Leistungen , also auch für
die säinmtlicheii iherapenlischen Behelfe , gelegen sei. Erwägt man weiters , dass
im ersten Absätze des 8 8 bloß die in die Wahl der Krankeiicaffa gestellte
Alteinativverpflichtiing derselben gegenüber dem erkrankten Cassenmitgliede
normiert wird , wobei es ganz gleichgiltig ist, ob dessen Unterbringung in
einem öffentlichen oder nicht öffentlichen Kranlenhause erfolgt , so kann diese
Bestimmung zur Erklärung der Bestimmung über die einem öffentlichen
Krankenhausc gemäß H 8, Absatz 3 , zu leistende Vergütung nicht herangezogen
werden.

Dem Cassenmitgliede gegenüber ist die freie Cur und Verpflegung in
einem Krankeiihause » nr das Äquivalent für das Krankengeld (abgesehen von
dem im letzten Absätze des ß 8 behandelten Falle ) und für jene sonstigen
gesetzlichen Leistungen der Krankeiicaffa , welche der Erkrankte durch das Kranken¬
haus für die Verpflegstaxe empfängt , Weitergeheude Verpflichtungen der Caffa,
also insbesondere die Verpflichtung zur Gewährung der nicht unter den noth¬
wendigen Heilmitteln inbegriffenen therapeutischen Behelfe bleiben aufrecht.

Andererseits bestimmt sich das Maß der von einem öffentlichen Kranken¬
hanse dem daselbst verpflegten Versicherten gegen Ersatz der für Cur und Ver¬
pflegung nach der letzten Classe bis zur Dauer von vier Wochen entfallenden
Kosten fZ 8 , Absatz 3) zu gewährenden Leistungen , sondern das Krankenhaus
hat für die laxmäßige Vergütung nur dasjenige zu leisten, wozu es nach
den für dasselbe geltenden Normen allen übrigen Pfleglingen gegenüber ver¬
pflichtet ist.

Bei den k. k. Krankenanstalten in Wien ist nun in der Verpflegstaxe die
Gewährung therapeutischer Behelfe der hier in Rede stehenden Art nicht in¬
begriffen , da von diesen Anstalten solche Behelfe nur mittellosen Kranke»
unentgeltlich verabfolgt werden.

Es ist bereits oben auseinandergesetzt worden , dass die Krankeiicaffa
auf Grund der im Zusammenhänge miteinander aufzufassendeu Bestimmungen
der 88 6 und 8 des Kraiikeliversicherungsgesetzes ihrem erkrankten Mitglieds
außer der von ihr disponierten SpitalSpslege auch noch dasjenige zu leisten
hat , was in der Spitalspflege nicht inbegriffen ist.

Wenn nun therapeutische Behelfe , welche nicht gewöhnliche Heilmittel
sind , im Krankenhause für die Verpflegstaxe nicht geliefe . t werden , sondern
besonders bezahlt werden müsse », so hat der Kranke gemäß 8 6 , Absatz 2, Z . 1
des Krankenverstchernngsgesetzes der Krankencaffa gegenüber den Anspruch ans
kostenfreie Gewährung dieser Behelfe , sofern sie nothwendig sind.

Nun ist im Z 64 des Krankenversicheriingsgesetzes ein bestimmt entschiedener
Fall zu der Frage gegeben , bis zu welchem Maße die Krankencaffa zum Ersätze
des für die Verpflegung ihrer Mitglieder von Dritten gemachten Aufwandes
verpflichtet erscheint.

In analoger Anwendung dieser Bestimmung und in Gemäßheit des auch
im 8 1042 des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches zum Ausdrucke gelaugten
allgemeinen Rechlsgriiudsatzes geht der dem Verpflegten der Krankencasia gegen¬
über zustehende Unterstützuogsanspruch , insoweit das Krankenhaus ihm eine
durch die Verpflegsgebür nicht bedeckte, im Krankenversichernngsgesetze begründete
Krankenunterstützung geleistet hat , an das Krankenhaus über.

Da weiter in der Beschwerde auch nicht bestritten wird , dass der gemachte
Aufwand wirklich und in der angesprochenen Höhe nothwendig war , so erscheint
die Krankencaffa zum Ersatz desselben verpflichtet und war die Beschwerde als
unbegründet abzuweisen
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S

Nachstellung Stelluugspflichtiger.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 22 . November 1901,

Z . 107501 (M .-Z . 98397/XVI .) :
Nachdem sich Fälle ereignet habe », dass Stellnngspflichligc behufs Durch¬

führung ihr,r Nachstellung zum Erscheine » au einem Orte veranlasst wurden,
in welchem sich weder eme ständige Stellungs -Commission , noch die gemäß
Z 101 : 4 und 6 der Wehrvorschtifteu I . Theil zur Vorführung des Stellungs-
Pflichtigen berufene politische Bcziiksbehörde betäub , wird infolge Erlasse « des
k. k. Ministeriums für Laudesvcrthcidigung vom 12 . November 1901 , Nr . 37894 ll
zur entsprechende » Dauachachtnng darauf aufmeiksam gemacht , dass ständige
Stellungs -Commissionen außer in den in der Beilage I zu Z I der Wehr-
vorschristen I . Theil verzeichneten Standorten der k. und k. Ergänzungs-
bezirls -Commandcn in den im Nccchsralhe vertretenen Königreichen und
Ländern nur noch in Bregenz . Cattaro , Görz , Krems , Pola und Nagusa
und in den Ländern der ungarischen Krone in Also -Knbin , Dees , Fehör-
tcmplom , Goszpics , Miskolcz , Nyitra und Turücz -Szt .-Mürton fungiere » .

Dieser Erlass ergeht an alle k k. Beznkshauptmannschaflen in Nieder-
östcrreich , den Wiener Magistrat , im Wege des letzteren an alle , magistratischen
Bezirksämter , die Sladlräthe in Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Ibbs.

4 .

Die Kraukeneusseu im Sinue des Ärankenversiche
rnngSgesetzes sind zum Verpflegskosteuersatzc uu

ausländische Spitäler nicht verpflichtet.
Die k. k. n .-ö . Statthaltern hat laut Erlasses vom 8 . Deeember 1901,

Z . 114620 , über den Anspruch der Verwaltung des königlich ungarischen
Staats -Krankenhauses in Pressbnrg gegen die genossenschaftliche Gehilfen-
Krankencassa der Kleidermacher in Wien ans Bezahlung von Berpflegskosten
für ein in diesem Krankenhanse in Verpflegung gestandenes Cassenmitglied
ausgesprochen:

Die belangte Krankencassa ist nicht verpflichtet , diese Gebären zu bezahlen,
weil unter den im ß 8 des Kiankenversicherungsgesetzes bezeichnen » öffent¬
lichen Krankenanstalten , welchen allein schon kraft des Gesetzes ein Anspruch
ans Ersatz der tarifmäßigen Berpflegskosten zukommt , nur solche Anstalten
verstanden werden können , welchen nach der hiertändigen Gesetzgebung die
Eigenschaft einer Einrichtnng der hierländigen öffentlichen Verwaltung zukommt,
nicht aber ähnliche Einrichtungen anderer Staaten . (M .-B . A. IX 4586 02 )

5

Verbot des Hausierhandels im Comitate klug.
Erlass der t . k. n .-ö. Statthalterci vom 10 . Derember 1901,

Z . 113940 (M .-Z . 103420 ex 1901 ) :
Laut Miuhcilnng des königl nngar . Handelsministeriums vom 18 . Sep¬

tember beziehungsweise 14 . November 190l , Z . 59187 und 71308 , wurde die
Ausübung des Hausierhandels im Comitate Ung unter Anfrechlhaltnng der
im Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nachtrags -Verordnungen den Bewohnern gewisser Gemeinden
gewährte Recht derart eingeschränkt , dass das Hausieren , vom Zeitpunkte der
amtlichen Vidiernngen gerechnet in G >oßgemeiuden drei Tage , in Kleingemeinden
zwei Tage gestattet ist und die Hausierer in jedem Orte wegen Ausübung ihres
Hausierhandels nur jeden dritten Monat erscheinen dürfen.

Hievon werde » über Erlass des k. k. Handelsministeriums ääto . 30 . No¬
vember 1901 , Z . 45061 , die k. k. Bez rkshanptmannschaften in Niederösterreich,
die Sladlräthe Wiener -Nenstadt »nd Waidhofen a . d . Mbs , der Magistrat n
Wien , tue magistratische » Bezirksämter in Wien und die k. k. Polizei -Dircction
in Wien in Kenntnis gesetzt.

«.

Vernustaltnug vou Jux Lotterien und Glücksspiele ».
Finanzministerial -Erlass an die k. k. Statthalterei in Inns¬

bruck am 12 . Deeember 1901 , Z . 78240 (M .-Z . 422 Abth . 11) :
In Erledigung des Berichtes vom 19 . November 1901 , Z. 41310,

laut dessen in Novercto bei einem Volksfeste seitens eines Wohlthätigkeits-
Comitös geschloffene Couverts verkauft wurden , in welchen sich anß -.r einer,
zugleich als Eintrittskarte dienenden Ansichtskarte , Zettelanweisungen auf
kleine Geschenke verschiedenen Wertes befanden , wird der k. k. Statlhaltcrei
im Einvernehmen mit den, k. k. Ministerium des Innern eröffnet , dass in
einem derartigen Vorgänge allerdings die Veranstaltung eines Glückspieles zu
erblicken ist.

Die Bewilligung zur Veranslallnng solcher sogenannter Jux -Lotterien,
wie sie bei Bereinsfesten und geselligen Unterhaltungen Vorkommen , liegt
dann im Wirkungskreise der politischen Behörde erster Instanz , wenn diese
Spiele ans einen Gewinn nicht abzielen , wenn es sich lediglich um die Ver-
theilung von Gewinsten unter gleich vielen Losbesitzern handelt , und wenn weder
Geld noch Gcldeffectcn oder Monopolsgegenstände zur Ausspielung gelangen.

7 .

Photogruphische Momeutaufnahmen mit Blitzlicht-
appuraten iu Theatern.

Erlass des Magistrates vom 27 . Deeember 1901 , Z . 76045
ex 1901/X1V:

Von Seite der bei Generalproben in den Privattheatern intervenierende»
technischen Jnspectionsbeamten wurde in letzter Zeit mehrfach die Wahr¬
nehmung gemacht , dass während der Generalproben vom Znschancrraume ans
photographische Momentaufnahmen einzelner Scenen ans der Bühne unter
Verwendung vou Magnesiumblitzlicht für Zwecke der Vervielfältigung gemacht
weiden.

Da derartige Blitzlichtapparate aber , bei welchen je » ach ihrer Con-
strnction Zündhölzchen , Spiritus n . dgl . benützt werden , i» jener - und sichcr-
heitspolizeilichcr Hinsicht Bedenken Hervorrufen , so wird im Sinne des Z 57
der Stalthalterei -Veroidnnng vom 1. Juli 1881 , Z 4572/ ? r ., deren Ver¬
wendung in Theatecränmen und ähnlichen Vergnügungsetabtissements hiemit
untersagt.

Der Gebrauch anderer derartiger Apparate dagegen wird zugelafsen;
jedoch ist jedesmal vorher rechtzeitig um die Bewilligung einzuschreiten . Vor
Erhalt derselben dars die Aufnahme unter keiner Bedingung stallfinden.

8 .
Dampfkessel Erprobuug uud -Überwachung.

Kundmachung der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 2. Jänner 1902,
Z . 116438 ) :

In Gemäßheit des Z 4 der Ministerial -Verordnung vom I . October 1875,
N .-G .-Bl . Nr . 130 , wird dem Jnspector der Danipfkeffeluntersuchnngs - und
Versichcrnngs -Gesellschast a . G , Herrn Friedrich End er in Wie » , anlässlich
seiner Einberufung von der snbslitnlorischen Tienstleistnng iu Graz , die Auto¬
risation zur Erprobung »nd Überwachung der gesellschaftlichen Dampfkesseln
iu Niederösterreich mit dem Wohnsitze in Wien vom 15 . Jänner 1902 an-
gefangen ertheilt.

S

Berweuduug von Holzfascrstreumehl im Väckerei-
betriebe.

Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18 . Jänner
1902 , Z . 116831 (M .-Abth . IX 488/02 ) :

Da i» der Bäckereizeitnng „Austria " durch eine Ankündigung die Ver¬
wendung zerkleinerter Holzfaser statt des sogenannten Staub - und Streu-
mehles im Bäckereibctriebe angepriescn wurde , hat die n .-ö. Statthalterei beim
k. k. Ministerium des Innern die Erlassung eines Verbotes dieser Verwendung
angeregt . Das Ministerium des Innern hat hierüber den Obersten Saniläts-
ralh einvernommen , welcher am 20 . Juli 1901 ein Gutachten erstattete , das
in Nr . 48 des „ Östeireichischen Sanilälswesen " vom 28 . November 1901
veröffentlicht ist.

Hienach ist das bezeichnet « Strenmehl nur als Einstrenmateriale der
Behälter , in denen die ansgesormte Tcigmasse znm Zwecke glatter Heraus-
bringnng an den Backofen herangebrache wird , oder als Hilfsmittel zur
Reinigung der Backgerälhe verwendbar , darf jedoch zur Bedeckung des so¬
genannten Vortciges nicht verwendet werde » . Hievon werden zufolge Erlasses
des k k, Ministeriums des Innern vom 9 Decimber 1901 , Z . 37626,
sämmtliche k. k. Bezirkshanplniannschaflen , die Wiener Magistrats -Abthcilung IX
und im Wege derselbe » die Wiener magistratischen Bezirksämter , sowie die
Sladlräthe von Wiener -Neustadt »nd Waiddosen a. d. Ubbs zur Danach,
achtuug und weiteren Veranlassung in Kenntnis gesetzt.

I«
Zulässigkeit des Erlages vou Genosfenschafts Eiu-
verleibuugsgebiircu bei der znstäudigeu Gewerbe¬

behörde.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Jänner 1902,

Z . 121667 , an das magistratische Bezirksamt für den IX . Bezirk:
Die Genoffenschaft der Hilf - und Wagenschmiede i» Wien hat über den

vom magistratischen Bezirksamle hinsichtlich des Gesuches des I . B . um die
Concession für das Hnsschmiedgewelbe eingehaltenen Vorgang Beschwerde ge¬
führt , dass der Erlag der Jncorporationsgebür beim Amte entgegengenommen
wurde , da die Entgegennahme dieser Gebür durch die Genossenschaftsvorstehung
verweigert worden war.

Hierüber wird dem magistratischen Bezirksamte Nachfolgendes eröffnet:
Da der Genossenschaft nach dem VII . Hauptstücke der Gewerbeordnung

ein Einfluss ans die behördliche Prüfung der fachlichen Befähigung eines
Gewerbeanmeldcrs , beziehungsweise Concessionswerbers im allgemeinen nicht
eingeiäuint ist, ist dieselbe auch nicht berechtigt , eine Gewerbeanmelduug , be¬
ziehungsweise ein Concessionsgesuch dadurch zu verhindern , dass sie dem durch

1*
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8 107 : 2 G .-O . zum Nachweise des Erlages der Jncorporatiousgebür Ver¬
pflichteten diesen Erlag , somit auch das Einschreiten bei der Behörde un¬
möglich macht.

Im Falle einer solchen ungerechtfertigten Weigerung steht ohne Zweifel
dem Schuldner , das ist dem zum Erläge dieser Gebür Verpflichteten nach
Analogie des § 1425 a . b. G .-B . das Recht zu, die Gebür bei Gericht , das ist
in diesem Falle bei der Gewerbebehörde zu erlegen.

Der Vorgang des magistratischen Bezirksamtes im vorliegenden Falle
erscheint demnach als durchaus entsprechend.

Lt.

Prodnetione » mit Kinematographrn.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Jünner 1902,

Z . 5868 6L 1901 (M .-Abth . IV 279/02 ) :
Mit dem h.-o. Erlasse vom 27 . November 1897 , Z . 8211/ ? r . (Nr . 2015

der Normalieusammluüg für den politischen Verwaltungsdienst , Mauz 190 >.
(Siehe Amtsblatt der Stadt Wien vom 29 . Marz 1898 , Nr . 25 „ Gesetze,
Verordnungen re ." III , 3 , pax . 21 .j ), sind hinsichtlich der Kinematographen
nähere Weisungen erlassen worden ; aus Grund der seither gemachten Wahr¬
nehmungen werden , um einerseits dem Interesse der Parteien ohne Beein¬
trächtigung der öffentlichen Sicherheit Rechnung zu tragen , andererseits die von
den llberwachnngsbehörden vvrzunehmenden Amtshandlungen thunlichst zu
vereinfachen , unter Aushebung des erwähnten Normal -Erlasses in Bezug aus
die Zulassung von Pioductionen mit Kinematographen und anderen ihrer
Art und Feuergesährlichkeit nach diesen gleichzustcllenden Apparaten nachstehende
Verfügungen getroffen:

1 . Licenzeu zu derartigen Productionen , beziehungsweise Vidierungen
solcher Licenzen dürfen nur an vollkommen verlässliche und vertrauenswürdige
Personen erlheilt werden.

2 . Zur Vorführung dürfen nur Apparate verwendet werden , welche
den sicherheitspolizeilichen Vorschriften entsprechen , in dieser Richtung wird
insbesondere als ein genügender Nachweis ein vom k. k. technologischen
Gewerbemuseum ausgestelltes Certificat anzuseheu sei» , in welchem der Apparat
nach Dimension und Beschaffenheit kurz beschrieben und hinsichtlich seiner
Verwendbarkeit auf Grund einer voraiisgegangeuen Prüfung begutachtet
(classificiert ) erscheint . Um die Zugehörigkeit dieses Certificates zu einem be¬
stimmten Apparat zum Ausdruck zu bringen , ist an einem solchen Kinemato-
graphenapparat ein aus dem Certificat ersichtliches Maikzeichen angebracht.

3 . Der Unternehmer von Kinematographenvorstellungen hat die erforder¬
liche fachliche Befähigung in geeigneter Weise nachzuweisen ; als ein solcher
Nachweis wird insbesondere ein Zeugnis des k. k. technologischen Gewerbe-
mnseums anzuschen sein , in welchem bestätigt wird , „ dass N . N . befähigt sei
mit dem Apparat , ans welchen sich das Certificat L (siehe Punkt 2) bezieht , zu
hantieren und mit demselben Productionen zu veranstalten ."

Wenn der Unternehmer , beziehungsweise Liceuzinhaber nicht selbst die
Productionen mit dem Apparat vorführt , sondern hiezu andere Personen ver¬
wendet , bedarf er für seine Person des in Rede stehenden Befähigungsnach¬
weises nicht ; doch muss in diesem Falle der den Apparat Vorführende die
sonst vom Unternehmer geforderte Befähigung besitzen.

4 . Der Liceuzinhaber hat dafür Sorge zu tragen , dass sowohl seitens
seiner Person , als auch seitens seiner Bediensteten alle auf die Production
bezüglichen behördlichen Vorschriften strengstens befolgt werden , widrigenfalls
— unbeschadet der eventuell eintretenden civil - oder strafrechtlichen Haftung —
bei sich ergebenden Anständen ohneweiters die Einstellung der Production zu
persügen und hierorts der Antrag auf EntziehunMer Licenz zu stellen, be¬
ziehungsweise soweit es sich um den Betrieb derartiger Productionen im
Wiener Polizeirayon handelt , seitens der Wiener Polizei -Direction im eigenen
Wirkungskreise mit der Entziehung der Licenz vorzugehen ist.

5 . Für die Vornahme der Productionen hat der Unternehmer stets ein
bestimmtes Local namhaft zu machen , dessen Eignung im Wege eines com-
inissionellen Localangeuscheines zu constatieren ist ; ist das Local bereits bei
fiühcren Anlässen als zu derartigen Vorstellungen geeignet befunden worden
so kann dieser Augenschein in der Regel entfallen . Die Localerhebung ist in
Wien von demjenigen magistratischen Bezirksamt ?, in dessen Sprengel das zur
Vorstellung in Aussicht genommene Local gelegen ist, unter Zuziehung je eines
Vertreters der k. k. Polizei -Direction und des Commandos der städtischen
Feuerwehr vorzuiiehme » , während außerhalb Wiens in der Regel der Vor¬
steher der in Betracht kommenden Gemeinde damit zu betrauen ist.

(Sn6 . Bezüglich des Betriebslocales für Productionen werden sowohl im
Wiener Polizeirayon als auch am flachen Lande in Niederösterreich , ins¬
besondere folgende Anforderungen zu stellen sein:

a) Der Kinematographenapparat muss in einem dem Publicum unzugäng¬
lichen Raume aufgestellt werden.

k ) Die Lichtquelle für den Projectionsapparat muss in einem allseits ge¬
schloffenen , aus feuersicherem Material hergestellten Behälter unter¬
gebracht sein, welcher während der Production nicht geöffnet werden darf,

o) Die Celluloidserienbilder sind einzeln in Blechbüchsen aufzubewahren,
ä ) Für die während der Production sich abwickelnden Celluloidstreifen sind

in dem betreffende » Locale Blechkastein anzubringeu , worin dieselben
nach erfolgtem Gebrauche sofort zu Hinte , legend sind,

o) Der Raum , in welchem der Apparat und die' Bilder ausbewahrt sind,
darf mit offenem Lichte weder beleuchtet noch betreten werden , und darf
in demselben nicht geraucht werden.

k) Im übrigen haben die in den Ministerial -Verordnungen vom 18 . Fe¬
bruar 1882 und vom 9. März 1887 , R .-G .-Bl . Nr . 28 und 25 , ent¬
haltenen Bestimmungen sinngemäße Anwendung zu finden , und sind
die bei Schaustellungen übcihaupt , beziehnngsweise für den einzelnen
Fall Platz greifenden respektive erlassenen Anordnungen zu befolgen.
Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬

österreich , an die Stadlrälhe ui Waidhofen an der Ibbs und .Wiener -Neustadt,
die k. k. Polizei -Direction in Wen , sowie an den Wiener Magistrat und alle
magistratischen Bezirksämter ; eine Abschrift wird allen Landesstellen , sowie
der Direktion des k. k. technologischen Gewerbemuseums in Wien mitgetheilt.

LS.
Verbot des Hausierhandels ans dem Gebiete der
Gemeinde Nagyszalonta , Comitat Bihar in Ungarn

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 27 . Jänner 1902,
Z . 7468 (M .-Abth . XVIl 1176,02 ) :

Laut Miltheilung des königlich ungarischen Handelsministcriunis vom
3 . December 1901 , Z . 73702 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf
dem Gebiete der Gemeinde Nagyszalonta , Comitat Bihar , unter Aufrecht-
haltung der im Z 17 der bestehenden Haustervorschriften und in den diesen
Paragraphen ergänzenden Nachtrags -Verordnungen den Bewohnern gewisser
Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
15 . Jänner 1902 , Z . 1170 , alle k. k. Bezirkshanplmannschaften in Nieder¬
österreich , der Wiener Magistrat (Abtheilung XVII ), die Stadträthe in Wiener-
Nenstadt und Waidhose » a . d. Abbs und das Präsidium der Niederöster-
reichijchen Handels - und Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

t ».
Verlängerung des Termines für die Einlösung der

Silberscheidemünzen zn SO, 10 nnd » kr. ö. W.
Verordnung des Finanzministeriums vom 28 . Jänner 1902,

R .-G .-Bl . Nr . 23:
Der mit der Verordnung vom 9 . Februar 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 11,

für die Einlösung der Silberscheidemünzen zu 20 , 10 und 5 kr. ö. W . zum
halben Nennwerte festgesetzte Termin wird bis auf weiteres erstreckt.

L4.

Unzulässigkeit des Reeurses gegen die gewerbebehörd-
liche Genehmigung des Pächters von im execntions-
gerichtlichen Verfahren bewirkten Zwangsverpach-

tunge » .
Entscheidung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 28 . Jänner 1902,

Z . 6194 (M .-Z . 1131/XVII ) :
Mit der Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes für de» XIX . Bezirk

vom 24 . December 1901 , Z . 24048 , wurde für die Dauer der vom k. k.
Executionsgerichte Wien verfügten Zwaugsverpachtung des Gast - und Schank¬
gewerbes des N . N . der Ersteher dieser Pachtung als Gewerbepächter im
Sinne des Z 19 der Gewerbeordnung und Z 341 , zweiter und dritter Absatz
des Gesetzes vom 27 . Mai 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 79 , genehmigt.

Gegen diese Entscheidung hat der Gewerbeinhaber N . N . den Recurs
ergriffen.

Die k. k. Statthalterei findet diesen Rekurs als unstatthaft zurück-
zuweisen , weil die gewerbebehördliche Genehmignng von im execntionsgericht-
licheu Verfahren bewirkten Zwangsverpachtungen von Gewerben im Hinblicke
auf die ZA 341 u . ff. des zweitbezogenen G -setzes von einem Einschreiten
des Gewerbeinhabers oder von dessen Zustimmung überhaupt unabhängig ist,
daher von letzteren im Verfahren vor den Gewerbebehörden auch nicht an-
gefochten werden kann , nnd zwar umsoweniger , als in solchen Fällen dem
Gewerbeinhaber nicht einmal ein Anspruch aus unmittelbare Verständigung
seitens der in der Genehmignngsfrage erkennenden Gcwerbebehörde znstehl.

Gegen diese Entscheidung ist der binnen vier Wochen , von dem der Zu¬
stellung folgenden Tage an gerechnet , beim magistratischen Bezirksamts für
den XIX . Bezirk in Wien einzubringende Rekurs an das k. k. Ministerium
des Innern zulässig , dem jedoch eine aufschiebende Wirkung nicht zukommt.

«5.
Verbot des Hausierhandels im Gebiete der Stadt

Bruck an der Leitha.
Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit

den Ministerien des Innern und der Finanzen vom 29 . Jänner
1902 (R .-G .-Bl . Nr . 252 ) :

Auf Grund des Z 10 des kaiserlichen Patentes vom 4 . September
1852 , R .-G .-Bl . Nr . 252 , und des A 5 der Vollzugsvorschrift zu demselben
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wird der Hausierhandel im Gebiete der Stadt Bruck an der Leitha vom
1. März 1902 ab untersagt.

Dieses Verbot findet auf die Angehörigen der im § 17 des Hausier¬
patentes und in den betreffenden Nachtragsverordnungen angeführten , bezüglich
des Hausierhandels begünstigte » Gegenden keine Anwendung.

Durch dieses Verbot wird auch die im Z 60 , Absatz 2 der Gewerbe¬
ordnung erwähnte Feilbietung der dort bezeichneten Artikel des täglichen
Verbrauches von Haus zu Haus oder auf der Straße nicht berührt.

L«.
Gift -Verschleiß.

Das magistratische Bezirksamt für den I . Bezirk hat mit Bescheid vom
29 . Jänner 1902 , Z . 56975 , dem Wilhelm Müller , Inhaber der Firma
R . Lechner , I ., Graben 31 , die angesuchte Concession zum Verschleiße von
Giften im I . Bezirke , Graben 31 , verliehen.

Bei Ausübung dieser Gerechtsame sind die in Betreff des Verkehres
mit Giften bestehenden Normen , insbesondere die Ministerial -Verordnungen
vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner 1886 , R .-G .-
Bl . Nr . 10 , sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau zu beobachten.

Diese Concession wurde unter der Zahl 1720 in das Gewerberegister
eingetragen und ist sich wegen der Steuerbemessung , wofür h.-a . der Conto-
Kat . Z . 1216 eröffnet wurde , an die k. k. Steuer -Administration für den
1. Bezirk zu wenden.

Ferner hat das magistratische Bezirksamt für den IX . Bezirk mit dem
Decrete vom 17 . Jänner 1902 , Z . 48136 ox 1901 , dem Emanuel Hoff¬
mann , X ., Kudlichgasse 5 wohnhaft , die Concession zum Verschleiße von
Giften und von zu arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffen und Präparaten,
soweit die letzteren zu arzneilichen Zwecken bereits zubereilet und nicht aus¬
schließlich den Apothekern Vorbehalten sind , im Sinne des Z 15 , Punkt 14
der Gewerbeordnung mit dem Standorte : IX ., Alserstraße 46 , ertheilt.

17 .
Beitritt der Inhaber fabriksmäßig betriebener Ge¬
werbe als Mitglieder zn de» gewerblichen Zwangs-

genosfenschaften.
Die k. k. n .-v. Statthalterei hat mit Erlass vom 2. Februar

1902 , Z . 829 (M .-Abth . XVIII 588/02 ) , dem Wiener Magistrate
nachstehende Entscheidung des k. k. BerwaltungsgerichtShofes
mitgctheilt:

Nr . 5107 «x 1901.

B .-G .-H.
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten
Präsidenten Dr . Grafen Schönborn , in Gegenwart der Räche des k. k.
Verwaltungsgerichtshofes Praxmarer , Freiherrn v. Jacobi , Dr . Ritter
v. Heiterer und Truxa , dann des Schriftführers k. k. Hossecretärs Grafen
Lamezan , über die Beschwerde der Genossenschaft der Schuhmacher in Wien
gegen die Entscheidung des k. k. Handelsministeriums vom 4 . Mai 1900,
Z . 19186 , betreffend die Aufnahme des Fabrikanten Leopold John in die
Genossenschaft , nach der am 26 . Juni 1901 dnrchgeführten öffentlichen münd¬
lichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten,
sowie der Aussührungen des Joses Bitza , Vorstehers der Genossenschaft der
Schuhmacher in Wien , des Dr . Johann Schultschik , Hof - und Gerichts-
advocaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde , des k. k. Ministerial -Vice-
Sccretärs Dr . Rudolf Freiherrn v. Mensi in Vertretung des belangten
k. k. Handelsministeriums und des Dr . Karl Ornstein , Hof - und Gerichts-
advocaten in Wien , in Vertretung des mitbclheiligten Leopold John  zu
Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheidungsgründe:
Die angefochtene Entscheidung , mit welcher in Bestätigung der unter-

instanzlichen Entscheidungen die Genossenschaft der Schuhmacher verpflichtet
wird , den Inhaber einer fabriksmäßigen Schuhwaren -Erzeugung Leopold
John  als Mitglied und seine Hilfsarbeiter als Angehörige der Genoffenschaft
aufznnehmen , stützt sich auf den durch das Gesetz vom 23 . Februar 1897,
R .-G .-BI . Nr . 63 , neu formulierten 8 107 der Gewerbegesetz -Novelle vom
15 . März 1883 , und lässt sich die vom Handelsministerium acceptierte Argu¬
mentation des magistratischen Bescheides vom 23 . März 1899 , Z . 50274,
dahin zusammenfasscn , dass das aus dem § 107 fließende Recht jedes Ge¬
werbetreibenden auf die Mitgliedschaft bei der für das betreffende Gewerbe
bestehenden Genossenschaft auch den fabriksmäßig betriebenen Gewerben zu¬
komme, diesen aber freistehe , von diesem Rechte Gebrauch zu machen oder
nicht , während bei den üvrigen Gewerben die Mitgliedschaft bei der betreffenden
Genossenschaft mit dem Antritte des Gewerbes ex IsZe eintritl.

Der Verwaltnngsgerichtshof konnte sich dieser Auffassung nicht an¬
schließen und fand der Beschwerde ans folgenden Erwägungen stattzugeben:

Im Anschlüsse an den ß 106 der Gewerbegesetz -Novelle vom Jahre 1883,
welcher die Aufrechihaltung des bestehenden gemeinschaftlichen Verbandes

gleicher oder verwandter Gewerbe in einer oder in nachbarliche » Gemeinden
und insofern er nicht besteht, die Herstellung eines solchen Verbandes vor¬
schreibt, statuiert der Z 107 , dass derjenige , welcher im Bezirke eines solchen
Verbandes , das ist emer Genossenschaft , das Gewerbe , für welches dieselbe
besteht, selbständig betreibt , schon durch den Antritt des Gewerbes Mitglied
der Genossenschaft wird und die damit verbundenen Verpflichtungen zu
tragen hat.

Mit diesen — auch in der Formulierung des oberwähnten Gesetzes vom
23 . Februar 1897 im wesentlichen gleichlautenden — Bestimmungen hat das
Gesetz die Gewerbegenossenschaften als Zwangsgenofsenschaften organisiert,
indem die Aufrechthaltung des bestehenden genossenschaftlichen Verbandes , be¬
ziehungsweise die Herstellung desselben nicht dem Wollen und der freien Ver¬
einbarung der Gewerbetreibenden überlaffen , sondern imperativ angeordnet ist,
und indem der Beitritt des Gewerbetreibenden zu der für sein Gewerbe be¬
stehenden Genossenschaft weder von seinem Willen , noch von der Zustimmung
der Genossenschaft abhängt , vielmehr die Mitgliedschaft zu der Genoffenschaft
schon durch den Antritt des Gewerbes ohne Zuthnn und auch gegen den
Willen des Gewerbetreibenden und der Genossenschaft erlangt wird . Der
Zwang besteht also sowohl auf Seite des einzelnen Gewerbetreibenden als
auch aus Seite der Genossenschaft.

Die citierten HZ 106 und 107 sprechen von Gewerben überhaupt und
würden somit , gleich den übrigen Gewerben , ohne Rücksicht auf die im Z 1
der Gewerbegesetz -Novelle gemachte Unterscheidung derselben auch die fabriks¬
mäßig betriebenen Unternehmungen den Bestimmungen dieser Paragraphen
unterliegen , wenn nicht in Betreff der letzteren im Z 108 eine Ausnahme
dahin statuiert wäre , dass die Verpflichtung zur Theilnahme an der Genossen¬
schaft im Sinne der ZH 106 und 107 für die Inhaber jener Gewerbe -Unter¬
nehmungen nicht eintritt , welche sabriksmäßig betrieben werden.

Der Annahme , dass hiedurch einseitig zn Gunsten der Inhaber der be-
zeichneten Unternehmungen eine Ausnahme geschaffen worden sei, steht schon
die Citierung der beiden HZ 106 und 107 entgegen , ans welcher hervorgeht,
dass die durch diese Paragraphen bestimmte Organisation des Institutes der
Genossenschaft überhaupt durch die Ausnahmsbestimmung des Z i08 betroffen
wird , dass also allerdings die Inhaber fabriksmäßig betriebener Unter¬
nehmungen nicht schon durch den Antritt des Gewerbes Mitglieder der be¬
züglichen , in der Gemeinde oder im Bezirke bestehenden Genossenschaft werden,
dass aber überhaupt ein Zwangsverband in Ansehung der fabriksmäßig
betriebenen Gewerbe nicht besteht.

Durch die in der Verschiedenheit des Fabriksbetriebes und des Hand¬
betriebes begründete Ausnahmsbestimmung des § 108 wird demnach dem
Institute der Genossenschaften der ihm durch die imperativen Vorschriften der
HZ 106 und 107 gegebene Zwangscharakter hinsichtlich der fabriksmäßigen
Gewerbe benommen und wird diesen Unternehmungen gegenüber die Genossen¬
schaft zur freien Vereinigung , in deren Wesen es liegt , dass der Beitritt in
den freien Willen des Einzelnen , aber auch die Aufnahme in den freien
Willen des Vereines , der Genossenschaft gegeben ist.

Nach der gegentheiligen Auffassung der angefochtenen Entscheidung
würden durch den H 108 nur die Inhaber fabriksmäßiger Unternehmungen
des Zwanges entbunden , während auf Seite der Genossenschaft der Zwang
bestehen bliebe , indem es elfteren anheimgegeben wäre , der betreffenden
Genossenschaft freiwillig beizutreten , wogegen diese znr Aufnahme jener in
die Genossenschaft unbedingt verpflichtet wäre . Hienach könnte folgerecht der
Inhaber eines fabriksmäßig betriebenen Gewerbes nach Belieben auch wieder
aus der Genossenschaft anstreten , ohne dass diese berechtigt wäre , Einspruch
dagegen zu erheben.

Eine solche Begünstigung des fabriksmäßigen Gewerbebetriebes gegen¬
über der Institution der Genossenschaften kann aber dem Gesetzgeber unmöglich
impntiert werden ; obige Auffassung steht vielmehr in offenbarem Widerspruche
zu der declarierten Tendenz , welche der Erlassung der Gewerbegesctz -Novelle
vom Jahre 1888 und insbesondere den Bestimmungen über die Genossen¬
schaften zugrunde liegt.

Wenn diese ans den Materialien zu obiger Novelle hervorleuchtende
Tendenz dahin gieng , dem Kleingewerbe abzuhelfen und speciell dasselbe
durch die Vereinigung der Gewerbetreibenden in Genossenschaften in den
Stand zn setzen, die ^ oncurrenz mit dem Fabriksbetriebe leichter zu bestehen,
so konnte es doch sicherlich nicht den Inhabern fabriksmüßiger Unternehmungen
in die Hand gegeben werden , nach ihrem Belieben der Genoffenschaft ferne zu
bleiben oder aber derselben ohne ihre Zustimmung und gegen ihren Willen
dann und ans so lange beizutreten , wenn und insolange die Mittel der Ge¬
nossenschaft ihren Zwecken dienlich erscheinen.

Es lag aber auch nicht in der Absicht der Gesetzgebung , die fabriksmäßig
betriebenen Unternehmungen principiell aus dem Genossenschaftsverbande ans-
zuschließen ; vielmehr sollte den Inhabern solcher Unternehmungen der An-
schluss an die Genossenschaft dann , wenn dies nach den örtlichen Verhältnissen
im beiderseitigen Interesse wünschenswert und zweckmäßig erscheint , offen
gehalten werden . Deshalb beseitigt der Z 108 in Hinsicht ans die fabriksmäßig
betriebenen Unternehmungen den Genossenschastszwang sowohl auf Seite des
Unternehmers , als auch auf Seite der Genossenschaft , und qualificiert so diese
Institution gegenüber den benannten Unternehmungen als einen freien Verband.
Hienach aber folgt ans dem oft citierten Z 108 , dass die Theilnahme der
Inhaber fabriksmäßig betriebener Gewerbe an der betreffenden Genossenschaft
nicht bloß von seiner eigenen Beitrittserklärung , sondern auch von der Zu¬
stimmung der Genossenschaft abhängt , dass somit die Aufnahme eines Fabriks-
nnternehmers in die Genossenschaft dieser ebenso Vorbehalten sein muss , wie
jenem die Beitrittserklärung anheimgegeben ist.
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Da somit die beschwerdeführende Genossenschaft gegen ihren Willen zur
Aufnahme des Leopold John , Inhaber einer fabriksmäßigen Schnhwaren-
Erzeugnng , als Mitglied , und seiner Hilfsarbeiter als Angehörige der Ge¬
nossenschaft »ach dem Gesetze nicht verhalten werden kann , musste die ange»
fochtene Entscheidung als gesetzlich nicht begründet aufgehoben werden.

18.
Caolithbauplatten der Schottwiener Gipswerke

Franz T . Wellspacher.
Der Magistrat hat laut Bescheid vom 17 . Februar 1902 , M .-Z .10243/XIV,

auf Grund des Z 37 der Wiener Bauordnung Uber Ansuchen der Firma
„Schottwiener Gipswerke Franz T. Wellspacher " in Schottwien und Wien,
III ., Hintere Zollamtsstraße 9 , die Verwendung der von dieser Firma aus
Gips und Kesselschlacke im Verhältnis von 4 : 7 unter Zusatz von Wasser er¬
zeugten Gipsgussplattcn (sogenannte Caolithbauplatten ) bei Hochbauten im Ge-
meindegebiele von Wien unter folgenden Bedingungen  zugelassen:

1 . Diese Platten werden nur iusolange als Baumaterial für Wände bei
Hochbauten in Wien als zulässig erklärt , als dieselben dem überreichten Muster
entsprechen.

2 - Zur Herstellung von Wänden dürfen nur vollkommen trockene Platten
verwendet werden ; die letzteren müssen untereinander , sowie mit den anderen
Gebäudewänden zur Verhinderung des Umfallens mit Gipsmörtel , erforder¬
lichen Falles auch unter Anwendung weiterer Hilfsmittel gut verbunden
werden.

3 . Die aus diesen Platten hergestellten Wände dürfen zur Abtrennung
einzelner Bestandtheile einer Wohnung oder eines Geschäftslocales , jedoch nicht
zur Abtrennung verschiedener Wohnungen oder Geschästslocale und nur dann
angewendet werden , wenn diese Wände keiner Belastung ausgesetzt und nicht
höher als ein gewöhnliches Stockwerk ausgeführt werden.

Die Wände müssen bei einer Zimmerliefe bis 5 '50 m und normaler
Stockwerksböheim unverputzten Zustande eine Stärke von mindestens Sein besitzen.

Bei Wänden von größerer Länge und mehr als Stockwerkshöhe hat die
Wandstärke mindestens 7hsr cm zu betragen.

Nach Lage der örtlichen Verhältnisse können mit Zustimmung der Bau¬
behörde auch andere Wandstärken in Verwendung kommen.

Derartige Wände können bei untergeordneten und provisorischen Objecten
auch als Umfafsungswände , jedoch nicht an Stelle der Feuermauern zur An¬
wendung gelangen , wenn nicht sicherheitspolizeiliche oder andere Rücksichten
gegen die Anwendung dieses Materiales sprechen , worüber im einzelnen Falle
die Entscheidung der Baubehörde umsomehr Vorbehalten bleiben muss , als bei
Durchwässerung der Wände eine Verminderung ihrer Festigkeit eintritt.

4 . Die beabsichtigte Ausführung derartiger Wände ist in den Consens-
plänen ansznweisen.

5 . Die Aufstellung solcher Wände hat in der Regel auf Traversen zu
erfolgen und gehört zu den Befugnissen der concessionierten Baugewerbetreibendev.

6 . Die Abänderung der Ergänzung der vorstehenden Bedingungen,
eventuell die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung auf Grund der Prak¬
tischen Erfahrungen mit diesem Baumateriale bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachten Musterplatten wurden dem Stadtbauamle zur Ver¬
wahrung übermittelt.

II. Normativliestimmuiuieil.
Magistrat:

ir>
Provisorisches Ausmaß der Nealfteueruachlässe.

Magistrats -Decrct vom 9. Jänner 1902, M .-Abth. XIX
2/02 :

Zufolge k. k. Finanzministerial - Erlasses vom 13 . December 1801,
Z . 74727 , sind die im Artikel X des Gesetzes vom 25 . October 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 220 , vorgesehenen Stenernachlässe vom 1. Jänner 1902 an-
xefangen bei den auf die Schuldigkeit des Jahres 1902 zu leistenden Ein¬
zahlungen in dem bereits für die Jahre 1900 und 190l bestandenen Ausmaße,
d . i . bei der Grundsteuer mit 15 Percent und bei der Gebäudesteuer mit
Ausnahme der fünfpercentigen Steuer vom Ertrage zeitlich steuerfreier
Gebäude mit I2Vs Percent , nnd zwar bis zu jenem Zeitpunkte , mit welchem
die Höhe des für das Jahr 1902 entfallenden Realsteuernachlasses definitiv
festgesetzt sein wird , zu berücksichtigen.

Der mit der Finanzministerial -Verordnung vom 25 . October 1899,
Z . 48867 , Fin .-Min .-V .-Bl . Nr . 212 , M ° g.-B .-Bl . II/I900 , S . 14 , Nr . 4,
M .-Z . 206449 , angeordnete , vor der definitiven Festsetzung der Nealsteuer-
nachlässe auf den Hauszinssteuer -Anlagescheinen , sowie ans den Grund - und
Hansclassensteuer - Zahlungsdocumenten ersichtlich zu machende Vermerk ist
entsprechend richligzustellen.

In den Zahlungsdocumenten der Parteien ist der Nachlass , wie bisher,
erst nach der im Reichsgesetzblatte erfolgten Kundmachung des pro 1902 maß¬
gebenden Nachlassprocentes ersichtlich zu machen.

Die öffentlichen Kundmachungen über die Festsetzung der Realsteuer¬
nachlässe pro 1902 haben vorläufig zu unterbleiben , und wird eine bezügliche
Weisung nach erfolgter Ausführung des Finanzplanes pro 1901 ergehen.

Die vorstehenden Anordnungen gelten bis zum Einlangen einer gegen-
theiligen Wcsinng auch für die folgenden Jahre.

In Ausführung der Bestimmungen des dritten Absatzes dieses Ministerial-
Erlasses wurde mittels Erlasses der k. k. Finanz -Landes -Direction vom
21 . December 1901 , Z . 90588 , angeordnet , dass der bezügliche Vermerk ans
den Zahlungsdocumenten:

„Bei Einzahlungen u . s. w . der im Artikel VIII , beziehungsweise X,
Z . 1, lib . s , des Gesetzes vom 25 . October 1896 , R .-G . Bl . Nr . 220 , normierte
Nachlass von 10 Percent u . s. w . werden . . . "

in Hinkunft zu lauten hat:
a) auf den Grundsteuer -Zahlungsaufträgen:

„Bei Einzahlungen u . s. w . der im Artikel VIII , beziehungs-
weise IX , Z . 3 , lit . a . des Gesetzes vom 25 . October 1896 , R .-G .-Bl.
Nr . 220 , normierte Nachlass von 15 Percent u . s. w . werden . .

b) auf den Hauszinssteuer -Zahlungsdocumenten:
„Bei Einzahlung u . s. iv. der im Artikel VIII , beziehungsweise IX.

Z . 3 , lit . a , des Gesetzes vom 25 . October 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 220,
normierte Nachlass von 12 ^ Percent u . s. w. werden . . ."
Hievon werden die magistratischen Bezirksämter zufolge bezogenen Er¬

lasses der k. k. Finanz -Landes -Direction vom 21 . December 1901 , Z . 90588,
mit der Weisung in Kenntnis gesetzt, hievon die dortämtliche Steueramts-
Abtheilung sofort zu verständigen und dieselbe zu beauftragen , den Vermerk
auf den Hauszinssteuer -Anlagescheinen für die Stenerperiode 1901 und 1902,
welche sich bereits in den Händen der Parteien befinden , gelegentlich der Bei¬
bringung derselben bei der Zahlungsleistung nach den vorstehenden Andeu¬
tungen entsprechend zu berichtigen.

2V.
Erlag der Vadien bei Offertverhandlnngen.
Erlass des Magistrats -DirectarS M . Prcycr  vom 27 . Jänner

1902 , »ä M .-Z . 106104M ex 1901:
Der Stadtrath bat in der Sitzung vom 17 . Jänner 1902 , Z . 362,

folgenden Beschluss gefasst:
In Hinkunft sind bei allen Ausschreibungen von Ofsertverhandlungen

die Offerenten anznweisen , die Vadien nur bei der städtischen Hauptcasia
zu erlegen und den Empfangschcin hierüber dem Offerte anznschließen.

Der Anschluss der Vadien selbst an das Offert ist mit dem Beisatze zu
verbieten , dass die Gemeinde bei Außerachtlassung dieses Verbotes keinerlei
Haftung für derartig erlegte Vadien übernimmt.

In Durchführung dieses Beschlusses wird verfügt:
In den Ausschreibungen der Ofsertverhandlungen sind die Offerenten

anzuweisen , die Vadien spätestens einen  Tag , bei solchen Offeriverhand-
lnngen aber , zu welchen voraussichtlich eine große Zahl von Offerenten er¬
scheinen wird (zum Beispiel bei Vergebung der städtischen currenten Arbeiten)
mindestens drei  Tage vor der Abhaltung bei der städtischen Hauptcasia zn
erlegen.

Wenn trotz des Verbotes bei Offerten Vadien »orgefnuden werden und
es unthunlich ist, dieselben sofort zurückzustellen , hat der Leiter der Offert¬
verhandlung unmittelbar nach Schluss der Verhandlung diese Vadien bei der
städtischen Hauptcasia zn erlegen nnd den Empfang auf dem Acte bestätigen
zn lassen.

Die Einladung der städtischen Hauptcasia zu Ofsertverhandlungen , sowie
die Abordnung eines Hauptacssabeamten zu diesen Amtshandlungen hat künftig
ganz zu entfallen . »

SL.
Strafamtshandlungen Wege» unbefugten Gewerbe¬

betriebes.
Erlass des Magistrats -Dircrtors M . Preyervom  28 . Jänner

1902 , nä M .-Z . 97711 ex 1901 :.
Seitens der Bezirlsvertretungen wurde darauf hingewieseu , dass die

befugten Gewerbetreibenden , welche den gesetzlichen Verpflichtungen trotz der
ungünstigen Geschäftslage nach besten Kräfte » nachzukommen sich bemühen,
fortwährend Klagen wegen unbefugten Gewerbebetriebes und Wege» Gewerbe¬
überschreitungen zn erheben genöthigt sind.

Insbesondere seien es die Baugewerbe und die mit denselben in Ver¬
bindung tretenden Gewerbe , welche unter der unbefugten Concurrenz zu
leiden haben , so das Maurer - , Tischler - , Zimmermeister - und Zimmermaler-
gewerbe . Aber auch andere Gewerbe , wie das Fuhrwerksgewerbe , hätten
durch die unbefugte Concurrenz stark zu leiden.

Dieselben führen weiters darüber Klage , dass die seitens der Gewerbe-
behörden über unbefugte Gewerbetreibende verhängten Strafen in keinem
Verhältnisse zu dem den befugten Gewerbetreibenden hiedurch verursachten
Schaden stehen , und ersuchen den Magistrat , Veraulafsnug zu treffen , dass
auf die unbefugten Gewerbebetriebe ein besonderes Augenmerk gerichtet und
denselben glicht mit der üblichen Rücksicht und Milde , sondern mit den
strengsten « trafen begegnet werde.

Der Magistrat kann sich nicht verhehlen , dass diese Klagen berechtigt
erscheinen ; in vielen Einzelfällen wurde Hieramts die Wahrnehmung gemacht,
dass der unbefugte Gewerbebetrieb mit ganz unzureichenden Strafen ge¬
ahndet wird.

Die Regierung beabsichtigt in ihrem Entwürfe zu einem Gesetze, betreffend
die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung , diesen Umständen
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dadurch Rechnung zu tragen , dass sie die gemäß Z 132 a G .-O . zu ver¬
hängenden Geldstrafen mit zehn bis tausend Kronen (gegenüber der bis¬
herigen Grenze bis 200 fl., beziehungsweise 100 H ) begrenzen will.

Es entspricht aber auch schon den Absichten des gegenwärtig gütigen
Gesetzes , lass im Falle von unbefugten Gewerbebetrieben nicht immer die
kleinste zulässige Geldstrafe angewendet , sondern in der Regel höhere
Strafen , und -war je nach den Umständen auch bis zum Höchstansmaße von
100 L verhängt werden.

Die magistratischen Bezirksämter werden daher unter Hinweis auf die
Erlässe vom 16 . Juli 1897 , M . - D . - Z . 1865 , vom 26 . Jnnr 1899,
M .-D .- Z . 1101 , vom 21 . September 1900 , M .-D -Z . 751 er 1899 , und vom
18 . Mar 1901 , M .-D .-Z . 1215 , neuerlich angewiesen , den unbefugten Ge¬
werbetreibenden eine erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken und im Falle
eines erwiesenen unbefugten Betriebes mit großer Strenge vorzugehen.

22 .
Vermeidung ratenwciser Einhcbnug vvu Geldstrafen.

Erlass des Magistrats -Direktors M . P rey cr vom 30 . Jänner
1902 , M .-D . 275/02:

Aus einer Anzeige der Stadt -Bnchhaltnng habe ich ersehen , dass sich in
letzter Zeit die Fälle der Entgegennahme von Ratenzahlungen für Geld¬
strafbeträge häufen ; is kam sogar vor , dass nach erfolgter Arrestumwandlung
noch Thcilbeträge , zum Beispiel von 2 L bei einer Strafe von 4 L , an¬
genommen wurden . Da durch ein derartiges Vorgehen der Zweck und die
Wirksamkert der Strafe beeinträchtigt wird , bringe ich den Erlass des k. k.
Ministeriums des Innern vom 7. Juli 1896 , Z . 21692 (abgedruckt im „ Amts-
blatt der Stadt Wien ", Beilage „ Verordnungen " rc , Jahrgang 1896 , Seile 78)
in Erinnerung , demzufolge Gesuche um Bewilligung der ratenweise » Abzahlung
von rechtskrästig auferlrgten Slrafbeträgcn ohneweiters zurückznweisen sind,
und mache Weilers darauf anfmerksam , dass nach Z 8 , Absatz 2, der mit
Magistrats -Gremial -Beschluss vom 3 . Oktober 1901 , Z . 12723 festgesetzten
„Dienst -Instruction für die Executionsamts -Beamten " Teilzahlungen ans
Strafbeträge nicht angenommen werden dürfen.

Weiters finde ich anznordneu , dass Rückumwandlnngen von stell¬
vertretenden Arreflstrafen in Geldstrafen thnnlichst vermieden werden solle» ,
und dass seitens der Executionsamts -Beamten schon beim Versuche der zwangs¬
weisen Einhebung von Geldstrafen in angemessener Weise auf die Folgen der
Nichteinbringlichkeit der in Arrest nmzuwandelnden Geldstrafen aufmerksam
zu machen ist.

Gleichzeitig richte ich an die k. k. Bezirks -Polizei -Commissariate das Er¬
suchen, bei der Amtshandlung wegen Überstellung von Bestraften in das
städtische Polizeigefangenhaus zum Vollzüge der vom Magistrate oder den
magistratischen Bezirksämtern ausgesprochenen stellvertretenden Arreststrafen die
gegenwärtig nicht selten vorkommende Entgegennahme der entsprechenden
Gelds » afbeträge in der Regel abzulehnen.

2 ».
Übermittlung von Acten an die Magistrats

Abtheilnug I.
Erlass des Magistrats -Directors Bl . Preyer vom 10 . Februar

1902 , M .-Abth . I 379 ex 1902.
Gegenwärtig erfolgt seitens der Magistrats -Abtheilunge » und der magi¬

stratischen Bezirlsämter die Übermittlung von Acten an die Magistrats -Äb-
theilnng 1 wegen Vertragserrichlungen rc. mittels Videndnms oder mittels
Jndorsalbescheides , welcher jedoch auf dem der übersendenden Magisirats -Ab-
theilnng oder dem Bezirksamte gehörigen Acte selbst geschrieben wird.

Dies hat zur Folge , dass sich bei der seinerzeitigen Registrierung des
Actes Schwierigkeiten ergeben , indem , wenn jener Theil des Actes , auf welchem
die Übermittlung zum Ausdrucke gebracht wurde , von der Magistrats - Nb-
theilung I . für ihre Registratur znrückbehaltcn wird , das übersendende
Amt , im umgekehrten Falle aber die Magistrats - Abtheilung I einen
unvollständigen Act erhält.

Üm dies zu vermeiden , finde ich mich bestimmt anzuordnen , dass die
Übermittlung der Acten an die Magistiats -Abtheilung I behufs Vertrags¬
errichtungen rc. stets in der Form eines Jndorsatbescheides , welcher
ans einem separaten Umschlagbogen zu schreiben und welcher von der Magi¬
strats Abtheilnug I mit dem Eingangsvermerk zu versehen ist, stattzufinden hat.

lil . Gejkhe
von besonderer Wichtigkeit für den politische» Ver-

malllmg-chieich.
24

Verkehr mit Butter , Käse , Butterschmalz , Schweine¬
schmalz und deren Ersatzmitteln.

I.

Gesetz vom 25 . October 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26:
Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anznordneu,

wie folgt:

8 1-

Margarin , Margarinschmalz oder Margarinkäse im Sinne dieses Gesetzes
sind jene der Milchbutter , dem Butterschmalze oder dem Käse ähnlichen Er¬
zeugnisse , deren Fettgehalt nicht ausschließlich der Milch entstammt.

Oleomargarin (Margarin ) im Sinne dieses Besitzes ist jenes Fett-
Product , welches durch Schmelzen des Rohtalges und Ausscheiden der festen
stearinhältigen Theile gewonnen wird.

Kunstspeisefett im Sinne dieses Gesetzes sind jene dem Schweineschmalze
ähnlichen Erzeugnisse , deren Fettgehalt nicht ausschließlich aus Schweinefett
besteht.

Unverfälschte Fette bestimmter Thier - und Pflanzeuarten sind nicht als
Kunstspeiskfktte auzusehen.

8 2.
Die im Z 1 angeführten Erzeugnisse dürfen nur in der ihrer wirkliche»

Beschaffenheit entsprechenden Bezeichnung in Verkehr gebracht werden.

8 3.

Für den Verbrauch im Inlands dürfen nicht in Verkehr gebracht werden:
1. Vermischungen von Butter oder Butterschmalz mit Olcomargarin,

Margarine , Margarinschmalz oder anderen Speisefetten . Die Verwendung von
Milch oder Nahm bei der gewerbsmäßigen Herstellung von Margarine oder
Margarinschmalz ist zulässig , sofern nicht mehr als 100 Gewichtslheile Milch
oder eine dementsprechende Menge Nahm auf 100 Gewichtslheile der nicht
der Milch entstammenden Fette in Anwendung kommen.

2 . Margarine , Margarinschmalz , Oleomaigarin oder Margarinkäse,
deren Herstellung nicht den Vorschriften entspricht.

8 4.
Um die Eikennbarkeit von Margarine , Margarinschmalz , Oleomargarin

und Margarinkäse , welche für den Handel im Inlands bestimmt sind, zu er¬
leichtern , ist diesen Erzeugnissen bei ihrer Herstellung ein entsprechender , die
Farbe und sonstige Beschaffenheit derselben nicht schädigender Zusatz bei-
zuinischen.

Oleomargarin , welches zur Weiterverarbeitung in inländischen Margarin-
sabriken bestimmt ist, unterliegt nicht dieser Vorschrift.

Die näheren Bestimmungen werden im Verordunngswege erlassen.

8 5.

Wer Oleomargarin , Margarine , Margarinschmalz , Margarinkäse oder
Klinstspeisesett gewerbsmäßig Herstellen will , hat der Gewerbebehörde , und
zwar gleichzeitig mit dem allenfalls erforderlichen Einschreiten nm Geneh¬
migung der Betricbsanlage die für die Herstellung , Ausbewahrnng , Ver¬
packung und Feilhrltnng der Waren bestimmten Räume zu bezeichnen und
die etwa bestellten Betriebsleiter und Aussichtspeisonen namhaft zu machen.

Für bereits bestehende Betriebe ist eine entsprechende Anzeige binnen
vier Wochen nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zu erstatten.

Ein Wechsel in den der Anzeigepflicht unterliegenden Räumen oder
Personen ist der Gewerbebehörde binnen drei Tagen anznzeigeii.

Oleomargarin , Margarine , Margarinschmalz , Margarinkäse und Knnst-
speisesett sind vom Hausierhandel ausgeschlossen.

8 6.
Die Unternehmer von Betrieben , in denen Oleomargarin , Margarine,

Margarinschmalz , Margarinkäse oder Kniistspeisefett hergestellt wird , sowie die
von ihnen bestellten Betriebsleiter und Anssichtspersonen sind verpflichtet , den
Anfstchtsorganen (Z 13 ) ans Verlangen über das Herstellungsverfahren , den
Umfang des Betriebes und über die znr Verwendung gelangenden Rohstoffe
Auskünfte zu ertheilen.

Die Anfsichlsorgane sind vorbehaltlich der dienstlichen Berichterstattung
und der Anzeige von Gesetzwidrigkeiten verpflichtet , über die ihnen in Aus¬
übung ihrer Controle znr Kenntnis gelangenden Thatsachen und Einrichtungen
Verschwiegenheit zu beobachten.

8 7.
In Räume », wo Butter oder Butterschmalz zum Verkaufe hergestellt,

ansbewahrt oder verpackt werden , ist die Herstellung , Aufeewahrnng , Ver-
Packung oder das Feilhalten von Oleomargarin , Margarine , Margarinschmalz
oder Kunstspeisefett untersagt . Ebenso ist in Räumen , wo Käse zum Verkaufe
hergestellt , anfbewahrt , verpackt oder feilgehalten wird , die Herstellung , Auf¬
bewahrung , Verpackung oder das Feilhalten von Margarinkäse verboten.

Von dieser Bestimmung ansgenommen ist das Ansbewahrkii und Fest¬
halten der für den Kleinhandel erforderlichen Bedarfsmengen in öffentlichen
Verkaufsstellen , sowie das Verpacken der daselbst im Kleinhandel zum Verkaufe
gelangenden Waren . Jedoch müsse » Oleomargarin , Margarine , Margarin¬
schmalz , Margarinkäse und Knnstspnsefclt innerhalb der Verkaufsräume irr
besonderen Vorrathsgefäßen und an besonderen Lagerstellen , welche von den
zur Aufbewahrung von Butter , Butterschmalz oder Käse dienenden Lagerstellen
getrennt sind , ausbiwahrt werden.

8 8.
Die Geschäftsräume und sonstigen Verkaufsstellen einschließlich der Markt¬

stände , in welchen Margarine , Margarinschmalz , Oleomargarin , Margarin¬
käse oder Klinstspeisesett feilgehalten werden , müssen an in die Augen fallender
Stelle die deutliche , nicht verwischbare Inschrift : „ Margarine " , „Margarin¬
schmalz " , „Oleomargarin " , „ Margarinkäse " oder „ Kniistspeisefett " tragen.



24 Amtsblatt der k. k. Reichshaupl - und Residenzstadt Wien . — Nr . 17 , 28 . Februar 1902.

8 9-

Oleomargarin , Margarine , Margarinschmalz und Kunstspeisefett sind im
Jnlande in Behältern (Kiste , Kübel , Fass , Dose u . s. w .) in den Handel zn
bringen , die durch einen ausfälligen farbigen Streifen , auf welchem die Firma
des Erzeugers und die Bezeichnung des Inhaltes in deutlicher , unverwischbarer
Schrift angebracht ist, gekennzeichnet sind.

Die mit den genannten Waren gefüllten Behälter sind, sofern deren
Gewicht drei Kilogramm übersteigt , bevor sie in Verkehr gebracht werden,
mit einer behördlich registrierten Plombe zu versehen.

Im gewerbsmäßigen Kleinhandel oder Einzelverkaufe müssen Margarine,
und Margarinkäse in einer mit bestimmten farbigen Streifen versehenen
Papierumhüllung abgegeben werden.

Die näheren Vorschriften über den Groß - und Kleinverkehr mit den im
ersten Absätze bezeichneten Erzeugnissen und über die Farbe der Umhüllung -»
werden im Berordnungswege erlassen.

8 W.
In öffentlichen Bekanntmachungen , Schlussbriefen , Rechnungen , Fracht¬

briefen und sonstigen im Handelsverkehre üblichen Schriftstücken , welche sich
auf Lieferung von Oleomargari » , Margarine , Margarinschmalz , Margarin-
käse oder Kunstspeiscfett beziehen , dürfen nur jene Warenbezeichnungen ver¬
wendet werden , die diesem Gesetze und den auf Grund desselben erlassenen
Verordnungen entsprechen.

8 il.

Erzeuger von Oleomargari » , Margarine , Margarinschmalz oder Margarin¬
käse, welche zum Export oder zur Weiterverarbeitung in inländischen Margarin-
fabriken bestimmte Ware , abweichend von den in den 88 3 und 4, Absatz l,
enthaltenen Bestimmungen , Herstellen , haben dies der Gewerbebehörde nach
Vorschrift des Z 5 schriftlich anzuzeigen.

Oleomargari », Margarine , Margarinschmalz und Margarinkäse , die für
den Export oder zur Weiterverarbeitung in inländischen Margarinfabriken
hergestellt wurden , sind in eigenen , von den übrigen Lagerräumen getrennten
Räumen bis zur Versendung anfzubewahre » . Den nach 8 13 erwähnten
Aufsichls - und den denselben gleichgestellten Organen sind Uber Verlangen an
der Hand der Geschäftsbücher , Bestellbriefe n . s. w . Nachweise über die erfolgte
Bestellung beziehungsweise Absenkung der betreffenden Menge zn liefern.

Fabriken , in denen Oleomargarin , Margarin oder Margarinschmalz ab¬
weichend von den in den 88 3 und 4 , Absatz l , enthaltenen Bestimmungen
hergestellt wird , dürfen Butler oder Butterschmalz nicht feilhalten oder ver¬
kaufen.

8 12.

Auf Erzeugnisse der im 8 1 bezeichneten Art , welche nicht zum Genüsse
für Menschen bestimmt sind , finde » die vorstehenden Bestimmungen dieses
Gesetzes keine Anwendung.

8 13.

Die im ß 2 des Gesetzes vom 16 . Jänner 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 89 sr
1897 , betreffend den Verkehr mit Lebensmitteln und einigen Gebranchs-
gegenständen , bezeichneten Aufsichls - und die denselben gleichgestellten Organe
sind befugt , in jene Räume , in welchen Butler , Butterschmalz , Käse , Öleo-
margarin , Margarine Margarinschmalz . Margarinkäse oder Kunstspeisefett
erzeugt , aufbewahrt , verpackt oder feilgehalten werden , einzutreten , daselbst
Revisionen vorznnehmen und Proben zu entnehmen . Dabei ist nach den Be¬
stimmungen des Gesetzes vom 16 . Jänner 1896 , R -G .-Bl . Nr . 89 ex 1897,
vorzugehen.

8 14.
Die Regierung ist ermächtigt , das gewerbsmäßige Verkaufen von Butter,

deren Fettgehalt nicht eine bestimmte Grenze erreicht oder deren Wasser - oder
Salzgehalt eine bestimmte Grenze überschreitet , zn verbieten.

8 15-
Eine Übertretung begeht:
1 . wer den Vorschriften des § 13 zuwider den Eintritt in die Räum¬

lichkeiten , die Entnahme einer Probe oder die Vornahme der Revision znzu-
laffen sich weigert;

2 . wer den Bestimmungen des 8 6 zuwider die von ihm geforderte
Auskunft verweigert oder wissentlich eine falsche Auskunft ertheilt.

Die Strafe ist Arrest von einem bis zu vierzehn Tagen oder Geld von
10 bis 200 L ; im Falle der Thäter innerbalb dreier Jahre von der Ver¬
büßung einer Strafe wegen der gleichen Übertretung rückfällig wird , Arrest
von drei Tagen bis zu drei Wochen , neben welchem auf Geldstrafe von SO bis
SOO L erkannt werden kann.

8 16.
Eine Übertretung begeht , wer znm Zwecke der Täuschung im Handel

und Verkehr:
1. eine der nach H 3, Z . 1, unzulässigen Mischungen herstellt;
2 . solche Mischungen verkauft , feilhält oder in Verkehr bringt;
3 . Oleomargari » , Margarine , Margarinschmalz oder Margarinkäse ohne

den nach Z 4 erforderlichen Zusatz herstellt , verkauft , fcilhält oder in Verkehr
bringt;

4 . die im Z 1 bezeichneten Lebensmittel unter einer falschen Bezeichnung
verkauft , seilhält oder in Verkehr bringt;

5 . den Vorschriften des § 9 zuwider Oleomargarin , Margarine , Margarin¬
schmalz und Kunstspeisefett ohne die dort vorgeschriebenen Kennzeichen oder
Plomben verkauft , fcilhält oder in Verkehr bringt.

I Die Strafe ist Arrest von einer Woche bis zu drei Monaten , womit
l Geldstrafe bis zn 1000 verbunden werden kann oder an Geld von 10 bis

1000 L . Zugleich kann auf öffentliche Bekanntmachung des Unheiles in,
Amtsblatte und in einem anderen öffentlichen Blatte erkannt werden.

Wird der Thäter wegen dieser Übertretung innerhalb dreier Jahre rück¬
fällig , so ist die Strafe Arrest von einer Woche bis zn drei Monaten , womit
Geldstrafe von 10 bis 1000 verbunden werden kann . Zugleich ist auf
öffentliche Bekanntmachung des Unheiles im Amtsblatte und in einem anderen
öffentlichen Blatte zu erkennen.

8 17.
Eine Übertretung begeht:
Wer in anderer Weise den Bestimmungen dieses Gesetzes oder den auf

Grund der 88 4 , 9 und 14 erlassenen Verordnungen der Negierung zuwider-
handelt.

Die Strafe ist Arrest von drei Tagen bis zu drei Monaten , womit
Geldstrafe bis zu 1000 L verbunden werden kann , oder Geldstrafe von 10 bis
1000 L.

818.

Die Strafbestimmungen der 88 15 bis einschließlich 17 dieses Gesetzes
sind nur anwendbar , wenn die Handlung nicht den Thalbestand einer schwerer
z» ahndenden strafbaren Handlung begründet.

Die Strafbestimmungen der 88 9, 10 und 11 des Gesetzes vom
16 . Jänner 1896 , R -G .-Bl . Nr . 89 sx 1897 , betreffend den Verkehr mit Lebens
Mitteln und einigen Gebrauchsgegenständen sind auf Handlungen , die unter
die Strafbestimmungen der 88 15 bis 17 des gegenwärtigen Gesetzes fallen,
nur dann aiiznwendcn , wenn diese Handlniioeu vor der Wirksamkeit des gegen¬
wärtigen Gesetzes begangen wurden.

Im übrigen bleiben die Bestimmungen des Lebensmittelgesetzes auch für
die im gegenwärtigen Gesetze bebaudelten Erzeugnisse anwendbar.

Das Verfahren und die Urtheilsfällung rücksichtlich der in dem gegen¬
wärtigen Gesetze vorgesehenen Übertretungen steht den Bezirksgerichten zn.

8 19.

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach dem Tage der Knndmachnng in
Wirksamkeit.

8 20.
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Mein Minister des Innern , Mein

Jiistizminister und Mein Ackerbauminister betraut.

II.

Verordnung der Ministerien des Innern , der Justiz , des
Handels und des Ackerbaues vom 1. Februar 1902 , R .-G .-Bl.
Nr . 27 , mit welcher Durchführungsbestimmungen zu dem
Gesetze vom 25 . October 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26 , betreffend
den Verkehr mit Butter , Käse , Butterschmalz , Schweineschmalz
und deren Ersatzmitteln , erlassen werden:

Auf Grund des Gesetzes vom 25 . October 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26,
betreffend den Verkehr mit Butter , Käse , Butterschmalz , Schweineschmalz und
deren Ersatzmittel , wird verordnet:

Artikel I.

(Zu ß 4 des Gesetzes .)

Den bei der Erzeugung von Magarine , Margarinschmalz , Oleomargarin
und Margarinkäse , welche für den Handel im Jnlande bestimmt sind , zur
Verwendung kommenden Fetten und Ölen ist Scsamöl zuzusetzen.

Dieser Zusatz hat auf je 100 Gewichtstheile der angewendeleu Fett - und
Öle bei Margarine und Margarinschmalz . sowie bei Oleomargarin mindestens
10 Gewichtstheile , bei Margarinkäse mindestens 5 Gewichtstheile zu betragen.

Das Sesamöl ist während der Vermischung oder des Umschmelzens der
Fette zuzusetzen . Das znzusetzende Sesamöl muss folgende Neaction zeigen:

Wird ein Gemisch von 0 5 Ranmtheilen Sesamöl mit 99 5 Nanuitheilen
Banmwollsamenöl oder Erdnussöl mit 100 Ranmtheilen rauchender Salzsäure
vom spccifischen Gewichte 1' 19 und einigen Tropfen einer zweipercenlige»
alkoholischen Lösung von Furfurol geschüttelt , so muss die unter der Ölschichte
sich absetzende Salzsäure eine deutliche rothe oder bläulichrothe Färbung an¬
nehmen . Das zur Reaclion dienende Furfurol soll farblos sein ; äußerstenfalls
darf dasselbe gelb gefärbt sein.

Oleomargarin , welches zur Weiterverarbeitung in inländischen Margariu-
fabriken bestimmt ist und daher im Sinne des 8 4 , Absatz 2 des Gesetzes vom
25 . October 1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26 , einen Zusatz von Sesamöl nicht zn
erhalten hat , darf nicht gefärbt werden.

Artikel II.

(3 >l 88 5, 8 und II des Gesetzes .)

Die zur Herstellung , Aufbewahrung und Verpackung von Oleomargarin
Margarine , Margarinschmalz , Margarinkäse und Knnstspeisefett bestimmten
Räume müssen an in die Augen fallender Stelle eine deutlich leserliche , nicht
verwischbare Inschrift tragen , ans welcher die Bestimmung der betreffenden,
Räume zn entnehme » ist.
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Die Geschäftsräume und sonstigen Verkaufsstellen einschließlich der Markt-
stäude , in welchen die im erste» Absätze angeführten Erzeugnisse feilgehalten
werden , müssen die im § 8 des Gesetzes vom 25 . Oktober 1901 , R . G .-Bl.
Nr . 26 , vorgeschriebene Inschrift tragen.

Die Lagerräume , in welchen Oleomargarin , Margarine , Margarinschmalz,
Margarinkäse , die für den Export oder zur Weiterbeförderung in inländi¬
schen Margarinfabriken herg -st-llt wurden , anfbewahrt werden , sind in der
im ersten Absätze bezeichnet ?» Art mit einer die Bestimmung der Ware kenn¬
zeichnenden Inschrift zu versehen.

Artikel  III.
lZu Z 9 des Gesetzes .)

Hinsichtlich der äußeren Kennzeichnung von Oleomargarin , Margarine,
Margarinkäse , Margarinschmalz und Knnstspeisefett haben folgende Bestim¬
mungen Anwendung zu finden , und zwar:

a) Die Behälter , in welchen Oleomargarin , Margarine , Margarinschmalz
oder Kunstspeisefett im Jnlande in den Handel gebracht werden , müssen
mit einem unverwischbaren , rothen , bandförmigen Streifen bemalt sein,
auf welchem mit deutlich leserlichen unverwischbaren schwarzen Buchstaben
die Firma des Erzeugers und die Bezeichnung des Inhaltes gekenn¬
zeichnet sind.

Der rothe Streifen ist parallel znr unteren Randfläche und min¬
destens 3 em vom oberen Rande des Gefäßes entfernt anzubringen und
muss ohne Unterbrechung um das ganze Gefäß gezogen sein , Der
Streifen darf nicht auf den das Gefäß umgebenden Reisen oder Leisten
angebracht werden.

b ) Der rothe Streifen muss eine Höhe von mindestens 10 om , die zur
Bezeichnung des Inhaltes (Oleomargarin , Margarine , Margarinschmalz
oder Kunstspeisesett ) verwendeten Buchstaben müssen eine Höhe von
mindestens 3 cm haben . Die Länge des den Inhalt bezeichnenden Wortes
bat mindestens das Achtfache und nicht mehr als das Zwölsfache der
Höhe der Buchstaben zu betragen.

Die Höhe des rothen Streifens , die Höbe der Buchstaben und die
Lange des Bczeichnnngswortes kann bei rnnden oder länglich runden
Gefäßen (Fass , Dose , Kübel u . dgl .). bei welchen der größte Durchmesser
des Deckels weniger als 10 om , aber mehr als 10 om misst , ans die
Hälfte ermäßigt werden . Das gleiche findet statt bei eckigen Gefäßen,
deren längste Dcckelkanle weniger als 40 om , aber mehr als 10 em
beträgt . Bei Gefäßen der vorbezeichneten Form , deren Deckel einen größten
Durchmesser , beziehungsweise eine größte Deckelkante von 10 om oder
weniger hat , können die Höhe des Streifens und der Buchstaben , sowie
die Länge des den Inhalt bezeichnenden Wortes auf ein Drittel der
vorgeschriebenen Maße herabgesetzt werden.

e) Die Firma des Erzeug ns kann unterhalb oder neben der Jnhalts-
bezeichnnng angebracht werden . Im erster ?» Falle muss jedoch im rothen
Streifen zwischen der Jnhaltsbezeichnung und der Firma ein mindestens
1 cm breiter Raum frei bleiben , im letzteren Falle muss zwischen der
Jnhaltsbezeichnung und der Firma ein sechseckiger, voller Stern , dessen
Durchmesser mindestens die halbe Höhe der für die Jnhaltsbezeichnung
verwendeten Buchstaben beträgt , in schwarzer unverwischbarer Farbe
angebracht werden.

ck) Die vorerwähnten Inschriften dürfen über den Rand des rothen Streifens
nicht hinansreichen , sind aber auf demselben mindestens zweimal , und
zwar so anznbringen , dass sie auf zwei gegenüberliegenden Seiten des
Behälters zu stehen lommen.

o) Hat der Behälter einen Deckel, so sind die Inschriften auch auf der
oberen Seite desselben , bei Fässern auch auf beiden Böden ersichtlich zu
machen . Ans den bezeichnet « ! Stellen sind die Inschriften unmittelbar,
somit ohne rothen Streifen , in deutlich lesbaren , unverwischbaren
schwarzen Buchstaben anznbringen.

l ) Ans den Behältern , jedoch nicht innerhalb des rothen Bandes , kann auch
die Schutzmarke , das Waren - oder Fabrikszeichcn des Erzeugers , sowie
der Name , die Schutzmarke , das Warenzeichen des Verkäufers angebracht
»erden . Es dürfen aber hiezu keine solchen Bezeichnungen verwendet
werden , welche znr Täuschung über den Inhalt der Behälter oder die
Beschaffenheit der Ware Anlass geben könnten (z. B . „Süßrahm-
Margarine ") .

Z) Die au den gefüllten Behältern von mehr als 3 KZ Gewicht angebrachten
registrierten Plomben müssen mindestens 1 cm im Durchmesser haben
und deutlich erkennbar sein.

Ii) Die im gewerbsmäßige » Kleinhandel oder Einzelverkanfe von Margarine
und Margarinkäse zu verwendenden Papiernmhüllungen müssen in der
Mitte mit einem mnidestens 2 cm breiten , geradlinigen , rothen Streifen
ve>sehen sein , der die am weitesten voneinander entfernten Ränder ohne
Unterbrechung verbindet.

i ) Der gewerbsmäßige Kleinhandel oder Einzelverkauf von Oleomargarin,
Margarinschmalz und Kuustspeijefelt darf nur entweder unmittelbar ans
den vom Erzeuger in den Handel gebrachten Originalbehältern oder
aus Vorrathsgefäßen erfolgen ; letztere müssen jedoch in der den Be¬
stimmungen unter lit . a bis « beziehungsweise k entsprechenden Weise
bezeichnet sein.

k ) Soll Margarine oder Margarinkäse im Groß - oder im Kleinverkehr in
regelmäßigen Stücken verkauft oder fkilgehalten werden , so müssen diese
von Würfelform sein . Auch muss den Würf - ln die Inschrift „Margarine " ,
„Margarinkäse " eingepresst sein.

Artikel IV.

(Zu Z 11 des Gesetzes .)

Über die erzeugten Mengen , die Borräthe und die Ablieferungen von
Oleomargarin , Margarine , ivkargarinschmalz und Margarinkäse , die für den
Export oder znr Weiterverarbeitung in inländischen Margarinfabriken hergestellt
wurden , sind von de» Erzeugern besondere Ausschreibungen zu führen , in
welche den Anfsichtsorganen Einsicht zu gewähren ist.

Artikel  V.

Hinsichtlich jener der Milchbutter oder dem Butterschmalz oder dem
Schweinefett ähnlichen Erzeugnisse , welche ohne Verwendung von Milchfett,
beziehungsweise von Schweinefett hergestellt werden , ferner hinsichtlich jener dem
Oleomargarin ähnlichen Fettgemenge , welche durch Vermischung von thierischen
oder pflanzlichen , festen oder Halbweichen Fetten (z. B . Talg , Premier jus,
Oleomargarin , Cottonstearin u . dgl .) miteinander oder mit fetten Ölen her¬
gestellt werden , finden die Bestimmungen des Gesetzes vom 25 . Oktober 1901,
R .-G .-Bl . Nr . 26 , und dieser Verordnung sinngemäße Anwendung.

Unverfälschte Fette bestimmter Thier - und Pflanzenarten dürfen nur in
der ihrer wirklichen Beschaffenheit entsprechenden Bezeichnung in Verkehr
gebracht werden.

Artikel  VI.

Diese Verordnung tritt drei Monate nach dem Tage der Kundmachung
in Wirksamkeit.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1882 publicierten Gesetze und Verordnungen.
Rcichsgesehdlatt.

Nr . LI . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 4 . Jänner 1902 , betreffend Abänderungendes Zollämter-
verzeichnisses.

Nr . 12 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 7 . Jänner 1902 , betreffend die definitive Zulassung der
Elektricitätszähler -Tppe I - zur aichamtlichen Beglaubigung.

Nr . 12 . Gesetz vom 10 . Jänner 1902 , betreffend die
tbeilweise Abänderung , beziehungsweise Ergänzung des Gesetzes vom 13 . April
1896 , N .-G . -Bl . Nr . 61 , über di - Ausdehnung der zeitlichen Befreiung von
der Hauszinssteuer für Umbauten , welche im Gebiete der Stadtgemeinde Brünn
aus öffentlichen Assaniernngs - oder Verkehrsrücksichten vorgeuommen werden.

Nr . 14 . Gesetz vom 10 . Jänner 1902 , betreffend
die Verlängernng der Wirksamkeit der im ß 6 des Gesetzes vom 27 . Mai
1876 , R . -G .-Bl . Nr . 115 , festgesetzten Bestimmungen über Stempel - und Ge-
bürcnbcfreiuug ans Anlass der Auftheilung der cultursähigen Gemeindegründe
in Dalmatien.

Nr . 13 . Verordnung des Justizministcrs im Ein¬
vernehmen mit den Ministern des Innern , des Handels
und der Finanzen vom 15 . Jänner 1902 , betreffend die
Erhöhung der den Beisitzern und Ersatzmännern des Gewerbegerichtes in
Teplitz zu gewährenden Entschädigung.

Nr . 16 . Verordnung des Jnstizministers im Ein¬
vernehmen mit dem Finanzminister vom 15 . Jänner
1902 , betreffend die G -bürcu des Gefangenanssichtspersonales der Gerichte
nud Mäunerstrafaiistalten bei auswärtigen Verrichtungen und Versetzungen.

Nr . 17 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 17 . Jänner 1902 , betreffend die provisorische Zulassung der
Elektricitätszähler -Tppe I -III zur aichämtlichen Beglaubigung.

Nr . 18 . Gesetz vom 15 . Jänner 1902 , betreffend
die Veräußerung mehrerer Milttärimmobilien in Czernvwitz.

Nr . 18 . Gesetz vom 15 . Jänner 1902 , betreffend
die Veräußerung der Gründe des westlichen und nordwestlichen Nopails , sowie
mehrerer Schanzgründe in Krakau.

Nr . 28 . Gesetz vom 15 . Jänner 1902 , betreffend
die Veräußerung mehrerer Militärimmobilien in Brünn.

Nr . 21 . Gesetz vom 18 . Jänner 1902 , betreffend
die Vornahme einer Zählung der gewerblichen und landwirtschaftlicheu Betriebe.
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Nr. 22 . Kundmachung des Eisenbahuministeriums
und des Finanzministeriuius vom 20 . Jänner 1902,
beireffend die Abänderung der Verordnung vom II . December 1892 , R .-G .-
Bl . Nr . 213 , über die Verwendung von Eisenbahn -Frachtbriefen mil anfge-
druckkem Slempelzeichen.

Nr. 23 . Verordnung des Finanzministeriums vom
28 . Jänner 1902 , mit welcher der in der Verordnung vom9. Februar
190!, R -G -Bl. Nr. II , festgesetzte Termin für die Einlösung der Silber¬
scheidemünzen zu 20 , 10 und 5 kr. ö. W . zum halben Nennwerte bis auf
weiteres verlängert wird .^ )

Nr. 24 . Gesetz vom 26. Jänner 902 , betreffend die
Bezüge und Pensionsbchandlnng des systemisierten Lehrpersonales an der
griechisch- orientalischen theologischen Lehranstalt in Zara.

Nr. 25 . Gesetz vom 26. Jänner 1902, mit welchem
die Bestimmungen der HZ 1, 2 und 3 des Gesetzes vom 1. Ma ! 1889 , R .- G -Bl.
Nr . 68 , betreffend die Bezüge und PensionSbehandlnng des systemisierten
Lehrpersonales an de» römisch .katholischen »nd griechisch-katholischen Dlöcesan-
lehranstalten und den theologischen Centrallehranstalten z i Görz und Zara,
ab geändert werden.

Nr. 26 . Gesetz vom 25. October 1901, betreffend
den Verkehr mit Butter , Käse, Butterschmalz , Schweineschmalz und deren
Ersatzmitteln .*)

Nr. 27 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Justiz , des Handels und des Ackerbaues vom
1. Februar 1902 , mit welcher Durchführungsbestimmungen zu dem
Gesetze vom 25 . October 1901 , R .-G -Bl . Nr . 26 . betreffend den Verkehr
mit Butter , Käse , Butterschmalz . Schweineschmalz und deren Ersatzmitteln,
erlassen werden .*)

Nr. 28 . Gesetz vom 24 Jänner 1902, betreffend
den Melioratiousfond.

Nr. 29 . Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und
der Finanzen vom 29 . Jänner 1902 , betreffend das Verbot
des Hausierhandels im Gebiete der Stadt Bruck an der Leitha .*)

Nr. 30 . Verordnung des Ackerbanministeriums
vom 30 . Jänner 1902 , mit welcher die Artikel II, IV undV der
Verordnung des Ackerbanministeriums vorn 22 . April 1897 , R .-G .-Bl . N °. 101,
betreffend die Landes -Commission für Weinbau -Angelegenheiten Niederöster-
reichs , im Einvernehmen mit dem Niederösterreichischcn Landes .Ausschüsse ab¬
geändert werden.

Nr. 31 . Verordnung des Ministeriums des Innern
vom 5 . Februar 1902 . betreffend die Gleichstellung des Per¬
sonales der k. k. Medicamenten -Eigenregie in Wien und der Spitalsapotheken
mit jenem der öffentlichen Apotheken.

Nr. 32 . Verordnung des Ackerbauministeriums
vom 5 . Februar 1902 , mit welcher die PunkteI bis einschließlich

VIII der Verordnung vom 20 . December 1885 , N .-G .-Bl . Nr . 5 ex 1886,
betreffend die an Seile der politischen Landcsstellen und des Ackerbaumini-
sterinms als fachliche Beiräihe in Reblaus Angelegenheiten fungierenden
Commissionen , beziehungsweise die Verordnungen vom 14 März 1893,
R - G . Bl . Nc . 35 , und vom 19 . November 1898 , R .-G -Bl . Nr . 208 , rück-
stchilich Tirols ansgehoben werden , und eine Landes -Commission für Weinbau-
Angelegenheiten in Tirol im Einvernehmen mit dem Tiroler Landes -Ausschuffe
bestellt wird.

Nr. 33 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 6 . Februar 1902 , betreffend die Entführung von Postfranko-
marken zu 35 I>.

Nr. 34 . Verordnung des Gcsammtmiuisteriums
vom 1b . Februar 1902 , Mit welcher auf Grund des Gesetzes vom
5 . Mai 1869 , N .-G .-Bl . Nr . 66 , für die reichsnnmittelbare Stadt Triest mit
ihrem Gebiete Ausnahmsverfügungen getroffen werden.

Nr. 35 . Verordnung des Ministers für Cultus
und Unterricht und des Finanzministers vom 13 Fe¬
bruar 1902 , mit welcher Bestimmungen zur Durchführungdes Gesetzes

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.

vom 26 . Jänner 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 25 , über die Bezüge und die Pensions¬
behandlung des systemisierten Letzi personales an den römisch -katholischen und
griechisch-kathollschcn , theologischen Diäcesan -Lehranstalten nnd den theologischen
Central -Lehranstalten zu Görz nnd Zara , erlassen werd .n.

Nr. 36 . Verordnung des Ministers für Cultus
und Unterricht und des Finanzministers vom 13 . Fe¬
bruar 1902 , womit Bestimmungen zur Durchführung des Gesetzes vom
26 . Jänner 1902 , R -G -Bl . Nr . 24 , betreffend die Bezüge nnd die Pensions-
behandlnng des systemisierten Lehrpersonales an der griechisch orientalischen
theologischen Lehranstalt in Zara , erlassen werden.

II. Laudcsgesehdlatt.

Nr. 3. Gesetz vom 20. December 1901, belr,fsend die
Ausführung von Ergänzungsarbeiten bei der Regulierung des Zayabaches im
Concnrrenzbezirke Zistersdorf.

Nr. 4. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz¬
herzogtum ? Österreich unter der Enns vom 6 . Jänner
1902 , Z . 435 , betreffend die der Gemeinde Stammersdorf ertheilte
Bewilligung zur Einhebnng einer Bierconsumanflage von 2 L per Hektoliter
in den Jahren 1902 bis 1907.

Nr . 5. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz-
herzogthume Österreich unter der Enns vom 5 . Jänner
1902 , Z . 436 , betreffind die der Stadtgemeinde St . Pölten ertheille
Bewilligung zur Einhebung einer Mietzinsauflage von 3 b per Mietzinskrone
nnd einer Bierconsumanflage von 3 L 40 b per Hektoliter.

Nr. 6. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz-
herzogthume Österreich unter der Enns vom 6 . Jänner
1902 , Z . 471 , betreffend die der Gemeinde Schwarzbach ertheilte Be¬
willigung zur Einhebnng einer Bierconsumanflage von 2 L per Hektoliter.

Nr. 7. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz-
herzogthume Österreich unter der Enns vom 2. Jänner
1902 , Z . 12 1225 6X 1901 , betreffend die vom Militärärar und
ans Landesmitteln in dem Zeiträume vom 1. Jänner bis 31 . December 1902
zu leistende Vergütung für die den Militärmannschaften ans dem Dnrchznge
vom Qnartierträger gebärende Miltagskost.

Nr. 8. Kundmachung der k. k. Statthaltcrei in
Wien vom 13 . Jänner 1902 , Z . 118 , betreffend die Amtstage
bei der mit den Befugnissen einer Aichamtsexpositnr ausgestatteten Fassaich-
stelle in Stockera » .

Nr. o . Kundmachung des Niederösterreichischen
Landcs -Ausschusscs vom 21 . November 1901 , Z 44453,
betreffend die Unterbringung verkrüppelter Kinder aus R -chnnng des Nieder¬
österreichischen Landesfondes.

Nr. Iv . Verordnung derk. k. Statthalterei im Erz-
hcrzogthume Österreich unter der Enns vom 23 . Jänner
1902 , Z 5821 , betreffend den Verkehr mit Wurzel- und Schniltreben,
mit Nebholz und gebrauchten Weinpfahlen in dem von der Reblaus inficierten
G biete Niedcrösterreichs und den als Jnfectionsgebiet erklärten angrenzenden
politischen Bezirke » Nikolsburg und Znaim und dem Gerichtsbezirke Anspitz
in Mähren.

Nr. II . Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz
herzogthume Österreich unter der Enns vom 25 . Jänner
1902 , A 5036 , betreffend die Verlautbarung des von der Wasser¬
genossenschaft in Obritz mit dem Niederösterreichisch n Landes -Ausschuffe und
der Staatsverwaltung in Gemäßheil des 8 5 des Gesetzes vom 20 . Juli 1901,
L.-G - und V . Bl . Nr . 31 , abgeschlossenen Übereinkommens , betreffend die Regu¬
lierung von Gräben in den Gemeindegebieten Obritz , S -efeld, Groß -Kadolz
und Mailberg nnd die Entwässerung versumpfter Grundstücke durch Drainage
in Obritz.

Nr . 12. Kundmachung derk. k. n.-ö. Statthalterei
vom 3 . Februar 1902 , Z 10511 , betreffend die Erweiterung
der Fassaichstelle in Zistersdorf zu einem Aichamte mit gewöhnlichem Ge-
schästsnmfange.
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I . Verordnungen und Entscheidungen.
1.

Überprüf »»,,g untauglich befundener iu der
III . Altersclafse stehender Wehrpflichtiger.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 22 . Jänner 1902,
Z . 5582 (Mag .-Abth . XVI , 706 ex 1902 ) :

Im Einvernehmen mit dem k. und k. Reichs -Kriegsministerium und dem
köngl . ung . Landesvertheidigungsministerium hat das k. k. Ministerinm für
Landesvertheidignng laut des Erlasses vom 14 . Jänner 1902 , Nr . 1167 II,
angeordnet , dass über die in den Monaten Jänner und Februar den Über
Prüfungs -Commissionen vorgestellten , untauglich befundenen Wehrpflichtige » ,
welche im Zeitpunkte ihrer Überprüfung bereits in der III . Altersclafse stehen,
ein endgiltiger Beschluss zu fällen ist.

Diese Verfügung , welche beim Z 117 der Wehrvorschriften , I . Theil,
vorznmerken ist, wurde den Militär -Territorial -Commanden mit dem Erlasse
des k. und k. Neichs -Kriegsministeriums vom 6. Jänner 1902 , Abtheilung II,
Nr . 16113 ex 1901 , bekanntgegeben.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , an den Wiener Magistrat (Abtheilung XVI ) und an die Stadträthe
in Wiener -Neustadt nnd Waidhofe » an der Abbs.

2.
Knuststein -Erzenger sind zur Vornahme von Pflaste
rungen mit den in ihrem Gewerbsbetriebe erzeugte»

Kunststeinen berechtigt.
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 27 . Jänner 1902,

Z . 365 (Mag .-Abth . XVII , 1224 sx 1902 ), dem Recurse des K. Sch . gegen das
Erkenntnis des magistratischen Bezirksamtes für den XIV . Bezirk vom
3 . August 1901 , Z . 23735 , mit welchem ihm wegen Herstellung eines Klinker-
Plattenbelages mittels von ihm selbst erzeugten Platten ohne vorherige An¬
meldung des Pflastergewerbes unter Berufung auf Z 132 , lit . s . der Gewerbe¬
ordnung eine Geldstrafe von 10 X , eventuell 24stündiger Arrest auferlegt
wurde , wegen Mangels eines strafbaren Thatbestandes Folge zu geben und
den Genannten von Schuld nnd Strafe in diesem Falle loszuzählen gefunden,
weil er als befugter Kunststein -Erzeuger zweifellos auch zur Vornahme der
beanständeten Pflasterung berechtigt war.

S

Gifthändlerverzeichnis.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . Jänner 1902,

Z . 8408 (M .-Z . 616/Abth . X) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 20 . Jänner 1902,

Z . 2556 , ist das in der Ministerial -Verordnnng vom 2. Jänner 1886 , R .- G -Bl.
Nr . 10 , erwähnte Verzeichnis der auf Grund der Gewerbeordnung zum Absatzs
von Giften berechtigten Gewerbsleute nach dem Stande vom 3l . Oktober 1901
im Verlage der k. k. Hof - und Staatsdruckerei bereits erschienen.

Der Bezugspreis des Verzeichnisses wurde mit 80 Ir festgesetzt.
Mit Beziehung auf den hierortigen Erlass voni 27 . Februar 1901,

Z . 16882 , wird dem Wiener Magistrate aufgetragen , auch weiterhin strengstens
darüber zu wachen , dass jeder znm Absätze von Gift berechtigte Gewerbsmann
mit dem jeweilig neuesten Verzeichnisse versehen sei.

Weiters wird der Wiener Magistrat anfgefordert , die Namen der in
Wien etablierten , znm Giftverkehrs berechtigten Gewerbetreibenden und d>
Betriebsorte im dortigen Amtsblatts zur öffentlichen Kenntnis zu bringen.

Schließlich wird der Wiener Magistrat daran erinnert , dass der für das
Jahr 1901 zu erstattende Bericht mit den diesbezüglichen Vorlagen zuverlässig
bis 5 . November 1902 vorznlegen ist.

*
*

Verzeichnis
der zum Absätze von Giften berechtigten Gewerbsleute in Wien.

Name des znm Giftverkaufe
concessionierten Gewerbs-

mannes
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

Alder Marie
(Geschäftsleiter Josef

Piller)

Gemischtwareuhändlerin u . V . Bezirk und
Erzeugerin chemischer Prodnctc j X . Bezirk

Baicr Robert
(Firma : Felix Neuinan »)

Benis Heinrich Benjamin

Händler mit photographischen
Bedarfsartikeln

Handel und Verschleiß von
chemischen Producten u . Giften

I . Bezirk

I . Bezirk
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Name des zum Giftverkaufe
concessionierten Gewerbs-

mannes
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

Bockschütz Josef

Braun Eugen
(Firma : Petzold u . Süß)

Brestowsky August
inax . püarm.

Brosche Franz Xav.
und Sohn

(Geschäftsführer
Friedrich Brosche)

DUM Julius Ludwig
(Geschästsleiterin Elise Dum)

Ehmaun Leo
(Firma : W . I . Rohrbecks

Nachfolger)

Verschleiß von Materialwaren,
Droguen , Chemikalien , Ver¬

bandstoffen , Parfüms » . Giften

Materialwarenhändler

Giftverschleiß

IX . Bezirk

I . Bezirk

I . Bezirk

Verschleißer von Giften ! III . Bezirk

Verschleißer von Giften,
chemischen Producten und Be - XVI . Bezirk
darfsartikeln für Galvaniseure

Händler mit physikalischen und ! ^ >
chemischen G -räihschaften ^ Bezirk

Eysnuk l>. Maricnscls
Moriz

Fessler Maximilian

Franke Karl

Verschleißer von Droguen und ^ ^ ,
Chemikalien ^ B -M

Händler mit chemischen und
pharmaceutischen Präparaten ! III . Bezirk

und Giften

Händler mit pharmaceutischen ! . ^ ,
G -räthschaften ^ Bezirk

Frtedläudcr Benno Erzeuger von Zugehörartikeln
für Schleifer nnd Galvaniseure Bezirk

Fritz Gustav und Richard
(Firma : G . L R . Fritz)

Fritz Victor
(Firma : Gebrüder Fritz)

Gaschler Josef

Materialwarenhändler

Materialwarenhändler

Giftverschleiß

I . Bezirk

I . Bezirk

XVIII . Bezirk

Gaumannmüller Anton
(Firma : Krenn L

Gaumannmüller)

Gehe Robert

Materialwarenhändler IV . Bezirk

Gifthändler III . Bezirk

Gstöttner Johann Gemischtwarenhändler V . Bezirk

Gunesch Gustav Materialwarenhändler IX . Bezirk

Heiner Georg
(Firma : Dr . I . Schorm) Droguist und Gifthändler I VI . Bezirk

Hell Gustav
(verantwortl . Geschäftsleiter

Oswald Netusil)
Giftverschleiß I . Bezirk

Hess Josef Julius Erzeuger chemischer Producte ! XV . Bezirk

Dr . Förster Karl
und Max Hlawatschek

(Firma : Lenoir und Förster)

Inhaber eines chemisch-physika¬
lischen Institutes

Hüfmann Alfred

Hotter Rudolf

Verschleiß von Giften n . phar-
macentischen Präparaten

Apotheker

Jaksch Ignaz Gemischtwaren -Verschleißer

Jeliuek Isidor

Dr . Kopp Eduard , Ritter v.
(Firma : Strubecker nnd

Hollubers Nachfolger)

Kratzer Franz

Verschleißer von Giften

Materialwarenhändler,
Verschleißer von Giften

Spezerei -, Material - und
Farbwarenhändler

XVIII . Bezirk

XII . Bezirk

VI . Bezirk

II . Bezirk

I . Bezirk

VII . Bezirk

IV . Bezirk

Name des zum Giftverkaufe
concessionierten Gewerbs-

mannes

Krziwauel Karl
(verantwortlicher Geschäfts¬

leiter Franz Exner)

Kühle Fritz

Lambrecht Wilhelm Heinrich

Lebert Anton

Lesch Karl

Lorbeer Julius
(Firma : Lorbeer L Traitler)

Löwenstem Leopold

Beschäftigung desselben
Standort

des
Gewerbes

Händler mit photographischen ! g- . ..
Bedarfsartikeln !

Händler mit photographischen
Bedarfsartikeln

Verschleißer von Abzugbildern,
Gemischtwarenhändler und

Olfarben -Erzeuger

Materialwarenhändler

VI . Bezirk

III . Bezirk

V . Bezirk

Verschleiß von Giften und
Arznei -Präparaten , Erzeugung IXVIII . Bezirk!

von Gelatinekapseln

Handel mit Materialwaren u.
pharmaceutischen Präparaten

Giftverschleißer

Mediliger Emil
lFirma : Medinger L Söhne)

Miller v. Aichholz Vinccnz
(Firma : I . M . Miller

L Comp .)

Spezereiwarenhändler

Material -, Colonial - und
Spezereiwarenhändler

Moll August sun. Materialwarenhändler und
Apotheker

IX . Bezirk

VII . Bezirk

IV . Bezirk

III . Bezirk

I . Bezirk

Naumann Rudolf
(Firma : Naumann

L Ortlieb)
Brechweinstein -Erzeugung ! X . Bezirk

Neuber Wilhelm Gemischtwarenhändler VI . Bezirk

Neugebaiier Leopold Giftverschleißer VIII . Bezirk

Orator Franz Gemischtwarenhändler ^ VII . Bezirk

Pawlikowsky Henriette Materialwarenhändlerin ^ X. Bezirk

Pensens Walther
(Firma : Josef Hnß ' Nach¬

folger)
Materialwarenhändler I . Bezirk

Pfanhauser Wilhelm Erzeuger uud ^ Verschleißer von ^ Bezirk

Pichler Franz
Buchhändler und Verschleißer
von Lehr- und Unterrichts¬

mitteln

Polasck Alois

Prandstetter Karl Richard

Raabe Hermann
(Firma : Friedrich

Bruno Raabe)

Raiipenstrailch Camillo

Materialwarenhändler und
Verschleißer von Giften und

Arznei -Präparaten

Verschleißer von Giften und
Arznei -Präparaten

Dr . Raupeustrauch Gustav
Adolf

Rodel Josef
(Firma : W . Mandelblühs
Nachfolger Niklas L Rodel)

Noeder Philipp August

Rothziegel Hermann
(Firma : Langbein L Comp .)

Materialwarenhändler

Erzeuger nnd Verschleißer von
Giften , pharmaceutischen Prä¬

paraten und Apotheker

Verschleiß von Giften und
Pharmaceutischen Präparaten

Giftverschleißer

Materialwarenhändler

Verschleiß von Giften nnd
pharmaceutischen Präparaten

V . Bezirk

VII . Bezirk

I . Bezirk

II . Bezirk

XVIII . Bezirk

II . Bezirk

I . Bezirk

III . Bezirk

VII . Bezirk
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!
Name des zmn Gistverkaufe
concessionierten Gewerbs-

manneS
Beschäftigung desselben

Standort
des

Gewerbes

icheibert Andreas

Schtieper Friedrich
Wolfgang

Siebert Rudolf

Sobel Max

Staub Eugen
(Firma : Josef Pieniczka)

Tnrinsky Johann

Voigt Karl son.
(Firma : ' Joseph Voigt L

Comp .)

Wachtel Bernhard

Wachtel Julius

Wallacc Michael

Walliczei Heinrich, Dr.
(Firma : Dr . Walliczek L

Tuschl)

Widiral Wilhelm
(Firma : A . Pfantzerts

Nachfolger)

Wilhelm Eduard

Will Pbilipp Adolf
(Firma : I . Würth L

Comp)

Wurm Franz

Materialwaren - und Droguen - i « » irk
Verschleißer ' ^

Handel mit Antimonin

Händler mit chem.-pharm.
Äeräthschaften u . Giftverschleiß

Commissionshandel mit technisch¬
chemischen und pharmaceutischen

Präparaten

IV. Bezirk

IX . Bezirk

Verschleiß von Materialwaren
und Chemikalien

Erzeuger pharmaceutischer
Präparate u . Droguenhändlcr

Material - und Farbwaren-
händler und Spirituosen-

Verschleißer

Verschleißer photographischer
Utensilien und Steindrucker

Verschleiß von photographischen
Bedarfsartikeln

Gemischtwarenhäudler und
Verschleißer von Giften , Arznei¬
präparaten und imprägnierten

Verbandstoffen

I . Bezirk

IX . Bezirk

IX . Bezirk

I . Bezirk

VIl . Bezirk

1. Bezirk

I . Bezirk

Erzeugung von Giften und
pharmaceutischen Präparaten

Material - und Farbwareu-
händler

Droguenhändler

Zisarskh Emannel
ina ^ . püarm.

Material -, Colonial - und
Farbwaren -Verschleiß

Berjchleiß von Giften und
Arznei -Präparaten

Hl . Bezirk

I . Bezirk

III . Bezirk

Erzeuger chemischer Producte > VII . Bezirk

II . Bezirk

XII . Bezirk

4.

Öffentliches Krankenhaus in Szalonta.
Das kömgl .-ung . Ministerium des Innern hat mit Note

vom 1. Februar 1902 , Z . 5979 (Mag .-Abth . XXII , Z . 683 ),
dem Wiener Magistrate Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Es wird diensthöflich mitgetheilt , dass das Privat - Spital der Gemeinde
Szalonta , Comital Bihar , vom 1. Jänner 1902 an mit dem Offenlichkeits-
charakter ausgestattet wurde , und dass die V -rpflegskosten für die im lausenden
Jahre für Rechnung des Staatsärars und des Landes -KrankeuverpflegSfoudes
daselbst zu verpflegenden Kranken mit täglich 1 X 54 b festgesetzt wurden.

5
Beglaubigung der Jdentitätsurknnde » der auf
rassischem Gebiete landende » Luftschiffahrer durch

die Localbehörde.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 3. Februar 1902,

Z . 574 (Mag .-Abth . XXII , 657 ex 1902 ) :
Nach einer Mitthcilung des k. u . k. Ministeriums des Äußern an das

k. k. Ministerium des Innern hat die kaiserl. russische Botschaft in Wien
diesem Ministerium bekam,tgegeben , dass die Jdentitätsurkunden der auf
russischem Gebiete zur Landung gelangenden Luftschiffahrer einer Legalisierung
seitens der russischen Consular - oder diplomatischen Vertretungen nicht bedürfen,
dass vielmehr die Beglaubigung durch die betreffende Localbehörde als hin¬
reichend e,achtet wird.

«.
Regelung des Fnhrwerksverkehres durch die Canisins-

gaffe im SAr. Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 7. Februar 1902

(Mag .-Abth . IV , Z . 28 ex 1902 ) :
Auf Grund des ß 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März

1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird die Durchfahrt durch die Canisius-
gasse im IX . Bezirke in der Richtung und in dem Theile von der Nussdorfer-
straße zur Sobieskigasse verboten.

Dieses Verbot hat auf Fuhrwerke , welche zu den zwischen der Nuss-
dorferstraße und der Sobieskigasse befindlichen Häusern znzufahreu haben,
keine Anwendung.

Übertretungen dieses Verbotes werden nach Z 100 des Gemeindestatutes
mit Geldstrafen zu Gunsten des allgemeinen Versorgungsfondes bis zum
Betrage von 400 X oder mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

7.

Legitimationen der Agenten für Artikel der Haus¬
industrie in Ungarn.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 11 . Februar 1902,
Z . 8722 (Mag .-Abth . XVII . Z . 1519 ox 1902 ) :

Nach Z 1 des ungarischen Gesetzartikels XXV vom Jahre 1900 dürfen
in den Ländern der ungarischen Krone sowohl die inländischen , wie auch die
ausländischen Gewerbetreibenden , Kanfleute oder deren Beauftragte außerhalb
ihres Wohnortes behufs Sammlung von Bestellungen mit und ohne Muster
nur solche Gewerbetreibende oder Kaufleute anfsuchen , welche sich in ihrem
Geschäftsbetriebe mit dem Verkaufe oder der Verwendung der bezüglichen
Ware befassen.

Nach Z 3 dieses Gesetzartikels können jedoch im Berordnungswege
bezüglich bestimmter Geschäftszweige und Jndustrieartikel von allen oder ein¬
zelnen Bestimmungen der obigen Gesetzesbestimmung Ausnahmen bewilligt
werden.

Mit Verordnung vom 8 . Mai 1901 , Z . 27483 , hat der kömgl . Ungar.
Handelsminister eine solche Ausnahme u . a . in Betreff der Artikel der Haus¬
industrie , jedoch nur unter der Bedingung gestattet , dass der Sammler von
Bestellungen den „ hausindustriellen " Charakter des Artikels durch ein „ orts¬
übliches " Zeugnis beglaubige.

Dem k. k. Handelsministerium sind nun Anfragen zugekommen:
1 . welche Zeugnisse der in der Verordnung vom 8. Mai 1901 , Z . 27483,

vorgesehenen Art von den competenten ungarischen Behörden als „ ortsüblich"
und zur Beglaubigung genügend betrachtet werden und

2. welche Industrien , beziehungsweise Arten und Formen des Betriebes
derselben vom . Standpunkte der ungarischen Gesetzgebung aus als „ Haus¬
industrie " angesehen werden.

Das k. k. Handelsministerium hat sich hierüber an das königl . Ungar.
Handelsministerium gewendet ; letzteres hat mit Note vom 17 . December 1901,
Z . 48469 , dem k. k. Handelsministerium mitgetheilt:

Xä 1. dass seiner Meinung nach der rein örtliche Charakter der zu be¬
zeugenden Thatsache darauf Hinweise , dass die Betrauung einer über die Orts¬
verhältnisse thunlichst informierten Behörde , also der Gemeindebehörde , mit
der Ausfertigung der eingangs erwähnten Zeugnisse am zweckmäßigsten sei

Den (ungarischen ) Gewerbebehörden aber , denen die Vollstreckung der
Gewerbegesetze obliegt , und auf deren Gebiete der Handel mit den bezüglichen
Hausindustrieproducten erfolgt , stehe selbstverständlich das Recht zu, beu
wahren Sachverhalt zu untersuchen und somit aä 1 die Herkunft , die Erzeugung
der Ware , aä 2 das ortsbehördliche Zeugnis auf das sorgfältigste zu prüfen
und somit über den wahren Hausindustrial -Charakter der Ware zu entscheiden.

Xä 2 . Vom Standpunkte der ungarischen Gesetzgebung aus werden jene
Industrie , beziehungsweise jene Arten und Formen des Betriebes derselben als
Hausindustrie angesehen und behandelt , welche nicht als einzige und selbständige
Erwerbsquelle dienen , neben welchen die damit Beschäftigten auch Landwirtschaft
betreiben und ihre Jndustrieproducte hauptsächlich während des Stillstandes der
landwirtschaftlichen Arbeit , ohne Zuhilfenahme berufsmäßiger , gewerblicher Mit¬
arbeiter , allein oder mit Hilfe ihres Hausgesindes Herstellen . Liese , in dem 8 2 des
Vollzugs -Erlasses des Gesetzartikels XXIX ex 1899 enthaltene Definition con-
struiert den Begriff der Hausiudustrie weder nach den Industriezweigen , noch
nach der Qualität der hergestellten Producte , sondern nach der Natur der
Beschäftigung und der Betrievsform . Sie stellt auch kein- allgemeine , für alle
Fälle giltige concrete Regel auf , da dies ja kaum möglich wäre , sondern gibt
nur einige leitende Gesichtspunkte . Eben deshalb schließt auch diese Definition
nicht aus , solche Betriebsformeu als Hausindustrie zu betrachten , welche eines
oder das andere der oben genannten Merkmals nicht in auffallender Form
aufweisen können , oder auch andere Merkmale als die vorgenannten besitzen.

Hievon werden die Handels - und Gewerbekammer in Wien , dann infolge
Erlasses des k. k. Handelsministeriums im Einvernehmen mit dem k. k.
Ministerium des Junern vom 9. Jänuer 1902 , Z . 64010 ex 1901 , alle
politischen Bezirksbehörden in Niederösterreich mit dem Aufträge verständigt,
dafür zu sorgen , dass allfälligen Ansuchen hierländischer Unternehmungen,
welch- ihren Absatz an hausindustriellen Artikeln in Ungarn auf dem Wege
des Anfsuchens von Privalkunden bewerkstelligen , um Ausfertigung von
gemeindeämtlichen Zeugnissen oberwähnten Inhaltes rasch entsprochen werde.

1*



SV Amtsblatt bcr k. k. Neichshaupt- und Residenzstadt Wien. — Nr. 25, 28. März 1S02.

8 .
Die Anzeige einer von amtswegen zn erfolgenden
Übertretung der Gewerbeordnung hat keinerlei
anwaltschaftliche Siechte und auch keinen Anspruch
auf Verständigung von der Znrücklegnng solcher

Anzeigen.
Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 12. Februar 1902,

Z. 8836 (B.-A. XVIII 6999 ex 1902), an das magistratische
Bezirksamt sür den XVIll. Bezirk:

Die k. k. Statthalterei findet sich durch die Beschwerde der Genossenschaft
der Huf- und Wagenschmiede in Wien über die ihr mit dem Bescheid- des
Bezirksamtes XVIII vom 29. November 1901, Z. 4r357, mitgetheilte Ent¬
schließung des Bezirksamtes von der Einleitung einer Strasamishandlung
gegen den Fnhrwerksbesitzer Franz F. . . . und gegen den Huf- und Wageu¬
schwied Johann H. . . . beide in Wien, wegen unbefugter selbständiger Aus¬
übung des Huf- und Wagenschmiedgewerbes, beziehungsweise wegen Ge-
werbebesugnis-Missbranches zur Deckung dieser Gewerbcansübung Umgang
zu nehmen, nicht bestimmt, eine Verfügung zu treffen.

Hiezu wird noch bemerkt, dass weder durch die das administrativ- Straf¬
verfahren im allgemeinen regelnden Vorschriften der Ministcrial-Verordnung
vom 3. April 1855, R.-G.-Bl. Nr. 61, und vom 5. März 1858, N.-G.-B'.
Nr. 34, noch durch die besonderen Vorschriften des IX. Hauptstückcs der
Gewerbeordnung für den Fall der Zurückieguug von Anzeigen über von
amtswegen zn verfolgende Übertretungenirgend jemanden anwaltschaftliche
Rechte gegenüber der Gewerbebehörde znerkannt worden sind, und dass ans
diesen Vorschriften nicht einmal ein Anspruch auf Verständigung von d.r
Znrücklegnng solcher Anzeigen abgeleitet werden kann.

S

Tragung der Commissionskosten in Beschwerdefällen
im Sinne des Einqnartierungsgesetzes.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 13. Februar 1902,
Z. 13402 (Mag.-Abth. XVI, Z. 1421 ox 1902) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesveriheidigung vom
4. Februar 1902, Nr. 1270/VII, hat das k. und k. Neichs-Kriegsministerium
mit Erlass, Ablheilung 11, Nr. 5517 sr 1901, im Emvernehmcn mit dem
k. k. Ministerium für Landesvertheidigung und dem k. k. Finanzministerium
dem 1 , 3., 8., 9., 10., 11. und 14. Corps-Commando, dann dem Militär¬
kommando in Zara Nachstehendes eröffnet:

Gemäß Pnnkt 3 der „Allgemeinen Bemerkungen" zn den Durchführungs¬
bestimmungen zum Einquartiernngsgesetze sind in Beschwerdefälleu die Com-
missiouskosten von der sachsälligen Partei zu tragen.

Da „von einer Beschwerde aber erst dann die Rede sein kann, wenn ein
gütliches Übereinkommen nicht zustande kommt, und gemäß Z 56, vorletzter
Absatz deŝ Einqnarlierungsgesetzes, bezüglich der durch Truppenübungenver¬
ursachten Schäden auch durch die gemischten Commissionen nur eine gütliche
Vereinbarunganzustreben ist, so ist cs klar, dass die obenangeführle Stelle der
Durchführungsbestimmungen zu diesem Gesetze sich nur einzig und allein auf
I-ne Fälle beziehen kann, in welchen die instanzmäßigeEntscheidung der
politischen Behörden hervorgernfen wird.

Es sind demnach in Beschwerdefällen nur jene Commissionskoste» von
der sachsälligen Partei zn tragen, welche für eine erst ans Anlass der bezüg¬
lichen Beschwerde abgehaltene Commission erwachsen, wogegen die Kosten der
ersten gemäß Z 56 des Einqnartierungsgesetzes zusammengetretenen Commission
nach den Bestimmungen des Punltes 3 rr und b der erwähnten „Allgemeinen
Bemerkungen" zu bestreiten sind.

Dieser Erlass ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich, die Magistrats-Abtheilnng XVI in Wien, an all- magistratischen
Bezirksämter in Wien, die Stadträlhe in Wiener-Neustadt und Waidhofcn
a. d. Abbs.

IO.
Regelung des Schwerfuhrwerkverkehres bei der

Breitenfelderkirche.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 13. Februar 1902,

Abth. IV, Z . 318 ex 1902:
Ans Grund des Z 100 des Gemeiudestatntes für Wien vom 24. Mäiz

1900, L.-G.- und V.-Bl. Nr. 17, wird die Durchfahrt des Schwerfuhrwerkes
durch die Straße vor der Pfarrkirche auf dem Breitenfeld- im VIII. Bezirk
dis zur Josefstädterstraße und durch die Straße rechts um diese Kirche, vom
Gürtel gerechnet, verboten.

Übertretungen dieser Anordnung werden mit Geldstrafen bis znm Bckaqe
von 400 X oder mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.

II
Conrpetenz bei Bauten auf Bahngruud.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 18. Februar 1902,
Z. 14768, Mag.-Abth. XIV/1166:

^ Das k. k. Eisenbahnministerium ist laut Erlasses vom 6. Februar 1902
Z. 1279 in Kenntnis gelangt, dass das magistratische Bezirksamt sür den
I. Bezirk unter dem 18. September 1901, Z. 49001, Uber Ansuchen der Firma
CH. Cabos  in Wien die baubehördliche Bewilligung zur Errichtung eines
Verkaufskiosk ans der Entdeckung der Tiefbahnstrecke der Donancanallinie
der Wiener Stadtbahn nächst der Ferdinandsbrücke, Cat.-Parc. 1759/11 und

I 1761, Catastralgemeinde Wien, I. Bezirk, ertheilt hat.
Wie aus den Bestimmungen der 18, 19 und 25 der Verordnung

vom 25. Jänner 1879, R -G.-Bl. Nr. 19, sowie der Kundmachungdes
j Handels- und Eisenbahnministeriumsvom 19. Jänner 1896, R.-G.-Bl.
! Nr. 16, und dem Organisationsstatnte sür die staatliche Eisenbahnverwaltung
i hervorgeht, unterliegen Bauten, welche auf einer Bahn ausgeführt werden

sollen, ohne weitere Rücksicht darauf, welchem Zweck- der Bau zn dienen hat,
der Genehmigung des Eiseubahnministeriums, beziehungsweise der organisations-

I mäßig zur Consentiernng solcher Bauten im Namen des genannten Mini¬
steriums berufenenk. k. Staaisbahn -Direktion.

Da cs sich im vorliegenden Falle zweifellos um eine Bauführung auf
einer Bahn bandelt, so fiel auch die Ertheilung der Banbewilligunghiefür
nicht in den Wirkungskreis des magistratischen Bezirksamtes, sondern wäre
mit Rücksicht darauf, dass das Eisenbahnministerium sich mit dem seinerzeit
auch der k. k. Statthalteiei mitgetheilten Erlasse vom 30. Juli 1899 Z. 80123
die Ertheilung rücksichtlich aller Ban-Angelegenheiten, welche die im Staats¬
betriebe befindliche Wiener Stadtbahn betreffen, selbst Vorbehalten hat, beim
k. k. Eisenbahnministerium einzuholen gewesen.

In Berücksichtigung des Ümstandes, dass der gegenständlichen Bau¬
führung meritorische Bedenken nicht entgegenstehen, findet sich das k. k. Eiseu-
bahnministerium zwar bestimmt, im vorliegenden Falle von einer formellen
Aufhebung des unzuständigerweise ertheilten magistratischen Bauconsenses ab¬
zusehen, nimmt aber unter gleichzeitiger nachträglicher Genehmhaltnng dieses
Bauconsensesbehufs Wahrung der eifenbahnbehördlichen Competenz Veranlassung

j die vorerwähnten Competenzvorschriftenden magistratischen Baubehörden behufs
genauer Einhaltung in Erinnerung bringen zu iassen.

Hievon wird der Wiener Magistrat zur entsprechenden weiteren Ver¬
anlassung in die Kenntnis gesetzt.

IS.
Abgrenzung der Gewerbebefugnisse der Gotdarbeiter.

Anlässlich eines speciellen Falles hat die k. k. n.-L. Statthalterei mit
Erlass vom 26. Februar 1902, Z. 18096 (M.-B.-A. II , Z. 17711 er 1902)
dem magistratischen Bezirksamte für den II . Bezirk mitgetheilt, dass „Gold¬
arbeiter zur Verfertigung goldener und silbener Uhrgehäuse, sowie zur Aus¬
besserung derselben befugt, keineswegs aber zur Neparatur sonstiger Uhren-
bestandtheile oder zur Übernahme von solchen Reparaturen um dieselben von
befugten Uhrmachern besorgen zu lassen, berechtigt sind".

13 .

Beseitigung der getheilten Handschranken an den
Niveaukreuzungen der Eisenbahnen.

Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 26. Februar 1902,
! Z. 16774 (Mag.-Abth. V, Z. 987 sx 1902) :

Das Eisenbahnministerium hat unterm 6. Februar 1902, Z. 47947
er 1900, an sämmtliche österreichischen Privateisenbahn-Verwaltungen folgende»

! Erlass gerichtet:
„Mit dem hierämtlichen Erlasse vom 14. November 1899, Z . 19370,

wurde die Belastung bestehender, sowie die Ausführung neuer „getheilter"
Handschranken auf Rampen in eingeleisiger Bahn außerhalb des Verschub-
bereiches der Stationen eingeschränkt.

Die vor einiger Zeit auf einer solchen Rampe während der Bedienung
des daselbst aufgestellten gelheilten Handschrankens eingetretene Verunglückung
des Wächters lässt aber erkennen, dass auch in der currenten Strecke ein¬
geleisiger Bahnen noch Rampenabsperrnngen der erwähnten Art bestehen, deren
Bethätigung beim Zusammentreffen ungünstiger Umstände gleichfalls die

j Sicherheit der Person und des Verkehres gefährden kann.
Insbesondere erscheint durch den angedeuteten Unfall auf Handschranken

hingewiese», wo der Wächter zufolge der Situierung seines Standortes znm
Zwecke der Bedienung die Bahn zweimal überschreiten muss, und wo der

! Handschranken eine stark frequentierte Rampe abschließt, die zugleich eine
Bahnstrecke mit dichtem Zugsverkehre kreuzt.

Das Eisenbahnministerium findet sich daher bestimmt, die geehrte Ver¬
waltung einzuladen, solchen getheilten Handschranken anf den dortigen ein-
gcleisigen Bahnlinien ebenfalls das Augenmerk zuznwenden und gegebenenfalls
auch diese im Sinne des bezeichnet?» hierämtlichen Erlasses nach Maßgabe
der erhobenen Wichtigkeit zur successtven Umgestaltung in Aussicht zu nehmen.

Auf neu zn erbauenden Bahnlinien und auf solchen Betriebslinien,
^ welche etwa nachträglich ans Betriebssicherhei'srncksichten noch mit Schranken-
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absperrnngen ansznrüsten sind, dürfen in Hinkunft getheilte Handschranken
überhaupt nicht mehr ausgeführt werden ."

Dies wird im Nachhange zur hierortigen Milcheilnng vom 11 . December
1899 , Z . 108285 , zur Kenntnis gebracht.

14 .
Neuregelung der Pfarrsprengel im XILI . Wiener

Gemeindebezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates Abth . XXII , Z . 656,

Februar 1902:
Laut Erlasses der k. k. n .-ö. Slatthalterei vom 31 . Jänner 1902,

I . 8018 , wird die ans Grund des Z 20 des Gesetzes vom 7 . Mai 1874,
R .-G .-Bl . Nr . 50 , staatlich genehmigte Neuregelung der Pfarrsprengel im
XIII . Gemeindebezirke Hietzing mit 1 . März 1902 in Kraft treten.

Die Grenzen der Pfarrsprengel dieses Bezirkes wurden durch diese Neu¬
regelung in nachstehender Weise festgesetzt.

1. Pfarre Baum garten.
Im Westen : Ehemalige Gemeindegrenze vom Flötzersteig (Nieder-

Poinlen ) bis Linzerstraße (Angraben ) ; Linzerstraße , gerade Nummern bis
Dentschordenstraße ; Denlschordenstraße gerade Nummern ; projectierte Straße
tn der Richtung Dentschordenstraße bis zur Franz Karlbrücke , gerade
Nummern.

Im Süden : Wienfluss , linkes Ufer von der Frauz Karlbrücke bis zur
projectierten Straße in der Richtung Fleschgasse.

Im Osten : Projectierte Straße in der Richtung Fleschgasse bis zur
Cumberlandstraße , ungerade Nummern ; Luftlinie von der vorerwähnten
projectierten Straße bis zur Moßbachergasse ; Moßbachergafse , ungerade !
Nummern ; projectierte Straße von Nr . 104 HMteldorferstraße bis Ameisbach >
(in der Richtung Moßbachergasse ) , ungerade Nummer » ; Ameisbach bis !
Flötzersteig.

Im Norden : Flötzerst ig bis zur ehemaligen Gemeindegrenze.

2. Pfarre Hietzing.
Im Norden : Wienfluss.
Im Osten : Bezirlsgrenze.
Im Süden : Ehemalige Gemeindegrenze zwischen Hietzing und Lainz

bis zur Aussicht am Küniglberg ; Weg von der „ Aussicht " zum Promenadewege.
Im Westen : Promenadeweg bis Lainzerstraße dir . 107 ; projectierte

Gaste zwischen Nr . 107 Lainzerstraße und St . V -iter Allee, gerade Nummern;
die vrojectierte , zur Leopold Müllergaste führende Gaste ; Reickigaste und
Leopold Müllergasse bis Fichtnergaffe , ungerade Nummern ; Fichtnergasse,
gerade Nummern ; Hietzinger Hauptstraße Nr . 51 und 49 ; Steckhovengaste,
gerade Nummern bis Wienfluss.

3 . Pfarre  H ü t t e l d o r f.
Im Westen : Bezirksgrenze einschließlich des angrenzenden Theiles des

k. k. Thiergartens mit der St . Eustachius -Kapelle.
Im Norden : Bezirksgrenze.
Im Osten : Bezirlsgrenze ; Flötzersteig ; Ameisbach ; Linzerstraße vom

Ameisbach bis zur Dentschordenstraße ; Dentschordenstraße , ungerade Nummern;
Projectierte Straße in der Richtung Dentschordenstraße bis zur Franz Karl - j
Brücke , ungerade Nummern.

Im Süden : Wienfluss ; Bezirksgrenzc mit dem angrenzenden Theile des
k. k. Thiergartens.

4 . Pfarre Lainz.

Im Westen : Bezirksgrenze vom Linienamtsgebände bis zur ehemaligen ^
Gemeindegrenze von Lai» , einschließlich des angrenzenden Theiles des k. k. s
Thiergartens (das SchlosSgebände und die Häuser Nr . 7 , 8 und 9 der
Catastralgemeinde Auhof ) ; Weg bis znr Jagdschlossgaste Nr . 33 ; Luftlinie
von Jagdschlossgaste Nr . 36 bis Gobergasse ; Gobergasse bis Rotherberggaffe , !
ungerade Nummern ; Rotherberggaffe , gerade Nummern von 14 bis 20.

Im Norden : Projectierte Gaste von Rotherberggaffe bis zur Eisenbahn-
brücke der Verbindungsbahn ; Suppsgaste , ungerade Nummern ; projectierte
Gaste zwischen der St . Veiter Alle - und der Lainzerstraße , ungerade Nummern;
Weg von der Lainzerstraße Nr . 107 zum Promenadeweg ; Promenadeweg und
Weg znr Aussicht auf dem Küniglberg.

Im Osten : Ehemalige Gemeindegrenze zwischen Lainz und Hietzing;
Bezirlsgrenze.

Im Süden : Bezirksgrenze.

5 . Pfarre Penzing.
Im Osten : Schönbrunner Hof -Allee ; Johnstraße , ungerade Nummern

von 1 bis 39 (XIV . Beziik ) .
Im Norceiit Märzstraße , ungerade Nummern von 95 aufwärts

(XIV . und XIII . Bezirk ) bis Missindorfstraße ; Missindorfstraße , die ungeraden
Nnmmern bis Dreyhansengaste ; Dreyhanseugaste , bie ungeraden Nummern
bis Prochstraße ; Prochstraße , die ungeraden Nummern ; projectierte Straße in
der Richtung Dreyhansenstraße , ungerade Nummern.

Im Westen : Moßbachergasse , gerade Nummern von 14 bis 2 ; Luftlinie
von Moßbachergasse znr projectierten Straß - in der Richtung Fleschgasse;
projectierte Straße bis zum Wienfluste in der Richtung Fleschgasse , die
geraden Nummern.

Im Süden : Wienfluss , linkes Ufer bis Schönbrnnnerbrücke.

6. Pfarre Breitensee.
Im Süden : Märzstraße , die geraden Nummern von 94 aufwärts

(XIV . und XIII . Bezirk ) bis Missindorfstraße ; Missindorfstraße , gerade
Nummern bis Dreyhansengaste ; Dreyhansengaste , gerade Nummern bis Proch¬
straße ; Prochstraße , gerade Nummern ; projectierte Straße in der Richtung
Dreyhansengaste , gerade Nnmmern.

Im Westen : Moßbachergasse , gerade Nnmmern von 16 bis 20;
projectierte Straße in der Richtung Moßbachergasse von Nr . 102 Hüttel-
dorferstraße bis zum Ameisbach , gerade Nnmmern ; Ameisbach dis Flötzersteig.

Im Norden : Flötzersteig bis Wernhardlstraße ; Wernhardtstcaße , ungerade
Nummern ; Gablcnzgasse , ungerade Nnmincru bis zur Bezirksgrenze.

Im Osten ; Bezirksgrenze (Schmelz ) ; Johnstraße , die ungeraden
Nnmmern von 67 bis 41 (XIV . Bezirk ) .

7 . Pfarre Ob er - St . Veit.
Im Westen : Bezirksgrenze einschließlich des angrenzenden Theiles des

k. k. Thiergartens bis zum Wienfluste.
Im Norden : Wienfluss bis zur Steckhovengaste.
Im Osten : Steckhovengaste , die ungeraden Nummern ; Hietzingerstraße

bis Fichlnergaste ; Fichtnergasse , die ungeraden Nnmmern ; Reichgasse , die geraden
Nnmmern von 22 bis 26 ; die projectierte , von der Leopold Mnllergaste znr
snppsgasse führende Straße ; Snppögasse , gerade Nummern.

Im Süden : Die projectierte von der Eisenbahnbiücke der Verbindungs¬
bahn znr Rotherberggaffe führende Gaffe ; Rotherberggaffe bis Gobergasse,
ungerade Nummer » ; Gobergasse zwei Baustellen , gerade Nummern ; Luftlinie
bis Nr . 38 Jagdschlossgasse ; Weg bis zur Bezirksgrenze (Wolkersbergen ) ;
Bezirksgrenze.

IS.

Der Betrieb der Zimmervermietung und Verköstigung
der Mieter ist au eine Coneession gebunden.
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 1. März 1902,

Z . 14691 (M .-B .-A. VIII , 8 , 5953/02 ) :
Mil dem Erkenntnisse des magistratischen Bezirksamtes für den VIII . Be

zitk vom 18 . Mai 1900 , St .- R .-Z . 313 , wurde L. E . im Vlll . Bezirke wegen
unbefugter Wohnungsvermielung und Veiköstigung der Mieter nach Z 22 und
Z 132 lit . a der Gewerbeordnung zu 20 X Geldstrafe zu Gunsten des allge¬
meinen Versorgnngsfondes , eventuell 48 stunden Arrest bestraft . Der von
der Bestraften gegen dieses Erkenntnis ergriffene Recurs wurde wegen mittler-
weile erfolgter Einzahlung der Geldstrafe von der k. k. Statthalterei zufolge
Erlasses vom 1. März 1902 , Z . 14691 , als gegenstandslos mit dem Bemerken
an das magistratische Bezirksamt für den VIII . Bezirk znrückgeleitct , dass das
angefochten gewesene Erkenntnis gesetzlich begründet war , weil der mit dem¬
selben geahndete Betrieb der Zimmervermietung und Verköstigung der Mieter
nach den eingehenden Erhebungen nicht als eine nach Art . V, Punkt s des
kaiserlichen Patentes vom 20 . December 1859 , R .- G .-Bl . Nr . 227 , von den
Bestimmungen der Gewerbeordnung nicht berührte , vielmehr als eine unter
die letztere fallende und daher an eine Concession im Sinne der ZZ 16 und
22 dieses Gesetzes gebundene Beschäftigung anznsehen mar.

I«.
Produetionen mit Kinematographen.

Der im Verordnnngsblatte II ex 1902 , Seite 20 , abgedruckte Erlass
der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Jänner 1902 , Z . 5868 sx 1901 , wurde
mit dem Erlasse vom 1. März 1902 , Z . 1416/kr . (Mag .-Abth . IV , Z . 678)
wie folgt , richtiggestellt:

„Im Nachhange znm hi - cämtlichen Erlasse vom 21 . Jänner 1902,
Z . 5868/ ? r . sx 1901 , mit welchem Vorschriften Uber die Zulassung von
Produetionen mit Kinematographen und anderen ihrer Art und Fener-
gefährlichkeit nach diesen gleich ;nstelle .lden Apparaten erlassen worden sind,
wird aufmerksam gemacht , dass an Stelle der unter Punkt 6 , lit . I dieses
Erlasses bezogenen Ministerial -Berordnnngen vom 28 . Februar 1882 , R .- G .-
Bl . Nr . 28 , und vom 9 . März 1887 , R .- G .-Bl . Nr . 25 , gegenwärtig die
im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des Innern erlassene Verordnung
des k. k. Handelsministeriums vom 7. December 190l , N .- G . -Bl . Nr . 217,
getreten ist."

17 .
Erlag von Kautionen Privatangestellter bei einer

öffentlichen Caffa.
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 4 . März 1902,

Z . 18666 , ans Anlass eines von der Vertretung des XII . Bezirkes gefassten
Beschlusses den Wiener Magistrat ersucht, solange die Regelung des Cantions-
erlages von Privatangestcllten im Gesetzgebungswegc nicht erfolgt ist, bei allen
möglichen Gelegenheiten , insbesondere auch durch die magistratischen Bezirks¬
ämter dahin zu wirken , dass der Erlag der Cautionen von Prioalangestelllen
bei einer öffentlichen Caffa , insbesondere bei dem sich hiezu vor allem eignenden
k. k. Versatz -, Verwahrungs - und Versteigerungsamte in Wie » auf Grund
einer freien Vereinbarung zwischen den Dienstgebern und deren Angestellten

j erfolge . (Mag .-Abth . XXII , Z . 1913 sx 1902 .)
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18 .

Schlackeneement der Königshofer Cementfabriks-
Actiengesellschaft.

Zufolge Beschlusses vom 7 . März 1902 , Z . 2489 , Hot der Wiener Stadt¬
rath genehmigt , dass bei Bauherstellungeu der Gemeinde Wien Schlacken-
cemenl der Äönigshoser Cemenlfabriks -Actiengesellschast ohne die im Stadt-
raths -Beschlusse vom 3 . September I8S6 , Z . 6683 , enthaltene Einschränkung,
also auch an der Luft , verwendet werden darf.

Ferner erklärt hiemit der Magistrat als Baubehörde dieses Materiale im
Sinne des Z 37 , Schlussabsatz der Wiener Bauordnung zur Verwendung bei
BausUhrungen im Gemeindegebiete von Wie » überhaupt als zulässig . (M .-Abth.
XIV , 211105 er 1899 .)

IS

Gypsschlackenplatten der Firma E . Hübner in Wien
Über Ansuchen der Firma „ Scagliol -, Gipsdielen , und Sanitasfußboden-

sabrik E . Hübner " in Wien hat der Wiener Magistrat mit Erledigung vom
13 . März 1902 , M -Adth . XIV , Z . 751 er 1902 , di - Verwendung der von
dieser Firma hergestellten Gipsschlackenplatten zur Aufführung von Wänden
bei Hochbauten im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen
zugelassen:

1. Die aus einer Mischung von geworfener Kohlenschlacke und Atuccatur-
gips unter Zusatz von Wasser hergestellten Platten werden im Sinne des
Z 37 der Bauordnung nur injolange als Baumateriale für Wände in Wien
als zulässig erklärt , als diese Platten dem überreichten Muster und der be¬
kanntgegebenen Zusammens tzung entsprechen.

2 . Zur Herstellung dieser Wände dürfen nur vollkommen trockene Platten
verwendet werden ; die Platten müssen untereinander , sowie mit den anstoßenden
Gebändcwänden zur Verhinderung des Umfallens mit Gipsmörtel und erfor¬
derlichen Falles durch andere Hilfsmittel gut verbunden werden.

8 . Die ans diesen Platten hergestellten Wände dürfen zur Scheidung
einzelner Bestandtheile einer Wohnung oder eines Geschäftslocales , jedoch nicht
zur Scheidung verschiedener Wohnungen oder Geschäftslocale , und zwar nur
dann angeweiidet werden , wenn diese Wände keiner Belastung ausgesetzt und
nicht höher als ein gewöhnliches Stockwerk aufgeführt werden.

Die Wände müssen bei einer Zimmertiefe bis 5 '50 in und normaler
Stockwerlshöhe im unverputzten Zustande eine stärke von mindestens 5 ein
besitzen. .

Bei Wänden von größerer Länge oder Stockwerkshöhe hat die Wand¬
stärke mindestens 7 om zu betragen.

Nach der Lage der örtlichen Verhältnisse können mit Genehmigung der
Baubehörde auch andere Wandstärken zur Verwendung kommen . Die Wände
können bei untergeordneten und provisorischen Objecten auch als Umfassungs¬
wände , jedoch nicht an Stelle der Feuermauern , zur Anwendung gelangen,
wenn nicht sicherheitspolizeiliche oder andere Rücksichten gegen die Anwendung
dieses Materiales sprechen , worüber im einzelnen Falle die Entscheidung der
Baubehörde umsomehr Vorbehalten bleiben muss , als Gipsschlacken - Composi-
tionen bei Durchvässung eine Verminderung ihrer Festigkeit zeigen.

4 . Die beabsichtigte Ausführung dieser Schlackenwände ist in den Consens-
plänen auszuweisen.

5 . Die Aufstellung solcher Wände hat in der Regel auf Traversen zu
erfolgen und gehört zu den Befugnissen der concessiouierten Baugewerbe¬
treibenden.

6 . Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingnisse , eventuell
die gänzliche Zurückziehung der Bewilligung aus Grund der praktischen Er¬
fahrungen mit diesem Banmateriale bleibt Vorbehalten.

Die von den Gesuchstellern beigebrachte Musterplatte wurde im Evidenz¬
bureau des Stadtbauamtks zur Erleichterung der Couirole hinterlegt.

n. Nurmliliiüiestimmungen.
8tMra1h:

so
Wegmarkierungen durch den Österreichischen

Touristenelnb.
Der Stadtrath hat am 5. Februar 1902 sul > Z . 1228 e: 1902 folgenden

Beschluss gefasst:
Dem Österreichischen Touristenclub wird auf Widerruf die ausschließliche

Bewilligung cnheilt , die Wege im Wald -, Forst - und Grundbesitze der Ge¬
meinde Wien markieren zu dürfen , doch hat sich der Österreichische Touristen¬
club von Fall zu Fall mit dem betreffenden Organe , welches mit der Ober¬
aussicht über den in Frage kommenden Wald - , Forst - und Grundbesitz betraut
ist, vorher ins Einvernehmen zu setzen.

Magistrat:
21.

Übersetzung fremdsprachiger Aktenstücke.
Erlass des Magistrats - Directors M . Preyer  vom

7. Februar 1902 , M . Abth . XXII 56 und 566/02.
Der Gemeinderath , hat in seiner Sitzung vom 31 . Jänner 1902 unter

Z 705 bezüglich der Übersetzung fremdsprachiger Actenstücke folgenden Be¬
schluss gefasst:

1. Alle Übersetzuligsstücke aus der tschechischen̂ polnischen , serbischen,
croatischen , slovenischen , italienischen und ungarischen Sprache , bei deren An¬
fertigung Blaukette benützt werden können , sind bis zum Umfange von zwei
Folio -Seiten mit dem Betrage von 20 !i per Stück zn entlohnen.

2 . Dieselbe Entlohnung wird auch für alle nachbezeichneten kürzeren
Übersetzungsstllcke fixiert.

a) Ersuchen um Zustellung von Bescheiden , Zahlungsaufträgen , Heimat-
scheinen, Einberusungskarten , Militär - und Landwehrpässen , Stellungs¬
vorladungen u . s. w ., wenn nicht gleichzeitig in dem Requisitionsschreiben
um Vornahme anderer Amtshandlungen ersucht wird.

b) einfache Urgentien.
o) Ersuchen um Einhebung fremder Gebühren (Steuer » , Taxen rc ), wenn

von der Requisitionsbehörde ein Blankett benützt wird.
ä ) Fremdenauszüge bezüglich der nach Wien zuständigen , außerhalb Wien

wohnhaften Stellungspflichtigen.
s ) Requisitionen wegen Abstellung der in Wien wohnhaften , auswärts zu¬

ständigen Stellnngspflichtigeu . .
k) die in der „Wiener Zeitung " erscheinenden fremdsprachigen Concurs -Edicte.
§ ) Quittungen über , in Wien gezahlte fremde Steuern und Militär -Taxen,

wenn mit der Übersendung der Quittung nicht ein weiteres Ersuchen
oder eine neue Requisition verbunden ist.

3 . Als Blankette im Sinne des Punktes 1 sind nicht zu betrachten
Formnlarieu , auf welchen bloß die Aufschrift oder die allgemein übliche Ein¬
leitung hektographiert oder lithographiert enthalten ist, während der weitere
Inhalt der Zuschrift übersetzt werden muss . ,

4 . Die nicht unter Punkt 1 oder 2 fallenden Übersetzungen sind für jede
Seite der Original -Zuschrift mit 30 ü zu entlohnen . Angefangene weiten
haben als voll zu gelten . Die Adresse oder Rubrik ist nicht in Rechnung zn stellen.

5 . Die übersetzten Actenstücke sind mit Verzeichnissen , nach dem ange-
wendeten Tarif gesondert , an die Magistrats -Abtheilung XXII abzugeben . Auf
jedem Schriftstücke ist in abgekürzter Form der angewendete Tarif ersichtlich
zn machen.

6 . Fremdsprachige Privateingaben , sowie Beilagen von durch auswärtige
Behörden übersandte Privateingaben sind nicht zu übersetzen , sondern den
Parteien zur Einbringung einer amtlichen Übersetzung zurückzustellen . Ebenso
hat der Übersetzer die Translation zu unterlassen , wenn er wahrnimmt , dass
dieselbe eine Angelegenheit einer anderen Behörde betrifft.

Von Bezirkshauptmannschasten eingesendete fremdsprachige Beilagen sind
denselben zur Übersetzung zurückzustellen.

7 . Diese Bestimmungen treten mit 1 . Februar 1902 auf die Dauer von
drei Jahren in Wirksamkeit.

Zur Durchführung dieses Beschlusses treffe ich folgende Anordnungen:
I . Der angewendete Tarif ist von den Herren Translatoren auf der

Übersetzung in der Weise ersichtlich zu machen , dass nach Punkt 1 oder 2
verrechnete Stücke mit X , nach Punkt 4 verrechnet - mit L zu signieren find
und dass die Zahl der übersetzten Seiten mit Ziffern (also z. B . L , Lz 3z
u . s. w .) beizusetzen ist. ^ wir

2 Die Übergabe der übersetzten Acten an die Magistrats -Abtheilung XXII.
ist in der Art zu veranlassen , dass den übersetzten Acten Consignationeu nach
dem beiliegenden Formulare anznschließen sind . Diese Consignationen sind
mittels Blaupapier in ckupio zu führen ; das eine Exemplar erhält der Trans¬
lator bei Abgabe der übersetzten Stücke zurück, das zweite verbleibt bei den
übersetzten Acten in der Magistrats -Abtheilung XXII.

Die übergebenen Coiifignationen werden nach deren stichprobewciscr
Prüfung in der Magistrats -Abtheilung XXII gesammelt und am Schluß - des
Monates , beziehungsweise am 2 . des folgenden Monates unter Anschluß der
von den Translatoren einzuseiidenden Quittungen an die Stadtbuchyaltung
geleitet . ,

3 . Der mit der Adjustierung dieser Rechnungen betraute Biichhaltnngs-
beamte hat sich allmonatlich in der Magistrats -Abtheilung XXII uiehrmals
einzufinden , um die von den Translatoren abgegebenen Actenstücke bezüglich
der richtigen Vergebührung zu überplüsen . Die Bestimmung der Tage , an
welchen dies zu geschehen hat , steht dem Ober -Stadtbuchhalter zu ; der Vor¬
stand der Magistrats -Abtheilung XXII ist hievon wegen Zurückhaltung einer
Vcrtheilung der zu scontrierenden Acten zn verständigen.

Die erforderlichen Blankette für die Consignationen können seitens der
Herren Translatoren von der Magistrats -Abtheilung XXII bezogen werden.

Die Verwendung »an städtischem Papier zu den Übersetzungen bleibt wie
bisher gestattet.

Die Herren Abtheilungs - und Amtsvorstände und Leiter der magi¬
stratischen Bezirksämter werden bei diesem Anlasse ersucht , darauf zu achten,
dass die in ihrem Amte einlaufenden fremdsprachigen Zuschriften im Sinne
der Bestimmung des Z 10, o der Geschäftsordnung stets gleich bei der Über¬
nahme mit dem Eingangsvermerk (kraoonbatum ) zu versehen , und sofort an
die Magistrats -Abtheilung XXII zu leiten sind.
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Die Protokollierung des Actes (Zuweisung einer Geschäftszahl ) wird
im allgemeinen erst nach dem Einlangen der Übersetzung zu erfolgen habe » .

Gleichzeitig werden die Herren Vorstände aufmerksam gemacht , dass die
Bestellung der Translatoren ausschließlich dem Herrn Bürgermeister zn-
steht und nach Z 1 , P . 1 der Geschäftsordnung im Präsidialbureau zu
erfolgen hat ; es ist daher die in einigen Ämtern bisher gepflogene Übung,
fremdsprachige Zuschriften an andere als die vom Herrn Bürgermeister be¬
stellten Translatoren zur Übersetzung zuzuweisen , künftig zu unterlassen.

Die bisherige Anordnung , wonach fremdsprachige Ansuchen , welche aus
Grund der Bestimmungen des Z 2 des Gesetzes vom 5 . December 1896,
R .- G .-Bl . Nr . 222 , die Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband verlangen,
nicht zu übersetzen , sondern unübersetzt an die Magistrats -Abtheilung XI a zu
leiten sind , bleibt aufrecht.

22 .
Verbot der Geschenkannahme seitens städtischer

Angestellter.
— llkpublioation. —

Surrende des Bürgermeisters Dr . Cajetan Felder  vom
2. August 1870.

Aus Anlass eines vorgekommenen Falles , dass ein Communalbeamter
verschiedene ihm theils von Parteien angebotene , theils zugeseudete Geschenke
zwar znrückgewiesen oder zurückgesendet , aber hierüber keine Anzeige erstattet
hat , vielmehr durch die bloße Nichtannabmr solcher Geschenke schon seine volle
Pflicht erfüllt zu haben vermeinte , weil er mit Rücksicht auf die Art und
Weise der geschehenen Anerbietungen eine strafbare Handlung nicht erkennen
konnte , finde ich mich im allgemeinen Interesse des öffentlichen Dienstes , sowie
in Berücksichtigung dessen , dass die Beunheilung , ob auf eine solche Handlung
die Bestimmungen des Strafgesetzes anzuwenden sind oder nicht , wohl nicht
dem Ermessen des Einzelnen überlassen bleiben kann , veranlasst , die sämmt-
lichen Tommunalbeamten zu verpflichten , mir jeden vorkommenden Fall einer
wie immer gearteten Geschcnkanbietung von Seite einer Partei aus Anlass
einer erst vorzunehmenden oder bereits vollendeten Amtshandlung unver¬
züglich anzuzeigen.

Ich halte mich zu dieser vorstehenden Verfügung umsomehr berufen , als
Z 28 der Dienstpragmatik die städtischen Beamten verpflichtet , die Achtung vor
dem Stande , welchem sie angehöreu , und das Vertrauen , welches ihr Beruf
erfordert , sorgfältig zu wahren , und das Ansehen des Magistrates offenbar
geschädigt wird , wenn Parteien » »gerügt es wagen , einem Beamten in Aus¬
übung seiner Amtspflicht ein Geschenk anzubieten.

Ich muss übrigens mit wahrer Befriedigung anerkennen , dass mehrere
Beamte im taktvollen Verständnisse der Ehrensache , um die es sich handelt,
bereits schon wiederholt mir solche Fälle zur Kenntnis gebracht haben , wonach
die mir übergebenen Geldbeträge zu Armennnterstützungen verwendet und
gleichzeitig die einzelnen Fälle durch die öffentlichen Blätter verlautbart wurden.

Es bedarf wohl nicht einer besonderen Erwähnung , dass Parteien , die
sich derartige Attentate auf die Beamlenehre erlauben , keinerlei Rücksicht ver¬
dienen , und ich werde in konstatierten Fällen keinen Anstand nehmen , auch
deren Namen zu veröffentlichen.

23 .
Übertragung des Debiles für von der Gemeinde
herausgegebene Publikationen an dieFirma „ Wilhelm
Braumiiller , k. und k. Hof - und Universitäts - Buch¬

händler in Wien , I . , Graben 21 ."
— llepublivslion . —

Lä St .-D .-Z . 36 er 1893.
II.

Der Stadtrath hat in seiner Sitzung vom 11 . Jänner 1894 beschlossen,
den Debit für die bisher im Selbstverläge der Gemeinde erschienenen und für
die künftig von der Gemeinde herauszugebenden Publikationen der Firma
..Wilhelm Braumüller , k. und k. Hof - und Universitäts - Buchhändler in
Wien , I ., Graben 21 " unter folgenden Bedingungen zu übertragen:

Die während der Dauer des abzuschließenden Übereinkommens künftig
im Drucke erscheinenden Publikationen des Magistrates der Stadt Wien mit
Ausnahme des Amtsblattes der Stadt Wien und der sonstigen , vom Magi¬
strate als zum Commissionsverlage nicht geeignet bezeichneten Publikationen
werden der Verlagsbuchhandlung „ Wilbelm Braumüller , I ., Graben 21 " ,
znm ausschließlichen Commissionsverlage unter folgenden Bedingungen über¬
geben:

1. Die Auflage der Publikationen , deren nnentgeltliche Vertheilung der
Gemeinde stets und in jedem Ausmaße gewahrt bleibt , ist in einem Umfange
zu veranstalten , dass der Verlagsfirma in der Regel 200 Exemplare übergeben
werden können . Hievon ist bei jenen Publikationen eine Ausnahme zulässig,
bei welchen , wie z. B . bei den Hmiptvoranschlägeu und Rechnungsabschlüssen
der Gemeinde von vornherein ein geringer Absatz zu erwarten ist. In solchen
Fällen ist, sowie bezüglich der bereits erschienenen , für den Commissionsverlag
als geeignet erklärten Publikationen die Anzahl der in Verlag zu gebenden
Exemplare von dem Leiter des statistischen Departements im Einvernehmen
mit dem die Publikation veranlassenden Departement oder Amte festzusetzen
und der Berlagsstrma bekanntzugebeu.

2 . Das Übereinkommen wird auf die Dauer eines Jahres vom
1. Jänner 1894 angefangen mit dem Bemerken geschloffen, dass dasselbe
insolange fortzudauern hat , bis es seitens des Magistrates oder der Berlags-
firma im Jänner eines Jahres gekündigt wird , in welchem Falle das Über¬
einkommen mit dem 80 . Juni des Jahres , in welchem die Kündigung er¬
folgte , erlischt.

3 . Für die im Commissionsverlage verkauften Exemplare der Publika¬
tionen erhält die mit dem Debit betraute Firma 40 Percent Rabatt von dem
festgesetzten, der Firma bekanntzngebenden und von dieser genau einzuhaltendcn
Ladenpreise ; dagegen hat die Firma die Anzeige der Publikationen in ent¬
sprechender Weise , insbesondere im Börsenblatts , in der „Österreichischen Bnch-
Händler -Correspondenz ", sowie in den Katalogen , ans ihre Kosten zu besorgen.

Den erübrigenden Erlös von 60 Percent hat die Firma im Monate
Juli jedes Jahres — das erstemal im Jahre 1895 — bar an die städtische
Hanptcassa abznsühren ; die schriftliche Verrechnung ist ebenfalls im Juli jedes
Jahres unter Nachweis der erfolgten Abfuhr des erzielten Erlöses dem
statistischen Departement zu übergeben.

4 . Aus den Umschlägen und Titelblättern jeder der künftig erscheinenden
Publikationen , von welchen ein Theil der Verlagsfirma übergeben wird , ist
anszndrucken : „ In Commission bei Wilhelm Brau Müller , k. und k. Hof-
nnd Universitäts -Buchhändler ."

Von dem Beschlüsse des Stadtrathes , betreffend die Vergebung des
Debits sind sämmtliche Magistrats -Departements , die städtische Buchhaltung,
der Archivar , sowie der Director der städtischen Bibliothek mit dem Bemerken
zu verständigen , dass sie sich vor Drucklegung der von diesen oder von ihnen
unterstehenden Ämtern ausgehenden Publikationen mit dem Leiter des statistischen
Departements wegen Festsetzung der an die Verlagsfirma abzugcbenden Zahl
von Exemplaren ins Einvernehmen setzen mögen.

Wien,  am 17 . Jänner 1891.
Der Magistrats -Direktor:

Kren ».

III. Gesetze
uon befinde,rer Wichtigkeit für den potitischen Ver¬

mallungsdienst.
24 .

Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung.
Gesetz vom 25 . Februar 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 49:
Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrathes finde Ich anzuordnen,

wie folgt:
Artikel  I.

In Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung (Gesetz vom
15 . März 1883 , R .-G .- Bl . Nr . 39 ) haben an Sielle der 88 59 und 60 die
nachfolgenden Bestimmungen zu treten:

8 59.
Aufsuchen von Bestellungen aus Waren durch Gewerbc-

inhaber und  H a n d l u n g s r e i s en  d e.
Die Gewerbeinhaber sind berechtigt , im Umherreisen außerhalb des

Standortes selbst oder durch mit amtlichen Legitimationen versehene , in ihrem
Dienste stehende Bevollmächtigte (Handlungsreisende ) Bestellungen ans Waren
bei Kanflenten , Fabrikanten , Gewerbetreibenden überhaupt bei solchen Personen,
in deren Geschäftsbetriebe Waren der angebotenen Art Verwendung finden,
aufzusuchen ; sie dürfen hiebei , außer auf Märkte keine Waren zum Ver¬
kaufe, sondern nur Muster mitführen.

Das Anfsucheu von Bestellungen auf Waren bei Personen , bei denen
die betreffenden Waren nicht in ihrem Geschäftsbetrieb - Verwendung finden,
ist den Gewerbeinhabern oder deren Bevollmächtigten hinsichtlich des Ver¬
triebes von Colonial -, Spezerei - und Materialwaren innerhalb wie außer¬
halb des Standortes unbedingt verboten ; hinsichtlich anderer Waren ist das
Ausstichen von Bestellungen außerhalb des Standortes bei den erwähntet,
Personen nur in einzelnen Fällen über ausdrückliche , schriftliche , auf bestimmte
Waren lautende , an den Gewerbeinhaber gerichtete Aufforderung gestattet.

Der Handelsmiuister ist jedoch ermächtigt , in rücksichtswürdige » Fällen,
nach Anhörung der Handels - und Gewerbekammer und der bctheiligtcn Ge¬
nossenschaften , für bestimmte Ware » oder Bezirke oder für einzelne Gewerbe,
im Vcrordnungswege das Ausstichen von Bestellungen auf Waren bei den
im Absätze 2 erwähnten Personen auch ohne diese Ansforderung znzulasse » .

8 59 a.
Erzeuger von Uhren , Gold - und Silbcrwaren , Großhändler mit diesen

Artikel » , dann Juwelen - und Edelsteinhändler , sowie die in ihrem unmittel¬
baren Dienste stehenden Bevollmächtigten sind , sofern der Standort des be¬
treffenden Gewerbes sich im Inlands befindet , befugt , ans ihren Geschäfts¬
reisen nicht bloß Muster , sondern die zu verkaufenden Waren selbst, falls
nach der Natur d rsclben ein Verkauf nach Muster ausgeschlossen erscheint,
znm Verkaitfe mit sich zu führen , jedoch mit der Beschränkung , dass diese
Waren mir an befugte Wiederverkäufer abgesetzt werden dürfen.

§595.  '
Über den Inhalt und die Ausfertigung der für Handlungsreisende be¬

stimmten Legitimation werden die erforderlichen Bestimmungen nach Anhörung
der Handels - und Gewcrbekammern im Berordnungsweae erlaffen.
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Ansuchen um diese Legitimationen sind längstens binnen acht Tagen zu
erledigen und dürfen nur aus in der bezüglichen Verordnung bestimmten
Gründen abschlägig beschicken weiden.

Im Verordnnngswcge wird ferner bestimmt , inwiefern die im Z 59 a
ermähnten Personen einer besonderen Legitimation des zuständigen Pnuzieriings-
amtes bedürfen.

8 59 o.
Ausstichen von B e st e l l n ii g e n auf Waren durch selb

ständige Handelsagenten.
Handelsagenten , welche nicht im Dienste eines Gewerbetreibenden stehen,

haben ihren Geschäftsbetrieb nach ß 11 aiiziimeldeii.
Dieselben dürfen den in ß 59 , Absatz 1, bezeichncten Personen Muster

von Gegenständen , welche in deren Geschäftsbetriebe Verwendung finden , zum
Zwecke der Anknüpfung von Geschäften vorlegen , ihnen die Preise der Waren
mittheilen und von ihnen Bestellungen aus Gegenstände der gedachten Art
annehmen.

Handelsagenten ist nicht gestattet außer ihren Mustern noch Waren mit
sich zu führen , Muster oder Waren für eigene Rechnung zu verkaufen und
in Agentiegeschäste mit anderen Personen zu treten , als solchen, in derenGe-
schäftsbetriebe Waren der angebotencn Art Verwendung finden.

Handelsagenten , welche ihr Geschäft im Umherreisen betreiben , dürfen
keine eigenen Warenlager oder Magazine halten.

Muster sind als solche vom Vollmachtgeher des Agenten zu bezeichnen
ß 59 ä.

Vertrieb von Druckschriften.
Aus den Vertrieb von Druckschriften und das Sammeln von Pränu-

weranten oder Snbscribenten kommen die Bestimmungen der 88 59 , 59 k
und 59 e nicht zur Anwendung ; hiefür gelten lediglich die im Pressgesetze
gegebenen besonderen Vorschriften.

8 59 e.
Ausländische Handlung ? reisende.

Haudlniigsreisende , welche ausländische Industrie - , Gewerbe - oder
Haiidelsunternehninngen vertreten , unterliegen , sofern sie nach den jeweilig
gellenden Handelsverträgen znm Geschäftsbetriebe im Jnlande zngelassen
find , gleichfalls den vorstehenden Bestimmungen ; der im 8 59 b , Absatz 1,
erwähnten Legitimation bedürfen jene Handlungsreisenden und selbständigen
Agenten nicht , welche durch die in den Handelsverträgen vorgesehene Gewerbe¬
legitimationskarte bereits legitimirt sind.

8 60.
Feilbieten im Umhcrzieheu.

Das Fcilbielen im Umherziehen von Ort zu Ort , außer auf Märkten,
und das Umhertragen und Anbieter ! von Waren von Haus zu Hans darf
nur von den nach dem Gesetze über den Hausierhandel hiezu befugten Personen
betrieben werden.

Diese Beschränkung findet jedoch aus Erzeugnisse der Land - und Forst¬
wirtschaft , welche , wie Milch , Eier , Obst , Gemüse , Naturblumen , Butter,
Geflügel und Hickz, dem täglichen Verbrauche dienen , ferner auf natürliche
Säuerlinge , sofern die Feilbietung dieser Artikel von Hans zu Haus oder
auf der Straße durch die Prodncenten oder deren Beauftragte oder durch
befugte Handelstreibeude ansgenbt wird , keine Anwendung.

Geistige Getränke und Essig sind von der durch die vorstehenden Be¬
stimmungen gewährten Verkehrserleichternng ausgeschlossen.

In einzelne » Gemeinden kann dieses Feitbietcn aus sanitären oder
inarklpolizeilichen Rücksichten über Antrag der Gemeindevertretung , welche
die betheiliglcn geweiblichen Genossenschaften zu hören hat , durch die politische
Landesbchörde für bestimmte Artikel und aus bestimmte Zeit , eventuell für
bestimmte Gemeindetheile untersagt werden.

In besonders rücksichtswürdigen Fällen kann die Gewerbebehörde nach
Anhörung der betreffenden Genossenschaften für einen Zeitraum von je drei
Jahren und ans Widerruf in ihrem Bezirke ansässigen kleineren Gewerbe¬
treibenden zu deren besseren Fortkommen das ,Feilbieten ihrer eigenen Er¬
zeugnisse innerhalb der Gemeinde des Standortes ihres Gewerbes von Haus
zu Haus gestatten . Zn diesem Zwecke werden eigene amtliche Legitimationen
ansgeserligt . Für einen Gewerbetreibenden wird nur je eine Legitimation
ansgescrtigt , die aber zugleich auf bestimmte Mitglieder der Familie oder
ans einen im vorhinein zu nennenden Stellvertreter lauten kann.

8 60 a.
Das Feilbieten von Brot und sonstigen Bäckerwaren von Haus zu Haus

oder auf der Straße ist mit Ausnahme der im 8 60 , Absatz 1 und 5 , er¬
wähnten Fälle verboten . Die Zustellung von Brot und sonstigen Bäcker
waren an die Kunden des Bäckers ist nur über Bestellung durch ihn selbst,
seine Angehörigen , sowie durch seine Hilfsarbeiter zulässig.

8 60 b.
Die Verwendung von Kindern unter 14 Jahren zu den in den 88 60

und 60 a. erwähnten Feilbietungen ist verboten ; die Verwendung von weib¬
lichen Personen unter 18 Jahren zu diesem Zwecke kann von der Gewerbe-
behöide eingeschränkt oder untersagt werden.

Artikel  II.

Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach seiner Kundmachung in Wirk¬
samkeit.

Herausgeber : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher

Papier aus der k. k. pri». Pitteuer Papierfabrik . — Buchdrucke

Artikel  III.

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Mein Handelsmiiiister und Mein
Minister des Innern betraut.

Verzeichnis der in» Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich nnter der Enns in» Jahre

1S02 publieierten Gesetze und Verordnungen.
Rkichsgesekbiatt.

Nr . 37 . Beiordnung des Finanzministeriums vom
14. Februar 1902 , mit welcher für die mit der Bezeichnung„staats¬
garantierte Kategorie " versehenen Obligationen (Emission 1902 ) des k. k. priv
Österreichischen Crcditinstitnres für Verkchisunternehmungen und öffentliche
Arbeiten in Wien auf Grund des Artikels XX des Gesetzes vom 1 . Juli 1901.
N -G .-Bl . Nr . 85 , die Staatsgaraniie ausgesprochen wird.

Nr . 38 . Verordnung des Handelsministeriums vom
17 . Februar 1902 , womit der 1. Nachtrag zur Verordnung vom
28 . December 1899 , N .- G .-Bl . Nr . 254 , betreffend die gleichförmige Ein¬
richtung , Überwachung und Untersuchung der Lichter und Signalmittel , auf
Grund der Vorschriften zur Verhütung von Zusammenstößen ans See , erlaffen
und der 8 40 derselben ergänzt wird.

Nr . 3S . Concessionsurkunde vom 15. Februar 1902
für die schmalspurige Localbahn nach PrzeworSk nach Bachürz (Dynüw ).

Nr . 4V. Gesetz vom 22 . Jänner 1902 , betreffend die
Regelung des Consiilargebürenwesens.

Nr . 4t . Gesetz vom 22 . Februar 1902 , womit sür das
Jahr 1902 die Geltungsdauer der Festsetzung der Rccrutcncontingcnte ver¬
längert und die Aushebung derselben bewilligt wird.

Nr . 42 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
Vom 15. Februar 1902 , betreffend die Ergänzung und theilwcise
Änderung der Allerhöchsten Concessionsurkunde vom 6. Februar 1894 , R - G .-
Bl . Nr . '70 . für die Localbahn von Trient über Borgo zur Reichsgrenze bei
Tezze (Valsuganabahn ) aus Anlass der von der k. k. Regierung gewährten
Erhöhung der Staatsgarantie für diese Bahn.

Nr . 43 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 17. Februar 1902 , betreffend die Liste der Eiscnbahnstrccken,
ans welche das internationale Übereinkommen Uber den Eisenbahnfrachtverkehr
vom 14 . October 1890 , N .-G -Bl . Nr . 186 er 1892 . Anwendung findet.

Nr . 44 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 20 . Februar 1902 , betreffend die Errichtung eines Stener-
nnd gerichtlichen Depositenamtes in Liesing , Niederösterreich.

Nr . 4L . Verordnung des Handelsministeriums
vom 1. März 1902 , betreffend den Nachweis der Befähigung zur
Erlangung der seemännischen Nangseigenschaften in der Handelsmarine.

Nr . 4 « . Verordnung des Finanzministeriums vom
11. Februar 1902 , betreffend die Schlnsseinheiten der an den in¬
ländischen Börsen (Wien , Prag und Triest ) notierten Effecten als Grundlage
für die Bemessung der Effecten Umsatzsteuer.

Nr . 47 . Kundmachung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 15. Februar 1902 , betreffend die
Errichtung einer Zollexpositur mit Hafen - und See -Sanitätsdienst in St.
Martina di Cherso.

Nr . 48 . Gesetz vom 19. Februar 1902 , mit welchem
Bestimmungen über die Nuhegeuüsse der katholischen Seelsorger an gemein¬
nützigen Anstalten , sowie der priesterlichen Beamten bei den katholischen
Ordinariaten , Covsistoricn und an bischöflichen Seminarien erlasse » werden.

Nr . 4S . Gesetz vom 25. Februar 1902 , betreffend
die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung .* )

6 . Lmidkggclchbtatt.
Nr . 13 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im

Erzherzogthnme Österreich unter der Enns vom
10. Februar 1902 , Z . 13229 , betreffend die Forterhebung der
Landesfondsznschläge im ersten Halbjahre 1902.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.

Redacteur : Magistratsrath Dr . Friedrich Edler v. Nadler,

cei G . Kaiuz «tv R . Liebhart , vormals I . B . Walltshausfer.
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ist als die Eröffnung einer zweiten Betriebsstätte anzuseheu und nur
nach Erwirkung einer besonderen Konzession zulässig.
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19 . Sachverständige bei Enteignungen zu Eisenbahnzweckeu.

20 . Verbot des Verkaufs von Milch nach nicht metrischem Maße.
21 . Die Verpflegsgebühren in den Krankenhänsern Ungarns.
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29 . Verlautbarung von Kundmachungen.
30 . Einführung der neuen Rechtschreibung im amtlichen Verkehr beim
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Verzeichnis der im Neichsgesetzblatte und Landesgesetzblatte
für Österreich unter der Enns im Jahre  1902 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

I . Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Borgang bei Erteilung der Konzession von Aunnen-
vermittlnug.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthaltern vom 19 . Oktober 1897,
Z . 94619:

Anläßlich eines Rekurses gegen die verweigerte Erteilung einer Kon¬
zession zum Betriebe der Ammenvernüttlung hat das k. k. Ministerium des
Innern zufolge Erlasses vom 8. Oktober 1897 , Z 19144 (intimiert mit
Statthalterei -Erlaß vom 19 . Oktober 1897 , Z . 94619 ), den betreffenden Akt
unter Aufstellung bestimmter grundsätzlicher Anordnungen über den bei der
Behandlung derartiger Ansuchen einzuhallende » Vorgang behufs Einleitung
der weiteren Amtshandlung zurückgestelll.

Nach dieser prinzipiellen Anordnung hätten sich nun die zu Pflegenden
Erhebungen darüber zu erstrecken, ob in verläßlicher Weise erhoben wurde:

1 . daß in der in Aussicht genommenen Anstalt nur solche Ammen in
Evidenz genommen werden , deren eigenes Kind , falls es nicht gestorben , in
einer Unterkunft sich befindet , bei welcher die naturgemäße Ernährung , sowie
Pflege (und zwar in den ersten Lebensmonaten an der Mntterbrust ) in einer
sanitätspolizeilich vollkommen entsprechenden , durch bcigebrachte Zeugnisse des
Gemeindearztes und des Seelsorgers beglaubigten Weise sichergestellt ist;

2 . daß jede in Evidenz zu nehmende Amme einer fachmännischen Ünter-
suchung und Beurteilung durch einen hiezu befähigten , von der Behörde an¬
erkannten Arzt unterzogen und im Falle der Tauglichkeit zum Ainmendienste
während der Wartezeit auch dann , wenn sie dem Säugegeschäft zu obliegen
keine Gelegenheit hat , zu der für die Erhaltung ihrer Eignung notwendigen
Pflege angewiesen werde;

3 . daß für die Anstalt selbst ein eigener behördlich zu genehmigender
ärztlicher Leiter bestellt wird , und daß , falls in der Anstalt Ammen bis zu
ihrer Plazierung provisorische Unterkunft finden sollen , für diese solche Räum¬
lichkeiten beigestellt und eine solche Pfleg : geboten werde , welche von der

I Behörde nach kommissioneller Erhebung unter Zuziehung des Amtsarztes
als sanitär entsprechend angesehen werden;

4 . daß die abermalige fachmännische ärztliche Untersuchung der in
Evidenz gehaltenen Ammen vor ihrer unmittelbaren Abgabe an Parteien
gesicheri sei; daß die Entlohnungen für Dienstleistungen der Anstalt , sowie
die an dieselben zu leistenden Gebühren durch behördlich zu genehmigende
Tarife geregelt werden , und

6 . daß die Gesamtgebarnng des Institutes durch fortlaufende genaue
Buchführung jederzeit der besonderen sanitätspolizeilichen Kontrole zugänglich

^ ist, insbesondere , daß Nachweisnngen geführt werden , aus welchen das
^ Nationale jeder Amme , die Zeit der letzten Entbindung , sowie die Zeit der
j vorangegangenen Entbindungen und der Verlauf der Stillungsperioden nach
I denselben , der Ort und die Art der Unterbringung ihres Kindes , das Er-
I gebnis der jedesmaligen ärztlichen Untersuchung und ihrer Eignung zum
j Ammendienste mit der Bestätigung des vollständigen Freiseins von ererbten
i Gesundheitsmängeln oder übertragbaren Krankheitsznständen und schließlich

der wesentliche Inhalt des Dienstvertrags zwischen Partei und Amme er¬
sichtlich sind.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt mit der Weisung in Kenntnis
gesetzt, über Konzessionsgesuche der bezeichnet « ! Art nach den in diesem Ministerial-
Erlaß anfgestelltcn Grundsätzen zn amtshandeln ; hiebei wird bezüglich der
Eignung des eventuell in Aussicht genommenen Lokals die Meinung des
dortigen Bezirksarztes einzuholen und derselbe für den Fall der Konzessions¬
erteilung auch mit der Überwachung zu betrauen sein.

S.

D e Errichtung eitler Anmeldestelle einer Leichen-
bestattnngs -Unternehmung ist als die Eröffnung einer
zweiten Betriebsstätte anznsehen und nur nach Er¬

wirkung einer besonderen Konzession zulässig.
Mit dem Bescheid des magistratischen Bezirksamtes für den XII . Bezirk

vom 18 . Dezember 1901 , Z . 32309 , wurde dem Ansuchen einer Leichen-
bestattungs -Unternehmung im XIV . Bezirk um Bewilligung zur Errichtung
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einer Anmeldestelle im XII . Bezirk keine Folge gegeben , nachdem sich die
Errichtung einer solchen Anmeldestelle als die Etablierung einer zweiten
Belriebsstätte darstellt , wozu im Sinne der Bestimmungen der ZZ 39 u . ff.
der Gewerbeordnung eine besondere Konzession erforderlich ist.

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat den Rekurs der Unternehmung gegen
obigen Bescheid mit dem Erlaß vom 4. Februar 1902 , Z . 4843 , aus dem
Grunde der angefochtenen Entscheidung , sowie im Hinblick auf Z 22 der Ge¬
werbeordnung abgewiesen.

Dem Rekurs gegen diese Statthalterei - Entscheidung hat das k. k.
Ministerium des Innern mit dem Erlaß vom 26 . März 1902 , Z . 11403,
ans dem Grunde der angefochtenen Entscheidung gleichfalls keine Folge
gegeben . (B .-A . XII , Z . 10986 sr 1902 .)

»
Türkischer Honorarkonsul.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . Jänner 1902,
Z . 553 (Mag .-Abt . XLII , 539 ex 1902 ) :

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Ent¬
schließung vom 19 . Dezember 1901 dem österreichischen Staatsangehörigen
Lyonel Bondy in Wien die Annahme des ihm verliehenen Postens eines
zugeteilten türkischen Honorarkonsuls in gedachter Stadt unter der Be¬
dingung , daß hiedurch in seinen staatsbürgerlichen und Jurisdiktions-
Verhältnissen keinerlei Änderung einlrete , allergnädigst zu gestatten geruht.

Von dieser Allerhöchsten Schlußfassung wird mit dem Beifügen Mit¬
teilung gemacht , daß der Genannte in seiner amtlichen Eigenschaft an¬
zuerkennen und zur Ausübung seiner Konsularfunktion zuzulassen ist.

4.

Vorzugsrecht der Wasserverbranchsgebühren nach
A 124 , Z . 2 E .-O.

Urteil des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 29 . Jänner 1902,
Nr . 1079:

Der k. k. Oberste Gerichtshof hat in der Zwangsverwaltungssache des
Karl Seidl , Parkeltensabrikantcn in Wien , betreibenden Gläubigers , ver¬
treten durch Dr . Albert Sing er , wider die Konkursmasse der Eleonore Kohl¬
haupt , Realitäteubefitzerin in Wien , Verpflichtete , vertreten durch den Massa-
verwalter Dr . Wilhelm Kosak , wegen 1200 X samt Nebengebührcn infolge
Revisionsrekurses der Kommune Wien , vertreten durch Dr . Robert Swoboda,
gegen den Beschluß des k. k. Landesgcrichts in Wien als Reknrsgericht vom
19 . Dezember 1901 G . Z . B . G . R . XIII 655/1 , womit der Beschluß des k. k.
Executionsgerichts in Wien vom 27 . November 1901 , G . Z . E . III 487/1/36,
mit welchem die von der Gemeinde Wien angemeldeten Wassermehr¬
verbrauchsgebühr cn per 875 X 56 >> gemäß Z 124 Z . 2 E .-O . aus
den Ertragsüberschüssen der in Zwangsverwaltung stehenden Realität in Wien
Grundbuch V, Einl .-Z . 711 , berichtigt wurden , dahin abgeändert wurde , daß
diese Wassermehrverbrauchsgebühr aus den Ertragsüberschüssen nicht berichtigt,
vielmehr der entfallende Betrag von 375 X 56 ü auf weiteren Abschlag der
Forderung der Gemeinde Wien an Kommunalbeilrägen pro 1901 I . bis
III . Rate per 1547 X 77 ü zugewiesen wird und infolge Revistonsrekurses
des Konkursmassaverrvalters Dr . Wilhelm Kosak gegen den Teil des ob¬
zitierten rekursgerichtlichen Beschlusses , mit welchem sein Begehren um Zuspruch
der Rekurskostcn abgewiesen wurde , folgenden Beschluß gefaßt:

Es wird dem Nevisionsrekurs der Kommune Wien Folg - gegeben , der
Beschluß des Rekursgerichts abgeändert , der Beschluß des Exekulionsgerichts
wieder hergestellt und erkannt , daß die Kommune Wien die Kosten ihres
Revistonsrekurses selbst zu tragen hat.

Hiedurch ist der Revisionsrekurs des Dr . Wilhelm Kosak als Eleonore
KohlhauPI ' schen Konkursmassaverwalisrs entschieden.

Gründe:
Die von den Hauseigentümern in Wien für den Bezug des Hochquellen-

wafsers zu zahlenden Gebühren , insbesondere auch die Wassermehrver¬
brau chsgebUhrcn , welche durch eine von der Kommune Wien nicht hintan-
zuhaltende Überschreitung des Normalwasserquantums entstehen und von der
Gebühr für den Bezug von Wasser für außerordentlichen Bedarf zu unterscheiden
sind , beruhen , da das Hochquellenwasser in die Häuser Wiens nicht auf Grund
von zwischen den Hauseigentümern und der Kommune Wien freiwillig ab¬
geschlossenen Verträgen , sondern zwangsweise , aus öffentlichen , der Gemeinde
Wien obliegenden sanitären Rücksichten eingeleitet wurde , auf keinem privat-
rechtlichen Titel , sondern sind als für öffentlich rechtliche Leistungen der Kom¬
mune Wien zu zahlende Abgabe » anzusehen . Diese Gebühren sind daher nach
dem gemäß Art . III des Einsührungsgesetzes zur Exekutionsordnung in Geltung
gebliebenen Hofdekret vom 4 . Jänner 1836 , Nr . 113 J .-G .-S . als Konkurrenz¬
beiträge zu behandeln , weil dieselben , wenn sie auch nicht nach Maßgabe der
direkten Steuern umgelegt werden , als nur den Eigentümer des Hauses auf
Grund dieses Eigentums treffend den Charakter einer Nealsteuer haben.

Es kommt sonach diesen Gebühren das von der Kommune Wien be¬
anspruchte Vorzugsrecht nach Z 124 , Z . 2 E .-O . bei der Verteilung der
Ertragsüberschüsse der Zwangsverwaltung einer Realität zu , wenn auch diese
Gebühren nicht durch ein Landesgcsetz als Gemeindeabgaben im Sinne des H 90
der Gemeindestatuten vom Jahre 1850 erklärt wurden . Es war demnach dem
Rev sionsrekurs der Kommune Wien durch Wiederherstellung des Beschlusses

des Exekutionsgerichts Folge zu geben , demzufolge die Entscheidung Uber den
gegen den rekursgerichtlichen Beschluß im Kostenpunkte eingebrachten Revisions-
rekvrs des Konkursmassaverwallers entfällt.

Die Entscheidung Uber die Kosten des Revisionsrekurses der Kommune
Wien stützt sich auf die Erwägung , daß in dem amtswegigen Verfahren behufs
Verteilung von Ertragsüberschüssen aus einer Zwangsverwaltung die Grund¬
sätze der Zivilprozeßordnung und Exekutionsordnung über Kostenersatz nicht
Geltung haben.

5.
Kranke »,verfichcrnngspflicht der Aushilfskellner.

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat dem magistratischen Be¬
zirksamt für den II . Bezirk mit Erlaß vom 4 . Februar 1902,
Z . 8676 , folgende Entscheidung des k. k. Berwaltnngsgerichts-
hofes ääto . 7. Dezember 1901 , Nr . 8495 sx 1901 , mitgeteilt
(M . B .-A. II , 13011 sx 1901 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitz des k. k.

Senats - Präsidenten Ritter v . Hennig , in Gegenwart der Räte des k. k.
Verwaltungsgerichtshoss Dr . Haberer , Dr . Zistler , Freiherr v. Jacobi
und Zenker , dann des Schriftführers k. k. Bezirks -Kommissärs Freiherrn
v . Weigelsperg , über die Beschwerde der Wiener Bezirkskrankenkassa gegen
die Entscheidung des k. k. Handelsministeriums vom 2 . März 1900 , Z . 8478,
betreffend eine Kassenmitglicdschaft , nach der am 16 . November 1901 durch-
gesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrags des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Wilhelm Koentzer,
Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde , dann
der Gegenausführungen des k. k. Ministerial -Vize -Sekretärs Dr . Freiherrn
v . Mcnsi , in Vertretung der belangten Behörde , und jener des Dr . Josef
Porzer , Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der mit¬
beteiligten Gehilfenkcankenkassa der Genossenschaft der Gastwirte in Wien zu
Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe.
DaS k. k. Handelsministerium hat einvernehmlich mit dem k. k.

Ministerium des Innern mit dem Erlaß vom 2 . März 1800 , Z . 8478 , dem
Rekurse der Genossenschaft der Gastwirte in Wien gegen die Entscheidung der
Statthalterei daselbst vom 22 . September 1897 , Z . 62726 , mit welcher unter
Behebung des Bescheids des magistratischen Bezirksamts für den II . Bezirk
in Wien vom 19 . April 1897 , Z . 78483 , ausgesprochen wurde , daß Albert
Bader,  verpflegt vom 8 . September bis 23 . Oktober 1895 im k. k. Wiener
Allgemeinen Krankenhause , infolge seiner Verwendung als Aushilfskellner im
Gastgewerbe der Amalia Swoboda,  Wien , k. k. Prater Nr . 26 , Mitglied
der genossenschaftlichen Krankenkassa war , Folge gegeben und die Entscheidung
der Statthallerei behoben , weil der Genannte in dem bezeichueten Gast¬
gewerbe in der kritischen Zeit nicht regelmäßig , sondern nur in besonderen
Bedarfsfällen für einzelne Tage verwendet wurde und vermöge dieser vorüber¬
gehenden Beschäftigung nicht als Hilfsarbeiter im Sinne des Z 73 der Ge¬
werbeordnung und somit auch nicht als Mitglied der rekurrierenden genossen¬
schaftlichen Krankenkassa angesehen werden konnte.

Hiemit wurde zugleich der erstinstanzliche Bescheid des magistratischen
Bezirksamts wieder in Kraft gesetzt, womit ausgesprochen worden war , daß
Alberr Bader  in Gemäßheit der HZ 1,11 und 13 des Gesetzes vom 30 . März
1888 , R .-G .-Bl . Nr . 33 , zur Zeit der Spitalsausnahme Mitglied der Wiener
Bezirkskrankenkassa war.

Gegen die zitierte ministerielle Entscheidung ist die vorliegende Be¬
schwerde der Bezirkskrankenkassa in Wien gerichtet , welche an der Auffassung
festhält , daß der genannte Aushilfskellner infolge seiner Verwendung in dem
bezeichueten Wirtsgeschäfte allerdings Mitglied der Gehilfcnkrankenkassa der
Genossenschaft der Gastwirte in Wien geworden sei und demzufolge nicht bei
der Bezirkskrankenkassa versichert war . Diese Aufstellung wird damit be-

, gründet , daß Albert Bader  in dem Gastwirtsgewerbe der Amalia Swoboda
als Kellner beschäftigt war , daß die Beschäftigung desselben , nämlich die Be¬
dienung von Gästen , bei der Art des erwähnten Unternehmens eine unbe-

^ streitbar regelmäßige , das ist regelmäßig wiederkehrende und rein gewerbliche
! war , und daß Kellner bei Gastwirtsgewerbcn nicht nur ausnahmsweise , sondern

regelmäßig in Verwendung stehen . Mit Rücksicht darauf könnte es nicht
j zweifelhaft sein , daß der Genannte ungeachtet seiner nur vorübergehenden

Verwendung in der früher gedachten Eigenschaft im Sinne des H 73 der
Gewerbeordnung als ein gewerblicher Hilfsarbeiter anzusehen war und somit

^ durch den Eintritt in die gedachte Beschäftigung die Mitgliedschaft zur genossen-
^ schastlichen Krankenkassa erworben hat . (H 121 der Gewerbeordnung .)

Nach Maßgabe der von der Administrativbehörde durch Einvernahme
des Albert Bader  und des Geschäftsführers der Amalia Swoboda  ge¬
pflogenen Erhebungen muß als festgestelOer Tatbestand angesehen werden,
daß Albert Bader  von Mitte August 1895 bis zum Spitalseintritt , ansonst

j beschäftigungslos , an den Samstagen , Sonntagen und Feiertagen , dann an
I einzelnen anderen Wochentagen , wenn in dem Gasthause Versammlungen

abgehalten wurden , als Aushilfskellner in . dem Wirtsgcschäfte der Amalia
Swoboda  verwendet wurde , ohne daß über diese tatsächlich nur von Fall
zu Fall stattgehabte Verwendung des Genannten eine vorherige Vereinbarung

I getroffen war.
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Aus Grund diescs Thatbestands vermochte der Gerichtshof der Auf¬
fassung der Beschwerdesührung nicht beizntreten.

In Z 73 der Gewerbeordnung werden sub !!t . a (Gehilfen ) auch
Kellner besonders erwähnt . Daraus folgt natürlich nicht , daß etwa jeder,
der allenfalls nach seiner Berufs - oder Lebensstellung mit dieser Bezeichnung
benannt werden kann , ein gewerblicher Hilfsarbeiter (Gehilfe ) im Sinne der
Gewerbeordnung sei, sondern das Gesetz bezeichnet nach seinem wortdentlichcn
Texte als gewerbliche Hilfsarbeiter nur solche Arbeitspersonen , welche bei
Gewerbsunternehmungen in regelmäßiger Beschäftigung stehen . Die Beschwerde
gibt dem von dem Gesetz gebrauchten Ausdrucke „ regelmäßig " eine dem Ge¬
setze nicht entsprechende Bezeichnung . Nach dem zitierten Wortlaut des Ge¬
setzes ist es nicht entscheidend , ob die Verrichtungen , welche die betreffende
Person versteht , in dem gewerblichen Unternehmen , in welchem die Person
beschäftigt wird , regelmäßig geschehen nnd auch nicht , ob diese Verrichtungen,
sei es in dem speziellen Gewerbsunternehmen oder in dem betreffenden Ge¬
werbe überhaupt , regelmäßig durch Hilfsarbeiter versehen werden . Sondern
darauf kommt es an , ob die bestimmte Person , um die es .sich handelt , in
dem Gewerbsunternehmen , beziehungsweise in dem Gewerbe in regelmäßiger
Beschäftigung steht.

Es ist nun , um sofort von einer weiteren Einwendung der Beschwerde
zu sprechen , zwar richtig , daß die Ausdruckweise „in regelmäßiger Beschäfti¬
gung stehen " zunächst auch eine gewisse Andaner dieser Beschäftigung anzu¬
deuten oder zu involvieren scheint. Wenn aber die Beschwerde anssührt , daß
die dauernde Beschäftigung des einzelnen Individuums in einem gewerblichen
Unternehmen nicht als Requisit für den Charakter eines gewerblichen Hilfs¬
arbeiters gefordert werden könne , weil sonst das Gesetz sagen müßte , bei
welcher Dauer der Beschäftigung dieses Requisit gegeben sei, so kann darauf
nur erwidert werden , daß das Gesetz nicht von einer dauernden Beschäftigung
spricht , daß auch die vorliegenden Entscheidungen der Behörden diesen Aus¬
druck nicht gebrauchen , nnd daß die Frage , ob eine Arbeitsperson in einem
gewerblichen Unternehmen , beziehungsweise in einem Gewerbe als in „regel¬
mäßiger " Beschäftigung stehend anzusehen sei, auf Grund der betreffenden
Umstände und Verhältnisse der Entscheidung in jedem einzelnen Falle Vor¬
behalten bleiben muß . Was nun den vorliegenden Fall betrifft , so mag noch
Vorausgeschick! werden , daß nichts vorliegt , daß das Gastwirtsgewerbe der
Amalia Swoboda  etwa nur an jenen Tagen betrieben worden wäre , an
welchen Albert Bader  daselbst aushilfsweise Kellnerdieuste versah . Der Ge¬
richtshof hatte daher auch keinen Anlaß , die Frage zu erörtern , ob, wenn
dies etwa der Fall gewesen wäre , diesem Umstande eine Bedeutung für die
Entscheidung in der Sache zukäme . Jedenfalls kann unter den obwaltenden
Umständen , da Albert Bader,  wie erwähnt , ansonst beschäftigungslos , in dem
Gastgeschäft der Amalia Swoboda  nur ab und zu, das eine und anderemal
ans besonderem Anlaß , zur aushilfsweisen Verwendung sich verdang , be¬
ziehungsweise herangezogen wurde , weder gesagt werden , daß er in dem be¬
zeichnten speziellen gewerblichen Unternehmen , noch daß er im Gastwirts¬
gewerbe überhaupt in regelmäßiger Beschäftigung stand . Seine Beschäftigung
in dem Gewerbe war vielmehr mit seinem Willen und beabsichtigterweise eine
durchaus unregelmäßige , das ist also das Gegenlheil einer regelmäßigen Be¬
schäftigung , ja sie muß sogar als eine ausnahmsweise bezeichnet werden , da
der Genannte während der betreffenden Zeitperiode jedenfalls an der großen
Mehrzahl der Tage in dieser Beschäftigung nicht gestanden ist. Hienach kann
aber Albert Bader  nicht als bei der Gehilfenkrankenkassa der Genossenschaft
der Gastwirte in Wien versicherungspflichtig angesehen werden (Z 121 der Ge¬
werbeordnung ). Wenn seitens der Befchwerdesührung bei der öffentlichen
mündlichen Verhandlung angeführt wurde , daß nach A 4 der genehmigten
Statuten der genannten Gehilfenkrankenkassa auf solche Personen , welche bei
den Genossenschaftsmitgliedern nur in anshilfsweiser Verwendung stehen, bei
der Krankenkassa anzumelden seien, und daß Albert Bader,  wenngleich der¬
selbe in dem Gastgewerbe der Amalia Swoboda  nur in aushilfsweiser Ver¬
wendung stand , jedenfalls zufolge dieser Bestimmung der Statuten Mitglied
der Gehilfenkrankenkassa war , und wenn weiters angeführt wurde , daß der
Genannte vor seiner Verwendung in dem gedachten Gewerbsunternehmen in
der Prater -Restauration des Josef Haller , und zwar in der Zeit vom
15 . Juli bis ungefähr Mitte August 1895 als sogenannter Aushilfskellner
ausgenommen war , daß derselbe somit schon infolge dieser seiner letztgedachten
Verwendung im Gastwirtsgewerbe Mitglied der genossenschaftlichen Kranken¬
kassa geworden sei und diese Mitgliedschaft und mit derselben das Recht auf
die Besserleistungen nach Z 5 der Statuten dieser Krankenkassa durch einen
Zeitraum von zwei Monaten behalten habe , so stellt sich die erstgedachte Ein¬
wendung als hinfällig dar , weil statutarische , mit dem Gesetz im Wider¬
spruch stehende Bestimmungen keine Rechtswirksamkeit erlangen können , die
zweite Einwendung aber hatte der Gerichtshof darum nicht zu berücksichtigen,
weil dieselbe weder im administrativen Verfahren , noch in der schriftlichen
Beschwerde vorgebracht wurde.

Die Beschwerde war demnach als unbegründet abzuweisen.

«.
Zentralblatt für die Eintragungen in das

Handelsregister.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 11 . Februar 1902,

Z . 4614 , Mag .-Abt . XVIs , 1462 sx 1902:
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom II . Jänner 1902,

Z . 117 , ist das Zentralblatt für die Eintragungen in das Handelsregister,

dessen Schaffung bereits seit längerer Zeit den Gegenstand von Verhandlungen
der beteiligten Zentralstellen bildete , mir Jänner 1902 durch das k. k. Handels¬
ministerium im Verlage der Hof - und Staatsdruckerei zur Ausgabe gelangt.

Das „Zentralblatt " wird wöchentlich einmal , an jedem Freitag erscheinen
und neben den handelsgerichtlichen Firmaprotokollierungen auch kurze Mit¬
teilungen Uber Eintragungen »nd Löschungen von Erwerbs - und Wirlschafts-
genossenschaften , sowie über die Eröffnung und Aufhebung aller (kaufmännischer
und nichtkaufmännischer ) Konkurse enthalten und durch ein alle Firmen um¬
fassendes , am Schluffe eines jeden Halbjahres erscheinendes Register und durch
Verweisungen auf frühere Kundmachungen hinsichtlich derselben Firma im
„Zentralblatte " den möglichsten Grad von Übersichtlichkeit und Handlichkeit zu
erreichen trachten.

Der Pränumerationspreis beträgt vier (4) Kronen jährlich ; Pränumera¬
tionen sind an den Verlag der k. k. Hof - und Staatsdruckerei in Wien , I . ,
Singerstraße 26 , zu richten.

Unter Hinweis auf den h. 8. Zirkular - Erlaß vom 9. Dezember 1901,
Z . 113365 , werden hievon alle Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich,
der Magistrat in Wien , dann die Stadträte in Waidhofen a. d. Mbs und
Wiener -Neustadt unter Anschluß eines Exemplares der Bezugs - Einladung und
einer Probenummer des Blattes mit dem Bemerken verständigt , daß weitere
Exemplare des Zirkulares und der Probenummer seitens der Behörden von
der k. k. Hof - und Staatsdruckerei in Wien kostenlos bezogen werden können.

7 .

Unzulässigkeit der Einstellung eines bereits einge¬
leitete » Strafverfahrens ohne Enderkenntnis.

Erlaß der k. k. n .-v. Statthalterei vom 21 . Februar 1902,
Z . 10945 , Mag .-Abt . XVII 1636 ox 1902:

Die k. k. n .-ö. Statthallerei findet Uber den Rekurs des N . N . , Gas-
tind Wasserleitungs -Installateur in Wien , gegen den Bescheid des magistratischen
Bezirksamtes für den XVIII . Bezirk vom 8 . August 1901 , Z . 28531 , mit
welchem dem Genannten aus Anlaß eines von ihm bewirkten Einbaues einer
mittels Dampfkraft betriebenen Pumpe (Pulsometers ) , sowie aus Anlaß eines
Falles des Ausziehens zweier außer Betrieb gesetzter Brunncnröhren bei Her¬
stellung einer Wasserleitung unter Strafandrohung aufgetragen wurde , derlei
in den Berechtigungsumfang einer anderen Gewerbes fallende Arbeiten in
Hinkunft zu unterlassen , den angefochtenen Bescheid als ungesetzlich zu beheben.

Zur Begründung dieser Entscheidung wird einerseits bemerkt , daß mit
Rücksicht auf Z 36 , ul . 2 der Gewerbeordnung die Gewerbebehörden I . Instanz
überhaupt nicht zuständig sind , Zweifel über den Umfang einer Gewerbe¬
berechtigung durch Entscheidungen zu beseitigen , sondern die Entscheidung der
Politischen Landesbehörde cinzuholen haben . Dort , wo solche Zweifel als ge¬
geben nicht erachtet werden , haben die Gewerbebehörden I . Instanz , falls eine
Überschreitung der Gewerbeberechtigung vorliegt , die Strafamtshandlung nach
dem VIII . und IX . Hauptstücke der Gewerbeordnung einzuleiten und durch¬
zuführen , eventuell gegenüber dem zur Verantwortung gezogenen Beschuldigten
mit einem lossprechenden Erkenntnisse vorzugehen , keineswegs aber das ein¬
mal von amtswegen eingeleitete und durch die Einvernahme des Beschuldigten
bis zur mündlichen Strafverhandlnng im Sinne des Z 147 der Gewerbe¬
ordnung gediehene Strafverfahren ohne Enderkenntnis einzustellen.

8 .

Gewerbe -Eniziehung wegen strafgerichtlicher Ver
urteilnng nach 8 >38 , lit . r» G .-O.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 28 . Februar 1902,
Z . 15844 (Mag .-Abt . XVII 1738 sx 1902 ) :

Es ist vorgekommen , daß seitens der Gewerbebehördeu I . Instanz nach
Verurteilungen von Gewerbetreibenden wegen Verbrechen , wenn auch das
erkennende Gericht ohne Aufschub gemäß Z 30 des Strafgesetzes die Mit¬
teilung gemacht batte , erst nach Verlauf von Jahren auf Grund des Z 138,
lit . a. mit der Gewerbe -Entziehung für immer oder auf eine begrenzte Zeit
vvrgegangen wurde.

Infolge Erlaßes des k. k. Ministeriums des Innern vom II . Februar
1902 , Z . 2468 , werden nun die k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener
Magistrat (Abt . XVII ) mit seinen Bezirksämtern , dann die Stadträte in
Wiener - Neustadt und Waidhofen an der Dbbs beauftragt , in solchen Fällen
bei Handhabung der Bestimmungen des Z 138 , lit . s, der Gewerbeordnung
die Amtshandlung unmittelbar  nach der strafgerichtlichen Verurteilung
durchzuführen.

Sollte seitens eines Gerichtes die durch Z 30 des Strafgesetzes vor¬
geschriebene Mitteilung der Strafakten etwa einmal unterlassen werden , so
wäre hierüber zu berichten.

1*
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S

Das Recht der Einsprache gegen die verweigerte
Zuerkennnng der Begünstigung der Einteilung in
die Ersatzreserve steht den Vertretern der militärische»

Interessen nicht zn.
Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 6. Mürz 1902,

Z . 20031 (Mag .-Abt . XVI , Z . 1826 ex 1902 ) :
Aus Anlaß eines speziellen Falles hal das k. k. Ministerium für

Landesverteidigung mit dem Erlaß vom 22 . Februar 1902 , Nr . 45562II
er 1901 , im Einvernehmen mit dem k. und k. Reichs -Kriegsministerium er-
öffnet , daß dem Vertreter des Heeres und der Landwehr , beziehungsweise
der Ergänzungsbezirks -Kommauden das — lediglich zur Wahrung der mili¬
tärischen Interessen geschaffene — Recht der „ Einsprache " gegen die politischer-
seits verweigerte Anerkennung der Begünstigung der Einteilung in die Ersatz¬
reserve nach den ZZ 31 bis 34 des Wehrgesetzes nicht zusteht.

Ebensowenig ist eine solche Meinungsverschiedenheit nach den Bestim¬
mungen des Z 3 : 3 der Wehrvorschriften 1. Teil auszutragen , weil es sich
hiebei nicht um Angelegenheiten handelt , hinsichtlich welcher die Überein¬
stimmung zwischen den Ergänzungsbehörden erster Instanz hergestellt werden muß.

Dieser Erlaß ergeht an alle Bezirkshanptmannschasten in Niederösterreich,
den Wiener Magistrat (Abteilung XVI ), alle magistratischen Bezirksämter
in Wien , die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Mbs.

I«.
Nichtberechtigung der Hoteliers und Fremden-
beherberger zum Halten von sogenannten Haus¬

tapezierern.
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat sich laut Erlasses vom 8 . März 1902,

Z . 19627 (Mag .-Abt . XVII/1844 ), zu einer Entscheidung im Sinne des ß 36,
Abt . 2 der Gewerbeordnung hinsichtlich der Frage , ob Fremdeiibehcrberger als
solche auch zum Halten von Haustapezierern berechtigt seien , nicht bestimmt
gefunden , weil es keinem Zweifel unterliegt , daß eine Befugnis im Sinne
des ß 16 , Punkt n der Gewerbeordnung , zwar die Berechtigung zur Bei¬
stellung , nicht aber auch jene zur handwerksmäßigen Erzeugung oder Aus¬
besserung von für die Fremdenbeherbergnng bestimmten Einrichtungsgegen-
ständen in sich schließt.

11
Vorgang bei der Verleihung von Konzessionen für

„alkoholfreie Speiseanstalten ".
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 11. März 1902,

Z . 22877 (Mag .-Abt . XVII 2076 ex 1902 ) :
Der österreichische Verein gegen Trunksucht hat in einer beim k. k.

Ministerium des Innern überreichten Eingabe darauf hingewiesen , daß seitens
einer Gewerbebehörde I . Instanz ein Gesuch um Erteilung der Konzession zum
Betriebe einer sogenannten „ alkoholfreien Speiseanstalt " wegen mangelnden
Lokalbedarfes abgewiesen worden ist, ohne daß hiebei auf den besonderen
Charakter dieses Gewerbebetriebes Bedacht genommen wurde.

Der aus diesem Anlasse vom Verein in Betätigung seiner gewiß zu
billigenden allgemeinen Bestrebungen gestellten Bitte willfahrend , hat der Herr
Ministerpräsident als Leiter des k. k. Ministeriums des Innern mit dem Erlasse
vom 1. März 1902 , Z . 45145 sx 1901 , angeordnet , die Aufmerksamkeit der
Gewerbebehörden darauf zu lenken , daß bei Beurteilung von Gesuchen um
Erteilung von Konzessionen für Speiseanstalten (Z 16 , lit . n G .-O .) , in
welchen ein Ausschank alkoholischer Getränke (Z 16 , lit . o, ä und e) nicht be¬
trieben werden soll, der Natur der Sache nach andere  Gesichtspunkte für die
Prüfung des Bedürfnisses  der Bevölkerung nach Errichtung derartiger
Speiseanstalten sich ergeben , als dies bei Gast - und Schankgewerben im all¬
gemeinen der Fall ist.

Es wird daher Sache der Gewerbebehörden sein , bei Amtshandlungen
hinsichtlich der Konzessionierung von Gast - und Schankgewerben Betriebe mit
oder ohne  Ausschank alkoholischer Getränke streng von einander zu Hallen.

Selbstverständlich wird der Erteilung von Konzessionen für derartige
„alkoholfreie Speiseanstalten " zur Verminderung von Mißbräuchen die sorg¬
fältigste Prüfung der Vertrauenswürdigkeit des Bewerbers vorauszugehen
haben.

Derlei Speiseanstalten sind ferner genau zu überwachen , und wird jede
Überschreitung der erteilten Befugnisse strengstens zu ahnden , eventuell auch
mit der Entziehung der Konzession gemäß Z 138 der Gewerbeordnung vorzu¬
gehen sein.

Erweiterungen der ursprünglichen Konzession auf die Berechtigung zum
Ausschank alkoholischer Getränke find solchen Anstalten grundsätzlich nicht zu
erteilen.

Hievon werden alle politischen Bezirksbehörden in Niederösterreich , darunter
die magistratischen Bezirksämter im Wege der Magistrats -Abteilung XVII
behufs Danachachtung , dann die k. k. Polizei -Direktion in Wien zur Kenntnis¬
nahme verständigt , ebenso auch der eingangs genannte Verein in Erledigung
feiner erwähnten Eingabe in Kenntnis gesetzt.

12 .

Die Gemeinden sind als Drittschuldner gemätz
8 302 der Exekntionsordnnng nicht verpflichtet,
Liber gepfändete Forderungen die im 8 3V ! de

stimmten Erklärnngen abzugeben.
Mit dem Beschluß des k k. Exekntionsgerichts Wien vom 2 . Jänner

1902 , Z . 4295 , wurde der Geineinde Wien in der Rechtssache des R . P ., ver¬
treten durch Dr . S . kontra den städtischen Kontrahenten N . N . im Sinne der
Bestimmungen des Z 301 E .-O . anfgetragen , sich binnen 14 Tagen nach
Zustellung dieses Beschlusses darüber zu erklären:

1 . ob und inwieweit sie die zugunsten des R . P . gepfändete Forderung
des N . N - im Betrag von 3000 X als begründet anerkennt und Zahlung
zu leisten bereit ist;

2 . ob und von welchen Gegenleistungen ihre Zahlungspflicht ab¬
hängig ist;

3 . ob und welche Ansprüche andere Personen aus die gepfändete Forderung
erheben;

4 . ob und wegen welcher Ansprüche zugunsten anderer Gläubiger an
der Forderung ein Pfandrecht besteht ; und

5. ob und von welchem Gläubiger , sowie bei welchem Gericht die ge¬
pfändete Forderung eingeklagt ist.

Dem vom Magistrat gegen diesen Auftrag ergriffenen Rekurs hat das
k. k. Landesgericht Wien in Zivilrechtssachen mit der Entscheidung vom
20 . Jänner 1902 , Z . 32 , Folge gegeben , und den Antrag des betreibenden
Gläubigers R . P . durch Dr . S ., der Gemeinde Wien anfzutragen , sich Uber
die gepfändeten Forderungen zu erklären , abgewiesen.

Dr . S . hat namens seines Klienten R . P . gegen diese Entscheidung den
Revisionsrekurs eingebracht.

Laut des Bescheids des k. k. Exekntionsgerichts Wien vom 11 . März
1902 , Z . 4295 , hat jedoch der k. k. Oberste Gerichtshof diesem Revisions-
rekurs zufolge Entscheidung vom 26 . Februar 1902 , Z . 2195 , keine Folge
gegeben und den Beschluß des Rekursgerichls in der Erwägung bestätigt , daß
der im H 302 E .-O . und gleicher Weise im Z 295 E .-O . vorkommende Aus¬
druck „ unter öffentlicher Verwaltung stehende Fond " sich zweifellos auch aus
das Gemeindevermögen und also auf Gemeinden bezieht , weil nicht der
engere Ausdruck „ staatlicher Verwaltung " gebraucht wird und auch Gemeinden
in öffentlicher Verwaltung stehen , weil besondere Fonde (Zweckvermögen ) auch
in der Verwaltung von Gemeinden stehen können , und es nicht die Absicht
dieses Gesetzes sein kann , solche Fonde , nicht aber die sie verwaltenden Ge¬
meinden selbst von der im Z 301 E .-O . normierten Erklärungspflicht zu be¬
freien , und weil endlich der für diese Befreiung maßgebende gesetzliche Grund,
nämlich die Lffenllich -rechtlich gesicherte zuverlässige Evidenz - und Jnforma-
mationsmöglichkeit über derlei Forderungen in gleicher Weise wie beim k. k.
Ärar auch bei Gemeinden zntrifft . (Mag .-Abt . XXII , Z . 1140 .)

13 .

Abänderung der Bezeichnung des Bezirksgerichts
und Steucramtes Feistritz in Krain.

Verordnung des Justizministeriums vom 16 . Mürz 1902,
R .-G .-Bl . Nr . 55:

Das Bezirksgericht Feiftritz im Sprengel des Landesgerichts Laibach
hat die Bezeichnung „Jllyrisch -Feistritz " zu fuhren.

* -i-
*

Kundmachung des Finanzministeriums vom 8. April 1902,
R .-G .-BI . Nr . 76:

Infolge der mit der Verordnung des „k. k. Justizministeriums vom
16 . März 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 55 , verfügten Änderung der Bezeichnung des
Bezirksgerichts Feistritz im politischen Bezirk Adclsberg in „ Jllyrisch -Feistritz"
bat auch das Steueramt mit demselben Amtssitze die Bezeichnung „ Jllyrisch-
Feistritz " zu führen.

14 .

Wagenverkehr in der Dornbacherftratze.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 18. Mürz
1902 , Mag .-Abt . IV . Z . 100745 ex 1901:

Aus Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März
1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 , wird bestimmt , daß im engen Theile der Dornbacher¬
straße im XVII . Bezirke zwischen den Häusern Or .-Nr . 102 und 120 nur im
Schritte gefahren werden darf.

Übertretungen dieser Anordnung werden mit Geldstrafen bis znm
Betrage von 400 X oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.
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, 5.
Transport von Bier , Wein und Baumaterialien.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 21 . März 1902,
Mag .-Abt . IV , Z . 127044:

Auf Grund der H 100 des Gemeindestatuts für Wien vom 24 . März
1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 , wird verfügt:

1. Tie im Wiener Gemeindegebicte verkehrenden Bierwagen dürfen
höchstens sogenannte Achter sein . Die Einfahrt in den I . Bezirk ist ihnen nur
dann gestattet , wenn sie mit nicht mehr a!s zwei Pferden bespannt sind.

An den Klammern der oberen Tragbalken dürfen Fässer von mehr als
0 ' 5KI Inhalt nicht eingehängt werden.

Das Doppelhängen der Fässer an den unteren Teilen des Wagens ist
nur dann gestattet , wenn dieselben nicht mehr als 0 ' 6 bl fassen, die dazu ver¬
wendeten Klammern samt den Ringen höchstens 0 22 m lang sind und die
Breite des derart geladenen Wagens 190 m nicht übersteigt . Das Doppel¬
hängen der Fässer an den oberen Tragbalken der Wagen , das Aushängen
leerer Fässer an dem Beilloche und das Anbringen seitlicher Kutschersitze oder
das Sitzen auf de» seitwärts hängenden Bierfässern , sowie das Anfstellen
oder Auflegen von Bierfässern auf dieselben ist strengstens untersagt.

Der Eigenthümer eines Bierwagens ist für jeden aus der mangelhaften
Beschaffenheit desselben oder seiner Beschaffenheit hervorgehenden Schaden
verantwortlich und ersatzpflichtig.

Die in die Innere Stadt verkehrenden Bierwagen haben in dieselbe
spätestens bis 1 Uhr nachmittags einznfahren und bis 2 Uhr nachmittags
herauszufahren.

Da sich der Bierführer von seinem Gespanne nicht entfernen soll , haben
die Brauer entweder für eigene Abträger oder dafür zu sorgen , daß die
Dienstleute des Bestellers beim Ein - und Auskellern der Fässer Hilfe leisten.

Jedes unnötige Anhalten der Bierwagen ist zu vermeiden . Das Auf-
und Abladen der Fässer hat mit tunlichster Beschleunigung zu geschehen.

Die Brauhaus -Inhaber sind nach Verordnung der k. k. n .- ö. Statt¬
halterei vom 15 . Mai 1855 , Z . 18848 , unter persönlicher Verantwortung
verpflichtet , bei der Expcdicruug der Bierwagen unter einem auch den Namen
des Kutschers aufzunehmen oder durch die Bierabträger aufnehmen zu lassen.

2 . Bezüglich des Weintransportes werden folgende Verfügungen ge¬
troffen:

Sobald die Wagen an dem Orte ihrer Bestimmung angelaugt sind , hat
sofort das Abladen oder Abschlauchen der Fässer zu erfolgen . Danach sind
die Wagen sogleich zu entfernen oder in den Hofräumen der Häuser nnter-
zubringen.

Im I . Bezirke ist das Abschlauchei , nnr in der Zeit von 10 Uhr nachts
bis 7 llhr früh gestattet . Während der Tagesstunden ist dasselbe nur aus¬
nahmsweise mit Bewilligung der k. k. Polizei -Direktion in Würdigung be¬
sonderer Gründe zulässig.

3 . Die Zu - und Absuhr von Baumaterialien in den I . Bezirk hat wo¬
möglich in den frühen Morgenstunden zu erfolgen ; insbesondere ist der
Transport von langen Bäumen und Leitern in diesem Bezirk nur in der
Zeit von 10 Uhr nachts bis 7 Uhr früh gestattet.

Übertretungen dieser Kundmachung werden mit Geldstrafen bis zum
Betrage von 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

Die Kundmachung vom 1. April 1879 , M . - Z . 69945/XV , tritt
außer Kraft.

L«.
Verkehr mit konzentrierter Essigsäure.

Verordnung der Ministerien des Innern und des Handels
vom 26 . März 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 66:

Auf Grund des Z 6 des Gesetzes vom 16 . Jänner 18S6 , R .-G .- Bl.
Nr . 89 ex 1897 , wird bestimmt:

Die konzentrierte Essigsäure (Eisessig , Radikalessig , Essigessenz , das sind
Flüssigkeiten mit einem Gehalt von mindestens 20 Prozent Essigsäure - Hydrat ) ist
von Gewerbetreibenden nur in Gefäßen oder Behältnissen , welche mit einer
deutlichen Aufschrift des Inhalts bezeichnet sind, zu führen und von jeder¬
mann , der dieselbe besitzt, so anfzubewahren , daß sie Personen , von denen
unvorsichtiges Gebaren zu besorgen ist, nicht zugänglich ist.

Im Kleinverkehr ist die konzentrierte Essigsäure nur in gut verschlossenen
Flaschen auszufolgen , die die Aufschrift : „Konzentrierte Essigsäure " oder
„Essig - Essenz " tragen und in auffallender «Schrift die Warnung vor dem
Genuß in unverdünntem Zustand enthalten.

Der Käufer darf zur Empfangnahme der konzentrierten Essigsäure
nur solche Personen ermächtigen , bei welchen unvorsichtiges Gebaren nicht zu
besorgen ist ; auch der Verkäufer darf an Personen , die zu einer solchen Be¬
sorgnis offenbar Anlaß geben , konzentrierte Essigsäure nicht verabfolgen.

Bei Versendungen ist die konzentrierte Essigsäure in gut verschlossenen,
vor dem Ausrinnen vollkommen schützenden Behältnissen sorgfältig zu verpacken
und mit der vorerwähnten Aufschrift zu versehen.

Diese Verordnung tritt sofort in Wirksamkeit.

17.

Nichtzulässigkeit des Offenhaltens vou Geschäfts-
lokalitäteu zum Zwecke des Zeitungs - Verschleißes

während der Zeit der Sonntagsruhe.
Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat dem Magistrat , Z . 2246 , Abt . XVII,

mit Erlaß vom 26 . März 1902 , Z . 28777 , in Erledigung des von der Ge¬
nossenschaft der nichtprotokollierten Papier -, Zeichen - und Schreibwarenhändler
Wiens gestellten Ansuchens um Festsetzung der sonntägigen Verkaufsstunden
für die auch mit dem Zeitungs -Verschleiß sich befassenden Geschäftsleute er¬
öffnet , daß nach dem letzten Absatz des Artikel IX des Gesetzes vom 16. Jänner
1895 , R -G .-Bl . Nr . 21 , während der Stunden , in welchen die gewerbliche
Sonntagsarbeit nicht gestattet ist, die bezüglichen für den Verkehr mit dem
Publikum bestimmten Geschäftslokalitäten geschloffen gehalten werden müssen.

Die Berechtigung zum Zeitungs -Verschleiß begründet — ebensowenig
> wie sonstige Verhältnisse des Gewerbeinhabers — auch dann , wenn dieser
^ Verschleiß in den dem Gewerbebetrieb des Lizenzinhabers gewidmeten Ver¬

kaufsräumen ausgeübt wird , kein Recht zum Offenhalten eines gewerblichen
Betriebslokals.

Es ist daher überhaupt unzulässig , eine für den Verkehr mit dem Pub¬
likum bestimmte gewerbliche Betriebs - beziehungsweise Verkaufsstätte in der
Zeit der Sonntagsruhe — selbst wenn dies nur zum Zweck des Zeitungs-
Berschleißcs geschehen sollte — offen zu halten , weshalb auch eine Ver¬
fügung in dem von der Genossenschaft beantragten Sinn nicht getroffen

! werden kann.
18 .

Voraussetzungen der Anwendung der im Z 138
der Gewerbeordnung , Punkt I», vorgesehenen Strafe

der Gewerbe -Entziehung.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 3. April 1902,

Z . 31391 (M . B .-A. II , 6644 ex 1902 ), an das Magistratische
Bezirksamt für den II . Bezirk:

Die k. k. n .- ö. Statthalterei findet über den Rekurs des N . N . gegen
das d. ä . Erkenntnis vom 15 . März 1902 , Z . 5201 , mit welchem dem Ge¬
nannte » anläßlich seiner mit Urteil des k. k. Bezirksgerichts . .
vom 14 . Juni 1901 wegen wiederholter Übertretung des Z 343 St .- G . er¬
folgten Bestrafung unter Berufung auf Z 138 , Punkt b der Gewerbeordnung
die Strafe der immerwährenden Entziehung des Zahntechnikergewerbes im
Standorte Wien . auferlegt wurde , das angesochtene Erkenntnis
als ungesetzlich von Amts wegen zu beheben.

Gründe:
Die Anwendung der im Punkted des Z138 der Gewerbeordnung vorge-

! scheuen Strafe hängt vor allem davon ab , daß der zu Bestrafende wegen Nicht¬
beachtung gerade der auf die Ausübung seines Gewerbes bezüglichen Vor¬
schriften bereits wiederholt bestraft worden sei, und dann , daß die Ahndung
jener Übertretung , wegen welcher die Strafe zur Anwendung gelangt , der
Gewerbebehörde überhaupt zukommt.

Keine dieser Voraussetzungen trifft hier zu.
Denn H 343 des Strafgesetzes ist keine nur für eine bestimmte Art von

Gewerben geltende Vorschrift , gilt vielmehr auch für Personen ohne irgend¬
welche Gewerbebefugnis ; daß aber die Gewerbebehörde zur Verfolgung einer
solcher Übertretung überhaupt nicht zuständig ist, bedarf keiner weiteren Er¬
örterung.

Die Frage jedoch, ob wegen strafgerichtlich geahndeter Handlungen die
Gcwerbeentziehung nach Z 138 , Punkt a der Gewerbeordnung oder eventuell
nach Punkt o dieses Paragraphen verfügt werden darf , ist gegebenenfalls nur
im Sinne eben dieser Bestimmungen zu entscheiden.

Die Beilagen des Berichtes vom 23 . März 1902 , Z . 5901 , folgen mit
dem Aufträge zurück , von dieser Entscheidung den Rekurrenten unverzüglich
in Kenntnis zu setzen.

1 «.

Sachverständige bei Enteignungen zn Eisenbahn¬
zwecken.

Die k. k. n .-ö. Statthalter « hat mit dem Erlaß vom 4 . April 1902,
Z . 31933 , die gemäß Z 24 des Gesetze? vom 18 . Februar 1878 , R .-G .-Bl.
Nr . 30 , für das Jahr 1902 ausgestellte Liste derjenigen Sachverständigen,
welche in Fällen der Enteignungen zum Zweck der Herstellung und des
Betriebs von Eisenbahnen im Sprengel des k. k. österr . Oberlandesgerichts,
d. i. in den Erzherzogtümern Österreich unter und ob der Enns und im
Herzogtum Salzburg beizuziehen sind , übersendet . In dieser Liste sind folgende
Persönlichkeiten mit dem Wohnsitz in Wien namhaft gemacht und daher bei
Enteignnngsverhandlungeii im Wiener Gemeindegebiet , beziehungsweise im
Amtssprengel des Wiener Magistrats als politische Behörde I . Instanz bei¬
zuziehen:

Adametz  Karl , Gülerschätzmeister , III ., Hetzgaffe 23.
Brenner  Joses , Ritter v., Gutsbesitzer und Pächter , IV ., Tanbstummen-

gassc 6.
Eberl  Adolf , Domänen -Ober >Direktor i . P ., III ., Hörnesgaffe 24.
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Feistmantel Rudolf , Ritter v., .Witer -Direklor i. P . und Güterschätz-
meister , XIII ., Laiuzerstraße 53.

Fischer Marlin, Gärtner, XI.. Kaiser,Ebersdvrfersträhx-M - ,',' istziK
A -Gerl  Heinrich, Architekt, I , HiMMelpfoxtgaffe--9. ^ . -

Glafancr  Johann , WirtschaslKbesitzee, jllj ..-Glasauergasse 34.
Görlsch Johann, Baumeister,- 1V>. SchhumbtMertMe: H.
Greiner  Ferdinand . Wirtschaftsdesitzer, XIX,  Greincrgaise 36.
Grlinbeck Sebastian , Weinschenkei und Haüshesitzer, XVII , Heinalser

Hauptstraße 68.
Gschwandner  Johann , Baumeister und Realitätenbcsitzer, XVII .,

Hernalscr Hauptstraße 37.
Halia  Adolf , gräflich Tranttmansdorffffcher Generäl - Domänen - In¬

spektor, IV , Favoritenstraße 20.
Hauck Franz , Forst !,äuiiker und Ökonom, II ., Anssiellnngsstraße 2l.
Hölzl  Leopold . Gemeinderat , Hauseigentümer und Weinhauer , XIX .,

Sieveringe -straße 110.
Kapp  Karl , Siadtzimmermeister und Vorsteher der Genossenschaftder

Stadtzimmermeister , III,  Petrnsgaffe 1.
Kellner  Karl , gräflich Hoyos'scher Forstmeister, IV., Schäffergasse 17.
Koller  Michael , Milchmeier und Hausbcsitzer, X., Buchengasse 40.
Krousky  Adolf , behördlich autorisierter Zivil - Ingenieur , XV., Zinck-

gasse 5.
Machts Ferdinand , Wirlschastsrat und landesgerichtlicher Güterschätz-

mcister, XVIII , Währingergiirtel 39.
Mayerhofer  Josef , Gärtner und Grundbesitzer, XI , Dorsgasse 9.
Müller  Josef , behördlich autorisierter und beeideter Zivil -Ingenieur,

XVIII ., Währing !rgürtel 39.
Neumayer  Theodor , Baumeister,- ! ., Schottengasse 7.
Pernfuß  Heinrich , Güterschätzmeister, XVIII , Gymnasiumstraße 15.
Prager  Karl . Wrrtschaflsbesitzer,. XVIII , Gersthoferstraße 111 . ^
Reinagl  Leopold , Güter - Jnspektor und Hausbesitzer, III .,, Hörnes-

gasse 24.
Reinharl  Johann , Stadlbanmeister , VIII , Piaristengasse 47.
Rohaczek  Ignaz , k. k. Baumeister im Eisenbahnministerium, XVII,

Hervalser Hauptstraße 112.
Schlierholz  Gustav , Architekt und Baumeister , I , Mölkerbastei 14.
Schönbichler  Kart , Baumeister, V., Wienstraße 77.
Seitz Josef , Zivil -Ingenieur und Hausbesitzer, XX ., Wolfsangasse 4.
Spitaler  Paul , Landtags -Abgeordneter, Grundbesitzer und Bezirks¬

vorsteher, III , Rennweg 73.
Steinmetz  Johann , Baumeister , Grund - und Weingartenbesitzer, XVII,

Tornbacherstraße 85.
Straßer  Franz , Bürger und Hausbesitzer, XX., Wallensteinstraße 80.
Weese  Franz , Baumeister, XVII , Klampflberggaffe 401.
Wich v. d. Reuth  Julius , Bevollmächtigter der fürstlich Balthyany ' schen

Generalpachtnng , X., Lcebgasse 18.
Zagorsky  Anton , Baumeister, XVI ., Thaliastraße 80
Zeiningcr  Ferdinand , Wrrtschaftsbesitzer, XII , Hetzendorferstraße 111.
Zierer  Leopold , Wirtschaftsdesitzer, XII ., KhleSIPIatz 8.

(Mag .-Abt. V, Z . 1695 ex 1902.)

Ä«.
Verbot des Verkaufs von Milch nach nicht

metrischem Maße.
Kundmachung des Wiener Magistrats vom 4. April 1902,

Mag.-Abt. IX, Z. 1566:
Es ist zur Kenntnis der k. k. Regierung gelaugt, daß in manchen

Gegenden entgegen den Bestimmungen der Maß - und Gewichtsordnung noch
immer die Milch nach alten, nicht metrischen Maßen verkauft wird.

Zufolge Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 6. März 1902,
Z . 964, beziehungsweise Erlaßes der k. k. u.-L. Statthalterei vom 23. März
1902, Z . 26323 . werden sowohl die Milchyroduzenten als auch die Konsumenten
aufmerksam gemacht, daß die Bestimmungen des Artikels V der Maß - und
Gewichtsordnung vom 23. Juli 1871 . R .-G.-B ! Nr . 16 ox 1872, wonach im
öffentlichen Verkehr das metrische Maß und Gewicht ausschließlichanzuwenden
ist, auch auf den Milchverkauf Anwendung finden, daß daher jeder ander¬
weitige Verkauf von Milch insbesondere nach der allen „Maß " als Über¬
tretung des obigen Gesetzes nach Artikel VI desselben geahndet wird.

2L.
Die Vcrpflegsgebührcn in den Krankenhäusern

Ungarns.
- 1.

Verzeichnis der für die Staats -Heilanstalten, ferner die
Staats -, Landes- und öffentlichen Krankenhäuser Ungarns pro
1902 festgesetzten täglichen Verpslegsgebühren:

I . Staats - Heilanstalten.
X. Staats -Krankenhäuser.

1. König! ung . Krankenhaus in Preßburg , und zwar : Extra-Abteilung
5 X, Inländer 1 X 60 ü, Ausländer 1 X 74 ü.

2. König! n»g. Staats -Krankenhims in Marosväsärhely 1 X 60 d.
3. König! ung. Staats -Augenspital ' in Braffö I X 12 k.

.U 'sHnIWtkrMrnHivchOlffp ' wIin Szegedi» . 1 X 82. k .»>
5. König! ung . Trachomfpital in Perlak 1 X.

sVil6, König! ung . -TrachomspiloliniZsolya 1 X. - .----'s.- et.V-i ' x
7. König! ung . Trachomspital in O -Becse I - X. - .
8 . König!, »ng . Trachomspital in Zsablya 1' X. -II ' ' ?

.. 9. Polizeigefangenen-Kraukenhaus in Budapest I X 74

L . Slaats -Jrrenanstalten.
10. König! ung . Staats -Irrenanstalt in Blldapesi-Leopoldsfcld, und zwar:

Extra -Abteilung 10 X, I. Klaffe 6 X, II Klaffe 3 X, lila  Klaffe I X 60 ü,
IH . b Klasse l ' X 40 ü.

11- König!, ung . Skaäks-Jrrenanstält iü Bndapest-Engelzfeld , Und zwar:
II . Klasse 3 X,' III . Klaffe 1 X 40 ü. - ^

12. König!, ung . Staats -Irrenanstalt in Nagyszeben, und zwar : I . Klaffe
6 X, II Klaffe 3 X, III Klasse 1 X 40 ü.

13. König! ung . Staats -Irrenanstalt in Nagy-Kallü, und zwar : IIKlaffe
3 X, III . Klaffe I X 40 ü.

II . Landes - Kranlcnhänser.
14. „Karolinen ' -Landcs-Krankenhaus in Kolozsvär 2 X.

III . Öffentliche Krankenhäuser.
15. In Arad 1 X 52 ü.
16. In Aranyos -Maroth 1 X 10k.
17. In Balaffa -Gyarmat I X 62 k.
18. In Beregszäsz 1 X 64 d.
19. In Beszeercze 1 X 46 k.
20 . In Braffc) 1 X 40 k.
21. In Budapest am linksseitigen Ufer 2 X 58 k.
22 . In Budapest am rechtsseitigen Ufer 2 X 58 k.
23 . In Csikszereda 1 X 8 k.
24. In Debrcczin 1 X 86 k.
25. In Deos 1 X 46 k.
26 . In Döva 1 X 60 k.
27. In Dicsö -Szent -Marton l X 68 k.
28. In Xrseknjvär 1 X 84 k.
29. In Eszlergom 1 X 68 k.
30. In Fehsrgyarmat 1 X 82 k.
31 . In Fehsriemplom 1 X 46 k.
32 . In Fiume 1 X 66 k.
33. In Fogaras 1 X 44 k.
34. In Gyöngyös 1 X 48 k.
35. In Györ 1 X 60 k.
-6 . In Gynla 1 X 68 k.
37 . In Homonna 1 X 40 k
38. In Jäszbereny 1 X 46 k.
39 . In Kaposvär 1 X 62 k.
40. In Kapuvär 1 X 70 k.
41. In Kaffa 1 X 54 k.
42. In Kis-Czell-Kemenyesalja 1 X 86 k.
43. In Kisvärda 1 X 40 k.
44. In Lova 1 X 60 k.
45. In Losoncz 1 X 62 k.
46 . In Makü I X 56 k.
47. In Marczali 1 X 34 k.
48 . In Marmarosßiget 1 X 62 k.
49. In Miskolcz 1 X 94 d.
50. In Mödos 1 X 90 k.
51 . In Mohäcs 1 X 64 k.
52. In Munkäcs 1 X 58 k.
53. In Muraszombat I X 50 k.
54. In Nagy -Becskei ek 1 X 80 k.
55. In Nagy-Enykd 1 X 36 k.
56. In Nagy-Kanizsa 1 X 44 k.
57 . In Nagy-Käroly 1 X 30 k.
58 . In Nagy-Kikinda ! X 52 k.
59. In Nagy-Mihäly I X 66 k.
60. In Nagy -Szeben 1 X 54 k.
61. In Nagy-Szentmiklüs 1 X 52 k.
62. In Nagy-Szöllös 1 X 56 k.
63 . In Nagy -Tapolcsäny 1 X 40 d.
64 . In Nagy -Värad 1 X 60 k.
65 . In Nyiregyhäza 1 X 74 d.
66. In Nyitra 1 X 64 k.
67. In Pancsova 1 X 33 k.
68. In Pöcs 1 X 82 k.
69. In Rimaszumbat 1 X 24 k.
70. In Säior -alja -ujhely 1 X 58 d.
71. In Segesvär 1 X 60 k.
72. In Sepst -Szent -György 1 X 14 k.
73. In Sopron 1 X 56 k.
74. In Szabadka 2 X 14 k.
75. In Szatmär 1 X 44 k.
76. In Szegedin I X 82 k.
77 . In Szegzärd 1 X 30 k.
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83, In Torda 1 L 62 ü . ^
84. In Török-Kanizsa I X 68 Ii.
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^Kömgl . irnq. Mn . d. Innern ^ A. 23565 VLa ; Mag .-Abt, XXII , 1020

ex 1902.1
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Verzeichnis der für die mit Öffentlichkeitsrecht versehenen
Krankenhäuser Ungarns pro 1902 festgesetzten täglichen Ver --
pflegsgebühren:

1. Städtisches Krankenhaus in Baja 1 I! 58 6.
2 . Städtisches Krankenhaus in Barts « I II 54 5.
3 . Komitats -Kraukenhaus in Beszterczebsnya 1 X 10 5.
4 . Städtisches Krankenhaus in Leszterczebünya 1 X 12 k.
5 . Bezirks -Krankenhaus in Borosjenö 1 X 56 5.
6 . Gemeinde -Krankenhans in Csab I X 50 5.
7 . Gemeinde -Krankenhaus in Csongiüd 1 X.
8 . Städtisches Krankenhaus in Czeglsd 1 X 32 I>.
9 . Städtisches Krankenhaus in Eveijcs 1 X 76 5.

10 . Komitats -Kraukenhaus in Erdöd 1 X 40 ü.
11 . Krankenhaus in Gyerghö 1 X 64.
12 . Städlisches Krankenhaus in Gyulafebervär I X 20 I>.
13 . Städtisches Krankenhaus in Hodmezövüsärhely 1 X 58 k.
14 . Städtisches Augenkrankenhaus in Hodmezöväsärhelq I X 76 k
15 . Komitats -Kraukenhaus in Jpolysäg 1 X 40 l>.
16 . Städtisches Krankenhaus in Karnusebes 1 X 30 li.
17 . Gebär - und Kinderasylhaus in Kaschau 1 X 56 d.
18 . Städtisches Krankenhaus in Kecskcmöt 1 II 64 Ii.
19 . Vereins -Krankenhaus „Rudolf " in Kezdiväisärhely 1 X 12 5.
20 . Städtisches Krankenhaus in Komorn 1 X 32 ü.
21 . Bezirks -Krankenhaus in Körösbünya 1 X 40 5.
22 . Vereins -Krankenhaus in Köszeg 1 X.
23 . Komitals -Kiankenhaus in Liplo -Szentmiklös 1 X 50 d.
24 . Städtisches Krankenhaus in Lngos 1 X 56 5.
25 . Koinitats -Kiankeuhaus in Magyaiüvür 1 I! 52 !i.
26 . Städtisches Krankenhaus in Nagybänya 1 X 40 5.
27 . Gemeindc -KrankenhauS in Nagysomlut 1 II 20 k.
28 . Gemeilide -Krankenhans in Naghszalonia 1 I! 54 5.
29 . Komitats -Krankenhans in Nagyszombat 1 X 50 ü.
30 . Foiids -Krankenhans in Nemctujvär ! X 42 !>.
31 . Gemeinde -Klanienhaus in Orsova 2 X.
32 . Gemeinde -Krankenhans in Roisnpö 1 X 50 !i.
33 . Städlisches Krankenhaus in Sclmazbänya I X 20 Ii.
34 . Gemeinde -Krankenhaus in Siklös I II 46 Ii.
85 . Geineinde -Krankenhaus in Sümeg I X 20 I>,
86 . Koinilals -Kraiikenhaus in Szentes I X 48 Ii.
37 . Krankenhaus „ Menschenfreund " in Szombaihely 1 X 60 ff.
38 . Gebär - Abteilung des Landes - Findelhauses „ Weißes Kreuz " in

Temesvär 1 X 62 ü.
39 . Komitats -Kraukenhaus in Turocz -Szentmartoii 1 X 50 ff.
40 . Graf KLroly ' sches Krankenhaus in Üjpest 2 II.
41 . Städtisches Krankenhaus in Ujvidek 1 X 78 5.
42 . Städtisches Krankenhaus in Veszprim 1 X 26 ff.
43 . Städtisches Krankenhaus in Zenta 1 X.
44 . Städtisches Krankenhaus in Zircz 1 X 20 ff.
45 . Städtisches Krankenhaus in Zombor 1 X 66 ff.
(König !, ung . Min . d Innern , Z . 26424 Via ; Mag . - Abt . XXII,

1041 «r 1902)

!I. UnrmaüvbejUmmMtfen.
81adtra1:

22 .

Spareinlagebücher der Spar - und Vorschnßkasfa
für den HII . Bezirk sind zu Kautionen und Vadien

geeignet.
Der Wiener Stadtral hat in seiner Sitzung vom 3. Dezember 1901,

Z . 11081 (Mag .-Abt . II , Z . 1964 e: 1901 ) , genehmigt , daß den Spar-
einlagebüchern der Spar - und Borschußkassa für den XIII . Bezirk in Wien,
registrierte Genossenschaft mit beschränkter Haftung , die Eignung zu Kautionen
beziehungsweise Vadien im Geschäftsverkehr der Stadt Wien zukommt.
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23.

Vorgang bei Prüfung von Wasfermesfern.
Erlar , vr-> ltziagistrals -Direktor -:' M . P reifer  vom 22 . sfr"

bruar 1902 . Mag .-Abl . VI !> 0144 .2 : > r x
Infolge wiederholter Fälle , daß von Bezirksämtern die koittmissioneüc

Prüfung von Wafferweffttn äusgeschriebrn wurde , ohur daß vorher du- Aus¬
schaltung der betreffenden Wassermeffer veranlaßt worden wäbe / weiden di?
Bezirksämter angewiesen , bei der tommilstviiellen Hrüfung von Wasseimesserii.
über Parte,enaiisucheit folgenden Vorgang genau zii beobachten.

' Äkleu . aü -welchen die Pärleien im Sinne ' de4 Z 6 dod Kundmachung'
über die Wasserabaabe ans der Hochquellenleilniig ui» Prüfung eines Wasser-
messcrs aiiiuchk » , sind zunächst der Sladtbnchhaltiiiig zur Äußerung über die
Ursache des Wasserinehrverbraiiches und zur Ansschaliling des Wassermessers,
zu übermiilelii . . . . > -

Erst wenn die Äußerung der Buchhaltung über die erfolgte Ausschaltung
des zu prüfenden Wassermessers ans Bezirksamt gelangt ist, hat letzteres die.
kommissionelle Prüfung des Wassermessels in der städtischen Wassermesser !-,
Probieranstait (III . Bezirk , Giogmarkthalle ) anszuschreiben , von welche -. Amts¬
handlung zu verständigen sind:

1. die Stadlbiichhallnng;
2. die städtische Wassermesser -Probieistalion ; ,
3 . die Partei.
Der Akt ist mit dem über die Prüfung aiifgeliominenen Protokoll an

die Buchhaltung zu leiten . Ans Grund der Bnchhalinngsänßeriiiig sind dann -,
die weiteren Verfügungen im «rinne des § 6 der vorziiierten Kundmachung,
zu treffen.
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Mitwirkung der mcigistraljschen Bezirksämter bei
der Überwachung des Gewerbeschulbesuchs der

Lehrlinge.
Erlaß des Magistrats - Direktors M . Pr eher  vom

24 . Februar 1902 , Mag .-Abt . XV . 131,02:
Gemäß Z 100 Alinea 3 des Gesetzes vom 23 . Februar 1897 , R - G .-Bl.

Nr . 63 , sind die Lehrberren verpflichtet , ihre Lehrlinge znm Besuch der Ge2
werbeschulen zu verhalten und den regelmäßigen Schulbesuch zu überwachen.
Zur Feststellung , ob die Lehrherrei ! dieser Verpflichtung Nachkommen , Pflegen,
die Ortsschnlräte dieselben vorzuladeu und zur Vorlage des Konlrolbnch es
zu verhallen ; erscheinen diese nicht und steht kein anderes Mittel zur Fest¬
stellung des ordnnilgsinäßige » Gewerbeschulbesuches der Lehrlinge oder Lehr - ,
Mädchen zu Gebot so können sich die Ortsschnlräte an das zuständige
magistratische Beziiksaml mit dem Ersuchen wenden , die allfällige zwangsweise,
Vorführung des Lehrherrn zu veranlassen , und in geeigneter Weise festzu¬
stellen , ob derselbe seiner im Z 100 , Almea 3 eit . lox . ausgesprochenen Pflicht
nachkommt

Einem solchen Ersuchen haben die magistratischen Bezirksämter zufolge
des Magistrats -Direkkions -Erlasses vom 9 , November 1901 , M .-D .-Z . 3108,
zu enksprechen und bei wahrgenommenen Übertretungen die Strafamishandliing
nach den einschlägigen Bestimmungen der Gcwelbeordnnng einziileiken.

Die Gewerdeschul -Koniiiiisston ln Wien hat nun mit Note vom 19 . De¬
zember 1801 , Z . 6432 , bekannigegeben , daß ein magistratisches Bezirksamt in
mehreren derarügen Fällen einfach mitgekeilt habe , der Lehrherr sei über
Vorladiiiig erschienen und habe durch das Konlrolbnch ausgewiesen , daß sein
Lehrling in eine gewerbliche Schule eingeschrieben sei.

Da hiebei wiederholt die Bezeichnung der Schule , welche das bezügliche
Konlrolbnch ausgeferügt hatte , beziehungsweise die Angabe der Adresse der
Schule fehlte , war die Gewerbeschul -Kommission außerstande , die Wahrheit der
Angabe zu prüfen , beziehungsweise den Ortsschulrat in die Lage zu versetzen,
die ' Konirole des Schulbesuchs zu üben , und es mußt « die neuerliche Vor¬
ladung der Partei veranlaßt werden.

Das magistratische Bizirksamt wird daher angewiesen , bei Handhabung
des oben zitierten Magistrats -Direklions -Erlasses gelegentlich der Einvernahme
des Lehrherrn alle zur Konkrole des Schulbesuchs des betreffenden Lehrlings
erforderlichen Daten , insbesondere die genaue Bezeichnung und Adresse der
Schule festziistellen und dem Orisschulrat , beziehungsweise der Gewerbeschul-
KoinnVision mitznieilen.
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Gewerdcschulbesnch von über 18 Jahre alten
Lehrlingen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 28 . Fe¬
bruar 1902 , M .-D . 724:

Laut einer Mitteilung der Gewerbeschul -Kommission in Wien hat ei»
magistratisches Bezirksamt in einem speziellen Falle über die Frage der Ver¬
pflichtung zum Gewerbeschulbesuch -eines Lehrlings, , welcher das 18 . Lebens¬
jahr überschritten , den gewerblichen Fortbildungsunterricht jedoch nicht
mit Erfolg  absolviert hat , folgende Entscheidung getroffen:

2*
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„Über eine von der Gewerbeschul -Kommissio » anher gelangte Anzeige
wurde festgestellt , daß Sie dem bei Ihnen in der Lehre stehenden K. R .,
entgegen den Bestimmungen im 1. und 3 . Absätze des Z 100 des Gesetzes
vom 23 . Februar 1897 , R .-G -Bl . Nr . 63 , die zur gewerblichen Ausbildung
erforderliche Zeit und Gelegenheit durch Berwendung desselben zur Beauf¬
sichtigung der bei Ihnen in Arbeit stehenden Gehilfen entziehen.

Sie haben sich demnach einer Übertretung des Z 100 eit . Is § . schuldig
gemacht und werden gemäß A 133 lit . o, der Gewerbeordnung mit dem
Betrag von 20 X zu Gunsten der genossenschaftlichen Gehilfenkrankenkassa
der Schlosser , eventuell im Falle der Uneinbringlichkeit dieses Strafbetrages
aber mit 48 ständiger Haft bestraft.

Gegen diese Entscheidung siebt der binnen 14 Tagen von dem der
Zustellung nachfolgenden Tage gerechnet beim magistratischen Bezirksamte für
den . Bezirk zu überreichende Rekurs an die k. k. n .-ö. Statchalterei offen.

Begründung.
Der am 21 . Oktober 1883 zu St . in Niederösterreich geborene K . R.

ist am 1. März 1900 nach angeblicher Absolvierung einer dreiklassigcn Volks¬
schule in St . bei dem Schlvfsermeister I . B . i» die Lehre getreten.

Erst am 16 . September desselben Jahres trat der Lehrling in den II . Jahr¬
gang des Vorbereilungskurses für Lehrlinge , X . . Uhlandgafse 1, ein und
erhielt am Schluß des Schuljahres ein vom 7 . Juli 1901 datiertes Zeugnis
mit sehr guten , beziehungsweise guten Noten , aber auch anderseits mit der
Klausel : „zur Freisprechung ungeeignet " .

Am 16 . September 1901 trat R . in den I . Jahrgang der Fortbildungs¬
schule X ., Eugengasse 30/32 ein , besuchte aber gestandenermaßen den Unterricht
nur bis zum 22 . Oktober 1901 , an welchem Tage er vom Meister B ., da
dieser sich auf die Bestimmung des H 75 a der Gewerbeordnung stützte, der
Schule entzogen i wurde . Seit diesem Tage hat R . die gewerbliche Fort¬
bildungsschule nicht mehr besucht und wurde vom Meister auch daran gehindert.

Die Einrede des Meisters , daß die Verpflichtung des Lehrherrn , den
Lehrling zum Schulbesuche zu verhalten , mit vollendetem 18. Lebensjahr
unbedingt aufhöre , stützt sich lediglich aus den Wortlaut des H 75 a der
Gewerbeordnung ohne Rücksichtnahme auf die mit dem Gesetze vom 23 . Fe¬
bruar 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 63 , geänderten Bestimmungen der Gewerbe¬
ordnung.

Die ältere Bestimmung im H 75 a der Gewerbeordnung läßt im
Zusammenhalte mit den neuen Bestimmungen der HZ 99 b und 100 der
Gewerbeordnung nur die Auslegung zu , daß die Verpflichtung des Lehrlings,
die Schule zu besuchen , beziehungsweise die Verpflichtung des Lehrherrn , dem
Lehrling die zum Schulbesuche erforderliche Zeit cinzuräumen , mit dem
vollendeten 18 . Lebensjahr des Lehrlings nur dann endet , wenn den Be¬
stimmungen des H 99b entsprochen worden ist.

Dies trifft im vorliegenden Fall jedoch nicht zu . Mithin ist der
Lehrling R . zum Besuch der gewerblichen Fortbildungsschule verpflichtet , da¬
gegen der Lehrherr B . verpflichtet , dem ersteren die zum Besuche der Schule
notwendige Zeit einzuränmen und den regelmäßigen Unterricht zu über¬
wachen ."

Hievon werden die magistratischen Bezirksämter zur Kenntnisnahme und
Danachachtnng in ähnlichen Fällen in Kenntnis gesetzt.

2 «.

Einführung einer einheitlichen Gebarung bezüglich
der Beiftellung der Kanzlcierfordernisse.

Erlaß des Magistrats - Direktors Moriz Preher  vom
5 . März 1902 , M .-D . 801 :

Uni eine einheitliche und ökouomijchc Gebarung bezüglich der Beistellung
der Kanzle,erfordernisse herbeizuführen , hat vom 1. April 1902 angefangen
die Bestellung derselben in nachstehender Weise zu erfolgen:

1 . Beim gemeinsamen Magistrats - Expedite für
Aktengurten mit Schnalle , Kuverts , Faszikelschnvre , Gummi arabikum,

Kerzen , Oblaten , Postlack , Spagat , Tintenzeuge , Zwirn , Dcucksorten für den
allgemeinen Amtsbedarf.

Die Bestellung der vorstehenden Kanzleierfordernisse mit Ausnahme der
Drucksorten für den allgemeinen Bedarf hat mittels der besonderen weißen
Bestell - und Empfangsscheine in der Regel mouallich einmal einige Tage vor
Eintritt des Bedarfs zu erfolgen.

Eine Abschrift des jeweilig ausgefertigten Bestell - und Empfangsscheins ^
ist zum Zweck der Vergleichung mit der erhaltenen Lieferung zurück¬
zubehalten.

2 . Bei der städtischen Hauptkassa für
Papier.
Dasselbe ist mittels der besonderen blauen Bestell - und Empfangsscheine

zu beschaffen.

3 . Bei der Magistrats - Abteilung XXII für
Messingstempel , Numerateurs , Schreibmaschinen , Stampiglien , Typen¬

kästen , Vervielfältigungs -Apparate.

4 . Bei den Kontrahenten

Aktentaschen über besondere Bewilligung der Magistrats - Direktion,
Briefpapier samt Kuverts (mit Aufdruck ), Buchbinderarbeiten , chemische j

Tinte , Drucksorten inklusive Kuverts für den besonderen Gebrauch ( Papier
von der städtischen Hanplkassa , Kuverts vom gemeinsamen Magistrats -Expedit ) ,
Leuchter , Tinte und Lchreibreguisiten für Parteiengebrauch , Trinkgläser und
Flaschen , Utensilien für Schreibmaschinen (Karbonpapier , Wachspapier und
dergleichen ) .

5 . Im Handeinkauf für

etwaige andere zum allgemeinen Bedarf gehörige Kanzleirequisite » .

Die Rückerstattung des ausgelegten Betrags hat bei der städtischen
Hauptkassa unter Vorlage der Rechnung , welche die Lieferunqsbestätiqnnq zu
enthalten hat , zu erfolgen.

Die vorangeführten Kanzleierfordernifse , sowie die aus den Kanzlei-
p - uschalien zu bestreitenden persönlichen Bedürfnisse der städtischen Angestellten,
wie Bleistifte . Farbstifte , Federn , Federstiele , Heftnodeln , Radiergummi,
Notizblock , Lineal , Streusand , Tinte (schwarze , färbige ) und dergleichen , dürfen
aus den den einzelnen Ämtern gewährten Berlägen nicht mehr bestritten
werden.

Das Stadtbauamt , dessen Beamte mit Rücksicht auf die daselbst be¬
stehenden besonderen Verhältnisse kein Kanzleipauschal erhalten , hat seine
weiteren Bedürfnisse einschließlich der sonst aus dem Kanzleipauschal zu be¬
streitenden Erfordernisse bei den Kontrahenten , beziehungsweise im Hand¬
einkauf zu decken.

Sämtliche Amtspauschalien werde » aufgehoben und bleiben
nur jene für das Präsidialbureau , die Magistrats -Direktion und die Armen¬
institute zur Beschaffung der Kanzleierfordernisse , welche nicht unter Punkt 1,
2 und 3 fallen , aufrecht.

Die nicht in Wien befindlichen städtischen Anstalten und Ämter
(Humanitätsanstalten , Forstämter rc .) haben ihre Kanzleierforderniffe in der
bisherigen Weise zu beschaffen.
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Instruktion bezüglich der Aktenausscheidnnq in den
Registraturen der magistratischen Bezirksämter.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 20 . März
1902 , M .-D .-Z . 2118 ex 1900.

Da in den Registraturen der magistratischen Bezirksämter seit ihrer Er¬
richtung keine durchgreifende Akten auss ch ei dun g vorgenommen wurde und
sich in den meisten dieser Registraturen ein Platzmangel bemerkbar macht , finde
ich anzuordnen , daß die Äkteuausscheidung in den magistratischen Bezirks¬
ämtern nunmebr sogleich zu beginnen hat und nach folgenden Grundsätzen
durchzuführen ist.

Im allgemeinen hat sich die Aktenausscheidung auf die zwischen dem
1. Jänner 1892 und 31 . Dezember 1896 eingelangten und seither
registrierten Akten zu erstrecken ; alle auszuscheidenden Akten sind in nach
Registratnrsgruppen geordnete Verzeichnisse zu bringen , welche in der Registratur
zu hinterlegen sind.

Von der Aktenausscheidung bleiben jedoch alle Akten von grundsätzlicher
Bedeutung , von größerer Wichtigkeit , von geschichtlichem oder wissenschaftlichem
Interesse ausgeschlossen . (H 21 der Geschäftsordnung .)

Auch sind die Strafregisterblätter bis auf weiteres ebensowenig wie die
Strafindizes der Vernichtung zuzuführen.

Im einzelnen werden nachstehende Anordnungen getroffen:

Reg . - Gruppe L (Dienstsachen ) : Diese Akten sind nicht aus¬
zuscheiden.

^ck 6 (Wirtschaftssachen ) : Sämtliche zwischen 1892 und 1896 ein¬
gelangten Akten über Miet - und Pachtverhältnisse sind auszuscheiden , wenn
der Bestandvertrag bereits aufgelöst und der Bestandzins entrichtet ist;
biebei hat der mit der Durchführung der Wirtschaftssachen betraute rechts¬
kundige Beamte zu intervenieren.

L. ä 0 (Hundesteuer ) : Sämtliche Akten von 1892 bis 1896 sind
auszuscheiden.

v — s (fremde Gebühren ) : Sämtliche Akten von 1892 bis Ende 1899
sind anszuscheiden.

§ (Bürgerrechtsverleihungen und Gedenksachen ) : Diese
Akten sind nicht ausznscheiden.

L. ä O (Marktpolizeisachen ) : Die Ausscheidung sämtlicher Akten
von 1892 bis 1896 bat zu erfolgen ; die Akten betreffend die Errichtung von
stabilen Ständen sind zu behandeln wie Wirtschaflssachen ; siehe oben aä 6.

Von Viehseuchen - Akten sind aufzubewahren : die Erhebungs-
Protokolle samt allen Beilagen , die periodischen Berichte und die Schluß¬
berichte ; alle übrigen Akten , auch Viehpäffe , verbrauchte Viehpaßhefte und
Zertifikate von 1892 bis 1896 sind auszuscheiden.

X (Kirchensachen und Matrikenwesen ), sowie X— a (Reli-
gionsaustritte ) : Diese Akten sind nicht auszuscheiden.

X — ck (Dispens vom 2 . und 3 . Eheaufgebot und von der
Witwensrist ) : Diese Akten sind nicht ausznscheiden . .
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Lä LI (Mixta ) : Die Aktenausscheidung hat nach Maßgabe des ab-
getanen Gegenstandes unter Zuziehung der mit der Durchführung der be¬
treffenden Agenden betrauten rechtskundigen Beamten zn erfolgen.

dl (Normalien ) : Diese Akten sind nicht auszuscheiden.

L. ä 0 (Schulsachen ) : Diese Akten sind nicht auszuscheiden.

ilä k <Zust ändigkeitsverleihnng en , Bevölkerungswesen,
Dokumentenzustellung rc.) : Sämtliche Akten von 1892 bis 1896 mit
Ansnahmc des Protokollcs und des Erledigungsentwnrfes für die Zustäudig-
keitsverleihung sind ausznscheiden.

(j 1 (öffentliche Beleuchtung ) : Diese Akten sind nicht ans-
zuscheiden.

ä ä (j 3 (Strompolizei ) : Wie aä 0 I.

4 (Feuerpolizei ) : Wie ast (j 1.

ää (j 9 (Straßenpflege ) : Wie aä tj 1.

Xä 11 (Sanitätsmesen ) : Wie ast 0 1.

(j l2 (Bansachen ) : Wie aä (j l.

Lä 17 (Kanäle und Senkgruben ) : Wie aä 0 1.

ä 21 (Straßenpolizei und Schaustellungen ) : Sämtliche
beendete Strafakten von 1892 bis 1896 sind auszuscheiden ; bezüglich der
Schaustellungen gilt das oben aä U gesagte.

L. ä tz 51 (Wasserleitungs - Angelegenheiten ) : Die Akten betreffend
die Anmeldung von Bauwasser und Wasser zum außergewöhnlichen oder
industriellen Bedarf , sowie die Akten betreffend Wassermehrverbräuche von
1892 bis 1896 sind auszuscheiden , wenn der Konto gelöscht und
saldiert ist ; alle anderen Akten sind nicht auszuscheiden.

(j anr : Wie rrä tz 21 (Straßenpolizei ) .

^ ä 8 (Sicherstellungen und Delogierungen ) : Sämtliche Akten
von 1892 bis 1896 sind auszuscheiden , wenn die Objekte ansgc folgt sind.

tlä IV (M ilitärw esen ) : Alle zwischen 1892 und 1896 fallenden Akten
sind ausznscheiden , ausgenommen die Akten , betreffend die Anmeldung der
Stellungspflichtigen , die Ansuchen um Zuerkennung einer Begünstigung in
der Erfüllung der Dienstpflicht , um Enthebung vom regelmäßigen Präsenz¬
dienst im Frieden , beziehungsweise um dauernde Beurlaubung aus Familien¬
rücksichten, endlich Einsprachen gegen abweisliche Entscheidungen betreffs der
eben erwähnten Ansuchen . Bei der Ausscheidung von Akten aus der Negistraturs-
gruppe W hat der Leiter der Konskriptionsamts -Abteilung zu intervenieren.

L. ä IV 1 (Militärtax - Angclegenheitcn ) : Nach Ablauf von je
zwei Jahren sind auszuscherden alle Akten , in denen es sich um Militärtax-
Angelegenheiten von fremden Militärtaxpflichtigen handelt ; nach Ablauf von
je drei Jahren : Abgewiesene Rekurse einheimischer Militärtaxpflichtiger.
Nicht anszuscheideu sind die Akten , betreffend Empfangscheine über die erfolgte
Zustellung von Militärtaxbemessungserkenntnissen an nach Wien zuständige
Militärtaxpflichtige , Militärtaxexekutionsakten samt den bezüglichen Korrespon¬
denzen , Militärtaxwiedervorschreibungs - und Militärtaxabschreibungsakten,
betreffend nach Wien zuständige Militärtaxpflichtige.

L. ä X (Landeskulturakten ) : Diese Akten sind nicht auszuscheiden.

Lä 2 (Krankenversicherungs - Angelegenheiten ) : Auszuscheiden
sind unter de» zwischen 1892 und 1896 eingelangten Akten die Anzeigen der
genossenschaftlichen Krankenkaffen und der Wiener Bezirkskrankenkassa wegen
unterlassener oder verspäteter Anmeldung von Mitgliedern , Ansuchen um Ein-
hebnng rückständiger Beiträge , Ansuchen um Einhebung von Regreßansprüche » ,
Feststellung der Mitgliedschaft zu den Kassen.

(Unfallversicherungs - Angelegenheiten ) : Auszuscheiden sind unter
den zwischen 1892 und 1896 eingelängten Akten alle Unfallsanzeigen , Unfalls-
erhebungen , Betriebsanmeldungen und Einreihungsbescheide (H 18 U.-V .-G -) ;
endlich alle Strafakten wegen unterlassener oder verspäteter Unfallsanzeigen,
Betriebsanmeldung oder Beitragsberechnungsvorlage.

X, 8 und Ass .-(Ko » to -)Zahlen : Auszuscheiden sind nur die
zwischen 1892 und 1896 ciugelangten Gewerbe - und Erwerbsteuerakten , welche
sich auf definitiv abgeschriebene , vollständig saldierte und nicht
mit einer Bernfungs - Kontozahl zusammenhängende Erwerb
steuerkonten beziehen . Alle anderen Gewerbe - und Erwerbsteuerakten sind
in der Registratur zu belassen . Ausgenommen von der in diesem Absatz
erwähnten Ausscheidung bleiben bei allen (freien , handwerksmäßigen und
konzessionierten ) Gewerben:

1 . die Gewerbeanmeldung oder das Konzessionsgesuch , der Erledigungs-
entwurs für den Gewerbeschein oder das Konzessionsdekrek , sowie etwaige
Statthalterei -Erlässe;

2 . Akten über Gewerbeentziehungen und Gewerbezurücknahmen;
3 . von den aus Betriebsanlagen bezughabenden Akten jene Stücke,

welche die Beschreibung und Genehmigung dieser Anlagen enthalten.
Die Ausscheidung der vorerwähnten Akten wird umso weniger Schwierig¬

keiten begegnen , als nach dem Magistrats -Direktions -Erlaß vom 10 . Juli 1900,
M .-D .-Z . 2838 sx 1898 , die Steueramts - Abteilungen ohnehin iu ent¬
sprechenden Zeitabschnitten Verzeichnisse Uber die gelöschten und saldierten
Konten , deren Katasterzahl Weiler vergebe » wurde , vorzulegen hatten.

Unter Benützung dieser Verzeichnisse ist behufs leichterer Durchführung
der Ausscheidung von jeder Registratur über alle zwischen 1892 und 1896
fallenden Konten , bezüglich welcher Löschungs -Anträge vorliegen , ein Ver¬
zeichnis anzulegen und der Sleueramts - Abteilung zur Bestätigung Uber
die erfolgte Löschung und Beisetzung des Ausscheidungsvermerkes , welcher
allenfalls ' mittels Stampiglie „ gelöscht und saldiert " erfolgen kann , zu über¬
mitteln . Bei Anmerkung eines noch nicht beendigten Konkurses auf dem Konto
ist der Ausscheidungsvermerk nicht beizusetzen.

In Hinkunft hat die Sleueramts - Abteilung alljährlich ein Ver¬
zeichnis der gelöschten Konten , welches auf Grund der von Fall zu Fall bei
jeder Löschung zu diesem Zwecke vorzunehmenden Vormerkung anzufertigen ist,
dem Bezirksamt vorzulegen , wodurch die nachträgliche zeitraubende Revision
der Kontobücher entfallen kann.

Die Akten über die Personalsteuern nach dem Gesetz vom 25 . Oktober
1896 , R .-G -Bl . Nr . 220 , find nicht auszuscheiden.

Die Herren Bezirksamtsleiter haben darauf zu sehen, daß die mit dem
Ansscheidungsgeschäft betrauten Beamten ihre Arbeit mit möglichster Raschheit
derart vollziehen , daß dieselbe in vier bis sechs Wochen beendet wird ; hiefür
können Kostgelder ausgerechnet werden , deren Summe nach der in der letzte»
Bezirksamtsleiter . Konferenz getroffenen Vereinbarung mit dem Betrag von
200 X für jedes Bezirksamt festgesetzt wird . Die Herren Bezirksamts-
leiter haben die Konsignationen über diese Kostgelder mit ihrer Unterschrift
zu versehen und der Stadtbuchhaltung zur Adjustierung in der üblichen Weise
zu übermitteln . Auch ersuche ich die Herren Bezirksamtsleiter , dahin zu wirken,
daß der erwähnte Betrag von 200 X wenigstens nicht wesentlich überschritten
wird.

Nach Beendigung der Aktenausscheidung sind die gesammelten , zur Ver¬
nichtung bestimmten Akten oder Amtsbehelfe dem amtlich bestellten Käufer
des Skart - und Korbpapieres (Firma : Anton Moser L Sohn , XVI .,
Grundsteingaffe 20 ) zu übergeben.

Aus der Vorschrift sür den Verkauf des städtischen Skart - und Korb¬
papiers heb - ich folgende Bestimmungen hervor:

Der Ersteber ist verpflichtet , den entfallenden Kaufschilling jedesmal vor
Übergabe des Papiers zu bezahlen . Die Übergabe des Skart - und Korb-
papiers erfolgt in dem Hause , in welchem das Bezirksamt seinen Sitz hat.

I Di - Abfuhr des Papiers hat binnen drei Tagen nach erfolgter Abwage durch
den Ersteher und auf seine Kosten zu erfolgen . Wenn der Ersteher über Auf-

! forderung das ihm zur Verfügung gestellte Papier binnen drei Tagen nicht
übernehmen sollte , so ist die Gemeinde Wien berechtigt , nach fruchtloser schrift¬
licher Aufforderung das Papier anderweitig zu verkaufen und sich für den

; allenfalls erwachsenen Schaden ohne gerichtliche Intervention an der Kaution
und dem übrigen Vermögen des Erstehers schadlos zu halten . Auf einen
etwaigen Mehrerlös hat der Ersteher keinen Anspruch . Von den Folgen der
Terminüberschreitung ist der Ersteher nur dann befreit , wenn er eintretende
Umstände , welche eine Verzögerung der Übernahme befürchien lassen und
deren Beseitigung nicht in seiner Macht liegt , sofort bei ihrem Vorkommen
dem Magistrat schriftlich anzeigt , letzterer diese Behinderung als begründet
erkennt und dem Ersteher aus diesem Anlaß eine Terminverlängerung be¬
willigt.

Der mit der Firma Anton Moser L Sohn vereinbarte Preis beträgt
für Skartpapier 6 X 50 k und für Korbpapier 4 X 50 k per 100 ÜA.

28 .

Überweisung der die zweite Hochquellenleitung be¬
treffenden Angelegenheiten an Magistrats -Sekretär

Dr . August Nüchtern.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Pr et, er vom 27 . März
1902 , M .-D . 970:

Der Herr Bürgermeister hat sich laut Verfügung vom 22 . März 1902,
j kr . 3982 , bestimmt gefunden , dem Magistrats -Sekretär Dr . August Nüchtern

»N p « , » « » « in zu seinen bisherigen Obliegenheiten bis auf weiteres auch
die Durchführung sämtlicher Angelegenheiten zu überweisen , welche sich ans
die zweite Kaiser Franz Josef -Hochquellenwasserleitung beziehen , und zwar
nicht nur der den Bau derselben betreffenden Agenden , sondern auch aller
einschlägigen Rechtsangelegenheiten iu und außer Streitsachen , der Verwaltung
der Hochquellenleitungsgründe und des städtischen Forstbesitzes im Gebiete der
zweiten Hochquellenleilung u . s. w.

Über Ermächtigung des Herrn Bürgermeisters treffe ich zur Durch¬
führung dieser Verfügung nachstehende Anordnungen:

1. Alle gegenwärtig in der Mag .-Abt . VIII anhängigen , die zweite
Hochquellenleitung betreffenden Akten sind dem Magistrats -Sekretär Doktor
Nüchtern mittels Aktenverzeichniffes abzutreten und es ist dies im Geschäfts¬
protokolle der Mag .-Abt . VIII mit den Worten zu vermerken : „ Am / 1902
dem Magistrats -Sekretär Dr . Nüchtern abgetreten ."

2 . Die bei einzelnen Sachverständigen - und Hilfsämtern unerledigt er¬
liegenden Akten der Mag .-Abt . VIII über die zweite Hochquellenleitung sind
mit der schriftlichen Äußerung an diese Abteilung abzugeben , welche lediglich
das RUcklangen im Geschäftsprotokolle zu vermerken und sodann den Akt dem
Magistrats -Sekretär Dr . Nüchtern in gleicher Weise wie aä 1 abzutrcten hat.
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3 . Die vorbezeichneten sowie die weiters einlangenden Akten betreffend
die zweite Hochquellenleitung sind neu zu protokollieren und es ist für diese
Akten ein eigenes Einreichnngsprotokoll , ein eigener Index und eine eigene
Registratur derart zn führen , daß jederzeit die Wiedervereinigung dieser
Agenden mit den im Geschäftsbereiche der Mag .-Abt . VIII verbleibenden er¬
möglicht ist.

4 . Die auf die zweite Hochquellenleitung bezughabenden Eingaben und
Zuschriften sind zu richten : „ An den Wiener Magistrat , Abteilung VIII rr" ,
die bezüglichen Erledigungen sind mit den Worten : „ Vom Wiener Magistrate,
Abteilung Villa " zu fertigen und es ist im Sinne des Z 14 der Geschäfts¬
ordnung als Aktenbezeichnnng die Abkürzung : „ M .- Abt . VIII a . "
zu gebrauchen (z. B . M .-Abt . VIII a 17/02 ) .

5 . Die sämtlichen in der Registratur der Mag .-Abt . VIII erliegenden
Akten über die zweite Hochquellenleitung sind dem Magistrals -Sekretär Doktor
Nüchtern gegen Empfangsschein zu übergeben.

6 . Die vorstehenden Anordnungen haben mit 1. April 1902 in Kraft
zu treten.

SS.

Verlautbarung von Kundmachungeu.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Pr eher  vom 8. April

1902 , M .-D . 1170:

Sämtliche Offeriverhandlungen , Stiftungsausschreibungen , sowie sonstige
Kundmachungen werden gegenwärtig auf den Amlstafeln des neuen , be¬
ziehungsweise alten Rathauses nicht mehr einzeln durch Anschlag lithographierter
Exemplare , sondern durch Affigierung von Separatabzügen des Kundmachungs
teiles aus dem Amtsblatte der Stadt Wien (auf gelbem Papier ) verlaulbart.

Diese Einführung hat sich vollkommen bewährt , weil hiedurch auf den
Tafeln ein bedeutender Raum erspart wird , die gedruckten Kundmachungen
leichter gelesen werden können und die Evidenzführung über die Belastung
des Anschlages sich vereinfacht ; insbesondere hat sich die tabellarische Form
als sehr zweckdienlich erwiesen.

Da es aber wünschenswert ist, daß die Verlautbarung von Offertver¬
handlungen , Stiftungen re. auch in den Bezirken erfolge , wird das Zenlral-
Zustellungsamt angewiesen , in Hinkunst auch an jedes Bezirksamt zwei solcher
Separatabzüge zu senden , von welchen ein Exemplar auf der Amtstafel des
Bezirksamtsgebäudes anzuschlagen ist und das zweite als Evidenzexemplar zu
dienen hat.

Diese Abzüge werden zweimal wöchentlich (Mittwoch und Samstags den
Bezirksämtern übermittelt werden und es ist stets der neue Abzug an Stelle
des zuletzt affigierten anzuschlagen.

Die abgesonderte Anbringung geschriebener oder lithographierter Kund¬
machungen . welche in dem betreffenden Separatabzuge des Amtsblattes bereits
enthalten sind , hat selbstverständlich zu unterbleiben .'

Kundmachungen , deren Verlautbarung durch längere Zeit empfehlenswert
ist, wie z. B . Stiflungsausschreibungen rc . sind aus einem der Evidcnz-
exemplare auszuschneiden und eine entsprechende Zeit hindurch separat anzu¬
schlagen.

Die Veröffentlichung der von den Bezirksämtern selbst zu erlassenden
Kundmachungen , welche im Amtsblatts ni ch t erscheinen , hat in der bisherigen
Weise zu geschehen.

Ebenso wird an der bisherigen Verlautbarung von Kundmachungen
allgemeiner Art , welche sich also nicht auf Offertverhandlungen und Ver-
leihung von Stifkplätzeu beziehen , z. B . in Stellnngs - und Landsturm -Ange¬
legenheiten , für Wahlen , straßenpolizeiliche Anordnungen und dergleichen , nichts
geändert.

schreibung in der neuen Orthographie vorzunehmen ist, und daß sich die
Direktionen und Schulleitungen sowie die gesamte Lehrerschaft von diesem
Zeitpunkte an im schriftlichen Verkehre der neuen Rechtschreibung zu be¬
dienen hat.

Die Unterrichtsverwaltung beabsichtigt auch wegen Gebrauches der neuen
Orthographie im amtlichen Verkehre sich an die maßgebenden Faktoren
der staatlichen , Landes - und Kommunalbehörden zu wenden.

Diese Umstände veranlassen mich anznordnen , daß vom I . Juli 1902
angefangen von den städtischen Angestellten im gesamten amtlichen Verkehre,
insbesondere auch in den vom Magistrale herauszugebenden Druckschriften
(Verwaltungsbericht , Amtsblatt , Formularien n . dgl .) bereits die neuen Regeln
für die deutsche Rechtschreibung sowie die neue Schreibweise anzuwende » sind.

Es besteht jedoch kein Anstand , daß sich die städtischen Angestellten bereits
früher der neuen Rechtschreibung bedienen ; jedenfalls ist aber darauf zu sehen,
daß bei einem vor dem 1. Juli 1902 begonnenen und nach diesem Zeitpunkte
vollendeten Manuskripte oder Druckwerke nur einerlei Orthographie an¬
gewendet wird.

Hiezu bemerke ich noch , daß nach der obzitierten Ministerial -Verordnung
in jenen Fällen , in welchen das Wörterverzeichnis Doppelschreibnngen anfweist,
wie Circular und Zirkular , Diöcese und Diözese , Accessist und Akzessist, dis¬
ponieren und disponieren u . a . im Sinne der im Z 34 des Regelbuches
enthaltenen Bemerkungen vorzugehen und demgemäß die neue Schreibweise

j zu bevorzugen ist, also : Zirkular , Diözese , Akzessist, disponieren u a.

»I.
Aufnahme des Charakters ( der Beschäftigung ) der
Steuerpflichtigen in die Steuerleuten und in die

Exekntionsaufträge.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Prey er  vom 15 . April
1902 , Mag .-Abt . XIX 974 ex 1902:

Gegen einen Militärarzt wurde seitens eines magistratischen Bezirks¬
amtes wegen eines Rentensteuerrückstandes die Exekution unter Außerachtlassung
der für die Exekntionsvornahme gegen aktive Militärpersonen bestehenden
Vorschriften eingeleitet , weil aus dem Steuerkonto und daher auch aus dem
Exekutionsauftragc der Charakter des Verpflichteten nicht zu entnehmen war.

Aus Anlaß dieses Falles , welcher den Gegenstand einer im Wege des
k. und k. Reichs -Kriegsmlnisteriums an die k. k. Finanz -Landes -Direktion ge¬
richteten Beschwerde bildete , finde ich mich veranlaßt , hiemit anzuordnen , daß
von den magistratischen Bezirksämtern (städtischen Steueramts -Abteilungen)
der Charakter (die Beschäftigung ) der Steuerpflichtigen , soferne die Steuer-
vorschreibnngs -Ausweise hierüber Aufschluß geben , ausnahmslos , mithin
auch dann in den Steuerkonto und in die Mahnungen und Pfändungsanf-
träge anfznnehmen ist, wenn die bezügliche Drucksorte , wie dies bei den steuer-
ämtlichen Hauptbüchern für die Renteustener der Fall ist, eine eigene Rubrik
hiesür nicht aufweisen sollte.

»S
Verpflichtung der städtische » Angestellten zur Anzeige

von Wohnungsveränderungen.

— llöpublikation. —

30 . M .-D .-Z . 2433 er 1900 . Wien , am 28 . September 1900.

Einführung der neue » Rechtschreibung im amtlichen
Verkehre beim Wiener Magistrat.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Prey er  vom 14 . April
1902 , M .-D . 1240/02:

Nach den im Z 17 der neuen Geschäftsordnung festgesetzten Bestimmungen
über die äußere Form der Akten ist beim Wiener Magistrat jene Recht
schreibung anznwenden , die jeweils für die öffentlichen Schulen vor¬
geschriebe» ist.

Mit Verordnung vom 24 . Februar 1902 , Z . 36991,01 , Verordnungs¬
blatt des Ministeriums für Kultus und Unterricht Nr . 18 (6. Stück ), wurde
nun eine neue veränderte Ausgabe der „ Regeln für die deutsche Rechtschreibung
nebst Wörterverzeichnis " veröffentlicht.

Dieselbe unterscheidet sich von der früheren in wesentlichen Punkten , j
stimmt aber rücksichtlich der Schreibweise und wichtigeren Regeln mit den i
im übrigen deutschen Sprachgebiete erscheinenden ähnlichen Regelbüchern !
überein , wodurch endlich eine einheitliche Rechtschreibung auf dem gesamten
deutschen Sprachgebiete erzielt wurde.

Mit dieser Verordnung wurde weiters angeordnet , daß in den niederen
und mittleren Schulen vom Schuljahr 1902/1903 augefangen die Recht-

Die Magistrats -Direktion , welche großen Wert darauf legen muß , stets
iu Kenntnis der Wohnungen der Magistratsbeamten , städtischen Diener und
Diurnisten zu sein , wird nach den gemachten Wahrnehmungen oft sehr spät
und manchmal gar nicht von den eingetretenen Wohnuugsveränderungen ver¬
ständigt.

Die Herren Amtsvorsteher werden daher ersucht, die ihnen zur Dienst-
! leistnng zugewiesenen städtischen Beamten und Diener anzuweisen , in Hinkunft

den etwa eintretenden Wohnungswechsel der Magistrats - Direktion rech t-
! zeitig im kurzen Wege zur Anzeige zu bringen.

Die Diurnisten hingegen , mit Ausnahme der technischen und Buch-
j Haltungs -Diurnisten , haben ihre Wohnung , beziehungsweise die eintreteuden

Wohnungsveränderungen dem Herrn Kanzlei - Direktor bekanntzngeben.

Der Magistrats -Direktor:

Uachau.
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III. Gelehe
»o» besonderer Mchtlsikeit für den politische» ver-

wallungMenst.
3 » .

Stempel - und Gebührenbefreiung rc. des 285 Mil¬
lionen Kronen Anlehens der Stadt Wien.

Gesetz vom 28. März 1902, betreffend die Befreiung des
von der Stadt Wien aufzunehmenden Anlehens von 285 Mil¬
lionen Kronen von den Stempel - und unmittelbaren Gebühren
und die Verwendbarkeit der Obligationen dieses Anlehens zur
fruchtbringenden Anlegung von Stistungs -, Pupillar - und ähn¬
lichen Kapitalien, R .-G.-Bl . Nr . 67:

Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrates finde Ich anzuordnen,
wie folgt:

8 1.
Die Obligationen , Juterimsscheine und Kupons des von der Stadt

Wien nach dem niederösterreichischen Landesgesetz vom 20 . Februar 1902,
L.-G .-Bl . Nr . 15 , aufzunehmenden Anlehens bis zum Höchstbetrag von
285 Millionen Krone » werden von der Entrichtung der Stempel - und un¬
mittelbaren Gebühren befreit.

8 2.
Die im Z 1 erwähnten Obligationen können zur fruchtbringenden An¬

legung von Kapitalien der Stiftungen , der unter öffentlicher Aufficht stehenden
Anstalten , dann von Pupillar -, Fideikommiß - und Depositengeldern und , zum
Börsenkurs , jedoch wcht über deren Nennwert , zu Dienst - und Geschästs-
kautionen verwendet werden.

8 3.
Mit der Durchführung dieses Gesetzes sind Meine Minister des Innern,

der Finanzen und der Justiz betraut . ^

34
Gewährung von Gebühreuerleichterungeir und Ge¬
bührenbefreiungen für Anleheu von Länder »,
Bezirken , Gemeinden nud anderen autonomen Ver¬

bänden.

Gesetz vom 25. März 1902, R .-G.-Bl . Nr . 70:
Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrates finde Ich anzuordnen,

wie folgt:
Artikel l.

Den Ländern , Bezirken , Gemeinde » und anderen autonomen Verbänden
wird in Ansehung von Anlehen , welche von denselben zur Ausführung der
ihnen anvertrauten öffentlichen Aufgaben oder zu Konvertierungszwecken aus¬
genommen werden , die Befreiung von Stempeln und unmittelbaren Gebühren
eingeräumt.

Diese Befreiung erstreckt sich insbesonders auf die auszustellendc » Schuld¬
scheine, beziehungsweise bei Emissionsaulehen auf die auszugebenden Obliga¬
tionen , Juterimsscheine und Kupons , ferner auf die zur Ausstellung gelangen¬
den Empfangsbestätigungen , Pfandbestelluiigsurkunden , Löschungserklärungen
auf die zu erwirkenden grundbücherlichen Eintragungen , sowie auf die bei den
Verwaltungsbehörden zu überreichenden Eingaben.

Artikel  II.

Die vorbezeichneten autonomen Körperschaften , welche diese Gebübreu¬
befreiung iu Anspruch nehmen , haben bei der zuständigen Finanzlandesbehörde
um die Anerkennung des Vorhandenseins der hiezu erforderlichen gesetzlichen
Voraussetzungen einzuschreiten.

Artikel  III.

Die k. k. Regierung ist ermächtigt , auch bereits aufgenommenen Darlehen
der erwähnten autonomen Verbände , für welche die Gebühren noch nicht
entrichtet worden sind , die Stempel - und Gebührenbefreiung eiuzuränmen.

Artikel  IV.

Mit dem Vollzug dieses Gesetzes , welches mit dem Tag der Kundmachung
in Wirksamkeit tritt , ist Mein Finanzminister beauftragt.

Verzeichnis der im Reichsgefetzblatte nnd im Landes
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

4662 publizierten Gesetze nnd Verordnungen.
Reichsgkschblait.

Nr . 56 . Verordnung des Justizministeriums vom
4 . März 1902 , betreffend die Zuweisung der Gemeinden Kahnjöw,
Hcmiatycze und Werbw samt dem Vorort Sajküw zu dem Sprengel des
Bczi ' ksgerichls Szczerzcc in Galizien.

Nr . 54 . Verordnung des Justizminifters vom
4 . März 1902 , betreffend den richterlichen Vorbereitungsdienst.

Nr . 52 . Erlaß des Finanzministeriums vom
1. Februar 1902 , betreffend die Zurücksendung von im Wege der
Postaustalr vorschriftsmäßig mit übergangsschcin versendeten Bier -, Branulwein-
nnd Zuckermengcn.

Nr . 53 . Verordnung der Minister des Handels
und des Innern vom 7. März 1902 , betreffend die Ein¬
reihung des Betriebs von Telegraphen - Agenturen (Telegraphen -Bureaux,
T legraphen -Korrespondenzbureaux ) unter die konzessionierten Gewerbe.

Nr . 54 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 12 . März 1902 , womit Bestimmungen
zur Durchführung des Gesetzes vom 19 . Februar 1902 , R .-G .- Bl . Nr . 48,
über die Ruhegenüsse der katholischen Seelsorger an gemeinnützigen Anstalten,
sowie der priesterlicheu Beamten bei den katholischen Ordinariaten , Konsistorien
und an bischöflichen Seminaeien erlassen werden.

Nr . 55 . Verordnung des Justizministeriums vom
16 . März 1902 , betreffend die Bezeichnung des Bezirksgerichts
Feistritz in Kram .*)

Nr . 5V . Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern , der
Finanzen , des Ackerbaues und der Eisenbahnen vom
25 . März 1902 , betreffend die Vornahme der Zählung der gewerb¬
lichen und laudwirtsckiaftlichm Betriebe.

Nr . 57 . Konzessionsurkunde vom 15 . Mürz 1902
sür die Lokalbahn von Gänserndorf nach Gaunersdors.

Nr . 58 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 15 . März 1902 , betreffend die Konzessionieruug der mit elek¬
trischer Kraft zu betreibenden uormalspnrigen Kleiubahnlinie vom Hanptplatz
in Graz durch die Sackstraxe bis zur Wickenbniggaffe.

Nr . 58 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 18 . März 1902 , betreffend die Re¬
generierung (Reinigung ) des bereits als Lösungs - und Extraktionsmittel für
industrielle Zwecke verwendeten , steuerfrei bezogenen raffinierten Mineralöls
unter der Dichte von 770 Grad zum Bchufe der neuerlichen Benützung als
Lömngs - und Exiraktionsmittel,

Nr . 66 . Gesetz vom 26 . März 1902 , betreffend die
Ermächtigung zur Konvertierung der durch Abstempelung in Staatsschuld-
verschreibnngeu umgewandelten Aktien der galizischeu Karl Ludwig -Bahn.

Nr . 64 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 23 . März 1902 , betreffend die Ergänzung und teilweise
Änderung der Allerhöchsten Konzessionsurkunde vom 22 . Oktober 1894 , R .-G .-
Bl . Nr . 219 , für die Ubbsthalbahn und der Konzessionsurkunde vom 20 Mai
1898 , R .-G .-Bl . Nr . 92 , für die Lokalbahn Gstadt — Ubbsitz ans Anlaß der
von der k. k. Regierung gewährten Erhöhung der Staatsgorantie für diese
Bahnen.

Nr . 62 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 25 . März 1902 , betreffend die Ergänzung und teilweise
Änderung der Konzessionsurkunde vom 22 . Juni 1897 , N .-G .-Bl . Nr . 152,
für die Eisenbahnen Zeltweg - Wolfsberg und Unterdraubnrg — Wöllan aus
Anlaß der von der k. k. Regierung gewährten Erhöhung der Staatsgarantie
für diese Bahnen.

Nr . 63 . Konzessionsurkunde vom 24 . März 1902
für die Lokalbahn von Böhmisch Leipa nach Steinschönan.

Nr . 64 . Gesetz vom 26 . Mürz 1902 , betreffend die
Forterhebung der Steuern nnd Abgaben , sowie die Bestreitung des Staals-
anfwandes in der Zeit vom 1. April bis 31 . Mai 1902.

') Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 65 . Verordnung des Finanzministeriums vom
19 . März 1902 , wegen teilweiser Abänderung der Vollzngsvorfchrift,
betreffend die abgabesreie Verwendung von Rübenzucker und Branntwein zu
zucke: - und alkoholhaltigen Erzeugnissen , welche zur Ausfuhr über die Zollinie
gelangen.

Nr . 66 . Verordnung der Ministerien des Innern
und des Handels vom 26 . März 1902 , betreffend den
Verkehr mit konzentrierter Essigsäure . *)

Nr . 67 . Gesetz vom 28 . März 1902 , betreffend die
Befreiung des von der Stadt Wien aufznnehmenden Anlehens von 285 Millionen
Kronen von den Stempel - und unmittelbaren Gebühren und die Verwend¬
barkeit der Obligationen dieses Anlehens zur fruchtbringenden Anlegung von
Stiftungs -, Pupillar - und ähuvcheu Kapitalien .*)

Nr . 68 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 17. März 1902 zur Durchführung des Gesetzes vom 22. Jänner
1902 , N .-G .-Bl . Nr . 40 , betreffend die Regelung des Konsnlargebührenwesens.

Nr . 6N. Kundmachung des Finanzministeriums
im Einvernehmen mit dem Eisenbahnministerium , dem
Ministerium des Innern und dem Justizministerium
vom 12. März 1902 , betreffend die Verwendbarkeit der mit der
Bezeichnung „ staatsgarantierte Kategorie " versehenen Obligationen (Emission
1902 ) des k. k. priv . österr . Kreditinstituts für Vcrkehrsunternehmungen und
öffentliche Arbeiten zur fruchtbringenden Anlage von Stiftungs -, Pnpillar-
»nd ähnlichen Kapitalien.

Nr . 76 . Gesetz vom 25 . Mürz 1902 , betreffend die
Gewährung von Gebührenerleichternngen und Gebührenbefreiungen für Anlehen
von Ländern . Bezirken . Gemeinden und anderen autonomen Verbänden .*)

Nr . 71 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 6. April 1902 , durch welche die mit der Verordnung des
Gksamlministcriums vom 15 . Februar 1902 , R .-G .- Bl . Nr . 34 , für die
reichsunmillclbarr Stadt Triest und ihr Gebiet getroffenen Ansnahmsver-
fügnngen aufgehoben werden.

Nr . 72 . Kundmachungdes Eisenbahnministeriums
vom 24 . März 1902 , betreffend die Konzesjionierung einer mit
elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahn von Dornbirn nach
Lustenau.

Nr . 73 . Kundmachung des Eisenbahnministerinms
vom 9. April 1902 , betreffend die Konzessioniernng einer mit
ctektnscher Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahn von Linz nach
Kleinmüncheu.

Nr . 74 . Verordnung des Justizministers vom
15 . April 1902 , betreffend die Zustellung von gerichtlichen Geschäfts¬
stücken in Strafsachen durch die Post.

Nr . 75 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 26 . März 1902 , betreffend die definitive Zulassung der Wasser-
meffer -Typc XXXV zur aichamtlichen Beglaubigung.

Nr . 76 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 8. April 1902 , betreffend die Änderung der Bezeichnung des
Sleu eramtes Feistritz in Krain .*)

Nr . 77 . Kundmachung des Finanzministeriums vom
10 . April 1902 , betreffend die Ermächtigung des königlich ungarischen
Hauptzollauites II Klasse in Klenak zur Austrittsbehandlung von Zucker.

Nr . 78 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 10. April 1902 , betreffend die Ermächtigung des Hauptzoll-
amtcs II . Klasse in Villach zur zollfreien Behandlung von voraus - und nach¬
gesendeten Reiseeffekten.

0 . Ltnidrsgellkbbül.

Nr . 14 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthum Österreich unter der Enns vom
4. Februar 1902 , Z . 9144 , betreffend die Durchführung der
regelmäß >gen Stellung zur Aushebung des Rekrutenkontingentes für das Heer,
die Kriegsmarine und die Landwehr im Jahr 1902.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen -c." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . ZS. Gesetz vom 20. Februar 1902 , mit welchem
der Stadt Wien die Aufnahme eines Anlehens von 285 Millionen Kronen
bewilligt wird.

Nr . 16 . Kundmachung derk. k. niederösterreichischen
Finanz - Landes - Direktion vom 13. Jänner 1902,
Z . 38/ ? r. , betreffend Verlegung des Sitzes , sowie die Änderung im
Uinfang einzelner hierländiger Bermessungsbezirke.

Nr . 17 . Kundmachungdes k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 24 . März
1902 , H . 26292 , betreffend die der Gemeinde Wien erteilte Bewilligung
zum Verkauf von Baustellen im I . Bezirk.

Nr . 18 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 24 . März
1902 , A . 26333 , betreffend die der Gemeinde Wien erteilte Bewilligung
zur Veräußerung des städtischen Versorgnngshauses im IX . Bezirk an den
Wiener k. k. Krankenanstaltenfond.

Nr . IN . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 2. April
1902 , Z . 31264 , betreffend die Abänderung des Z 6 der Satzungen
der städtischen Kaiser Franz Josef -Jubiläums -Lebens - und Rentenversicherungs¬
anstalt in Wien.

Nr . 26 . Kundmachung der k. k. n.-ö. Finanz-
Landes -Tirektion vom 2. April 1902 , Z. 21316 , betreffend
die Termine zur Einzahlung der direkten Steuern in den Monaten April und
Mai 1902.

Nr . 21 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 9. April
1902 , Z . 31308 , betreffend die der Gemeinde erteilte Bewilligung zur
Veräußerung eines dem Wiener Bürgerspitalfonde gehörigen Baugrundes im
VI . Wiener Gemeindebezirk.

Nr . 22 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 7. April
1902 , A . 34284 , betreffend die den Gemeinden Schwarzbach und
Stammersdorf erteilte Bewilligung zur Einhebung einer Bierkonsnmauflage
im Jahre 1902

Nr . 23 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 7. April
1902 , Z . 34285 , betreffend die der Gemeinde Krems erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Konsumauflage für gebrannte geistige Flüssig¬
keiten in den Jahren 1902 bis 1906.

Nr . 24 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 10. April
1902 , A . 36005 , betreffend die der Gemeinde Mödling erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Bierauflage für das Jahr 1902.

Nr . 25 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 10. April
1902 , A . 36007 , betreffend die der Gemeinde Baden erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Bierauflage für das Jahr 1902.

Nr . 26 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 12. April
1902 , A. 36567 , betreffend die der Gemeinde Pirawart erteilte Be¬
willigung zur Einhebung einer Bierauflage für das Jahr 1902.

Nr . 27 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 12. April
1902 , Z . 36568 , betreffend die der Gemeinde Groß -Pertholz erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage für die Jahre 1902 , 1903
und 1904/

Nr . 28 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 12. April
1902 , A. 36569 , betreffend die der Gemeinde Strebersdorf erteilte
Bewilligung zur Einhebung einer Bierauflage für das Jahr 1902.
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I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Nachzahlung von Ziranke,,Versicherungsbeiträgen an
die Bezirkskrankeukassa.

Entscheidung des k.k.Verwalt,uigsgerichtshofes vom 18 .Jänner
1902 , Z . 581 (M .-B .-A. I , Z . 15052 ex 1902 ).

Im Ramm Seiner Mas Ml des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshos hat unter de», Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Ritter v. Hennig , in Gegenwart der Räte des k. k. Vcrwaltungs-
gerichtshofcs Zenker , Dr . Klceberg , Trupa und Ritter v. Falser , dann
des Schriftführers k. k. Rat -Sekretärs -Adjunkten Dr . Freiherrn v. Sternbach,
über die Beschwerde der Allgemeinen wechselseitigen Kapitalien - und Renlen-
versicherungsgesellschaft ..Austria " in Wien , gegen die Entscheidung des k. k.
Ministeriums des Jnnern vom 27 . März 1901 , Z . 7666 , betreffend die Nach-
zahlung von Krankenvcrsicherungsbeiträgeu an die Bezirkskrankenkassa in Wien
nach der am 18 . Jänner 1902 ' dnrchgeführten mündlichen Verhandlung , und
zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen
des Dr . Ritter v . Wicdenfeld,  Hof - und Gerichtsadvokateu in Wien , als
Vertreter der Beschwerde , dann des k. k. Ministerial -Vize -Sekretärs Edlen
v. Oesany  in Vertretung der belangten Behörde , zu Recht erkannt : Die
Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:
Mit der angefochtenen Entscheidung hat das Ministerium des Jnnern

im Justauzenzng ' ausgesprochen , daß die beschwerdesührende Gesellschaft zur
Nachzahlung von Krankenversicheruugsbeiträgen für ihre Angestellten vom
Beginne der Wirksamkeit des Krankenversicherungsgesetzes , beziehungsweise rück-
sichtlich jener Bediensteten , welche später in die Beschäftigung eingetrelen sind,
von diesem Zeitpunkte an verpflichtet sei.

Die Beschwerdeführerin fühlt sich in ihren Rechten dadurch verletzt , daß
die Verpflichtung zur Nachzahlung der Versicherungsbeiträge an die Wiener
Bezirkskrankenkassa auch für die Zeit vor dem 2 . Mai 1895 ausgesprochen
wurde , das ist vor dem Tage , an welchem die die Versicheruugspflicht der bei
der genannten Gesellschaft in Wien beschäftigten Personen aussprechende Ent¬
scheidung des Ministeriums des Jnnern , Z . 11370 , vom Jahre 1895 erfloß.
Sie beruft sich diesbezüglich in erster Linie auf die Entscheidung des Ministeriums
des Jnnern vom 10 . Jänner 1891 , Z . 26668 , mit welcher rechtskräftig aus¬
gesprochen worden sei, daß die Bediensteten der beschwcrdeführenbeu Gesellschaft
der Krankenversicheruugspflicht nicht unterliegen . Diese Berufung ist unzutreffend,

denn mit der l-tzerwiihnten Entscheidung wurde lediglich in der damals streitig
gewesenen Frage , ob die Beamten und Bediensteten der Prager General-
Repräsentanz der beschwerdeführenden Gesellschaft bei der Bezirkskrankeukassa
in Prag zu versichern seien , ausgesprochen , daß die bezeichnet -,, Personen der
Krankeuversicheruugspflicht nicht unterliegen . Da eine Entscheidung nur be¬
züglich des konkreten Streitobjektes und nur zwischen den streitenden Parteien
Recht schaffen kann , so halte die erwähnte Entscheidung Rechtswirksamkeit und
Rechtskraft nur im Gegenstände der Versicherungspfiicht der Angestellten der
Prager Repräsentanz und nur der Prager Bezirkskrankeukassa . Nur letztere
war in de». Streite besangen , während die Wiener Bezirkskrankeukassa daran
in keiner Weis - beteiligt war , bezüglich ihrer auch eine Entscheidung nicht
getroffen und ihr die Entscheidung deS Ministeriums vom 10 . Jänner 1891
auch gar nicht zugestellt wurde . Es ist daher auch nicht richtig , daß diese Ent¬
scheidung mit der Entscheidung des Ministeriums des Innern vom 2 . Mai
1895 , Z . 11370 , aufgehoben wurde . Mit der erster -,, Entscheidung hatte sich
die letztere gar nicht zu befassen , weil sich diese nur auf die in Wien angestellteu
Personen der „Austria " und auf die Wiener B -znkskrankenkassa bezog . Eine
Entscheidung hinsichtlich der Angestellten des Wiener Unternehmens und der
Wiener Bezirkskrankeukassa war vorher überhaupt nicht erflossen . Die letztere
Entscheidung hatte daher , da im Hinblick ans die nach dem Krankenversicheruugs-
gesetz sx logo eintreteude Versicherungspflicht die Entscheidung über die Kranken¬
versicherungspflicht bestimmter Personen nicht konstitutiven , sondern lediglich
deklaratorischen Charakter hat , rückwirkende Kraft , das heißt sie muß zurück-
bezogen werden auf den Tag des Beginnes der Wirksamkeit des Kraukeuver-
sicherungsgesetzes.

Durch diese Erwägungen erscheint auch sofort di - weitere E, „ Wendung
der Beschwerde widerlegt , daß die Entscheidung des Ministeriums vom
10 . Jänner 1891 sich auf alle Angestellten der „ Austria " bezogen Hab-, was
noch damit besonders begründet werden will , daß diese Entscheidung über einen
Rekurs der „Austria " , nicht der Prager General -Repräsentanz erflossen sei.
Diese letzte Einwendung ist darum hinfällig , weil , wie bereits erwähnt , die
Entscheidung nur über den Streit zwischen der Prager Bezirkskrankenkassa
und der Gesellschaft „ Austria " hinsichtlich der bei der Prager General-
Nepräseutauz beschäftigten Personen erfloß . Daran ändert der Umstand nichts,

! daß die geschäftlichen Verhältnisse sowohl bei dem Wiener Bureau als bei dcr
Prager General -Repräsentanz die gleichen sind , und daß die Rechtsfrage,
welche im Jahre 1891 vom Ministerium des Jnnern im entgegengesetzten
Sinne gelöst worden ist, die gleiche war . Denn die materielle Rechtskraft ist
nicht schon durch die Gleichheit der Rechtsfrage , beziehungsweise der in einer
Entscheidung zum Ausdruck gelaugten Rechtsanschannng gegeben , vielmehr
erfordert sie einerseits die Identität des Streitobjektes , andererseits die
Gleichheit der Streitparteien . Da vorliegendeufalls keine dieser beiden Vor¬
aussetzungen , wie oben gezeigt , gegeben ist, kann sich die beschwerdesührende
Gesellschaft nicht auf die Rechtskraft eines Erkenntnisses der Verwaltungs¬
behörden , welches sie pro prastsrito von der Zahlung der Versichernngs-
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beitrage für ihre Wiener Angestellten liberieren würde , berufen , und ist somit
ihre aus dem Gesetze fließende Nachzahlungspflicht vom Zeitpunkte des Beginnes
der Versicherungspflicht unberührt geblieben.

Der Verwaitnngsgerichtshof mußte sohin mit der Abweisung der Be¬
schwerde Vorgehen.

2 .
Unzulässigkeit , ein bereits eingeleitetes Strafverfahren

ohne Enderkenntnis einzustellen.
Entscheidung der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Februar

1902 , Z . 10945 (Mag .-Abt . XVII Z . 1636 ex 1902 ) :
Die k. k. Statthalters findet über den Rekurs des N . N ., Gas - und

Wasserleitungs - Installateurs in Wien , gegen den Bescheid des magistratischen
Bezirksamtes für den XVIII . Bezirk vom 8. August 1901 , Z . 28531 , mit
welchem dem Genannte » aus Anlaß eines von ihm bewirkten Einbaues einer
mittels Dampfkraft betriebenen Pumpe (Pulsometers ), sowie ans Anlaß eines
Falles des Ausziehens zweier außer Betrieb gefitzter Brunnenröhren bei Her¬
stellung einer Wasserleitung unter Strafandrohung anfgetragen wurde , derlei
in den Berechtigungsumfang eines anderen Gewerbes fallende Arbeiten in
Hinkunft zu unterlassen , den angefochtenen Bescheid als ungesetzlich zu beheben.

Zur Begründung dieser Entscheidung wird einerseits bemerkt , daß mit
Rücksicht auf Z 36 , al . 2 der Gewerbeordnung die Gewerbebehörden I . Instanz
überhaupt nicht zuständig sind , Zweifel über den Umfang einer Gewerbe¬
berechtigung durch Entscheidungen zu beseitigen , sondern die Entscheidung der
politischen Landesbehörde einzuholen haben . Dort , wo solche Zweifel als gegeben
nicht erachtet werden , haben die Gewerbebehörden I Instanz , falls eine Über¬
schreitung der Gcwerbeherechtigung vorliegt , die Slrafamtshandlung nach dem
VIII . und IX . Hauptslücke der Gewerbeordnung cinzuleiten und durchznfUhrcn,
eventuell gegenüber dem zur Verantwortung gezogenen Beschuldigten mit einem
lossprechenden Erkenntnis vorzngehen , keineswegs aber das einmal von amts-
wegen eingeleitete und durch die Einvernahme des Beschuldigten bis zur münd¬
lichen Strafverhandlung im Sinne des Z 147 der Gewerbeordnung gediehene
Strafverfahren ohne Enderkenntnis einzustellen.

S

Gewerbeentziehnng wegen strafgerichtlicher Ver¬
urteilung nach K Sit . r» der Gewerbeordnung.

Zirkular -Erlaß der k. k. Statthalterci vom 28 . Februar 1902,
Z . 15844 (Mag .-Abt . XVII , Z . 1738 ex 1902 ) :

Es ist vorgekommen , daß Gewerbebehörden erster Instanz nach Ver-
urteilungen von Gewerbetreibenden wegen Verbrechen , wenn auch das er¬
kennende Gericht ohne Aufschub gemäß Z 30 des Strafgesetzes die Mitteilung
gemacht hatte , erst nach Verlauf von Jahre » ans Grunh des Z 138 , iit . rr
mit der Gewerbeentziehung für immer oder ans eine begrenzte Zeit vor¬
gegangen wurde.

Infolge Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom 11 . Februar
1902 , Z . 2468 , werde » nun die k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener-
Magistrat (Abteilung XVIl ) mit seinen Bezirksämtern , dann die Stadträte
in Wiener -Neustadl und Waidhofen an der Abbs beauftragt , in solchen
Fällen bei Handhabung der Bestimmungen des 8 138 , Iit . -r der Gewerbe¬
ordnung die Amtshandlung unmittelbar nach der strafgerichtlichen Verur¬
teilung dnrchznfllhren.

Sollte seitens eines Gerichtes die durch Z 30 des Strafgesetzes vor-
geschriebeue Mitteilung der Strafakten etwa einmal unterlassen werden , so
wäre hierüber zu berichten.

4 .
Zuschläge znr allgemeinen Erwerbsteuer für die

Handels und Gcwerbekammer.

Erlaß der k. k. Finanz -Lnndes -Direktion vom 15 . Mürz
1902 , Z . 17011/VIll , Mag .- Abt . XIX , Z . 957 6x1902 , an die k. k.
Steueradulinistrationen und magistratischen Bezirksämter:

Zufolge Ersnchschreibens dir Handels - und Gewerbekammer für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns erhalten die . in der Anlage
ein Verzeichnis jener der allgemeinen Erwerbsteuer unterliegenden Gewerbe
und Beschäftigungen , welche laut Beschlusses der k. k. Wahl -Kommission sür
die n .-ö. Handels - und Gewerbekammer in die Wählerlisten für die dies¬
jährige Neuwahl in die Kammer nicht eingereiht wurde » , für welche Be¬
triebe daher Handelskammerumlagen nicht vorzuschreiben sind . Laut Mit¬
teilung der genannten Wahl -Kommission war dieses Verzeichnis zuerst im
Jahre 1884 sestgestellt worden und wurde dann bei den Wahlen 1893 und
1896 ergänzt.

Anläßlich der Einbeziehung einer Reihe von Unternehmern unter die
Erwerbsteuerträger durch das neue Personalsteuergesetz wurde im Jahrs 1898
eine weitere Anzahl von bis dahin nicht Erwerbsteuerpflichtigen als nicht zu
den Kammerwählern gehörig ausgeschieden . Endlich hat die neue Wahl¬
ordnung gewisse Betriebe ausdrücklich vom Wahlrechte ausgeschlossen und
wurden diese ebenfalls in dem Verzeichnisse angeführt . Zufolge Beschlusses

der mehrgenannten Wahl -Kommission wurden hingegen in die Wählerliste
eingereiht jene Handel - und Gewerbetreibenden , welche in Wien eine
staatliche Erwerbsteuer von weniger als 10 X , aber mindestens von 8 X zu
entrichten haben , wobei hinsichtlich der letzteren nachstehende Erwägungen
maßgebend waren:

RUcksichtlich der Bestimmung des Z 2 der Wahlordnung , wonach „jeden¬
falls die Entrichtung des dem Minimalzensus für die Wahlberechtigung
zum Landtage gleichkommenden Betrages an jährlicher , in der betreffenden
Gemeinde vorgeschriebener Erwerbsteuer genügt " , wurden auf Grund des
Landesgesetzes vom 1. August 1896 , L.-G .-Bl . Nr . 58 , Z 12 , Z . 1 und 2,
konform mit der Wahlordnung (Z 2) zunächst rücksichtlich der Wahlberechti¬
gung in der IV . und V . Wahlkurie alle jene eingereiht , welche mindestens
10 X Erwerbsteuer zahlen.

Mit Rücksicht ans ß 12 , Zahl 1 I. e., wonach in Wien überdies auch
jene Landtagswähler sind , welche zur Wahl der Gemeindevertretung berechtigt
sind , und ans Grund des Z 4 der mit Landesgesetz vom 24 . März 1900,
L.-G .-Bl . Nr . 17 , erlassenen Gemeinde -Wahlordnung wurden für Wien anch
noch alle jene in das Wählerverzeichnis ausgenommen , welche in Wien zwar
weniger als 10 X , jedoch mindestens 8 X an jährlicher allgemeiner Erwcrb-
steuer entrichten . Dabei war die Ansicht maßgebend , daß nach der Verweisung
im Z 2 der Kammer - Wahlordnung auf den Landtagszensus nicht bloß der in
der Landtags -Wahlordnung selbst angegebene , sondern auch jener Zensus in
Betracht zu ziehen ist, welcher auf Grund der sonstigen Bestimmungen der
Landtags -Wahlordvung , beziehungsweise der dort bezogenen Gemeinde -Wahl¬
ordnung das Wahlrecht in den Landtag gewährt.

Dies trifft bei Wien insofern zu , als alle jene Erwerbsteuerträger , welche
wenigstens 8 X allgemeine Erwerbsteuer zahlen , zur Gemeindevertretung und
damit auch zum Landtage wahlberechtigt wurden . Bon den übrigen Bedingungen
für das Gemeindewahlrecht (24 . Lebensjahr , österreichischer Staatsbürger,
männliches Geschlecht, Wohnsitz in Wien und Entrichtung der Steuer seit
einem Jahre ) muß abgesehen werden , weil das Handelskanrmergesetz und die
Handelskammer -Wahlordnung diese Bedingungen nicht kennen und mir lediglich
den Hinweis auf den Landtags -Wahlzensus enthalten.

Bei der gemäß 8 21 , Abs. 3 des Handelskammergesetzes vom 29 . Juni
1868 , R .-G .-Bl . Nr . 85 , vorzunehmenden Vorschreibung der Handelskammer¬
beiträge zur allgemeinen Erwerbsteuer wird sohin im Sinne der oben ange¬
führten Beschlüsse der k. k Wahl -Kommission für die niederöflerreichische
Handels - und Gewerbekammer vorzngehen sein.

Bezüglich der Vorschreibnng der Handelskammerbeiträge für die der Er-
werbstener nach dem II . Hanptstücke des Personalsteuergesetzes unterliegenden
Unternehmungen hat es bis auf weitere Weisung bei dem bisherigen Vor¬
gänge zu verbleiben . Hiebei wird insbesondere auf den h. o. Erlaß vom
14 . Juli 1899 , Z . 29170 (enthalten in der Nummer XII der Beilage „ Gesetze,
Verordnungen rc ." znm Amtsblatte der Stadt Wie » , Jahrgang 1899 , unter 7)
Bezug genommen.

(Beilage dieses Erlasses .)

Verzeichnis der Nichtwahlberechtigten.
1885 : Advokaten , Aquarien -Jnhaber , Unternehmer von Konzerten und

allen übrigen noch nicht speziell angeführten Schaustellungen und Pro¬
duktionen , Kondnktansager , Dienstvermiltler , Eislanfplatz -Jnhaber , Gesangs¬
lehrer , Harfenisten , Heilanstalten , Hutschen - und Wursteltheater -Jnhaber,
Kranken - und Leichenvereinsagenten nnd Kassiere , Kunstreiter , L hr - und Er¬
ziehungsanstalten , Menagerie - Inhaber , Musiklehrer , Musiker und Musik-
Direktoren , Naturalienkabinetts -Jnhabcr , Notare , Panorama -Inhaber , Privat-
geschäftsvermittler (Privatagenten ), Neitschnl -Jnhaber , Ringelspiel -Inhaber,
'Schießstätten , Singspiel -Inhaber , Sprachschul -Jnhaber , Tanzlehrer , Theater-
Unternehmungen , Volkssänger , Zaubertheater -Jnhaber , Zeichenlehrer , Zeilungs-
herausgeber.

1893 : Bedürfnisanstalten , Wagen -Automaten.
1896 : Buchmacher , Hausadministratoren , Masseure.
1898 : Ärzte , Bildhauer , akademische, Komponisten , Fechtmeister , Grund-

Pächter , Hebamme « , Jagdpächter , Journalisten , Kegelbahn -Inhaber , Künstler,
Lotto -Kollekturen , Lnftschiffer . Maler , akademische, Mautpächter , Organisten,
Postmeister , Privatlehrer , Professoren , Regenschori , Schriftsteller , Stenographen,
Tahak -, Zigarren -, Stempel - nnd Briefmarkcn -Berschleiß , Tierärzte , Ton-
künstler , Versicherungstechniker , Verteidiger in Strafsachen.

1901 : Tabak - , Zigarren -, Stempel - und Briefmarken -Verschleiß , Pulver-
Verschleiß.

5 .
Verpflichtung des Zwangsverwalters einer Nealität
zur Bezahlung der nach eingetretenem Wechsel in
der Person des Eigentümers fällig werdenden Neal-

steuern.

Entscheidung des k. k. Obersten Gerichtshofes vom 4 . April
1902 , Z . 4487:

„Der k. k. Oberste Gerichtshof hat in der Zwangsverwaltungssache des
Albert Kätscher,  Realitätenbesitzers in Wien , betreibenden Gläubigers , ver¬
treten durch Dr . Jerusalem  widir Leopold Adle  r , Hausbesitzer in Wien,
Verpflichteten , vertreten durch Dr . Max Modern  wegen 60 .000 X, 73 .150 X
und 66 .000 X samt Nebengebühren infolge Revisionsreknrses der k. k. n .-ö.
Finanzprokuratur ooe . des k. k. Ärars nnd der Kommune Wien gegen den
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Beschluß des k. k. Landesgerichtes in Wien als Rekursgerichtes vom 18. Fe¬
bruar 1902, G.-Z.-R. XV 79/2, insofern mit demselben der Teil des Be-
schlusses des k. k. Bezirksgerichtes Rudolfsheim vom 10. Jänner 1902,
G.-Z.-E- 61/1, mit welchem der Betrag von 634 X 56 b aus den Ertrags-
Überschüssen des Reales Grundbuch Rudolfsheim Einl.-Z. 1506 dem k. k, Ärar
zur teilweisen Berichtigungder augemeldeten Steuerforderung von 1753 X
92 b und die Interventionskosienper 20 X zugewiesen wurde, dahin ab-
geändert worden ist, daß ein Teilbetrag von 453 X ausgeschieden und dem
Verpflichteten Leopold Adler,  beziehungsweise Uber dessen Zustimmung der
Albine Jirusek  zugewiesen wurde, folgenden Beschluß gefaßt:

Dem Revissonsrekurse wird Folge gegeben, der Beschluß des Rekurs¬
gerichtes abgeändert und der des Bezirksgerichtes wieder hergcstellt.

Gründe:
Der Anschauung des Rekursgerichtcs, daß bei der bei Einstellung der

Zwangsverwaltung nach Z 130 E.-O. zu erstattenden Schlußrechnungdes
Zwangsverwalters die Bestimmungen der ZH 122 und ff. E.-O. nicht in An¬
wendung zu kommen haben, ist beizupflichten.

Dies enthebt jedoch den Richter nicht der Pflicht, über eine solche Schluß¬
rechnung wie Uber eine nach § 115 E.-O. erstattete das Verfahren nach
8 116 E.-O. und ff. cinzuleiten. Der Beschluß des ersten Richters, mit welchem
zur Erledigung der am 19. Oktoberv. I . gelegten Schlußrechnung des Zwangs¬
verwalters eine Tagsatzung nach ß 1l6 E.-O. anberaumt wurde, war daher
im Gesetze begründet.

Unrichtig jedoch erscheint der Beschluß vom 8. Novemberv. I ., womit
die gelegte Vciwaltungsrcchnnng genehmigt, und zur Verteilung der Ertrags-
Überschüsse eine Tagsatzung ans den 21. November angeordnet wurde. Nachdem
der Zwangsverwalter in der Eingabe, mit welcher er die Schlußrechnung vor-
lcgte, erklärte, daß er um einer Verrechnung wegen des am 17. September
v. I . eingetretenen Wechsels in der Person des Eigentümers der in Zwangs¬
verwaltung befindlichen Realität Einl.-Z. 1506 Grundbuch Rudolfsheininicht
vorzngreifen und da die Steuerbefreiung im Zuge sei, die Steuern nicht ge¬
zahlt habe, war die Rechnung nicht zu genehmigen, sondern der Zwangs-
verwalter zn beauftragen, vorerst gemäß8 120 E.-O. die bis zum Tage der
rechtskräftigen Einstellung der Zwangsverwaltung, d. i. den 17. Oktoberv. I.
rückständigen Stenern aus den bis zu diesem Tage eingenommenen Erträgnissen
zn berichtige», da cs nicht seine Sache ist, angebliche Rechte dritter Personen
zn wahre».

Nachdem die rückständigen Stenern bei weitem mehr betragen, als die
in Händen des Zwaugsverivalters befindlichen Erträgnisse, wäre ein Rest¬
betrag, welcher allerdings vorkommeudenFalles ohne weiters gemäß8 130E.-O.
dem Verpflichteten heranszugeben ist, nicht verblieben. Es ist daher die Ent¬
scheidung des Rekursgerichtes, indem sie den Verpflichteten, beziehungsweise
der Albine Jirusek  einen nicht existierenden Ertragsüberschuß von 453 X
zuweist, eine unrichtige, war demnach abznändern, und der allerdings formell
verfehlte, jedoch materiell richtige Beschluß des ersten Richters wiederherzu¬
stellen."

«.
Ahndung der Schnlversänmnisse in den gewerblichen

Fortbildungsschulen.
Zirkular-Erlaß der k. k. n.-ö. Statthaltcrei vom 12. April 1902,

Z . 33710 (Mag .-Abt. XVII, Z . 2572 ox 1902) :
Infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 28 März 1902,

Z. 712, im Einvernehmen mit dem Handelsministerium und dem Ministerium
für Kultus und Unterricht wird allen politischen Bezirksbehörden in Nieder¬
österreich nachstehendes zur Danachachtnng eröffnet:

Das Ministerium des Innern hat die Wahrnehmung gemacht, daß
seitens einzelner Gcwerbebehörden gegen Lehrlinge,  welche den Besuch der
gewerblichen Fortbildungsschulevernachlässigen, wegen der Übertretung des
Z 995 der Gewerbeordnungnach 8 131 der Gewerbeordnungstrafweise,
namentlich mit Arreststrafen vorgcgangen wird.

Abgesehen davon, daß dieser Vorgang schon ans Pädagogischen Rück¬
sichten höchst bedenklich erscheint, ist derselbe auch im Gesetze nicht begründet,
weil die Überwachung des den Lehrlingen nach 8 99 5 der Gewerbeordnung
obliegenden regelmäßigen Besuches der gewerblichen Fortbildungsschule gemäß
8 100 Alinea 3 der Gewerbeordnungden Lehrherren überwiesen  ist.

Hiezn kommt »och. daß 8 69 5, Alinea 4 der Gewerbeordnung den
Gewerbebehörden durch eine ausdrückliche Vorschiff! das Mittel an die Hand
gibt, der von den Lehrlingen selbst verschuldeten Vernachlässigung des Schul¬
besucher wirksam entgkgenzntretkil.

7.
Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der

Gemeinde Picso -Szent Marion in Ungarn.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 12. April 1902,

Z . 36559 (Mag .-Abt. XVII , Z . 2575 ex 1902) :
Lant Mitteilung des königlich ungarischen Handesministerinmsvom

3. März 1902, Z. 10991, wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem
Gebiete der Äemettide Picsö-szent -Marton, Komilat Kis Küküllö, unter Anf-

rechthaltung der im § 17 der bestehenden Hansiervorschriften und in den diesen
Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnnngcnden Bewohnern gewisser
Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
4. April 1902, Z 12452, alle k. k. Bezirkshanptmannschaften, der Wiener
Magistrat (Abt. XVII), die Stadträte von Wiener-Neustadt und Waidhofen
an der Mbs und das Präsidium der n.-ö. Handels- und Gewerbekammer in
Kenntnis gesetzt.

8 .
Zulassung von Sandstein zur Herstellung frei¬

tragender Stiegen.
Der Magistrat hat zufolge Gremial-Beschlusses vom 17. April 1902,

Mag.-Abt. XIV, Z. 1519, die Verwendung von hartem Sandstein ans dem
Steinbruch des Herr» Eduard Hauser  in Tullnerbach zur Herstellung frei¬
tragender Stiegen im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden Bedingungen
zngelassen:

1. Freitragende Sandsteinstusen sind nur bei Ausführung geradarmiger
Stiegen nnd bei einer zufälligen Last von 400 ÜA per Quadratmeter bis zn
einer größten Länge von 1-40 m zulässig.

2. Die Einmauernng der Stufenköpfe hat mindestens 25 cm zu
betragen.

3. Das zw Verwendung kommende Stnsenprofil hat mindestens die
nachstehenden Dimensionen, 15 em Auftritt, 30 cm Breite, 2 5 cm Falz und
5 cm vordere und rückwärtige Schräge, zu erhalten nnd ist im Bankonsens-
plan anszuweisen.

4. Der Nachweis über die Bieguugsfestigkeit des Sandsteines ist jedesmal
vor Einmauerung der Stufen zn erbringen.

5. Bei Anwendung dieses Stufenprofils und 400 zufälliger Belastung
per Quadratmeter sind für die verschiedenenStufenlängen die nachstehend
ansgewiesencn zugehörigen Biegnngsfestigkeiten nachzuweisen:

Stnfenlänge
in Metern

; — ^ Ktlogramm
per Quadratzenti¬

meter

Biegungssestigteit
in Kilogramm per
Ouadratzentimeter
bei e/z Jnanspruch-

_ nähme_

Anmerkung

1- lO

I 20
1 25
1-30
1-40

10-42
12-52
1346
1455
16-88

5260
62-60
67-30
72-75
84-40

» — ^ (6 -s-4 5)
6 - - I 1 kA An¬

näherungswert
c> — 0 04 ÜA cm?
5 --- 0 30 m.

Gebührenbehandlung vonQuittnngen der Gemeinden.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 18. April 1902,

Z . 37193 (Mag .-Abt. II , Z . 1849 ox 1902) :
Über Anfrage einer Gemeinde hat lant Mitteilung der k. k. Finanz-

Landes-Direktion in Wien vom 5. April >902, Z. 21410, das k. k. Finanz¬
ministerium mit dem Erlasse vom 28. März 1902, Z. 13786, eröffnet, daß die
Quittungen der Gemeinden über Gemeindeumlagen nach Tarifpost 75 5 des
Gebührengesetzes vom 9. Februar 1850, N.-G.-Bl. Nr. 50, und dem Schlag¬
worte „Gemeindeanflagen" des Tarifes des Gebührengesetzes stempelfrei sind,
während die Quittungen, welche privatrechtlichc Beziehungender Gemeinden,
das Vermögen derselben, die Renten und die Überschüsse von denselben zum
Gegenstände haben, somit anch die Quittungen über die Zahlung der Pacht¬
zinse von den Gemeindegrundstückcn nach Tarifpost7 a des zitierten Gesetzes
der Gebühr nach Skala ll unterliegen.

Selbstverständlich sind im letzteren Falle Empfangsbestätigungen über
Beträge unter 4 X nach Tarifpost 48, lit . n des Gebührengesetzes unbedingt
gebührenfrei.

Die Bezeichnung der Quittung als „Amtsqnittnng" ist diesbezüglich
irrelevant.

Hievon werden die k. k. Bezirkshanptmannschaften in Niederösterreich,
ferner der Wiener Magistrat, die magistratischen Bezirksämter in Wien und
die Stadträte in Wiener-Neustadt und Waidhofen a. d. Abbs in Kenntnis
gesetzt.

1«.
Anwendung der Sonntagsruhe Vorschriften ans das

Gewerbe der Flaschenbierfüller.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preher vom 22. April

1902 (Mag .-Abt. XVII, Z . 2248 ox 1902) :
Zufolge des Senats -Beschlusses des Magistrates vom 20. März 1902,

Mag.-Abt. XVII 2248/02, welchem die k. k. n.-ö. Statthaltern laut Erlasses
vom 31. März 1802, Z. 29763, zugestimmt hat, haben hinsichtlich der An¬
wendung der über die Einhaltung der Sonntagsrnhe bestehenden Vorschriften

1*
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für das konzessionierte Gewerbe der Flaschenbierfüller nachstehende Grundsätze
zu gelten:

1 . Das Gewerbe des Flaschenbierfüllens ist nicht als Handelsgewerbe,
sondern als Produktionsgewerbe anzusehen.

2 . Für dasselbe hat , soweit cS sich um das Flaschenbiersüllen
handelt , mangels irgend welcher Sonderbestimmungen hinsichtlich der Sonn¬
tagsruhe die volle Sonntagsruhe iin Sinne des Gesetzes vom 16. Jänner 1895,
N .- G .-Bl . Nr . 21 , einzulreten.

3 . Für den Verschleiß bei diesem Gewerbe  gilt dagegen zufolge
der Statthallerei -Kuudmachungen vom 7. Anglist 1897 , Z . 71404 , L.-G .- Bl.
Nr . 46 , und vom 9 . Juni 1899 , Z . 49186 , L.-G .-Bl . Nr . 28 , die Bestimmung
hinsichtlich des Verschleißes bei den betreffs der Sonntagsruhe nicht besonders
geregelten Prodnktionsgewerben , wonach der Warenverkauf in allen Bezirken
Wiens nur mehr in der Zeit vom 1. Oktober bis einschließlich 15 . Juni , und
zwar von 6 bis 11 Uhr vormittags gestattet , dagegen im übrigen Teile des
Jahres verboten ist.

11
Verpackung von Tee.

Verordnung der Ministerien des Innern , der Justiz und
des Handels Nom 23 . April 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 81:

Auf Grund des Z 6 des Gesetzes vom 16 Jänner 1896 , N .- S .-Bl.
Nr . 89 ex 1897 , wird verordnet:

Zum Enthüllen von Tee dürfen Metallfolien , die in 100 Gewichtsteilen
mehr als einen Gewichtsteil Blei enthalten , nicht verwendet werden , wenn
diese Metallfolien mit dem Tee in nnmittelbare Berührung kommen.

Diese Verordnung , durch welche der Z 2 der Ministerial Verordnung
vom 13 . Oktober 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 235 , hinsichtlich der Verpackung von
Tee außer Kraft gesetzt wird , tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirk
samkeil.

12 .

Saccharin Präparate

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . April
1902 , Z . 38243 (Mag .-Abt . X, Z . 2243 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 10. April 1902,
Z . 12340 , ander eröffnet , daß unter den im A 2 der Ministerial -Verordnnng
vom 20 . April 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 52 , erwähnten Präparaten , welche
Saccharin enthalten , zusammengesetzte , mit Saccharin versüßte Arznei¬
präparate zu verstehen sind , keinesfalls aber — wesentlich aus Saccharin be¬
stehende Verarbeitungen von Saccharin : Saccharinpräparate . Diese enthalten
als Hauptbestandteil Saccharin , andere Stoffe bloß als Bindemittel , und sind
nur als eine Modifikation der Form , in welcher Saccharin im Handel vor-
komml (Ministerilll -Verordnnng vom 30 . April 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 50)
anzusehen , daher nach H 1 der erstbezogenen Ministerial -Verordtinng zu
behandeln.

Hievon werde » die k. k Bezirkshaupimannschaften in Nicdcrvsterreich.
der Wiener Magistrat (Abt . X ), die magistratischen Bezirksämter in Wien , die
Stadtrttte in Wiener -Neustadt und Waidhofeu a. d. Ybbs in Kenntnis gesetzt.

I».
Forstanfsichtsbezirkc iu Nicderösterreich.

Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogtnmc
Österreich unter der Enns vom 24 . April 1902 , Z . 2661/pr .,
L .-G .- und Verord .-Bl . Nr . 34:

Auf Grund der Erläffe des k. k. Ackerbanministerinms vom 24 Juli
1899 , Z . 15297 , vom 23 . Dezember 1899 , Z . I0I I5 , nnd vom 19 . Dezember
1900 , Z . 24457 , wird nachffehend die Einteilung des Tr .herzogtnmes Österreich
nn,er der Enns in staatliche Forst - und Forstanfsichtsbezirke, ' beziehungsweise
die Dislokation des forsttechnischen Personales der politische » Verwaltung in
Niederösterreich verlautbarl:

Bei der k. k. S t a tt h a l t e r ei in Wien:

1 . der Landesforstinspektor.

2 . die für die Forstbezirke Wien I und Wien II bestellten Bezirks-
sorsttechniker als dem Landesforstinspeltoc unmitlelbar zugeleilte nnd von
demselben unbeschadet ihrer Dienstleistung in den Forstbezirken „ erforderlichen¬
falls " in Anspruch zu nehmenden Hilfskräfte.

3 . Ein Forstwart , welcher dem Landesforstinspektor und de» beiden
Vezirksforsttechitikern in Wien zur Dienstleistung zngewiesen ist.

ö . In den Bezirken:

tÄ

« '^ 2

Der Forstbezirk
umfaßt die

politischen Bezirke

Für den Forstbezirk sind bestimmt

ein Forstwart

mit dem
Standorte

in

für den Forstaussichtsbezirk,
welcher umfaßt

I
Wien

II
Wien

III
Wr .-
Neu¬
stadt

IV
M,lk

V
Horn

Wien (Stadtbezirk ) ,
St . Pölten , Lilienfeld

nnd Hietzing-
Umgebnng

Wien Lilienfeld

Floridsdorf , Unter-
Gänserndorf , Ober¬
hollabrunn , Kornen-
burg , Mistelbach und

Tulln

Wien

Wiener-
Neustadt

Wiener -Neustadt
(Stadtbezirk ),

Wiener -Neustadt
(Landbezirk ),

Neunkirchen , Baden,
Mödling nnd Bruck

an der Leitha

Wr .-
Nen-
stadt

Gloggnitz

Amstetten , Melk,
Päggstall , Scheibbs
nnd Waidhofen au
der Ybbs (Stadt¬

gebiet)

Gmünd , Horn,
Krems , Waidhofen
an der Thaya nnd

Zwettl

Melk

Horn

Scheibbs

Waidhofer
an der
Ybbs

die Gerichtsbezirkc Lilienfeld
und Hainseld

die Gerichtsbezirke Wiener-
Neustadl und Kirchschlag, den
Gerichtsbezirk Aspang mit

Ausnahme der Orts-
gemeinden Kirchberg am
Wechsel und Molzegg , den
Gerichtsbezirk Gutenstein
mit Ausnahme der Orts¬
gemeinden Schwarzau im
Gebirge und Rohr im Ge¬
birge und vom Gerichts-
bezirke Nennkirchen die
Ortsgemeindcn Schwarza»

am Steinfelde , Pitten,
Sautern , Schildern,

Seebenstein , Scheibling-
kirchen und Thernberg

den Gerichtsbezirk Gloggnitz,
den Gerichtsbezirk Neun¬
kirchen (mit Ausschluß der
Ortsgemeinden Schwarzau

am Steinfelde , Pitten,
Sautern , Schildern , Seeben¬
stein, Scheiblingkirchen und
Thernberg und vom Ge¬
richtsbezirke Gutenstein die
Ortsgemeindcn Schwarzau
im Gebirge nnd Rohr im

Gebirge

die Gerichtsbezirke Gaming
und Scheibbs

die Gerichtsbezirke Waid-
Hofen an der Ybbs und

St . Pctcr in der Au

Diese Einteilung tritt mit I . Mai 1902 in Wir .samkcit . Mit demselben
Zeitpunkte tritt die hierortige Kundmachung vom 14 September 1899,
Z . 6579/ ? r ., L.-G .- und Verord .-Bl . Nr . 45 , betreffend die Einteilung des
Erzherzogtumes Österreich unter der Enns . in staatliche Forstaufsichtsbcziike,
beziehungsweise die Dislokation des forsttechuischeu Personales der politischen
Verwaltung in Niederösterreich *) außer Kraft.

14

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Stadt Ujbi »ny r in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-v. Statthalterei vom 24 . April 1902,
Z . 39393 (Mag .-Abt . XVII , Z . 2735 ) :

Laut Mitteilung des königl . u »g. Handelsministeriums vom 3 . März
1902 . Z . 7617 . wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dein Gebiete
der Stadt Iljbünya , Komitat Bars , unter Ansrechthaltuug der im Z 17 der be-

*) Siche auch „Berichtigung" im XXXtV. Stücke des Landesgesetzblattes pro 1S9SSeite 90.
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stehenden Hansiervorschrifieu und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nach -
tragsverordnunge » den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte
«erboten.

H >ev° n werde, , infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
14 . April 1302 , Z . 14448 , alle k. k Vezirkshanplmaunschaslen , der Wiener
Magistrat , die Stadträte von Wiener -Neustadt und Waidhofcn a . d. Abbs und
die u, - ö, Handels - und Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

IS.
Die Maßgröße der zum Ausschanke gebrannter

geistiger Getränke zulässigen Gefäße.
Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 25 . April 1902,

Z . 41907 ex 1901 (Mag .-Abt . IX , Z . 2265 ex 1902 ) :
Es ist die Wahrnehmung gemacht worden , daß in öfsentlichen Schank

lokalitäten nebst de» zulässigen mitunter auch Schankgefäße von 0 '4 I Inhalt
zu », Ausschanke von gebrannten geistige» Getränke » verwendet werden , und
daß bei der Beanilshandliing solcher Fälle nicht einheitlich vorgegangen wird.

Das Handelsnnnisterinm findet daher im E nveruehmen mit dem k. k.
Ministerium des Innern folgendes zu eröffnen:

Alle siir den Gebrauch in öffentlichen Schanklokalitäten bestimmten
Schaukgläser von 0 '1 I Inhal , aufwäris müssen hinsichtlich der Inhalts-
bezeichnung , der Maßhälligkeit und des Minimums des Übermaßes de» Be¬
stimmungen der Ministerial -Verordnungen vom 25 . September 1875 , R .-G .-
Bl . Nr . 129 , uud von , 12 . Juli 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 102 , entsprechen . Die
Bestimmungen dieser Ministerial -Verordnuug wurden mit der Ministerial -Ver-
ordunng vom 21 . Juli 1887 , N .-G -Bl . Nr . 97 , auch ans die zum Ausschanke
von gebrannten geistigen Getränken dienenden Flaschen und Schankkrüge aus¬
gedehnt.

Da nun für die Maßgröße von 0 '4 I weder im 8 1, Absatz 3 der
Ministerial -Berordnung vom 25 . September 1875 , N -G .-Bl . Nr . 129 (be¬
ziehungsweise im ß 5 der Aichordnnng ), eine Bestimmung über die Jnhalts-
bezeichnung enthalten , noch im 8 3 dieser Verordnung das Minimum des
Übermaßes festgesetzt ist, können Schankgefäße von 0 -4 I Inhalt den Bestim¬
mungen der Ministerial -Verordnung vom 25 . September 1875 , R .-G -Bl.
Nr . 129 , nicht entsprechen ; folglich ist die Verwendung solcher Schankgefäße
in öffentlichen Schanklokalitäten zum Ausschanke von gebrannten geistigen
Getränken als eine Übertretung der obbezogenen Ministerial -Berordnung zu
behandeln und nach der Ministerial -Verordnunq vom 30 . September 1857.
R .- G .-Bl . Nr . 198 , zu bestrafe » .

Hievon wolle die k. k. Statthalterei die politischen Behörden I . Instanz,
das Aich Juspektorat und die Aichämter verständigen.

I« .
Sachverständige für Enteignungen zu Eisenbahn

zwecken.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthaltcrci vom 30 . April 1902,

Z . 42022 (Mag .-Abt . V, Z . 2282 ex 1902 ) :
Laut Mitteilung des k. k. Oberlandesgerichtes in Wien vom 22 . April

1902 , Z . 3829/5 x/2 prass ., wurden aus der Liste der Sachverständigen in
Fällen der Enteignung zur Herstellung und zum Betriebe von Eisenbahnen
gelöscht:

1 . Karl Kopp , Stadtzimmermeister , III ., Petrusgasse 1;
2 . Andreas Köhler , Hausbesitzer in Marchcgg;
3 . Ferdinand Machts , Wirtschaftsrat , Wien , XVIII ., Währinqer-

gürlel 39;
4 . Josef Nickl , Wirlschaftsbcsiyer in Matzen;
5 . Leopold Wagner , Wirlschastsral in Oberamt:
6 . Anton Zagorsky , Stadtbaumeister , Wien , XVI ., Thaliastraße 80,

sämtliche infolge Ablebens;
7 . Anton Fleischmann , Kaufmann in Weitra , weil er infolge seines

hohen Alters die Annahme der Legitimations -Urkunde verweigerte;
8 . Ludwig Freiherr v . Redl  in Banmgarlen , weil er seinen ständigen

Wohnsitz in Ungarn genommen hat.
Hievon erfolgt im Nachhange zni» hierortigen Erlasse vom 4 . April 1902,

Z . 31935 (siehe Amtsblatt Nr . 34 Gesetze, Verordnungen rc . " IV , 19
spLA. 39 )) die Mitteilung.

17 .

Funde von Artilleriegeschoßen.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthaltern vom 1. Mai 1902,

Z . 42999 (Mag .-Abt . XVI , Z . 3094 ex 1902 ) :
Um Unglückssällen vorzubeugen , welche durch die Manipulation mit auf¬

gefundenen , blind gegangenen , scharf adjustierte » Artilleriegeschoßeu seitens
Ünberufener entstehen können , hat das k. und k. Neichs -Kriegsminislerium au
das k. k. Ministerium des Innern das Ersuchen gestellt , zu veranlassen , daß
die zunächst von Artillerie -Schießplätzen wohnhafte Zivilbevölkerung dahin
informiert iverde , allenfalls anfgefnudene Arlilleriegeschoße au Ort uud Stelle
liege » zu lassen und von dem Funde , wenn möglich , die nächste Militärbehörde

zu verständigen oder aber die Anzeige der Gensdarmerie , beziehungsweise der
Gemeindevorstehung oder politischen Behörde zu erstatten , welche im Interesse
der möglichst baldige » Beseitigung der Gefahr dem nächsten Artillerietruvpen-
körper oder einem Artilleriezengsdepot zur weiteren Veranlassung ehestens
Mitteilung zu machen hätten.

Für die Anzeige des Fundortes eines Geschosses und das eventuell
nötige Hinführen zum Fundorte wird dem Finder eine Prämie von 1 II von
dem mit der Verwaltung des betreffenden Artillerie -Schießplatzes betrauten
Offizier oder von dem nächsten Artilleriezeugsdevot ansgezadlt werden.

Dies wird infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
22 . April 1902 , Z . 15093 , mit der Aufforderung eröffnet , in oberwähnter
Richtung die geeigneten Maßnahmen zu treffen und Uber das Verfügte bis
25 . Mai 1902 zu berichten.

Dieser Erlaß ergebt an olle k. k. Bezirkshauptmannschasteu in Nicdcr-
Lsterreich , den Wiener Magistrat (Abt . XVI ), im Wege desselben au alle
magistratischen Bezirksämter , die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofeu
an der Mbs.

18 .

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Gemeinde Szcut Agotha in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. Mai 1902,
Z . 45677 (Mag .-Abt . XVII , Z . 2985 ex 1902 ) :

Laut Mitteilung des königl . ung , Handelsniimsteriums vom 5. April
1902 , Z . 22941 , wurde die Ausübung des Hausierhandels , auf dem Gebiete
der Gemeinde Szeut Agotha , Komitat Nag » Küküllö , unter Anfrcchthaltung
der im 8 17 der bestehenden Hausiervorschrilien und in den diesen Paragraphen
ergänzenden Nacht,agsverordnnngen den Bewohnern gewisser Gegenden ge¬
währten Rechte , verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
29 . April 1901 , Z . 16269 , alle k k Bezirkshauptmaunschaften , der Wiener-
Magistrat , die Stadträte von Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Ddbs und
die n .-ö. Handels - uud Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

IS.
Handel mit Giften.

Das magistratische Bezirksamt für den IX , Bezirk hat zufolge Dekretes
vom 15 . Mai 1902 , Z . 3986 , dem Julius Lorber,  XVIII -, Siernwarte-
straße Nr 11 wohnhaft , als Geschäftsnachfolger der bestandenen offenen
Handelsgesellschaft L o r b e r L T r a i t l e r , die augesuchte Konz -ssion znm
Verschleiße von Gifte « und von znbereitetcn , zu a -zneilicher Verwendung be¬
stimmten Stoffen und Präparaten , insofern dies nicht , ausschließlich den
Apothekern Vorbehalten ist, im Sinne des 8 15 , Punkt 14 der Gewerbeordnung
mit dem früheren S a -:dor :c : IX ., Währingerstr .iß - 68 , erteilt.

II. NurmlttivliestimmmuM.
SIMrat:

20 .

Handhabung des Marktgebührentarifes.
Zufolge Stadtrats -Beschlusses vom 16. April 1902 , Z , 4451 , Mag .-Abt , IX,

Z >63 ex 1902 , haben bei Handhabung des dermalen gellenden Markl-
gebührentarifes der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien nachfolgende
grundsätzliche Bestimmungen zur Richtschnur zu dienen:

1. Als stabile Stände im Sinne des Marktgebührentarifes zur all¬
gemeinen Marktordnung für die k, k. Neichshanpt - und Residenzstadt Wien
werden olle jene Marktstände erklärt , welche in jener Form , in der sie zur
Aufstellung gelangen , beständig am Platze belassen werden , wogegen alle jene
Marktstände , die täglich nach Schluß des Marktes entfernt oder abgetragen
werde » , als transportable Markistäude zu gellen haben,

2 . Hölzerne Trepven (Bodenbeläge ), welche vor den Marktsländen aus¬
schließlich nur zum Schutze d S kaufenden Publikums gegen Nässe , Schnee : c.
ausgelegt werden , unterliegen keiner Gebühr ; werden dieselben aber auch znm
Ausleger , von Waren oder Marklrcqmsiten benützt , so ist für dieselben die
Lagergebühr nach Abschnitt IV , Punkt 4 des Marktgebührentarifes zu ent¬
richten,

3 . Vordächer an Markiständen dürfen höchstens bis zu 50 ein , Plachen
höchstens bis zu 1 m , Boi legbretter bis höchstens 30 om vorlpringen ; für
dieselben sind keine Muikigebühreu zu entrichten , doch dürfen über obige Maße
hinaus keine Ware, : oder Marklrequisiicn ausgehäugt , beziehungsweise aus-
gclegt werden.

4 . Die Abschrankung oder Verschalung von Zwischenräumen zwischen
zwei stabilen Ständen ist an die Bewilligung des Markt - Direktors gebunden.
Wird der abgeschrankte Raum zu Marklzwccken , Aufbewahrung von Markl-
requisiten , Ausstellung von Eiskästen u . s. w . benützt ; so ist derselbe hehnfs
Bemessung der Siandgebühren in das Ausmaß des zugehörigen stabilen
Standes einznbezieheu.

8
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21 .

Überlassnttg von Standplätzen an Marktfieranten.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 18 . April

1902 , Z.
141350/99

XV (Mag .-Abt . lX ). :
Aus Anlaß eines von der Direktion des Marktamtcs erstatteten Berichtes

über den ungleichmäßigen Vorgang der Bezirksämter bei Überlassung von
Standplätzen an Marktfieranten , wird Folgendes zur Danachachtung eröffnet:

Ta das Gewerbe der Maiktfierantie lediglich zum „ Beziehen von Märkten"
berechtigt , so ist Maiktfieranten die Aufstellung eines Standes nur auf Markt¬
plätzen , außerhalb derselben jedoch, ans offener Straße oder ans öffentlichen
Plätzen , aus dem Grunde ihrer Gewerbeberechtigung nur dann zu bewilligen,
wenn es sich nur die Teilnahme au einem daselbst abzuhaltenden periodischen
Markt (z , B , Peregrini -, Nikolo -, Weihnachts -, Kirchtags - rc, Markt ) handelt.

Bei Zuweisung eines Berkaufsplatzes an Markifieranten auf eitlem
Marktplatz ill nach den Bestimmungen der „Matktordnnng für die Neichs-
hanpl - und Residenzstadt Wien " amtszuhai .dcln,

Hiebei ist insbesondere darauf zu achten , daß gemäß Z 5 der Markt¬
ordnung (Z 62 G .- O .) zwar jedermann die Marktplätze beziehen kann , daß
er dies aber nur mit den zum Verkaufe auf dem betreffenden
Markte zngelassenen Waren zu tun berechtigt ist.

Wenn es sich dagegen nm die Zuweisung eines Bei kanfsplatzes , beziehungs¬
weise um die Bewilligung zur Ausstellung eines Veikaufsstandes auf offener
Straße oder auf Lsfentlicheu Plätzen handelt , so ist das Ansuchen zu¬
nächst im Sinne des Z 2 , P , 10 der provisorischen „ Geschäftsordnung sür die
Bezirksvorsteher und Bezirksausschüsse der k k. Reichshanpt - und Residenz
stadt Wien " der Beratung und Beschlußfassung der Bezirlsvertretung zu unter¬
ziehen und unter Umständen im Sinne des Z 46 der „ Geschäftsordnung sür
den Magistrat " vor Erledigung des Aktes die Beschlußfassung des Stadtrates
einznholen.

Bei diesem Anlasse wird neuerlich ans den Normal -Erlaß vom 26 , No
vember 1901 , M . -D .-Z , 3214/01 , hingewiesen.

22 .

Erholttttgsnrlaub für städtische Kindergärtnerinnen.
Dekret des Wiener Magistrates vom 28 . April 1902,

Mag .-Abt . XV . Z . 26687 sx 1901 :
Der Wiener Gemeinderal hat in seiner Vollversammlung vom 18 . April

1902 , zur Z . 4931 beschlossen, den städtischen Kindergärtnerinnen einen Er¬
holungsurlaub zu gewähren und hinsichtlich dessen Dauer und Erteilung
folgender zu bestimmen:

1 , Der systemmäßige Erholungsurlaub beträgt bei einer Dienstzeit bis
15 vollendete Dienstjabre 80 Tage , von 15 vollendeten Dienstjahren bis
zitiii 25 , vollendete » Dicnstjahre 34 Tage , und Uber 25 Dicnstjahre hinaus
38 Tage.

2 . Im übrigen finden auf die Erholungsurlaube der Kindergärtnerinnen
die Normen über die Urlaube der städtischen Beamten , Diener , sowie der
sonstige » Angestellten der Gemeinde Wien (Gemeinderals - Beschluß vom
10 . Juli 1896 , ZZ . 3734 und 4824 ) Anwendung und sind diese Erholungs¬
urlaube unter tantichster Vermeidung von Substitulionskosten zu erteilen.

3 Tie Kosten der durch den Antritt der normalen Erholungsurlaube
notwendigen Substituierungen werden ans den eigenen Geldern der Gemeinde
Wien bestritten.

Die leitenden städtischen Kindergärtnerinnen erster Gehaltsstufe werden
daher angewiesen , alljährlich im Mai einen Vorschlag:

1 , über Beginn und Dauer des beabsichtigten normalmäßigen Urlaubes
sür ihre eigene Person und für die demselben Kindergarten etwa zugewiesenen
Kindergärtnerinnen zweiter Gehaltsstufe;

2 , darüber , ob eine wechselseitige Substitution möglich ist, oder ob eine
eigene Substitution eiuzuberufen ist ; und

3 , darüber , wer die verantwortliche Leitung des Kindergartens während
des Urlaubes dcr leitenden Kindergärtnerin zu übernehmen hat , dem päda-
gogischen Lester des Kindergartens voiznlegen . Letzterer Hai sodann denselben
mit seiner Außeinng dcr betreffenden Bezirkssektion des Bezirksschulrates zu
übermitteln , worauf letztere den Akt mit ihrem Votum dem Magistrate über¬
reichen wird . Erst wenn seitens des letzteren der Urlaubsvorschlag schriftlich
zur Kenntnis genommen wurde , kann dcr Urlanbsantiitt erfolgen , und zwar
>>t der Reg -l während der üblichen Schulhinptfe ien.

Die Belegung dieses Urlaubsvorschlages mit Krankheitszengnisseu und
besonderen Urlaubsgesuchen der einzelnen Kindergärtnerinnen entfällt sohin,
sofern es sich um die oben bezeichne!-» spstcmmäßig -n Eiholnngsnrlanbe
handelt

Hievon wird die Leitung des städtischen Kindergartens zur eigene»
Kennt , isnahme und Verständigung der zugeteilken Kindergärtnerinnen unter
Anschluß eines Exemplares der oben bezeichnet ?» „Normen für die Urlaube
der städtischen Beamten und Diener " in Kenntnis gesetzt.

2 ».

Österreichischer Zentralanzeiger für das öffentliche
Lieferungswesen.

Erlaß des Bürgermeisters Dr . Karl  Lueger vom 7. Mai
1902, M .-D .-Z . 1428 ex 1902:

Seit 22 , April 1902 wird unter Förderung des k, k, Handels¬
ministeriums vom Bund österreichischer Industrieller und vom Zentral-
verband der Jndnslr ellen Österreichs der „Österreichische Zeniral-
anz eiger für das öffentliche Lieferungsw esen  oherausgegebcn , welcher
wöchentlich mindestens einmal , nach Bedarf auch mehrmals iischcinen wiid.

Die genannte » Körperschaften werden durch den im k, k, Handels¬
ministerium hiesür organisierte » Dienst sämtliche zur allgemeinen öffent¬
lichen Kenntnisnahme bestimmten Ausschreibungen von Lieferungen und
Arbeiten seitens der k, k, staatlichen Behörden nnd Anstalten und des k. nnd k,
Reichs -Kriegsministeriums (mit der Martneseklion ) , sowie alle im Wege der
k, nnd k. Km sulate eiulangcudeii ausländischen Ansichieibungen in raschester
»nd authentischer Weise erhallen ; ferner wurde mit Unterstützung des k, k,
Handelsministeriums Vorsorge getroffen , daß sich die Landesveiwaltniigeu,
Gemeinden und sonstigen autonomen Körpeischafien des „Zentrolauzeigers"
ebenso wie die staatlichen Behörden und Anstalten sür ihre öffentlichen Aus¬
schreibungen bedienen können ; endlich werden die von privaten U 'iteruebninitgen
(wie Aktiengesellschaften n , dgl .) ausgehend . » Suvmijsiouen ve,öffentlich:
werden.

Der „Zentralanzeiger " wird somit in seiner geplanten Ausgestaltung
eine umfassende Übersicht über sämtliche in Österreich erfolgenden Aus¬
schreibungen bieten nnd dieselben den interessierten Kreisen in einfacher , rascher
und zuverlässiger Fo m zur Kenntnis bringen.

Es liegt im Juiercsse der Gemeinde Wien , dieses Unternehmen möglich t
zu fördern , ^

Ich finde daher im Sinne des Z 37 , Absatz 2 der Geschislsordnnng sur
den Magistrat auzuordnen , daß von den im „Amtsblatt der !, k, Reichsbaupl-
nnd Residenzstadt Wien " veröffentlichten Zusammenstellungen aller Offert¬
ausschreibungen der Gemeinde Wie » je ein Souderabdruck durch das Zn-
stellungsaml des Magistrates an das k, k, Handelsministerium , Departement II n
Wien , I, , Postgaff - 8, zu Händen des Herrn MiMerml -Sekreiärs Dr , Fuchs
rechtzeitig übersendet werde , von wo aus die (unentgeltliche ) Veröffentlichung
der betreffenden Offertausschreibnng « » „ Zentralanzeiger " veranlaßt werden wird.

Die bisher übliche Übeisendnng eines Kundmachungs -Exemplarcs an
den Bund österreichischer Industrieller hat zu entfallen.

Im übrigen bleibt die Bestimmung des H 37 der Geschäftsordnung für
den Magistrat aufrecht,

24

Auflassung der jahrgangweisen Verrechnung für
abgelaufene Jahre bei mehreren Steuergattungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer Vvm 12 . Mai
1902, Mag .-Abt. XIX, Z. 4 ex 1902 :

Mit Beginn des Jahres 1902 wurde die jahrgangsweis - Verrechnung
der Vorschreibnngen und Einzahlungen bei folgenden Steuern und Gebühren,
insoweit dieselbe bisher bestand , antgelassen und die Verrechnung lediglich
getrennt für das laufende Jahr einerseiis und für die früheren Jahre zu-
lammen andererseits eingeführt , und zwar bei der Hanszinssteuer , der sü »f-
prozeiuigen Steuer vom Ertrage steuerfreier Gebäude , der Neutensteuer , welche
im Wege des Abzuges eingehobeu wird , der Personal -Einkommen - und der
Besoldungssteuer , bei den Strafen und Pönalien , Gewerbe -Anmeldungstaxen
und Firmaprotokollierungsgebühren.

Dieser neuen Einrichtung entsprechend , werden für den Dienst der
städtischen Steueramts -Abteilnngen folgende Anordnungen getroffen:

I o u r n a l i si e r u n g.
Für jede der bezeichneteu Steuer - und Gebührengattungen sind zwei

K a s s a j o urn a l e mit der Bezeichnung für das laufende Jahr lind für
vergangene Jahre zu führen.

In derselben Weis - findet die Trennung in der G e b ü h r e n - E v i-
d e n z statt.

Bei der Journalisierung der G e w e r b e - A » m e l d u n g s t ax e n
und der F i r m a p r o t o k o l l i e r n n g s g e b ü h r e n hat eine Trennung
»ach Steuergatlungeu (frühere Einkommensteuer , allgemeine Erwerbsteuer und
Erwerbsteuer von Üiiternehmnngen ) nicht stattzufinden . Es ist hiezu die Druck -
sorte St, °A -Formal . Nr . 220 zu nennenden . In der Zusammenstellung des
Empfanges und dcr Ausgabe » lDrnck oite Ne . 100 ) und im Kaffagebarungs-
ausweise lDrucksorle Nr , 137 ) sind die Geiverbelaxen und die Firmaprotokol¬
lierungsgebühren in die Rubrik „ Allgemeine Erwerbsteuer " einznsetzen,

Kontierung.
Tie Kontierung der Gebühren - Bor - und Abschreibungen in den

L iq u i d a t i o n s b ü ch e rn hat nach den bisherigen Grundsätzen statt-
zufinden . Es ist mithin bei den Vor - nnd Abschreibungen d u Jihrgang,
welchen sie betreffen , durch Ansetzung der Jahreszahl zu bezeichnen.

Die Zahlungen für frühere Jahre sind sowohl in der Zahlungsanweisung,
als auch bei der Kontierung in de» Liquidalionsbücheru zu einer Summe zu
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vereinen , jedoch nur insoweit , als dadurch eine richtige Nückstandsnachweisung
nicht unmöglich gemacht wird.

Abschlüsse.
Die Monats -Skontri , die Jahres -Summarie » , die Jahresausweise über

die Gebühren und die Bilanzen sind getrennt sür Rechnung des laufenden
Jahres einerseits und der Vorjahre zusammen andererseits zu versafsen.

Besondere Bestimmungen.
Bezüglich der Hauszins - und f ü n s P r o z e n ti g e n Steuer

werden außerdem noch folgende Anordnungen getroffen:
Nachdem seitens der k. k. Finanz -Landcs -Direktion wiederholt auf die

ans der Verrechnung aller Zuwachse und Abfälle lediglich für das laufende
Jahr sich ergebenden Übelstände hingewiesen und das dringende Verlangen
nach Auflassung dieser Verrechnungsart gestellt wurde , so sind vom 1 . Jänner
1902 au die von den k. k. Steuer - Administrationen  realisierten
Vor - und Abschreibungen an der landesfürstlichen Steuer samt den hiezu
berechneten Zuschlägen und Umlagen getrennt nach dem laufenden und »ach
vergangenen Jahren z» verrechnen.

Dagegen bleibt bei den sonstigen Zuwächsen und Abfällen zu den Ge¬
bäudesteuerkonten , als : Umlage auf den Mietzins und für Schnlzwecke , Kanal-
ränmungs - und Wafserbezugsgebühren , die Verrechnung lediglich für das
laufende Jahr aufrecht . Ebenso sind auch die anläßlich der Änderung der
Gemeinde -Umlagenprozente berechneten Gebühren zu behandeln.

Damit aber auch in Zukunft die Vorteile der bisherigen Verrcchnnngsari
bezüglich der von den k. k. Steuer -Administrationen berechneten Abfälle
gewahrt bleiben , sind die Abfälle für die abgelaufenen  Jahre im
Stenerko » to für das  l a u f e n d e I a h r zu verbuchen und ist eine
summarische Iournaldnrchsühruug vorzuuehmen . Letztere hat allmonatlich am
letzten Werktage stattzufinden , und zwar sind die sämtlichen in den Jndividnal-
answeisen des Vormonates verrechnten Abfälle für abgelaufenc Jahre im
Journale sür vergangene Jahre in Ausgabe und in jenem für das lausende
Jahr in Empfang zu stellen . Dieser Journaldnrchführnng hat allmonatlich
die Prüfung der Abfälle durch die Stadtbuchhaltnng voranzugehen , wofür
die Sleneramts -Ableilnngc » rechtzeitig Sorge zu tragen haben . In das Ans-
gabsjonrnal sür vergangene Jahre sind aus den Jndividnalansweisen bloß
die Endsummen , und zwar der einzelnen Staatsslcuer » und der einzelnen
Fände , unter Ansiihrung der Journalartikel einzntragc » . Sonach werden die
Monatssummen in den einzelnen Stenern und in den verschiedenen Fanden
gebildet und (ohne Wiederholung der einzelnen Posten ) in das Empfangs¬
journal sür das laufende Jahr eingetragen . In den Journalen ist die Be¬
merkung beizusetzen : „Jonrnaldnrchsührnng der Abfälle " . Rückstände  für
abgelaufene Jahrgänge sind sodann mittels individuell vorzunehmenden Rnck-
giros zu decken.

In jenen Abteilungen , in welchen ausnahmsweise noch die summarische
Verrechnung älterer Havssteuerrückstände der früheren Vororte besteht , hat
nunmehr an deren Stelle die individuelle Verrechnung Platzzngreifen.

1!1. Gesetze
»01» lit'sviikt'rer Wichtigkeit sür den politische» Ver-

Mlittuttg-chieiist.
25.

BclufsZettossenschafleu der Landwirte.
Gesetz vom 27 . April 1902 , betreffend die Errichtung von

BernfSgenossenschnften der Landwirte , R .-G .-Bl . Nr . 91:
Mit Znsliminnng beider Häuser des Neichsrales finde Ich anzuordnen,

wie folgt:
Genossenschaftssprengel.

Nach Maßgabe dieses Gesetzes und der aus Grund desselben zu er¬
lassenden Landesgesetze wird in der Regel in jedem Gerichtsbezirke eine Be-
rnssgenossenschast der Landwirte sür diesen Bezirk und in jedem Lande eine
solche sür den Bereich des Landes errichtet . Diese Genossenschaften sichren die
Bezeichnung Bezirks - nnd Landesgenofsenschasten der Landwirte.

Die Landesgesehgebung kann jedoch anvrdnen , daß die Genossenschafis-
bildnng ausnahmsweise nur in einzelnen Landcsteilen und nur sür diese stalt-
zufinden habe , nnd überdies Bestimmungen treffen , nach welchen in dem be¬
treffenden Lande oder in einzelnen Teilen dieses Landes:

u) auch Gemeindegenossenschaflen der Landwirte sür den Bereich einer oder
mehrerer Ortsgememden (Pfarrsprengel ) ,

si) für einen Gerichtsbezirk mehr als eine Bezirksgenossenschaft der Land¬
wirte,

o) für zwei oder mehrere Gerichtsbezirke nur eine Bernfsgenossenschaft der
Landwirte,

ck) mehrere Landesgenossenschaften der Landwirte oder
e) Bernssgenossenschaflen der Landwirte für einzelne Gruppen von Land¬

wirten (Z 3 , Alinea 4)
errichtet werden.

Auch bleibt der Landcsgesetzgebung Vorbehalten , Bestimmungen über die
Trennung oder Zusammenlegung der Sprengel bereits errichteter Bernfs-
genossenschasten sestznsetzen.

Zweck.
8 2.

Der Zweck dieser Berufsgenoffenschasten der Landwirte besteht in der
Verbesserung der sittlichen und materiellen Verhältnisse der Landwirte durch
Pflege des Gemeingeistes , gegenseitige Belehrung und Unterstützung , Er¬
haltung und Hebung des Standesbewußtseins , durch Vertretung der herufs-
ständischen Interessen der Genossen , sowie durch Förderung der wirtschaftlichen
Interessen derselben.

Mitglieder.
8 3-

Mitglieder der Berufsgenossenschaften der Landwirte find in der Regel
alle Eigentümer , Nutznngseigentümer und Fruchtnießer land - oder forstwirt¬
schaftlicher Liegenschaften , die weder ausschließlich Annehmlichkeitszwecken ge¬
widmet noch un Eisenbahnbuche eingetragen sind . Jeder Eigentümer , Nutznngs-
eigentümer nnd Fruchtnießer gehört jener Berufs - (Bezirks -, Gemeinde -)
Genossenschaft der Landwirte als Mitglied an , in deren Sprengel die in
seinem Eigentum , Nntzungseigentum oder Fruchtgennsse befindlichen land-
oder forstwirtschaftlichen Liegenschaften gelegen sind.

Eigentümer , Nntznngseigentnmer und Fruchtnießer von Liegenschaften,
welche in mehreren Genossenschaftssprengeln gelegen sind , sind Mitglieder einer
jeden für die betreffenden Sprengel gebildeten Berufs - (Bezirks -, Gemeinde -)
Genossenschaften der Landwirte.

Die näheren Bestimmungen , welche Grundstücke als land - oder forst¬
wirtschaftliche Liegenschaften im Kinne dieses Gesetzes auznsehen seien und ob
eine Liegenschaft , nm sür den Etgeniümer , Nutzuugseigeniümer und Frucht¬
nießer die Mitgliedschaft an der Bernfsgenossenschaft zu begründen , ein ge¬
wisses Mindestmaß der Fläche oder des Ertrages erreichen muß , bleiben der
Landesgesetzgebuug Vorbehalten.

Die Landesgesetzgebuug kann bestimmen , daß die Eigentümer , Nutzungs-
eigenlümer und Frnchtuießer von Gutskomplexen , die ein gewisses Maximal-
ausmaß der Fläche oder des Ertrages überschreiten , besondere Berufsge-
nossenschaflen der Landwirte bilden (Z 1, Alinea 2 , lit . s ).

8 4.
Im Zweifel über die dem Eigentümer , Nutznngseigentümer undFrncht-

nießer einer Liegenschaft in Gemäßheit des Z 3 zukommende Mitgliedschaft
entscheidet die politische Bezirks - und in letzter Instanz die politische Landes-
bchörde.

Die Landesgesetzgebuug kann darüber Bestimmungen treffen , ob vor
diese» Entscheidungen die autonomen Behörden einzuvernehmen sind.

8 5.
Mitglieder der Landesgenossenschaft der Landwirte sind die sämtlichen

Mitglieder der im Lande bestehenden Bezirks - (Gemcinde -) Genossenschaften,
ferner alle Mitglieder der allenfalls durch die Landesgesetzgebuug im Sinne
des 8 1 , Alinea 2, lit . e , gebildete » besonderen Bernssgenossenschaften.

Werden in einem Laude mehrere Landesgenofsenschasten errichtet , so hat
die Landesgesetzgebuug zu bestimmen , welcher Landesgenossenschaft die einzelnen
Bezirksgenossenschaften und die allenfalls errichteten besonderen Bcrnfsge-
noffeuschaftcn angehören.

8 6.
Die Mitglieder der Berufsgenoffenschasten der Landwirte sind berechtigt,

ihre genossenschaftlichen Rechte und Pflichten , mit Ausnahme der stets dem
Eigentümer verbleibenden Verpflichtung zu den nach diesem Gesetze an die
Genoffenschaft zu leistenden Zahlungen , den Pächtern oder den gemäß § 1103
a . b. G .-B . Nutzungsberechtigten zu übertragen.

Die Landesgesetzgebnng kann Bestimmungen treffen , nach welchen dieser
Übergang der genossenschaftlichen Rechte und Pflichten auf die im Alinea 1
bezeichnte » Personen von rechtswegen stattfinde !.

Die Landesgesetzgebnng kann auch bestimmen , daß die im Kontadinen-
und Kolonenverhältnisse stehenden Personen als Mitglieder der Berufsgenossen¬
schaften zu betrachten sind.

8 7.
Die genossenschaftlichen Rechte und Pflichten werden sür Pflegebefohlene

Eigentümer , Nutzungseigentümcr nnd Frnchtuießer von dem gesetzlichen Ver¬
treter , für juristische Personen von einem zu bestellenden Bevollmächtigten , sür
mehrere Miteigentümer , Nutzungseigentümer und Fruchtnießer von dem ans
ihrer Mitte zu wählenden Vertreter ansgeübt.

8 8-
Von her in Gemäßheit der HZ 6 nnd 7 statlfindenden Vertretung , sowie

von jeder Änderung dieses Verhältnisses ist der Genoffenschaft die Anzeige zu
erstatten.

Genossenschastserkane.
8 9.

Die Geschäfte der Berufsgenoffenschasten der Landwirte werden von den
Genoffeuschaftsorganen besorgt.

Die näheren Bestimmungen über die Zusammensetzung , die Wahl und
die Funktionen der Genoffenschaftsorgan ?, dann über das aktive und passive
Wahlrecht der Genossenschafter und deren Stimmrecht in den Genossenschafls-
versammlungen bleiben der Landesgesetzgebuug Vorbehalten.

Die Landesgesetzgebnng kann anordnen , daß:
a) in den einzelnen Ortsgemeinden (Pfarrsprengeln ) des Landes , insoweit

daselbst die Errichtung von Gemeindegenoffenschasten (Z 1, Alinea 2,
lit . a ) nicht vorgesehen ist, Vertrauensmänner als örtliche Organe der
Bezirksgenossenschaften aufgestellt werden;
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b) den im Lande bestehende » landwirtschaftlichen Genossenschaften , Ver¬
bänden oder Vereinen nnd dann solchen Korporationen , welche sich mit
der Förderung land - und sorstwiitschaftlicher Industrien befassen , em
Vertretungsrecht in den Genoflenschasten , beziehungsweise deren Aus¬
schüssen eingeränmt wird;

e) Besitzer » von außerhalb des Gemeindeverband , s stehenden Gntsgebielen
das Wahlrecht für die Genicindegenofsenschafts - Ausschüsse zuerkannt
wird;

st) als Mitglieder der Genossenschafts -Ausschüsse auch Personen ausge¬
nommen werden können , welche sich als landwirtschaftliche Beamte oder
Gutsverwalter , als Vorstandsmitglieder oder Beamte von land - oder
forstwirtschaftlichen Vereinen , Genossenschaften und ähnlichen Korpora¬
tionen , als Direktoren , Lcdrer u . s. w . von land - oder forstwirtschaft¬
lichen Unterrichtsanstalten , als Tierärzte oder in sonstiger Weise besondere
Verdienste nm die Förderung der Land - oder Forstwirtschaft erworben
haben ; es müssen jedoch mindestens drei Viertel der Mitglieder des
Genossenschafts -Ausschusses , sowie der Obmann und dessen Stellvertreter
wahlberechtigte Mitglieder der Genossenschaft sein.

Konstituierung und Statuten.

Die Bestimmungen über die Konstituierung der Bernfs -Gciivffenschaften
der Landwirte , sowie über die Ausstellung und den Inhalt der Gcnossenschafts-
statnten bleiben der Landesgksitzgednng Vorbehalten.

Die Statuten , welche die politische Landesbehörde nach Einvernehmung
des Landes -Ansschusses zu genehmigen hat , habe » insbesondere Vorschrislen zu
enthalten über:

a) die Rechte nnd Pflichten der Genossenschafter;
bj die Organe der Genossenschaften nnd deren Befugnisse;
e) die Genossknschafls -Vcrsammlttngen;
äl den Sitz der Genossenschaft;
e) die Erfordernisse für gütige Beschlußfassungen;
t ) die Ausstellung der Gcnosscuschastskataster;
x ) die Bestellung und Entlassung von Genossenschaflsbeamten;
ü ) die Gründe , aus welchen eine Wahl abgefeimt weid . n kann , nnd die

Folgen einer ungerechtfertigten Ablehnung;
i) die Form der Bekanntmachungen der Genossenschaft;
h ) die Geschäftsordnung;
I) das Rechnungswesen.

Wirkungskreis.
8 ik-

Der Wirkungskreis der Bernfsgenossenschasten der Landwirte ist durch
den im ß 2 festgesetzte» Zweck derselben begrenzt.

Grundsätzlich ansgxschlofsen ist die Beteiligung der Bernssgenossen-
schaften an Erwerbsnnternchmnngen was immer für einer Art , somit
namentlich die Beteiligung an Erwerbs - nnd Wirlschasisgenossenschaften oder
Darlehenskassen durch Leistung von Beiträgen oder Übernahme von Anteil¬
scheinen oder Hastnngsverpflichtnngen.

Insbesondere kommen diesen Genossenschaften gemäß den durch die Landes¬
gesetzgebung und durch das Statut festznstellenden Bestimmungen folgend ! Auf¬
gaben zu:

u) die Vermittlung des Ankaufes der von den Genossenschaftern in ihrem
Betriebe benötigten landwirtschaftlichen Bedarfsartikel;

b)  die Vermittln » - des Verkaufes der landwirtschaftlichen Produkte der
Genossenschafter , insbesondere auch zur Versorgung des Hceresbedarfes;

e) die Anregung zur Bildung nnd Förderung , sowie die Beaufsichtigung
von Eiwerbs - nnd Wirischaftsgenossenschasten zur Errichtung von
Magazinen nnd Speichern für die Lagerung nnd den gemeinsamen Verkauf
landwirtschaftlicher Produkte , dann zur Errichtung von Kellereien,
Sennereien , Schlachthäusern , Backhäuser » und anderen für gemeinsame
Vera,Heilung und Verwertung landwirtschaftlicher Produkte bestimmten
Unternehmungen;

ck) die Anregung zur Bildung nnd Förderung von Genossenschaften nnd
sonstigen Vereinigungen , welche sich die Pflege der Land - oder Forstwirt¬
schaft oder die sonstige Hebung der wirtschaftlichen Verhältnisse zur Auf¬
gabe stellen;

s ) die Anregung zur Bildung neuer nnd die Förderung oder Bereinigung
bestehender Darlehenskassen , insbesondere von Naiffeisenkassen behufs
Pflege des Personal - und Lombardkredites;

k) die Vermittlung zwischen den Genossenschaften nnd den Landes -Hypo-
thekenbanken bei Aufnahme unkündbarer , dein Amortisationszwangc
unterworfener Hypothekardarlehen;

Z) die Vermittlung der Konvertierung hochverzinslicher in minderverzinsliche,
kündbarer in unkündbare , dem Amorrisationszwange unterworfener
Hypothekarschnlden;

ii ) die Mitwirkung bei der Organisation , Verwaltung und den Preis»
notierungen der landwirtschaftlichen Börsen nnd Märkte , sowie die Heran¬
ziehung von Mitgliedern der Berufsgenossenschaften zu den Schieds¬
gerichten der Produktenbörsen im Nahmen der jeweilig über die Börse-
organisalion bestehenden Normen;

i) die Mitwirkung bei der Durchführung der Lebens - , der Kranken -, Unfall »,
Jnvalidttäls - nnd Altersversicherung der in der Land - und Forstwirt¬
schaft beschäftigten Personen , sowie die Mitwirkung bei der Durchführung
der Feuer -, Hagel - nnd Viehversicherung , endlich die Mitwirkung bei der
Durchführung landesknltnreller Gesetze, insoweit die Bernfsgenossenschaf'
zu diesen Aufgaben durch besondere Bestimmungen herangezogen wird;

K) die Förderung des landwirtschaftlichen Unterrichtswesens , sowie die Ver¬
anstaltung von Vorträgen und Versammlungen zur Hebung der land¬
wirtschaftlichen Kenntnisse;

I) die Besorgung der landwirtschaftlichen Statistik;
m ) die Arbeitsnachweisnng nnd -Vermittlung , sowie die Regelung der Ver¬

träge mit landwirtschaftlichen Arbeitern durch Hinausgabe von Kontrakt¬
formularien u . s. w . ;

n ) die Fürsorge für die Durchführung der Samenkontrolc und den Verkehr
der Genossenschaster mit landwirtschaftlichen Versuchsstationen;

o) die Vermittlung des Rechisbeistaudes für die Genossenschafter;
p ) die Bildung eines schiedsgerichtlichen Ausschusses zur freiwilligen Aus¬

tragung der zwischen den Genossenschaftsmitgliedern nnd deren Hilfs¬
arbeitern ans dem Arbeits - nnd Lohnverhältnisse oder zwischen der Ge¬
nossenschaft und ihren Mitgliedern oder zwischen den einzelnen Genossen¬
schaftsmitgliedern entstehenden Streitigkeiten;

g) die Anregung nnd Förderung der Grnndznsaminenlegung , sowie die
Unterstützung bei Durchführung von Meliorationen ( Drainagen , Be-
wässernngsrnlagen , Tiefknltur rc .).
Es steht ferner den Berufsgenossenschafien der Landwirte das Recht zu,

Gutachten nnd Anträge in allen , berussständische und wirtschafiliche Interessen
der Landwirte betreffenden Angelegenheiten an die Staats - oder autonomen
Behörden über deren Aufforderung oder ans eigener Initiative zu erstatten.
Bei den Maßnahmen des Staates oder der autonomen Körperschaften zur
Förderung der Landeskultur , insbesondere auf dem Gebiete des Snbvkntions-
und Meliorationswesens haben sie nach den hiesüc grundsätzlich getroffenen
oder im einzelnen Falle vereinbarten näheren Bestimmungen mitznwirken.

Die londesfürsllichen nnd die Gemeindebehörden des Sprengels einer
Landesgeiiossenschafl , alle landwirlschafllichen Genossenschaften , Spar - und Vor-
schiißkaffen, Veikchrsiinteriiebmungen , Versicherungsanstalten , sowie die einzelnen
Landwirte des Sprengels sind verpflichtet , der Landesgenoffenschaft über deren
Verlangen die zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten erforderlichen Auskünfte zu
erteilen , die benötigten Nachweisungen zu liefern nnd die Landcsgenossenschaft
überhaupt in ihrer Wiiksamkeit zu unterstützen.

Rechtliche Stellung.
8 12.

Die Bernfsgenoffenschafien der Landwirte unterstehen nicht den Bestim¬
mungen des Gesetzes vom 9 . April 1873 , R .-G .-Bl . Nr . 70 , über die Erwerbs¬
und Wirschaftsgenoffenschaften.

Für die Verbindlichkeiten der Berufsgenossenschaft haftet nur die Ge¬
nossenschaft als juristische Person.

Die Genossenschaft wird durch ihren Obmann oder dessen Stellvertreter
gerichtlich und außergerichtlich vertreten . Doch müssen Urkunden , durch welch?
Verbindlichkeiten gegen dritte Personen begründ .t weiden sollen , vom
Obmanne nnd einem Mitgliede des Genossentchafts -Ausschnsses unterfertigt
sein . Betrifft die Urkunde ein Geschäft , zu dessen Eingehung die Zustimmung
des Genossenschafts -Ausschusses oder eine höhere Genehmigung erforderlich ist,
so muß überdies die Zustimmung oder Genehmigung in der Urkunde unter
Mitfertignng von zwei Mitgliedern des Genossenschafts -Ausschusses ersichtlich
gemacht werden.

Genosscnschaftsbciträge.
8 13-

Sowohl die Gründiiugskosteil der Bernfsgenossenschasten der Landwirte,
als die mit jedem Jahresschlüsse für das nächste Jahr zu präliniinierenden
Ausgabe » einschließlich des allsällige » ans dem abgelanfenen Jahre verbliebene»
Pafsivrestes , sind durch Beiträge der Genossenschafter zu decken, insoweit nicht
die Deckung durch andere Einnahmen erfolgt.

Die Beiträge weiden in Form von Zuschlägen zur staatlichen Grund-
stener eingehoben.
^ Die Landesgesetzgebnng bestimmt , von welchem Prozentsatz der staatlichen
«teuer angcfangen die Auslegung der Zuschläge einer Genehmigung bedarf.
Auch setzt die Landesgesetzgebnng den Prozentsatz der staatliche » Steuer fest,
welchen die Zuschläge überhaupt nicht überschreiten dürfen.

8 14.
Diese Zuschläge werden von denselben Organen und mit denselben

Mitteln wie die staatliche Grundsteuer eingehoben nnd genießen alle derselben
zukommenden gesetzlichen Pfand - und Vorzugsrechte.

8 15-
Gegen den auf Grund des H 14 ergangenen Auftrag zur Zahlung von

Genossenschaftsbeilräge » steht binnen Z0 Tagen nach erfolgter Verständigung
der Rekurs an die politische Bezirksbehördc und in zweiter und letzter Instanz
an die politische Landesbehörde offen.

Voranschlag und Rechnungsabschluß.
8 16-

Die Landesgesetzgebnng hat Bestimmungen über die Aufstellung nnd
Prüfung der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse zu treffen , sowie auch fest-
znsetzen, inwieweit bei den Rechnungsabschlüssen sich ergebende Überschüsse zur
Bildung von Neservefoudes verwendet oder als Einnahmen ans den nächsten
Voranschlag übertragen werden.

8 17.
Wenn eine Bernfsgenoffenschaft es unterläßt , den gemäß den ZH 13

bis 16 ihr obliegenden Verpflichtungen zur Auflegung der Genossenschafts-
beiträge , Aufstellung des Voranschlages nnd Rechnungsabschlusses nnd allfälligen
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Dotierung des Reservefonds nachzukommen, so werden diese Maßnahmen je
nach dem für die betreffende Bernfsgcnossenschaft in Betracht kommenden
Sprengel vo» der politischen Bezirks- beziehungsweise Laudesbehörde dnrch-
gesührt.

Vertretung der Regierung und der Landcs-Ausschüffe.
8 18.

Das Ackerbauministerium und die politische Landesbehörde sind befugt,
je einen Vertreter in den Landes Ausschuß der Landesgenoffeuschaflenzu ent¬
senden.

Die Landcsgesetzgebungkann bestimmen, daß der Landes-Ansschuß eben¬
falls einen Vertreter in den Ausschuß der Landesgenossenschafteu entsende,
sowie daß in den Ländern, wo Bezirksvertretungenbestehen, auch von diesen
ein Vertreter in die Ausschüsse der betreffenden Bezirksgcnossenschaften entsendet
werden könne.

Landeskulturräte.
8 iS-

In jenen Ländern, in welchen auf Grund vo» Landesgesetzen Bezirks¬
genossenschaftend,r Landwirte oder ein Landesknlturrat bestehen, hat die Landes,
gesetzgebung bei Emsührnng der in diesem Gesetze vorgesehenen bernfsgenossen-
schaftlichen Organisation die näheren Bestimmungen über das Verhältnis dieser
Organisation zu den genannten Köipeifchasten sestzusetzen.

Hiebei haben insbesondere folgende Grundsätze zu gelten:
a) die bestehenden Bezirksgcnossenschafteu der Landwirte sind in Bernfs-

genossenschasteu im Sinne dieses Gesetzes nmznwandeln;
b) die Landeskulturräte sind entweder in Landcsgenosscnschafteu der Land¬

wirte nmzuwandeln oder doch wenigstens derart nmzubildeu, daß ihre
Organisation ans Grundlage der nach diesem Gesetze errichteten Bezirks-
(Gemcinde-) Genossenschaftender Landwirte aufgebaut wird, und daß sie
die durch dieses Gesetz den Laudesgeuossenschasten der Landwirte zu-
gewiesencn Pflichten und Rechte einschließlich des Rechtes zur Einhebung
von Beiträgen im Wege der Auflegung von Zuschlägen(Z 13) über¬
nehmen können.
In jedem Laude, in welchem ein Landesknlturrat mit nach Nationalitäten

getrennten Sektionen besteht, ist bei der vorbezeichneteu Umbildung diese Teilung
aufrecht zu halten, bei der Umwandlungdes Landcskulturrates aber eine diesen
Sektionen entsprechendeAnzahl von Landesgeuossenschaffenzu errichten; auch
ist bei der Zuweisung der Bezirks- (Gemeinde-) Genosseuschaflen an die einzelnen
Sektionen des Landeskulturrates, beziehungsweise an die Landesgenossenschafteu
die für die Sektionen des Landeskulturrates bestehende Teilung nach Nationali¬
täten anfrcchizuhalteu. Falls den bisherigen Bestimmungen gemäß die Be¬
handlung einzeluer Angelegenheiten oder die Verwaltung bestimmter Anstalten
im Landesknlturrate durch ein gemeinschaftlichesOrgan oder unter gemein¬
schaftlicher Mttwirkung beider Sektionen zulässig ist, so bleibt es der Laudes¬
gesetzgebung Vorbehalten, Bestimmungen über die Weiler gemeinsame Behandlung
solcher Angelegenheiten, beziehungsweise gemeinsame Verwaltung solcher An¬
stalten zu treffen.

Bei einer solchen Umbildung oder Umwandlung des Laudeslulturrates
steht es der Landesgesctzgebung zu, hinsichtlich Konstituierung und Statuten
(Z 10), ferner hinsichtlich Deckung der Kosten, Ausstellung des Voranschlages
und Rechnungsabschlusses(Zß 13, 16, 17), endlich hinsichtlich Vertretung von
Regierung und Land in den Genossenschaften(Z 18) Bestimmungen zu treffen,
welche der durch das betreffende Landesgesetzüber de» Landeskulturrat bisher
sestgelegten Regelung der angeführten Angelegenheiten sinngemäß entsprechen.

Besteht in einem Lande zwar ein auf gesetzlicher Grundlage beruhender
Landeskulturrat nicht, sonder» eine auf statutarischen Bestimmungen beruhende
landwirtschaftliche Korporation, welche für das betreffende Land tatsächlich die
gesetzlich den Landeskulturräten zugewieseuen Aufgaben ans dem Gebiete der
Landeskultur besorgt, so kann die Landesgesitzgcbungans jene landwirtschaftliche
Korporation znm Zwecke der Umbildung in die nach diesem Gesetze zu schaffenden
Bcrufsgenossenschasleu angemessene Rücksicht nehmen.

Verbände.
8 20.

Die im Sinne dieses Gesetzes innerhalb eines Landes errichteten Bs-
rnfsgeuossenschaften der Landwirte können sich behufs Erfüllung gemeinsamer
wirtschaftlicher Aufgaben zu Verbänden vereinigen.

Revision.
8 21.

Die Geschäftsführung der Gemeinde- uud Bezirksgenossenschasten der
Landwirte, sowie der im Sinne des Z I, Alinea 2 , iit. «, gebildeten beson¬
deren Berussgenossenschafteu unterliegt der Revision durch die nächst über¬
geordneten Genossenschasleu.

Zur Revision der Geschäftsführung der Landesgenossenschaflen ist der
Landes-Ansschuß berufen.

Die näheren Bestimmungen über die Durchführung dieser Revision werden
durch die Landesgesctzgebungfestgesetzt.

Oberaufsicht.
8 22.

Die Berufsgenossenschaste» der Landwirte unterstehen hinsichtlich der
Gesetzmäßigkeit ihrer Wirksamkeit der Aussicht der politischen Behörden und in
letzter Instanz des Ackerbauministers.

Falls eine Bernssgenossenschasteine besonders erhebliche oder fortgesetzte
Gesetzwidrigkeitbegeht, kann die politische Landesbehörde nach Einvernehmung

des Landesausschusses die Auslösung(Amtscntsetzung) der leitenden Organe
verfügen und zugleich die schuldigen Mitglieder derselben auf eine bestimmte
fünf Jahre nicht überschreitendeZeit des passive» Wahlrechtes für die Ge-
nosseuschaftsleilung verlustig erklären.

Die näheren Bestimmungen über die Durchführung der Aussicht werden
im Verordnuugswege festgesetzt.

Der Landesgesetzgebungbleibt Vorbehalten, Bestimmungen über die Auf¬
lassung von Berufsgenoffeuschaften sestznsetzeu.

Gebührenbefreiungen.
8 23.

Den Bernfsgcnossenichasten der Landwirte kommen bezüglich der Stempel-
und unmittelbaren Gebühren die nachstehenden Begünstigungen zu:

rr) die Gebührenfreiheit sür Empfangsbestätigungen über die Gmossenschasts-
beitrüge, sowie sür die Eintragung des gesetzlichen oder exekutiven Pfand¬
rechtes für dieselben;

b) die Gebührenfreiheit sür die Verträge, welche die Berufsgenossenschaften
un Sinne dieses Gesetzes mit Erwerbs- und Wirtschafts- uud sonstigen
Genossenschaftenund Verbänden schließen;

e) die Gebührenfreiheit für die Statuten der Berufsgenoffeuschaften;
ck) die persönliche Gebührenbefreiung hinsichtlich ihrer Eingaben uud Korre¬

spondenz mit den öffentlichen Behörden und Ämtern außer dem gericht¬
lichenV rsahren;

o) die Gebührenfreiheit sür die ausschließlich über die Rechtsbeziehungen
der Genossenschrftzu ihren Mitgliedern geführten Bücher- uud Geschästs-
anfschreibuugen der Bernssgenosscnschaftcn;

t) die Befreiung vom Gebührenäguivalentiu Ansehung des beweglichen
Vermögens; lücksichtlich des unbeweglichen Vermögens unterliegen sie
dem Gebührenäquivalente im Ausmaße von 1?/? Prozent des Wertes
samt Zubehör.

8 24.
Dieses Gesetz tritt in jedem Laude gleichzeitig mit dem ans Grund dieses

Gesetzes zu beschließenden Landesgesetze iu Wirksamkeit.
8 25.

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Meine Minister des Ackerbaues^
des Innern und der Finanzen betraut.

Verzeichnis der im Neichsgesetzblattr nnd im iiandes-
gcsetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1002 publizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Rcichsstksrhblntt

Nr . 78 . Gesetz vom 17. April 1902 , betreffend die
Vertretungsbefugnissc ter Advokalurskaudidaleu im Verfahren in Ubertretnngs-
fällen.

Nr . 80 . Konzessionsurkunde vom 19. April 1902
sür die Lokalbahn von Tabor nach Bechi».

Nr . 81 . Verordnung der Ministerien des Innern,
der Justiz nnd des Handels vom 23 . April 1902,
betreffend die Verpackung von Tee.*)

Nr . 82 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 15. April 1902 , betreffend de»Wider,ns der provfforischen Zu-
lassnng der Eleltrizitäiszähler-Typen XXXVII, XXXVII O l< und XI.VII,
ivwie die definitive Zulassung der Elekirzitälszähler-Typen XXX X, XI4,
XI.V, XI.V u und I.IV

Nr . 83 . Konzessionsurkunde vom 19. April 1902
für die Lokalbahn von Sivötla über Ledeö nach Käeow.

Nr . 84 . Kaiserliches Patent vom 28 . April 1902,
betreffend die Einbenifnng des Landtages vo» Steiermark.

Nr . 85 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
nnd des Handels vom 23. April 1902 , belufs-ud die An
wenduug der Bestimmungen d,s Zuckersteuergesetzesauf Milchzucker und die
Einhebung der Verbrauchsabgabefür Milchzucker der T.-Nc. 329 bei der
Einfuhr aus dem Auslände.

Nr . 8K. Kundmachung des Finanzministeriums
vom 23. April 1902 , betreffend die Ermächtigung desk. k. Neben-
zollamics II. Klasse in Moos (Tirol) zur zollfreien Behandlung von voraus-
nnd nachgcsendeten Reiseeffekten.

Nr . 87 . Gesetz vom 4. April 1902 , betreffend die
Ergänzung des Gesetzs vom 15. Juni 1890, N.-G.-LI. Nr. 143, über die
Grundsteuerbefreinng phqlloxerierter Weingärten.

') Erscheint iu biejer Nummer der „Verordnungen ic." vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 88 . Verordnung des Finanzministeriums vom
30 . April 1902 , z,„n Vollzüge des Gesetzes vom4. April 1902,
R .-G .-Bl . Nr . 87 . belrefsend die Ergänzung des Gesetzes Pom 15 . Jnni 1890,
R .-G .- Bl . Nr . 143 , über die Grnndstcue , befrei,,ng phylloxerierter Weingärten.

Nr . 8S . Erlaß des Ministers sür Kultus und
Unterricht im Einvernehmen mit dem Ministerium des
Innern vom 22 . April 1902 , an sämtliche medizinische Dekanaic,
betreffend eine Abänderung der mit Ministerial -Verordming vom 21 . Dezember
1899 , R .-G .-Bl . Nr . 271 , erlassenen medizinische » Rigorvsen -Ordunug.

Nr . SO. Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 26 . April 1902 , betreffend die neuerliche Fristerstreckung für
die Betriebseröffnnng einiger Linien des Netzes von Kleinbahnlinien im Ge¬
biete der königlichen Hauptstadt Prag und der angrenzenden Gemeinden.

Nr . Sl . Gesetz vom 27 . April 1902 , betreffend die
Errichtung von Berussgenossenschaften der Landwirte .* )

Nr . N2 Verordnung des Finanzministeriums im
Einvernehmen mit dem Ackerbanministerium vom
10. April 1902 zur Durchführung des Gesetzes vom 16. Juni 1894.
N .- G .-Bl . Nr . 127 , betreffend Gebührenerleichternngen für Darlehen und
Subventionen zur Wiederherstellung der durch die Reblaus (? i,z' IIoxsru
vastatrix ) zerstörten Weingärten.

Nr . S3 . Kundmachungdes Eisenbahnministeriums
vom 26 . April 1902 , betreffend die Konzessioniernng einer mit
elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahn in Marienbad.

Nr . S4 Kundmachung des Finanzministeriums
vom 1. Mai 1902 , betreffend die Errichtung einer Zollamtsexposilur
in Szeged.

Nr . SU. Verordnung des Justizministeriums vom
11.  Mai 1902 , betreffend die Aktivierung des Bezirksgerichtes in
Dobrzan.

Nr . so . Verordnung des Justizministeriums vom
11 . Mai 1902 , betreffend die Aktivierung des Bezirksgerichtes in
Weipert.

Nr . S7 . Kundmachungdes Eisenbahnministeriums
vom 15. Mai 1902 , betreffend die Vereinbarung erleichternder Vor¬
schriften vom 25 . Februar 1902 für den wechselseitigen Verkehr zwischen den
Eisenbahnen Österreichs und Ungarns einerseits und Deutschland andererseits
rücksichtlich der nach dem internationalem Übereinkommen über den Eisen¬
bahnfrachtverkehr ansgcschlosscnen oder bedingungsmeisezugelassenen Gegenstände.

Nr . S8 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 15. Mai 1902 , betreffend das Sondcr-Abkommcu vom 12.Apr>l
1902 zwischen der k. k österreichischen Regierung und der kaiserlich deutschen
Regierung zum internationalem Übereinkommen über den Eisenbahnfracht¬
verkehr für die deutsch-österreichischen Verkehre.

Nr . SS . Kundmachung der Ministerien der Finanzen
Und des Handels Vom 9. Mai 1902 , betreffend den Ver¬
schleiß der zur Kontrole des Gewichtes der Landesgoldmünzen der Krouen-
mährung im öffentliche,i Verkehre zu benützenden Gewichte und der amtlch
zur Ausgabe gelangenden Goldmünzwagen.

Nr . ISO. Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 11. Mai 1902 , betreffend die Abänderung der mit Verordnung
des Eisenbahnministeriums vom 16 . Juli 1897 , R .-G .-Bl . Nr . 176 , er-
lassenen Vorschrift über die Uniformier,ing der Bediensteten der Staats - und
Privateisenbahnen durch Einführnng einer Uniformblnse für die Beamte»
und Beamtenaspiranten.

Nr . LSI . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 15. Mai 1902 , womit das Verfahren in bürgerlichen Nechts-
streiligkeiten vor den Konsulargerichte » geregelt wird.

"1 Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen !c." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 102 . Erlaß des Finanzministeriums vom
5 . Mai 1902 , mit welchem neue Anleitungen , und zwar I . zur Be¬
stimmung des Nohzuckergehaltes zuckerhältiger Waren auf analytischem Wege,
ll . znr Prüfung der Schokolade auf den Kakaogehalt und lll . zur Be¬
stimmung des Gehaltes an unverändertem Alkohol in Parfüms , Essenzen
u . dgl . kundgemacht werden.

6 . LlliidcsgcsekMatt.

Nr . 2S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 14. April
1902 , Z . 36507 , betreffend die der Gemeinde Bisamberg erteilte Be¬
willigung znr Einhebnng einer Bierauflage von 3 II 40 Ir für das Jahr 1902.

Nr . 30 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 14. April
1902 , Z . 36509 , betreffend die der Gemeinde Maigin erteilte Bewilli¬
gung zur Einhebung einer Bieranflage von 2 L für die Jahre 1902 , 1903
und 1! 04.

Nr . 31 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 17. April
1902 , Z . 36510 , betreffend die der Gemeinde Haiilfeld erteilte Be¬
willigung znr Einhebnng einer Bierauflage für das Jahr 1902.

Nr . 32 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 17. April
1902 , F . 36538 , betreffend die der Gemeinde Mördern erteilt - Be¬
willigung znr Einhebung einer Bieranflage für das Jahr 1902.

Nr . 33 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 17. April
1902 , F . 36566 , betreffend die der Gemeinde Höflein an der Donau
erteilte Bewilligung znr Einhebnng einer Bieranflage für das Jahr 1902.

Nr . 34 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 24. April
1902 , Z . 2661/ ? r., mit welcher die Einteilung des Erzherzogtumes
Österreich unter der Enns in staatliche Forst - und Forstaufsichtsbezirke , be¬
ziehungsweise die Dislokation des forsttechnischen Personales der politischen
Verwaltung in Niederösterreich verlautbart wird .*)

Nr . 33 . Kundmachung des niedervsterreichischen
Landcs -Ausschusses vom 7. April 1902 , Z . 21835,
betreffend die Statuten für die Kaiser Franz Josef -Landes -Hsil - und Pflege-
austalt in Maner -Öhling und für die niederösterreichische Laudes -Pflegeaustalt
für Geisteskranke in Dbbs.

Nr . 30 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 24 . April
1902 , H . 37948 , betreffend die Verlautbarung des zwischen der k. k.
Staatsverwaltung und dem niederösterreichischen Landes - Ausschüsse abge¬
schlossenen Übereinkommens über die Ausführung der Verbauung und Regu¬
lierung des Schlatten - und Schwarzenkaches im Gebiete der Gemeinden
Schnblingkirchen , Schlatten , Theinberg . Sticklberg , Wiesmath , Schwarzenbach
n, 'd Hochwolkersdorf.

Nr . 37 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 29. April
1902 , Z . 41037 , „,it welcher das von der Wassergenosscnschaft in
Guuiersdorf mit dem niede,österreichischen Landes -Ausschuße und der k. k.
Staatsverwaltung in Gemäßheit des Z 5 des Gesttzcs vom 11 . Dezember
1901 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . I ex 1902 , betreffend die Regulierung des
Ginotbaches und seiner Zuflüsse und Entwässerung versumpfter Grundstücke
in der Gemeinde Guntersdoif , abgeschlossene Übereinkommen verlautbart wird

' ) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen ,c." vollinhaltlich ausgenommen.
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1902.

Gesetze, Verordnungen,mi>Entscheidungen,
VI.

sowie

Nirliiativliestimiimiigcil des Gemcinderatcs, Stadtiates »,,d des Magistrates
in Aiigeiegrlitjriten der OemiiideiierMltliiig und politischen Aintsknlirnng.
Instakt:

I . Verordnungen und Entscheidungen:
1. Verpflichtung zur Grundabtretung zu Platzanlagen bei Parzellierungen.

— Die Herstellung eines öffentlichen Gartens hebt die Verpflichtung
zur unentgeltlichen Grundabtretung nicht auf . — Für die Bewertung
schadlos zu haltenden Grundes ist der Zeitpunkt der Grundabtretung
maßgebend.

2 . Gemeindeabgabenpflicht für Kölnerwasser (Lau äs LoloAns ).
3 . Zulässigkeit einer mehr als dreijährigen Lehrzeit in Fabriksbetrieben.
4 . Kouzessionspflicht für die gewerbsmäßige Herstellung von Röhr - (Bohr -)

Brunnen.
5 . Stellwagcnverkehr mit Automobil -Omnibussen.
6 . Zulassung von De Bruyn ' scher Masse der Firma N . Rella L Neffe

zur Herstellung von Wänden.
7. Heilmethode mit tierischem Magnetismus.
8 . Ehefähigkeitszeugnifse.
9 . Nähere Bezeichnung der auf Grund des Z 69 d:s Wehrgesetzes rc. be¬

straften ungarischen Staatsbürger.
10 . Zulässigkeit der Bezeichnung „ Volksbierhalle " für Gast - und Schank-

gewerbe und äußere Geschäftsbezeichnung von Gasthäusern bei Ver¬
abreichung „ koscherer" Speisen.

11 . Behandlung der ans dem Auslande an Private einlaugenden Brief-
Postsendungen , deren Inhalt aus Arznriwaren besteht.

12 . Transport von Leiche» der an Infektionskrankheiten Verstorbenen wegen
Beisetzung auf einem außerhalb des Sterbeortes gelegenen Friedhofe.

13 . Vervielfältigungsmittel bei Herstellung periodischer Druckschriften.

14 . Warnung vor dem Ersten Zentral -Stellenbureau für landwirtschaftliche
Dienstboten in Frankfurt a . M.

15 . Verbot des Schnellfahrens bei der Ansfahrt aus einigen Straßen des
VI . und VIII . Bezirkes.

II . Normativbestimmungeu:
Stadtrat:

16 . Wasserleitungs -Abzweigungen.

Magistrat:
17 . Hintanhaltnng von kommunalen Arbeiten an Feiertagen.
18 . Einführung der „fortlaufenden Schreibweise " für die Amtskorrespondenz

bei den I . k. Bezirkshauptmannschaften in Lilienfeld , Unter -Gänserndorf,
St . Pölten und Weglassung der Rubra bei den Statthalterei -Bcrichten.

19 . Übersendung der Steuereinzahlungs -Rapporte an die zuständigen Steuer-
administralionen.

20 . Verständigung von Genossenschaften bei Änderungen in der Gewerbe¬
berechtigung , welche auch einen Wechsel in der Zugehörigkeit zu einer
Genoffenschaft begründen.

21 . Behandlung von Ansuchen um Tischaufstellungen , Pachtungen rc. in
und bei städtischen Gartenanlagen und Baumpflanzungen.

22 . Verwendung von Postaufträgen bei Einbringung von Verpflegskosten
von nach dem Zivilrechte zur Zahlung verpflichteten Personen.

Verzeichnis der im Reichs gesetzblatte und imLandesgesetzblatte
für Österreich unter der Enns im Jahre  1902 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

I . Verordnungen und Entscheidungen.
L.

Verpflichtung zur Grundabtretung zu Platzaulagen
bei Parzellierungen . — Die Herstellung eines öffeut-
licheu Gartens hebt die Verpflichtung zur unent
zeitlichen Grundabtretung nicht auf . — Für die Be¬
wertung schadlos zu halteuden Grundes ist der Zeit¬

punkt der Grundabtretung maßgebend.
I.

Urteil des k. k. Landesgerichtes Wien vom 29 . Dezember
1900 (Zg . VIII , Z . 387/6 ex 1900 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Das k. k. Landesgericht Wien hat unter dem Vorsitze des k. k. Landes-

gcrichtsrates Dr . R . v. K u m P f m i l l e r im Beisein der k. k. Landesgerichts¬
räte I . N . Steiner und R . v. Schrötter  als Richter in der Rechtssache
des Wilhelm Philipp H a u ck, R -alitätenbesitzer in Wien , IV ., Kettenbrücken-
gaffe 20 , Kläger , vertreten durch Dr . Anton Kästner  wider die Kommune
Wien , Beklagte , vertreten durch Dr . Robert Pattai  wegen 2068 X, 9005 X
20 1i und 663 X beziehungsweise 25 .200 I! samt Nebcngebühren auf Grund
der mit beiden Parteien durchgesührten mündlichen Verhandlung zu Recht
erkannt:

Die Beklagte ist schuldig , dem Kläger den Betrag von 160 X samt 5 Prozent
Zinsen vom 14 . August 1900 als dem Klagstage binnen 14 Tagen bei
Exekution zu bezahlen . Das weitere Klagebegehren auf Zahlung von 25 .040 X
samt 5 Prozent Zinsen vom Klagstage wird abgewiesen . Der Kläger ist
schuldig , der Beklagten die ausschließlich der Erkenntnisgcbühr mit 521 L 21 k
bestimmten Gerichtskosten binnen 14 Tagen bei Exekution zu bezahlen , ferner
wurde der Beschluß auf Zulassung der Ausdehnung des Klagebegehrens auf
Zahlung von 25 .200 X samt Nebengebühren verkündet.

Tatbestand:

Der Klage liegt nach übereinstimmender Darstellung beider Parteien
folgender Tatbestand zugrunde:

Mit Gesuch vom 30 . April 1902 schritt Kläger um Parzellierung seiner
Realitäten Einl .-Z . 169 , 172 und 661 des X . Bezirkes in Wien (des so¬

genannten Roten Hofes ) ein . Im Laufe der hierüber gepflogenen Unter¬
handlungen erklärte sich Kläger am 13 . Juli 1892 bereit , von seinem am
Bürgerplatze gelegenen Grunde unentgeltlich eine Fläche bis zu einer Breite
von 115 in abzutreten . Mit Beschluß des Wiener Stadtrates vom 12 . August
1892 , dem Kläger mitgeteilt mit Dekret des Wiener Magistrates vom 22 . August
1902 , Z . 87429 , wurde schließlich die Bewilligung der Parzellierung erteilt,
aber unter anderen von der Bedingung abhängig gemacht , daß Kläger zur
Verbreiterung bestehender und Eröffnung neu projektierter Straßen Grund
im Gesamtausmaße von 3615 39 m ?, und zwar 3602 08 m ? unentgeltlich und
13 26 in2, d. i. den im Parzellierungsplane mit a b 6 a bezeichneten , Uber
eine Straßenbreite von 23 m hiuausgelegenen Teil der Parz . 893/6 , ent¬
geltlich in das Eigentum der Kommune Wien abtrete . Gegen dieses Dekret
hat Kläger kein Rechtsmittel ergriffen , sondern die Parzellierung gemäß des¬
selben durchgeführt und insbesondere auch die Abschreibung des gesamten ab¬
zutretenden Grundes und dessen Übertragung in das Verzeichnis über das
öffentliche Gut im Grundbuche veranlaßt . Erst mit Gesuch vom 4 . November
1896 begehrte Kläger von der Kommune Wien Entschädigung:

1 . für den obhezeichneteu Teil der Parz . 893/2 a 1, 0 a;
2 . für die Parz . 893/3 im Ausmaße von 41 -36 in ?, und zwar mit der

Motivierung , daß dieselbe in die Parkanlage auf dem Bürgerplatze einbezogen
worden sei und er gemäß Z 10 , Absatz 1 , der Bauordnung für Wien nnr
den für Straßen oder Plätze nötigen Baugrund abzutreten habe;

3 . Für den von ihm unentgeltlich abgetretenen , über die halbe Straßen¬
breite hinausgehenden Grund.

Mit Beschluß des Wiener Stadtrates vom 16 . Juli 1897 , mitgeteilt
mit Dekret des Wiener Magistrates vom 23 . Juli 1897 , G .-Z . 192123/IX,
wurde dem Kläger aä 1. eine Entschädigung per im ganzen 80 fl. zuerkannt,
seine übrigen Ansprüche jedoch mit Rücksicht aus die Rechtskraft des Magistrats-
Dekretes vom 22 . August 1892 abgewiesen . Der Rekurs des Klägers gegen
dieses Dekret wurde von der Baudepntation für Wien mit Erlaß vom
21 . März 1898 , Z . 122 , als unstatthaft zurückgewiesen , über weiteren Rekurs
des Klägers jedoch mit Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern am 24 . Mai
1898 , Z . 16526 , die Magistrats - und Baudeputations -Eutscheidung behoben
und ausgesprochen , daß die Entscheidung Uber die strittigen Entschädigungen
dem Gerichte Vorbehalten sei.

Der Kläger behauptet ferner , daß schon im Jahre 1868 über Ansuchen
des damaligen Eigentümers Karl Michel der „Rote Hof " samt den um¬
liegenden Gründen auf 144 Baustellen Parzelliert und alle Gründe als Ball¬
area im Grundbuche eingetragen worden seien, weiters habe er erst aus dem
nach dem Dekrete vom 20 . August 1892 ausgearbeiteten Parzellierungsplane
ersehen können , daß ein Teil des von ihm unentgeltlich abgetretenen Grundes,
nämlich die Parz . 893/3 in eine Parkanlage einbezogen werde , sowie , daß er
nur auf einer Seite des Bürgerplatzes Baustellen erhalte . Kläger begehrt
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sohin kostenpflichtige Verurteilung der Beklagten zur Zahlung einer Ent¬
schädigung von je 50 L per Quadratmeter und zwar für:

1 . den Teil a 5 17 a der Parz . 893/2 im Ausmaße von 13 -26 in?
eine solche per 663 X;

2 . die Parz . 893/3 im Ausmaße von 4136 m ? eine solche per 2068 II;
3 . den auf dem Bllrgerplatz über die Hälfte der Straßenbrcite von

18 -96 m , also über 9 '48 in hinaus abgetragenen Teil der Parz . 893/3 ab¬
züglich der Fläche 1 im Ausmaße von 449 38 in ? eine solche per 22 .469 X,
also zusammen 25 .200 X samt 5 Prozent Zinsen vom Klagtage . Die Beklagte
wendet hiegegen ein:

a) daß nachträgliche Forderungen gegenüber in Rechtskraft erwachsenen
Erledigungen unzulässig;

d ) die geltend gemachten Ansprüche Schadenersatzforderungen , also bereits
verjährt;

o) daß die beiden Parz . 893/2 und 893/3 vor der Parzellierung im Jahre
1892 nicht als Bauarea , sondern als Grundparzellen im Grundbuch
eingetragen gewesen seien;

ä ) daß der Kläger schon in seinem Parzellierungsgesuche sich auf den Bau¬
linienplan bezogen und daher schon damals die Lage und Bestimmung
der zulünstigen Parzellen gekannt habe;

e) daß schon im Jahre 1891 auf dem BUrgerplatze vor dem Grunde des
Klägers sich Gartenanlagen befunden haben;

k) daß durch die eingangs erwähnte Erklärung des Klägers , er sei zu einer
Grundabtretung ans dem BUrgerplatze bis zur Breite von 11 -50 m
bereit , sich der eventuell zu entschädigende Grund auf 387 -5 m im ganzen
(1 bis 3) reduzieren würde;

x ) daß der Preis per 50 X per Quadratmeter kein angemessener sei.
Die Beklagte beantragt sohin kostenpflichtige Abweisung des Klage¬

begehrens , und zwar insbesondere aä 1 mit Rücksicht auf die zuerkannte und
angemessene Entschädigung per 80 fl., aä 2, weil die Parz . 893/3 in einen
öffentlichen Platz einbezogen sei und der Umstand , daß aus demselben Garten¬
anlagen errichtet worden seien, dem Kläger als einem Anrainer nur zum
Vorteile gereichen könne.

3, weil der Kläger gemäß Z 10 der Bauordnung für Wien zu
Straßenzwecken Grund bis zur Breite von 23 m unentgeltlich abzutreten ver¬
pflichtet sei. Die ziffermäßige Richtigkeit der Berechnungen wurde von beiden
Seilen unter Wahrung des betreffenden Nechtsstandpunktes zugegeben . Das
Begehren in der Klage ist auf Zahlung : 1. von bloß 2068 X , 2 . ferner von
9005 II 20 Ii, 3 . 663 X gerichtet.

Hiebei ist jedoch dem Kläger ein offenbarer Rechnungsfehler unterlaufen.
Er verlangt nämlich aä 2 für 1801 04 m ? L 50 X bloß 9005 X 20 ü , während
bei richtiger Rechnung (1801 -04 X 50 ) ein Produkt von 90 .052 X resultieren
würde.

In der mündlichen Streitverhandlung hat sodann der Kläger seine An¬
sprüche in der oben angegebenen Weise modifiziert und daS Klagepetit auf
Zahlung von 25 .200 X samt Nebengebühren gestellt . Formell liegt also eine
Ausdehnung des Klagebegehrens vor . Der Gerichtshof beschloß diese Klage¬
ausdehnung zuzulasseu.

Das Beweisverfahren hatte folgendes Ergebnis:
Die beiden Sachverständigen bewerteten in ihrem übereinstimmend ab¬

gegebenen Gutachten ein Quadratmeter des ganzen strittigen Grundes (1 bis 3)
für das Jahr 1892 oder 1893 mit 35 X respektive 12 X , für das Jahr 1900
mit 50 I! respektive 16 X, und zwar je nachdem derselbe gemäß Z 9 der Bau¬
ordnung für Wien als Baugrund zu entschädigen märe.

Laut h. g. Akte G .-Z . 80310 «x 1889 , Beschluß vom 14 . September
1889 , wurde auf Grund des Anmeldungsbogens Nr . 217 die Kat .-Parz . 893
des Grundbuches Wien , X . Bezirk , Einl .-Z . 169 , in die Parzellen 893/1
Acker, 893/2 Gaffengruud und 893/3 Garten untergeteilt , sämtliche Parzellen
aber in der Einl . -Z . 169 belasten.

Laut h . g. G .-Z . 107090 ex 1902 , betreffend das Ansuchen um grund-
bücherliche Durchführung der Parzellierung war der ebengenannte Grnnd-
buchstaud auch noch vorhanden , als mit h. g. Bescheid vom 7. Jänner 1893
unter einem die vielgenannte Parzellierung durchgesührt und die obbezeichneten
Grundflächen im Gesamtausmaße von 3615 -34 irr? in das Verzeichnis I über¬
tragen wurden.

(Vergl . Lustrum zu dieser Eingabe .) Laut Zuschrift deS k. k. Bezirks¬
gerichtes Favoriten (Blalt -Z . 48 ) waren die Parzellen 893/1 Acker, 893/2
Gassengrund und 893/3 Garten , vor dem Jahre 1893 nicht verbaut und sowohl
im Grundbuche als auch im Kataster nicht als Bauparzellen , sondern , wie schon
oben gesagt , als Acker beziehungsweise Gassengrund und Acker eingetragen.

Die anstoßend auch zur Einl .-Z . 169 gehörige Parz . 894 (alt ) war als
Bauarea eingetragen . Auch von dieser Parzelle wurde ein Teil als Straßen-
gruud in den Bllrgerplatz einbezogen.

Entscheidungs gründe:

Dem in der mündlichin Streitverhandlung geänderten Petite zufolge
begehrt der Kläger Entschädigung von der Gemeinde Wien:

1 . für jenen Teil seines Besitzes (Roter Hof ), welcher an die Gemeinde
Wien zum Bürger -Platze im X . Bezirk abgetreten wurde über die Hälfte der
Straßenbreite hinausreicht;

2 . für die in die Parkanlage auf dem BUrgerplatze einbezogene
Parz . 893/3;

3 . für einen Teil der Parz . 893/2 , welcher in dem Plane (Beilage 2)
rot lasiert ist, 13 26 rn ? beträgt und in demselben Plane mit den Buchstaben
», t>, 17, a , bezeichnet ist.

Dieser Grundteil (aä 3) liegt über eine Straßenbreite von 23 irr hinaus
und hat bezüglich desselben die Gemeinde Wien die Eutschädigungspflicht stets
anerkannt.

Bezüglich der nunmehr auf in das Verzeichniß für öffentliches Gut
übertragenen Teile ack 1 und 2 stellt die Gemeinde ihre Entschädigungs¬
pflicht in Abrede . Dieselbe hat gegen das Klagebegehren zunächst die Ein¬
wendung der Verjährung im Sinne des Z 1489 a. b. G . -B . erhoben , da es
sich hier um eine Schadenersatzklage handle . Diese Einwendung konnte vom
Gerichtshöfe nicht als stichhältig anerkannt werden . Aus den Worten „ von
der Zeit an , zu welcher der Schade dem Beschädigten bekannt wurde " geht
hervor , daß das Gesetz hier nur solche Klagen im Auge hatte , welche einen
Schaden im Sinne des XXX . Hruptstückes des a. b. G .-B . betreffen , also
auf ein Verschulden des Beklagten gegründet sind . Die Entschädigung in Ge¬
mäßheit der Bauordnung für Grundabtretungen beruht jedoch auf einem
anderen Grundsätze . In der Abtretungspflicht liegt eine Einschränkung des
Eigentumes im Sinne des Z 364 a . b. G .-B ., und ist der zu gewährende
Ersatz nicht nach den Normen des a. b . G . -B ., sondern nach einem beson¬
deren Gesetze, nämlich der Bauordnung , auszumesfen.

Die Bestimmungen über die dreijährige Verjährnngszeit finden daher
auf die Geltendmachung derartiger Entschädigungsansprüche keine Anwendung.
Eine zweite Einwendung der Beklagten geht dahin , daß nachdem der Kläger
das Magistratsdekret ( Beilage 1) in Rechtskraft erwachsen ließ , jeder weitere
Anspruch seinerseits unstatthaft sei. Dagegen hat der Kläger auf die Ministerial-
Entscheiduug Beilage I) und weiteres darauf verwiesen , daß er erst nach
Rechtskraft des Parzellierungs -Beschlusses erfahren Hab-, daß er auf dem
BUrgerplatze nur auf einer Seite der Straße Baustellen erhalte und daß die
Parzelle 893/3 zu einer Parkanlage verwendet werde . Die Behauptung , er
habe erst nachträglich gesehen , daß er nur auf einer Seite der Straße Bau¬
stellen bekomme , ist offenbar falsch, denn dem Parzellierungs -Konsense mußte
die Bestimmung der Baulinien und die Vorlage der Parzelliernngspläne vor¬
ausgehen , und mußte sich der Kläger schon damals klar sein, daß er auf dem
Bürgerplatz , auf dem er überhaupt nur auf einer Seite Grundbesitz hatte,
auch nur auf dieser eine Straßenfront bekommen könne . Was nun die
Ministerial -Enlscheidung betrifft , so wird in derselben allerdings gemäß Z 11 der
Bauordnung die Judikatur über die Frage , inwieweit eine unentgeltliche Ab¬
tragung zu erfolgen habe , den Gerichten überwiesen . Dies hindert aber nicht,
daß das Gericht vom Standpunkte des materiellen Rechtes beurtheile , inwiefern
durch die Rechtskraft des Parzellierungs -Konsenses den Rechten des Klägers
auf Entschädigung Präjudizien wurde . Erwägt man nun , daß in dem ge¬
dachten Dekrete als Bedingung der Parzellierung die unentgeltliche Abtretung
von 3602 -08 m ? Grund begehrt wird , daß Hauck dagegen keinen Rekurs
ergriff , sondern vielmehr ohne jeden Vorbehalt mit dem Gesuche vom 22 . De¬
zember 1892 , Z . 107090 in Gemäßheit des Parzellierungs -Dekretes um Her¬
stellung der Grundbuchsordnung ansuchte , die betreffenden Parzellen von seinem
Besitze abschreiben und in das Verzeichnis über öffentliches Gut übertragen
ließ , und erst nach Jahren , nämlich am 4 . November 1893 weitere Ent¬
schädigungsansprüche geltend machte , so kann es keinem Zweifel unterliegen,
daß er sich mit der vorgeschriebenen unentgeltlichen Abtretung einverstanden
erklärte . Es steht ihm daher nicht mehr das Recht zn, nachträglich weitere
Ansprüche geltend zu machen.

Hiemit ist auch dieser Prozeß entschieden.
Der Vollständigkeit halber ging der Gerichtshof jedoch auch auf die

weiteren Einwendungen ein . Hauck behauptet nun , daß er gemäß K 10
der Bauordnung nur verpflichtet sei, auf dem Bürgerplatz Grund bis zur Hälfte
der Straßenbreite abzutreten . Diese Ansicht ist jedoch irrig . Im Z 10 , Absatz 1
der Bauordnung ist die Verpflichtung zur Abtretung von Grnnd bis zu 23 m
Breite zur Verbreiterung und Eröffnung neuer Straßen , Gaffen oder Plätze vor¬
geschrieben . Im Absätze 2 sind die Worte „ oder Plätze " ausgelassen . Es muß
gemäß Z 6 a. b . G .-B . angenommen werden , daß der Gesetzgeber diese Aus¬
lassung im Absätze 2 mit Absicht vornahm . Hiefür spricht auch die Erwägung,
daß Gassen wohl selten breiter als 23 m sind . Es ergibt sich hieraus , daß der
Parzellierungswerber , wenn es sich um die Verbreiterung eines Platzes handelt,
verpflichtet ist, Grund bis zu 23 m auch dann unentgeltlich abzutreten , wenn
ec nur auf einer Seite des Platzes Baustellen erhält . Für die Richtigkeit dieser
Auslegung ist weiters auf die Analogie des Z 14 der gleichzeitig erlassenen
Bauordnung für Niederösterreich , der in dieser Hinsicht noch klarer ist als ß 10
der Bauordnung für Wien , und auf die Entscheidung des Verwaltungs¬
gerichtshofes Sammlung 5196 zu verweisen.

Was die Parzelle 893/3 , die i» die Parkanlage auf dem Bürgeiplatz
einbezogen wurde , betrifft , ist hervorzuheben , daß ein Platz , welcher dem
öffentlichen Verkehre zu dienen hat , dadurch , daß auf demselben Garten¬
anlagen errichtet werden , noch nicht seinen Zwecken entzogen und noch immer,
anch nach dem allgemeinen Sprachgebrauch - als Platz bezeichnet wird . Es
kann daher diese Art der Verwendung der Parzelle 893/3 dem Kläger keinen
Anspruch auf Entschädigung verschaffen . .

Das Klagebegehren erscheint demnach bezüglich der besprochenen Grund-
tcilc unbegründet.

Betreffend den Teil a, 5 , 17, a , der Parzelle 893/2 hat die Gemeinde,
wie schon gesagt , die Eutschädigungspflicht anerkannt und dem Kläger einen
Betrag von 80 fl . - -- 160 X zugebilligt . Herr Hauck ist jedoch der Ansicht,
daß dieser Teil mit 5011 per Quadratmeter zu entschädigen sei. Nach Z 9 der
Bauordnung ist die Bewertung eines abzutretenden Grandes als Bauarea
nur dann vorzunehmen , wenn derselbe entweder 1. bereits verbaut war äder¬
st. nach der früher bestandenen Baulinie verbaut werden dürfte , oder 3 . in den
öffentlichen Büchern oder im Steuerkataster als Baugrund eingetragen erschien.
Keine dieser Voraussetzungen liegt bezüglich dieses Grnndstreifens vor . Ans
den h . g. Akten und der Mitteilung des Bezirksgerichtes Fav oriten  ergibt sich,
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daß di- Parzelle 893/2 schon im Jahre 1889 als Gassengrund im Grund¬
buch und Kataster verzeichnet wurde , und nicht verbaut war . , „ .

Einen Beweis dafür , daß der strittige Teil nach einer früher bestandenen
Baulinie verbaut werden dürfte , hat Hauck nicht erbracht . Auch d-e weners
gepflogenen Erhebungen haben keinen Anhaltspunkt dafür ergebe, , daß früher
bereits eine Banlinieiibestiinmung stattfand , derzufolge dieser Teil h° « e ver¬
baut werden können . Dagegen spricht insbesondere die amtliche Erhebung
laut Aumeldungsbogen 217 vom Jahre 1889 . wonach dieser T -Ü ' cho» damals
Gassenqrnnd war . Es kann daher die Entschädigung sur diesen Teil nicht als
Baugrund erfolgen . Die Sachverständigen haben den Wert für das ^ ah , 1892
und 1893 mit 12 X per Quadratmeter , demnach für 1326 m ? mit 1o9 X
12 1, bestimmt , also fast genau mit jenem Betrage , welchen die Gemeinde
dem Hauck zuerkannt hat . Hiebei ist noch zu erwähnen , daß gemäß Z 12 der
Bauordnung für die Zeit , nach welcher der Grund zu bewerten ist, offenbar
nur das Jahr 1892 , beziehungsweise 1893 , in welchem die Abschreibung
erfolgte maßgebend sein kann . Es konnten daher dem Kläger bloß für den
Teil a ' b 9a der Parzelle 893/2 160 X zngesprochen werden , wahrend
sein Mehrbegehren abgewiesen werden mußte . Der Anspruch aus Zinsen vom
Klaqstaqe an erschien gerechtfertigt , weil die Gemeinde trotz Einklagung dem
Kläger bezüglich des Betrages von 160 X nicht die Barzahlung offerierte , be¬
ziehungsweise diesen Betrag nicht in barem zahlte oder zu zahlen versuchte
Was die Entscheidung im Kostenpunkte anbclangt , wurde der Klager gemäß
S 43 Z P zum Kostenersatz verurteilt , weil er bloß mit einem minimalen
Teil seiner Forderung durchdrang , uud zwar nur mit einem Betrag - den dw
Beklagte stets anerkannt hat . Noch ist hcrvorzuhebeii , daß durch die erst nach
Schluß der Verhandlung eruierten Akten hervorging , daß auch ein Teil der
alten Parzelle 894 zur Verbreiterung des Bürge,Platzes verwendet wurde
es erschien überflüssig diesbezüglich die Verhandlung wieder zu eröffnen weil
der abgetretene Teil dieser Parzellen innerhalb des Ausmaßes von 23 m
sällt und weil mit Rücksicht auf die Rechtskraft des Parzellierungs -Erkennt¬
nisses Hauck keine weiteren Ansprüche stellen kann . Die Ausdehnung des
Klagebeqehrens wurde bewilligt , weil eigentlich eine Restringierung vorliegt,
indem in der Berechnung der Klagsurnnie ein offenbarer Rechnungsfehler unter-
lief und weil die Voraussetzungen des Z 235 , Absatz 3 . Z . P . O . gegeben sind.

II.

Urteil des k. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 8. Mürz

1901 (Zg . VIII , Z . 387/10 ex 1900 ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Das k k. Oberlandesgericht Wien als Berufungsgericht hat unter dem
Vorsitze des k. k. Oberlandesgerichts -Vizepräsidenten v. Scharfen  un Bei¬
sein der k. k. Oberlandesgerichtsräte Dr . Haller , Dr . v. N o ö, Hummel
und v Cischini  als Richter in der Rechtssache des Wilhelm Philipp
Hauck , Realitätenbesitzers in Wien , IV .. KeltenbrUck -ngasse 20 , Klägers ver¬
treten durch Dr . Anton Kästner,  wider die Kommune Wien , Beklagte,
vertreten durch Dr . Robert P a t t ° i, wegen 25 .200 X s. A . infolge Berufung
des Klägers gegen das Urteil des k. k. Landesgerichtes Wien vom 29 De¬
zember 1900 , G -Z . Zg . VIII , 387/6 er 1900 , auf Grund der mit beiden
Parteien durchgefllhrten mündlichen Berufungsverhandlung zu Recht erkannt:

Es wird der Berufung des Klägers keine Folge gegeben und das Urteil
des Gerichtes I . Instanz bestätigt . in -, ir n

Der Klüger ist schuldig , der beklagten Gemeinde die mit 132 X 54 N
bestimmten Kosten des Berufungsverfahrens binnen 14 Tagen der Exekution
zu bezahlen . . „
' Tatbestand:

Der Urteilstatbestand der I . Instanz hat bei der Berusungsverhandlung
keine Änderung oder Berichtigung erfahren , es wird daher darauf Bezug ge¬
nommen . Gegen das Urteil der I . Instanz hat der Kläger die Berufung
ergriffen , Morin er als Berusnngsgründe geltend machte:

1. Die unrichtige Beurteilung der Tragweite der Entscheidung des k. k.
Ministeriums des Innern vom 24 . Mai 1898 , Z . 16526 Beilage v . Mit
Rücksicht auf diese Entscheidung habe sich das Prozeßgencht auf die Rechts¬
kraft der Parzellierungsbewilligung nicht berufen können.

2 Die unrichtige Annahme , daß Kläger sich nicht darauf berufen könne,
daß er nicht gewußt habe , daß vor seinen Bauparzellen der Bürgerplatz
entstehen werde . Nach dem Parzellierungsplane sei längs der klägerischen
Baustellen die Etlenreichgaffe und darüber hinaus der Bürgerplatz vorgesehen

0 ^3 . Es sei ferner unrichtig , daß Kläger unbedingt zur Abtretung von
Grund zum Zwecke der Eröffnung eines Platzes verpflichtet gewesen sei.
Kläger habe nur gewußt , daß er von seinem Gruude die Hälfte der Breite
der ' Ettenreichgaffe abzutreten habe . Als er später die überraschende Mitteilung
erhielt , daß er unentgeltlich Grund zum Bürgerplatze abzutreten habe , Hab¬
er die Abtretung verweigert und sei seine Abfertigung von Jahr zu Jahr
verschoben worden.

4 . Die unrichtige Annahme , daß in der vorletzten Alinea des Z 10 der
Wiener Bauordnung der Ausdruck „ Platz " absichtlich ausgelassen worden sei.

5 Die unrichtige Bewertung der 13 '26 m , da diese Grundfläche mit
Rücksicht darauf , daß auf derselben der Rote Hof erbaut gewesen sei, als Bau¬
grund zu bewerten sei. Der klägerische Vertreter stellte sohin den Antrag auf
Abänderung des UrteileS dahin , daß dem restringierten Klagebegehren statt-
gegeben werde , wogegen der Vertreter der Beklagten die Abweisung der Be
rufung beantragte.

Entscheidungsgründe:

Das Berufungsgericht erachtete die Berufungsgründe nicht als stich¬
hältig , wie aus folgenden Ausführungen hervorgeht:

üci 1. Aus der bezogenen Entscheidung des k. k. Ministeriums des
Innern gebt nur hervor , daß die Entscheidung über die Frage der unent¬
geltlichen Grundabteilung und der Höhe des Entgeltes dem Gerichte Vor¬
behalten sei. Hiedurch ist nicht ausgeschloffen , daß die Unterlassung des Rekurses
gegen die Parzellierungsbewilligung in dem Sinne hcrangezogen werde , daß
daraus eine kouklndeule Handlung , welche gemäß Z 863 a . b. G . B . das still¬
schweigende Einverständnis des Klägers mit den Bedingungen der Parzellierung,
also auch mit der unentgeltlichen Grundabtretnng in dem im magistratischen
Dekrete vom 22 . August 1892 , Z 87427 . angegebenen Ausmaß - zum Aus-
drucke bringt , erschlossen werde . Nur in diesem Sinne hat das Gericht
I . Instanz die Rechtskraft des Parzcllicrungskonsenses in Betracht gezogen
und zwar mit vollem Rechte , weil in der Unterlassung des Rekurses im
Zusammenhang - mit der infolge eigenkli Ansuchen des Klägers vorgenommenen
grundbUcherlichen Durchführung der Parzellierung in Gemäßheit der Par¬
zellierungsbewilligung unzweifelhaft die stillschweigende Einwilligung des
Klägers zur unentgeltlichen Abtretung einer Grundfläche von 3602 -08 in?
deren Lage ihm mit Rücksicht auf die im magistratischen Dekrete bezogenen
Pläne nicht unklar sein konnte , erblickt werden muß . Infolge dieser Einigung
kann Kläger jetzt nicht mehr mit Ansprüchen an die Gemeinde herantretcn.

Lä 2 und 3 . Diese beiden Berufungsgründe können nur dahin ver¬
standen werden , daß Kläger eine veränderte Sachlage behauptet , die ihn dem¬
nach berechtige , noch jetzt seine Entschädigungsansprüche zu stellen ; er habe
nämlich zur Zeit der Parzellierungsbewilligung noch nicht gemußt , daß er
Grund znrVerbreiterung des Bürgerplatzes werde abtreten müssen , habe , sobald er
davon Kenntnis erlangte , die Abtretung verweigert , sei jedoch von der Gemeinde
mit seiner Abfertigung hingezogen worden . Das letztere ist eine Neuerung,
welche daher nach Z 482 , Absatz 2 der Zivil -Prozeßordnung , nicht berücksichtigt
werden kann , das erster - ist nach den vorliegenden Plänen unrichtig . Wenn
es aber auch richtig wäre , so könnte daraus nichts zugunsten des Klägers
geschloffen werden . Er wußte , daß er 3602 08 m ? Grund unentgeltlich abzu¬
treten habe und hat sich damit stillschweigend einverstanden erklärt . Wenn er
also damals auch noch im Unklaren gewesen wäre , ob der abzutretende Grund
eine Straße oder einen Platz bilden oder verbreitern werde , so ist dies kein
Umstand , welcher die Annahme seiner stillschweigenden Zustimmung zur un¬
entgeltlichen Grundabtretnng ansschlicßen würde , da es ihm gleichgiltig sein
konnte , ob dieselbe Area als Straße oder als Platz verwendet wird.

L.ä 4 . Die in I . Instanz vorgenommene Auslegung des Z 10 der
Wiener Bauordnung ist vollkommen richtig , wenn aber auch die Auslassung
des Wortes „ Platz " im zweiten Absätze des Z 10 nur zufällig erfolgt wäre,
so wäre Kläger um nichts besser daran . Denn da ein Platz in der Regel
breiter als 46 m sein wird , so würde auch die Hälfte der Breite nicht
weniger als das Maximum der nach § 10 , Absatz 1 unentgeltlich abzutretenden
Grundfläche betragen.

^ck 5 . Daß die Parz . 893/2 , wovon die fraglichen 1326 m ? einen Teil
bilden , früher Baugrund war , ist nur die Wiederholung einer schon in
I . Instanz ausgestellten unbewiesenen Behauptung , die mit der grundbücher¬
lichen Eintragung , wonach diese Parzelle als ein Gassengrund bezeichnet war,
nicht stimmt ; sie kann daher nicht berücksichtigt werden.

Das angefochtene Urteil war somit zu bestätigen.
Der Ausspruch über die Berufungskosten gründet sich auf HZ 41 und

50 der Zivil -Prozeßordnung.
III.

Jntimation des k. k. Landesgerichtes Wien vom 10 . Juli 1901

(Zg . VIII , 387/13 ex 1900 ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. oberste Gerichtshof als Revisionsgericht hat in der Rechtssache
des Wilhelm Philipp Hauck , Realitätenbesitzers in Wien , IV ., Kettenbrücken¬
gasse 20 , Klägers , vertreten durch Dr . Anton Kästner , wider die Gemeinde
Wien , Beklagte , vertreten durch Dr . Robert Pattai,  wegen Zahlung von
2068 X . 9005 X 20 ü und 663 X , beziehungsweise richtiggestellt auf
25 .200 X s. A . infolge Revision des Klägers gegen das Urteil des k. k. Ober-
landesgerichtes in Wien als Berufungsgerichtes vom 8. März 1901,
Bc . IV 40/10 er 1901 . womit infolge Berufung des Klägers das Urteil des
k k. Landesgerichtes vom 29 . Dezember 1900 , Zg . VIII 387/6 er 1900,
bestätigt wurde , in nicht öffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:

Der Revision wird keine Folge gegeben ; der Kläger hat der Gemeinde
Wien die auf 97 X 72 Ii bestimmten Kosten der Revisionsbeantwortung
binnen 14 Tagen bei sonstiger Exekution zu bezahlen.

Entscheidungsgründe:
Die Revision stützt sich auf die Revisionsgründe nach Z 503 , Z . 2

und 4 Z .-P .-O . Ersterer soll darin liegen , weil nicht erhoben wurde , welcher
Teil des unentgeltlich abzutretenden Grundes im Ausmaße von 3602 -08in?
aus die Fortsetzung der Davidgaffe entfalle , da Kläger in dieser Richtung gar
nichts unentgeltlich abzutreten halte . Diese Behauptung wird in der Revision
vollständig neu aufgestellt.

Kläger hat weder in I . noch II . Instanz in dieser Beziehung eine Ein¬
wendung erhoben , oder einen Antrag gestellt , weshalb auf dieses Vorbringen
nach Z 482 , Absatz 1, Z 504 , Absatz 2 , und Z 513 Z .-P .-O . in der Revisions-
Instanz keinerlei Rücksicht genommen werden kann.

1*
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Unter dem Gesichtspunkte des Revisionsgrundes nach Z 503 , Z . 4,
Z .-P .-O . bestreitet Kläger zunächst , daß er durch sein Verhalten seit dem
Parzellierungsansuchen und der Bewilligung der Parzellierung im Jahre 1892
dis zum Jahre 1896 die Verpflichtung zur unentgeltlichen Abtretung des
gegenständlichen Straßen - respektive Platzgrundes anerkannt habe . In dieser
Beziehung genügt cs aber darauf hinzuweisen , daß Kläger dies- zur Bedingung
der Parzellierungsbewilliguug gesetzte unentgeltliche Grundabtretnng schon
längst und ohne irgend einen Vorbehalt grundbücherlich durchgeführt hat.

Die Behauptungen des Klägers in der Revision , daß er wiederholt
das Ansinnen zur unentgeltlichen Abtretung des betreffenden Grundes abgelehnt
habe , daß er nicht gewußt habe , daß er den Grund für den Bürgerplatz ab¬
zutreten habe und daselbst nur aus einer Seite Baustellen bekomme , sowie
daß die Grundabtretung zur Fortsetzung der Ettenreichgasse erfolgt sei, müssen
als dem festgestellten Tatbestände widerstreitende Akteuwidriqkeiten nach SS 498
513 Z .-P .-O . zurückgewiesen werden.

Die Einwendung gegen die Auslegung des Z 10 , Abs. 2 . B .- O . für
Wien seitens des Berufungsgerichtes ist nach dem Wortlaute dieser Gesetzes-
stclle und dem Zusammenhang - mit dem ersten Absätze offenbar unbegründet.

Wenn endlich die Bewertung des unentgeltlich abgetretenen Grundes
(o b v n Per 13 26 m ?) angefochten wird , so ist zu bemerken , daß nach dem
Tatbestände mit Recht die Voraussetzungen , den Grnnd nach Z 9, Abs. 2 B .-O.
als Baugrund zu bewerten , nicht angenommen wurden , somit der Grund
lediglich nach dem gemeinen Nutzen zu bewerten war . Unbegründet ist auch
die Einwendung , daß nicht die Verhältnisse im Jahre 1892/93 , sondern jene
im Jahre I960 der Bewertung zu gründe zu legen waren , weil Z 9 B .-O.

Wert zur Zeit der Transaktion im Auge haben kann , diese aber
1892/93 durchgeführt wurde.

Aus vorstehendem ergibt sich, daß die Revision in allen Punkten un¬
begründet ist.

Die Kosten der Revisionsbeantwortuiig hat der Kläger gemäß 88 41 und
50 Z .-P .-O . zu tragen.

Von der mit Dekret des k. k. Oberlandesgerichtes in Wien vom
6 . Juli 1901 , G .-Z . 40/1 , 13 , herabgelangten Entscheidung des k. k. Obersten
Gerichtshofes vom 4 . Juni 1901 , Nr . 6492 , werden beide Teile verständigt
(M .-Z . 75166/01 , IX .) ' "

S.

Genieindeabgabenpflicht für Kölnerwasser
«kv OoIOKIIV .̂

Note der k. k. Finanz -Bezirks -Direktion vom 3. März 1902,
Z . 5746/1 , an sämtliche Verzehrungssteuer -Linienämter Wiens
(Mag .-Abt . II , 1068/02 ) :

Laut Zuschrift vom 26 . Februar 1902 , Z . 26649 sx 1900 , hat der
Wiener Magistrat m seiner Plenarsitzung vom 21 . Februar 1902 , Z . 26649
ex 1900 , ausgesprochen , daß bei Einfuhr des Kölnerwaffers (Lau äe OoloAns)
über die Wiener Verzehrungssteuerlinie , da dasselbe zu jenen gebrannten
geistigen Flüssigkeiten zu zählen ist, deren Alkoholgehalt mit dem vorgeschriebenen
Alkoholometer nicht erhoben werden kann , zufolge der Bestimmung des 8 1
Iit . d des Gesetzes vom 19 . Dezember 1891 , L.-G .- Bl . Nr . 59 eine Gemeinde¬
abgabe von 4 fl. 40 kr. — 8 L 80 ü für jeden Hektoliter zu entrichten ist.

Hievon werden die k. k. Linienämter behufs Danachtnng mit dem Bei¬
fügen verständigt , daß diese Verordnung in das Normalienbuch aufzunehmen ist.

3

Zulässigkeit einer mehr als dreijährigen Lehrzeit in
Fabriksbetrieben.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 19 . April 1902,
Z . 37907 , Mag .-Abt . XVII , 2690/02:

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat über den Rekurs des Bronzewaren-
sabrikanten CH. E . R . das Erkenntnis des magistratischen Bezirksamtes für
den VIII . Bezirk vom 24 . Oktober 1900 , womit derselbe wegen Festsetzung
einer mehr als dreijährigen Dauer der Lehrzeit für die in seinem Fabriks¬
betriebe beschäftigten Lehrlinge zu einer Geldstrafe von 20 L verurteilt wurde,
wegen Mangels eines strafbaren Tatbestandes aufgehoben , weil die Bestimmung
des 8 98 a der Gewerbeordnung , „ daß bei fabriksmäßig betriebenen Gewerben
die Lehrzeit höchsten s drei Jahre betrage " nach eben dieser Gesetzesstelle
nur für den Fall des Mangels besonderer Vorschriften Uber die
Lehrzeit beim betreffenden Gewerbe zu gellen hat ; diese Voraussetzung trifft
aber hier nicht zu , weil jene Genoffenschaft , welcher die vom Rekurrenten
vertretene Unternehmung freiwillig beigetretcn ist, auf Grund des 8 114 d
der Gewerbeordnung die Lehrzeit bei den Genossenschaftsmitgliedern laut
8 10 des Statutes mit zwei bis vier Jahren festgesetzt hat.

Jedes Genossenschaftsmitglied , auch jenes , welches sein Gewerbe fabriks-
mäßig betreibt , ist also berechtigt , die Dauer der Lehrzeit für die von ihm
aufgenommenen Lehrlinge innerhalb dieser Grenzen zu vereinbaren.

4 .
Konzessionspflicht für die gewerbsmäßige Herstellung

von Röhr -sBohr -jBrnnnen.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 28 . April 1902,

Z . 18973 , Mag .-Abt . XVII , 2738/02:
Über eine aus Anlaß einer Gewerbeanmeldnng gestellte Anfrage eines

magistratischen Bezirksamtes Uber die Konzessionspflicht für die gewerbsmäßige
Herstellung von Röhr - (Bohr - ) Brunnen wurde seitens der k. k. n .- ö. Statt¬
halterei Nachstehendes eröffnet:

Schon aus der Bezeichnung „ Brunnenmeistergewerbe " , und weiters aus
8 5 des Baugewerbegesetzes vom 26 . Dezember 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 193,
geht hervor , daß die zur Herstellung allerArten  von Brunnen erforderlichen
Arbeiten den konzessionierten Brunnenmeistern zustehen ; aus 8 15 , Punkt 6
der Gewerbeordnung , womit das Brunnenmeistergewerbe als konzessioniertes
Gewerbe erklärt wurde , muß nun gefolgert werden , daß dieses Gewerbe , als
auch die gewerbsmäßige Herstellung einer bestimmten Art von Brunnen nur
auf Grund einer solchen Konzession ausgeübt werden darf . Demnach können
auch Röhren - (Bohr -)Brunnen — welche ja zweifellos Brunnen sind — nur
von konzessionierten Brunnenmeistern hergestellt werden.

Daß diese Auffassung der Rechtslage den Absichten des Gesetzes ent¬
weicht , ergibt sich auch aus der Erwägung , daß die in Frage stehenden
Brunnentypen zur Zeit der Erlassung des Baugewerbegesetzes längst bekannt
waren ; da eine abweichende Behandlung derselben gegenüber den anderen
üblichen Brunnentypen dem Gesetzgeber also möglich gewesen ist, dennoch aber
nicht vorgekehrt wurde , muß angenommen werden , daß das Gesetz eine Aus¬
nahme für solche Brunnen nicht schaffen wollte ; andererseits erfordert auch
die Herstellung derartiger Brunnen wegen der hiezu erforderlichen Tief¬
bohrungen eine besondere fachmännische Erfahrung in der Handhabung der
Werkzeuge und Vorrichtungen zur Bewältigung des Bodenwiderstandes und
eine Kenntnis der Bodengestaltungen ; so daß also auch die Ursache , warum
eine Ausnahme von der Konzessionspflicht für die gewerbliche Aufstellung auch
solcher Brunnen nicht geschaffen wurde , durchaus einleuchtet.

Ein Anlaß für eine Entscheidung der Statthalterei nach 8 36 . Alinea 2
der Gewerbeordnung liegt nicht vor , weil ein Zweifel über den Umfang des
Brunnenuieistergewerbes nicht besteht.

5 .
Stellwagenverkehr mit Automobil -Omnibusse ».

Der Wiener Magistrat hat mit dem Berichte vom 30 . April 1902,
Mag .-Abt . XVII , Z . 1724 , eine Ergänzung der Bestimmungen der Wiener
Stellwagen - (Oninibus -)Ordnung vom 16 . Dezember 1880 , L. - G .-Bl .Nr . 43
im Sinne der Zulassung auch von Automobilwagen bei Bewirkung von
periodischen Personentransporten , bei der k. k. n .- ö. Statthalterei in Antrag
gebracht.

In Berücksichtigung dieses Antrages , sowie im Interesse der Ermög¬
lichung der sofortigen Einführung des auto -motorischen Betriebes , namentlich
im Wiener Polizei -Rayon , seitens der im Sinne des 8 15 , Punkt 3 der
Gewerbeordnung konzessionierten Unternehmungen periodischer Personentrans-
Porte , hat die k. k. n .-ö. Statthalterei mit Erlaß vom 16 . Mai 1902 , 8 . 45227
(Mag .-Abt . XVII , Z . 3139/02 ), für die Zeit bis zum Inkrafttreten einer neu
zu erlassenden , dauernden Betriebsordnung für solche Unternehmungen auf
Grund des 8 54 , Absatz 2 der Gewerbeordnung die freiwillige Benützung von
Motorwagen im Betriebe der in Rede stehenden Gewerbe als nach Maßgabe
der folgenden Bestimmungen zulässig zu erklären gefunden:

1. Für die Benützung von selbstfahrenden (Motor -) Wagen im Betriebe
von konzessionierten Stellwagen - (Omnibus -)Unlernehmungen im Wieuer-
Polizei -Rayon gelten im allgemeinen die in der Statthalterei -Verordnunq vom
19 . -September 1899 , L. -G .-Bl . Nr . 49 , für Automobilwagen enthaltenen
straßenpolizeilichen , sowie die sinngemäß anwendbaren , gewerbepolizeilichen
Vorschriften der Wiener Stellwagen - (Omnibus -) Ordnnng vom 16 . Dezember
1880 , L.-G .-Bl . Nr . 43.

2 . Die Lenkung der selbstfahrenden (Automobil -) Stellwagen dürfen nur
solche Personen besorgen , welche ihre vollständige Vertrautheit sowohl mit der
eigentlichen Lenkung als auch mit der Wartung und Bedienung derartiger
Fahrzeuge dargetan haben und welche überdies , wenngleich nicht dem Er¬
fordernisse der Eignung zum Pferdelenken , so doch allen übrigen , nach 8 17
der Wiener Slellwagen - (Omnibus -)Ordnnng für Wagenlenker erforderlichen
Voraussetzungen entsprechen.

Mit den für Lenker von Automobil -Stellwagen seitens der k. k. Polizei-
Direktion in Wien auszustellenden Erlaubnisscheinen (Fahrbolleten ) ist die
Zulassung der betreffenden Personen , insbesondere als Automobillenker (Auto¬
mobilführer ) im Stellwagenbetriebe auszusprechen.

3 . Jeder Automobil -Stellwagen , der an Stelle eines Wagens mit Pferde-
bespannnng tritt , ist mit der Nummer zu versehen , die dieser Wagen nach der
Wiener Stellwagen - (Omnibus - )Ordnung getragen hat.

4 . Die im 8 13 der erwähnten Stellwagen -Ordnung enthaltene Vor¬
schrift , zur inneren Wagenbeleuchtung bei Dunkelheit ausschließlich nur Kerzen
verwenden zu dürfen , findet aus Automobilstellwagen keine Anwendung.

5 . Für den Wagenbegleiter (Kondukteur ) muß im Aulomobilstellwagen
an geeigneter Stelle ein entsprechender Sitzplatz freigehalten werden.

6 . An der Regel , daß stets links in der Fahrstraße , ohne jedoch das
Trottoir zu berühren , gefahren und entgegenkommenden Wagen links aus-
gewichen werden muß , ist ausnahmslos festzuhalten.
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Das Vorfahren hat rechts zu geschehen, darf aber nur in dem Falle
stattfinden, als die Straße breit genug ist, vor dem vorausfahrenden Wagen
ein freier Raum von mindestens drei Wagenlängen besteht und kein entgegen¬
kommender Wagen in der Nähe ist. Auf Brücken darf niemals vorgefahren
werden.

Die gewöhnliche Geschwindigkeit während des Fahrens mit Fahrgästen
hat bei Automobil-Stellwagen jener eines Pferdes in frischem Trabe, das ist
einer Geschwindigkeitvon 1 km in je 5 bis 6 Minuten gleichzukommcn;
erforderlichenfalls ist die Fahrgeschwindigkeit aus Rücksichten für die Sicher¬
heit des Verkehres entsprechend zu verringern und darf unter keinen Um¬
ständen über das für vorsichtiges Fahren jeweilig zulässige Maß hinaus
gesteigert werden. Den dicssälligen Weisungen der Sicherhcitsorganehat der
Wagenlenker unbedingt nachzukommen.

Ein den übrigen Wagenverkehr behinderndes langsames Fahren mit
Automobilstellwagen ist tunlichst zu vermeiden.

7. Die im vorliegenden Erlasse festgesetzten Bestimmungen sind auch für
die Ausübung von lediglich auf Automobil-Stellwagen lautenden Konzessionen
im Sinne des Z 1b, Punkt 3 der Gewerbeordnungmaßgebend, jedoch mit
der Abweichung, daß auf Grund solcher Gewerbskonzeffionen Wagen mit
Pferdebespannung nicht benützt werden dürfen.

8. Durch vorstehende Vorschriften wird das Recht der Gewerbebehörden
I . Instanz, je nach der besonderen Art mancher der in Verwendung gelangenden
Automobil-Stellwagen noch weiters erforderliche Betriebsbedingungen, und
zwar nach Einvernehmung der k. k. Wiener Polizei-Direktion fallweise fest¬
zusetzen, nicht berührt.

«.
Zulassung von De Bruyn 'scher Masse der Firma
N . Rella «D Neffe zur Herstellung von Wänden.

Über Ansuchen der Firma N. Rella L Nesse in Wien, IV., Wiedener
Hauptstraße 77, hat der Wiener Magistrat mit Bescheid vom 3. Mai 1902,
Mag.-Abt. XIV, 1813/02, die Verwendung der ans Gips und Kalk mittels
schwefliger Säure oder Sulfiten bereiteten sogenannten De Bruyn 'schen Masse,
Hezüglich deren die genannte Firma das Patent erworben hat, zur Herstellung
von Wänden bei Hochbauten unter folgenden Bedingungen als zulässig erklärt:

1. Die ans De Bruyn 'scher Masse hergestellten Platten werden im
Sinne des Schlußsatzes des Z 37 B.-O. insolange als Baumateriale für
Wände in Wien als zulässig erklärt, als diese Platten dem überreichten Muster
und der zur M.-Z. 180571 ex 1895 bekanntgegebenen, jedoch als vertrauliche
Mitteilung bezeichneten Zusammensetzung entsprechen.

2. Derlei Wände dürfen nur aus vollkommen trockenen Platten her¬
gestellt werden; letztere müssen untereinander, sowie zur Verhinderung des
Umfallens mit den anderen Gebäudewänden gut mit De Bruyn 'scher Masse,
erforderlichenfalls auch unter Anwendung weiterer Hilfsmittel gut verbundenwerden.

3. Die aus De Bruyn 'schen Platten hergestellten Wände dürfen zur
Abtrennung einzelner Bestandteile einer Wohnung oder eines Geschäftslokales,
jedoch nicht zur Abtrennung verschiedener Wohnungen oder Geschäftslokale und
in allen Fällen auch nur dann angeweudet werden, wenn diese Wände
keinerlei Belastung ausgesetzt und nicht höher als ein gewöhnliches Stockwerk
aufgeführt werden.

Derlei Wände müssen im unverputzten Zustande wenigstens eine Dicke
von 7 cm besitzen. Bei Wänden von geringerer Länge, etwa bis 4 m, und
bei gewöhnlicher Stockwerkshöhe kann nach der Sachlage der örtlichen Ver¬
hältnisse eine Wandstärke von 5 cm angewendet werden.

Die aus De Bruyn 'scher Masse hergestellten Wände können bei unter¬
geordneten oder provisorischen Objekten auch als Umfassungswände, jedoch
nicht als Stelle der Feuermauern zur Anwendung gelangen, wenn nicht
sicherheitspolizeiliche oder sonstige Rücksichten gegen die Anwendung dieses
Materiales sprechen, welches bei Durchnässungeine Verminderung seiner
Festigkeit zeigt.

4. Die beabsichtigte Ausführung von Wänden aus De Bruyn 'schen
Platten ist in den Konsensplänen auszuweisen.

5. Die Aufstellung solcher Wände gehört zu deu Befugnissen der kon¬
zessionierten Baugewerbetreibenden, nachdem es sich hiebei um sicherheits¬
polizeiliche Rücksichten, insbesondere um die Beurteilung der Tragfähigkeit von
Decken und Trägern handelt.

6. Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen, eventuell
die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung auf Grund der praktischen
Erfahrungen mit diesem Baumateriale bleibt Vorbehalten.

Das überreichte Musterstllck wird vom Stadtbauamte verwahrt.
7.

Heilmethode mit tierischem Magnetismus.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 13. Mai 1902,

Z . 104183 (Mag .-Abt. X, 2572/02 ) :
Unter Rückschluß der Beilagen des Berichtes vom 13. November 1900,

Z. 118116, wird dem Wiener Magistrate nach Einholung eines Gutachtens
des n.-ö. Landes-Sanitätsrates nachstehendes eröffnet:

Wenn auch die sogenannte Heilmethode mit tierischem Magnetismus, als
eine wissenschaftlich anerkannte Heilmethode nicht angesehen werden kann,
empfiehlt es sich, nicht graduierten Ärzten diese sogenannte Heilmethode zu ver¬
bieten, weil sonst leicht damit auch jene Ärzte getroffen werden könnten, welche
die wissenschaftlich wohl begründete Suggestions- und Hypnosetherapie anwenden.

Gegen die Ärzte, welche den tierischen Magnetismus als Heilverfahren
im Sinne Mesmers anwenden, gibt es allerdings bis zu einer gewissen
Grenze Schutz im Strafgesetze.

Gegen das marktschreierische Anpreisen dieser sogenannten Heilmethode
einzuschreiten ist Sache der Ärztekammer. >

Das Hoskanzleidekret vom 26. Oktober 1845, Z. 36098, müßte im
Sinne des Gutachtens des Obersten Sanilätsrates modifiziert werden. Keines¬
falls dürfen die Punkte 3 bis 5 auf jene Ärzte bezogen werden, welche sich
der Hypnose und Suggestion als therapeutische Behelfe bedienen. Es können
diese Punkte nur auf Ärzte Anwendung finden, die heute noch auf dem Stand¬
punkte Mesmers stehen und alle Erfolge ihrer magnetischen Kraft zu¬
schreiben.

Was die Gefahr der Weiterverbreitung von Infektionskrankheiten durch
die magnetische Behandlung derselben anlangt, wird der Wiener Magistrat
angewiesen, die Tätigkeit der die magnetische Methode ausübenden Ärzte in
dieser Beziehung strenge zu überwachen und bei unterlassenen Krankheits¬
anzeigen gegen die betreffenden Ärzte amtszuhandeln, im übrigen aber die bei
den anzeigepflichtigenKrankheiten vorgeschriebenenBeschränkungsmaßnahmen
und Desinfektionsvorschriften in Anwendung zu bringen.

Schließlich wird der Wiener Magistrat beauftragt, in den Ordinations¬
lokalen der Magnetiseure häufige Revisionen durch die städtischen Ärzte vor¬
nehmen zu lasten und über das Ergebnis derselben gelegentlich der Vorlage
des Ergänzungsberichtes lit . R zum Jahres -Sanitätsberichte zu berichten.

8 .
Ehefähigkeitszeirgnisse.

Erlaß der n.-ö. Statthalterei vom 15. Mai 1902, Z . 46686
(Mag .-Abt. XVI, 3920/02) :

Es sind in der letzten Zeit vielfach Klagen über erhebliche Verzögerungen
bei Ausstellung von Ehefähigkeilszeugnissen für österreichische Staatsangehörige,
welche eine Ehe im Auslande einzugehen beabsichtigen, laut geworden. Auch
haben fremde Regierungen im diplomatischen Wege über derlei Verzögerungen
Beschwerde geführt und hervorgehoben, daß dieselben sowohl Nachteile für die
beteiligten beiderseitige» Staatsangehörigen, als auch eine Schädigung öffentlicher
Interessen zur Folge haben.

Über Erlaß des k. k. Ministeriums des Innern vom 1. Mai 1902,
Z. 16850, wird die schleunigste Erledigung der Gesuche um Ausstellung von
Ehefähigkeitszeugnissen zur strengen Pflicht gemacht.

Dieser Erlaß ergeht gleichzeitig an die sämtlichenk. k. Bezirkshauptmann¬
schaften in Niederösterreich, an den Stadtrat in Wiener-Neustadt und Waidhosen
а. d. Ubbs und an alle magistratischen Bezirksämter in Wien.

S.
Nähere Bezeichnung der auf Grund des Z 69 des
Wehrgesetzes re. bestraften ungarischen Staats¬

bürger.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 20. Mai 1902,

Z . 48264 (Mag .-Abt. XVI, 3730/02 ) :
Über ein seitens des königl. ung. Landesverteidigungsministeriums an

das k. k. Ministerium für Landesverteidigung gerichtetes Ersuchen wird zufolge
Erlasses des genannten k. k. Ministeriums vom 6. Mai 1902, Nr. 8581 II,
darauf aufmerksam gemacht, daß bei der vorgeschriebenen Verständigung der
zuständigen Behörden von der auf Grund des Z 69, zweiten und dritten Ab¬
satzes des Wehrgesetzes. dann des Gesetzes vom 10. Mai 1894, R.-G.-Bl.
Nr. 83, beziehungsweise der ZZ 12 und 13 der Ministerial-Verordnung vom
20. August 1894, R.-G.-Bl. Nr. 182, erfolgten Bestrafung eines ungarischen
Staatsbürgers , sowie bei Abfuhr des Strafbetrages, im Sinne der Erlässe
des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom 31. August 1894,
Nr. 14110 II a, und vom 8. März 1898, Nr. 4201 II a (iMimiert mit den
hierortigen Erlässen vom 5. September 1894, Z. 69707, beziehungsweise vom
б. April 1898, Z 23337) zum Zwecke der tunlichsten Sicherstellung der
Identität des Bestraften stets außer der Heimatsgemeinde noch das Geburts¬
jahr und eventuell auch das Assentjahr, beziehungsweise die Nummer des
Grundbuchblaties des bestraften Wehrpflichtigen anzugeben sind.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich, den Wiener Magistrat, die Stadträte in Wiener-Neustadt und
Waidhofena. d. Nbbs.

1«.
Zulässigkeit der Bezeichnung „Volksbierhalle " für
Gast - und Schankgewerbe nnd äußere Geschäfts-
bezeichuung von Gasthäusern bei Verabreichung

„koscherer" Speisen.
Statthalterei -Erlaß vom 20. Mai 1902, Z . 48718 (Mag .-

Abt. XVII, 3182/02) :
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 7. Mai 1902,

Z. 14335, dem Rekurse des N. N., Gastwirt in Wien, gegen die Statt-
Halterei-Entscheidnng von 25. November 1901, Z. 106837, mit welcher in
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Bestätigung des Bescheides des Bezirksamtes vom 18 . Oktober 1901 , Z . 41420,
dem Genannten die Beseitigung der Aufschrift „Volksbierhalle " von der äußeren
Bezeichnung seines im . . . Bezirke befindlichen Gast - und Schankgeschäftes
aufgetragen wurde , Folge gegeben und die angefochtene Entscheidung sowie
das derselben zugrunde liegende erstinstanzliche Erkenntnis , insoferne es sich
um den angeführten Auftrag handelt , behoben , weil im Hinblicke auf die Be¬
rechtigung des Rekurrenten zum Bierausschänke gegen die Verwendung der
Bezeichnung „ Volksbierhalle " in der äußeren Bezeichnung seiner Betriebsstätte
ein begründeter Anstand im Sinne des Z 44 der Gewerbeordnung nicht ob¬
waltet.

Dadurch wird jedoch der Rekurrent der ihm obliegenden Verpflichtung,
in die äußere Bezeichnung seiner Betriebsstätte auch eine die Verabreichung
ausschließlich koscherer Speisen klar und deutlich zum Ausdrucke bringende Be¬
zeichnung aufzunehmen , nicht enthoben.

Tie Beschwerde , welche im Ministerial -Rekurse dagegen erhoben wurde,
daß in der angefochtenen Statthalterei -Entscheidung für den Fall der Ein¬
bringung eines Rekurses diesem eine aufschiebende Wirkung aberkannt wurde,
hat das Ministerium als unbegründet erklärt , weil die Statthalterei -Ent-
scheidung hinsichtlich dieses Ausspruches mit den Bestimmungen der Gewerbe¬
ordnung nicht im Widerspruche steht und den im H 93 der Amtsiustruktion
für die Bezirksämter vom 17 . März 1855 , R .-G .-Bl Nr . 52 , im allgemeinen
aufgestellten Grundsätzen betreffs der aufschiebenden Wirkung von Rekursen
entspricht.

11 .

Behandlung der ans dem Anslande an Private ein¬
langenden Briefpostsendungen , deren Inhalt ans

Arzneiwaren besteht.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalters vom 26 . Mai 1902,

Z . 47672 (Mag .-Abt . X , 2767/02 ) :
Von einem gewissen Institute für Sauerstoff -Heilverfahren „ Vitafer " in

Berlin werden Druckschriften versendet , in welchen Hilfesuchenden auf Grund
eines von dem Patienten auszufllllenden Fragebogens ärztliche Behandlung
er äistantis und die Übersendung von Arzneien „ als Muster ohne Wert ein¬
geschrieben " gegen Einsendung des Betrages von 20 Mark angeboten werden.

Hievon wird die Wiener Magistrats -Abteilung X zufolge Miniüerial -Erlaß
vom 6. Mai 1902 , Z . 13884 , unter Hinweis auf den Ministerial -Erlaß
vom 19 . Mai 1899 , Z . 8972 (intimiert mit h. ä . Erlaß vom 29 . Mai 1899,
Z . 46880 ) , in die Kenntnis gesetzt und gleichzeitig verständigt , daß gemäß
Verordnung des Handelsministeriums vom 8 . Mai 1899 , Z . 24926 (Post-
und Telegraphen -Verordnungsblatt Nr . 50 ), die Postämter verpflichtet sind,
alle Briespostsendungen aus dem AuSlande an Privatpersonen , gleichgiltig , ob
dieselben verschlossen oder als „Muster ohne Wert " einlangen , sofern der
Inhalt derselben offenkundig oder allem Anscheine nach aus Arzneiwaren
besteht , im Sinne der ZZ 13 und 15 der Vorschriften über das postämtliche
Verfahren mit Postsendungen , welche der Stellung zum Zollamte unterliegen
(Post - und Telegraphen -Verordnungsblatt Nr . 92 er 1883 ), an das nächste
Zollamt zur Amtshandlung zu überstellen.

Hievon werden sämtliche Bezirkshauptmannschaften , die Wiener Magi¬
strats -Abteilung X , die magistratischen Bezirksämter und die Stadträte von
Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Dbbs mit dem Beifügen in Kenntnis
gesetzt, daß mit der k. k. Post -Direktion das erforderliche Einvernehmen ge¬
pflogen wurde.

12 .
Transport von Leichen der an Infektionskrankheiten
Berftorbenen wegen Beisetzung auf einem außerhalb

-es Sterbeortes gelegenen Friedhofe.
Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 27 . Mai

1902 , Z . 113758 ex 1901 (Mag .-Abt . X , 2916/02 ) :
Behufs Erzielung eines einheitlichen Vorgehens bei dem Transporte von

Leichen der an Infektionskrankheiten Verstorbenen wegen Beisetzung auf einem
außerhalb des Sterbeortes gelegenen Friedhöfe findet die Statthaltern nach
Einholung eines Gutachtens des Niederösterreichischen Landcs - Sanitälsrates
nachstehendes anzuordnen:

I . Der Transport von Leichen der an Blattern , Flecktyphus , Cholera
und Pest Verstorbenen in einen außerhalb des Sterbeortes befindlichen
Friedhof ist nicht gestattet.

II.  Der Transport von Leichen der an einer anderen als unterI
erwähnten , anzeigepflichtigen Infektionskrankheit Verstorbenen ist unter Be¬
obachtung der Vorschriften über den Transport von Leichen überhaupt und
unter folgenden Kautelen gestattet:

1. Die Leichen von an Infektionskrankheiten Verstorbenen sind sogleich
nach vorschriftsmäßig vorgenommener Totenbeschau in ein mit 5prozentiger
Karbolsäure - oder 2prozentiger Sublimatlösung oder 4prozentiger Formalin¬
lösung getränktes Leintuch womöglich doppelt einzuhüllen , in einen luftdicht
verlöteten Metallsarg einzulegen und in die Leichenkammer zu schaffen, woselbst
der Sarg in einen zweiten Metallsarg einzuschließen ist.

2 . Der Weitertransport erfolgt nur von der Leicheukammer aus.
Bei einer weiten oder relativ weiten Entfernung der Leichenkammer und

wenn die Verhältnisse es gestatten , daß ein anderer , nicht zu Wohnzwecken

dienender Raum vorhanden ist, kann ausnahmsweise die Versorgung in
letzterem vorgenommen werden und der Doppelsarg auch daselbst bis zum
Transporte verbleiben.

3 . Die Leiche ist am Bestimmungsorte direkt auf den Friedhof oder in
eine öffentliche Leichenkammer zu bringen und ehemöglichst zu begrabe » ; ein
Öffnen des Sarges ist verboten.

4 . Nach Entfernung der Leiche ans dem Sterbelokale ist letzteres samt
Einrichtungsgcgenständen zu desinfizieren . Auch haben sich die bei der Ein-
sargung beteiligten Personen einer Desinfektion zu unterziehen.

Hievon weiden die k. k. Bezirlshauptmannschaften , der Wiener Magistrat
(Abteilung X ) und die beiden Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen
a . d. Mbs zur Verständigung des , beziehungsweise der Amtsärzte und behufs
weiterer Veranlassung und Danachachtung in Kenntnis gesetzt.

1».
Vervielfältigungsmittel bei Herstellung periodischer

Druckschriften.
Statthalterei -Erlaß vom 27 . Mai 1902 , Z . 50397 (Mag .-

Abt . XVII , 3260/02 ) :
In Erledigung des diesämtlichen Berichtes vom 25 . April 1902,

Z . 2033 , findet die k. k. Statthalterei dem Dr . A . S . in Wien die erbetene
Bewilligung zum Halten eines Mimeographen zur Vervielfältigung seiner
periodischen Druckschrift „ Wiener wirtschaftlich - Korrespondenz " mit Aus¬
schluß jedes anderen gewerblichen Nebenzweckes im Sinne der Ministerial-
Verordnung vom 4 . Jänner 1859 , R .-G .-Bl . Nr . 10 , zu erteilen.

Die Berichtsbeilagen folgen mit dem Bemerken zurück , daß es sich im
vorliegenden Falle keineswegs um die Ausübung der Druckerei als eines
selbständigen Gewerbes , welches als ein Preßgewerbe nach H 15 , Punkt 1 der
Gewerbeordnung die Erteilung einer Konzession unter Bedachtnahme auf die
Bestimmungen des Z 23 G .-Ö ., beziehungsweise der Ministerial -Verordnung
vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 151 , zur Voraussetzung hätte,
sondern offenbar um einen Hilfsbetrieb für die gemäß Artikel V , lit . p des
Kundmachungspatentes zur Gewerbeordnung zu behandelnde Unternehmung
periodischer Druckschrift handelt , weshalb das vorliegende Ansuchen des Dr.
A. S . nach der Ministerial -Verordnung vom 4 . Jänner 1859 , R .-G .-Bl.
Nr . 10 , zu beurteilen ist. 14
Warnung vor dem Ersten Zentral -Stellenbureau für
landwirtschaftliche Dienstboten in Frankfurt a. M.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 27 . Mai 1902,
Z . 51020 (Mag .-Abt . XVI , 3849/02 ) :

Laut einer an das k. k. Ministerium des Innern gelangten Mitteilung
des k. u . k. General -Konsulates in Frankfurt a . M . hat das „ Erste Zeutral-
Stellenbureau für landwirtschaftliche Dienstboten von Anton Peschk - m
Frankfurt a . M ., Paulsplatz 16 , unter der Vorspiegelung der Beschaffung von
lohnender Arbeit etwa 100 d-utschredende Personen aus Südungarn nach
Frankfurt gelockt, wo sich in Wirklichkeit für vier Personen Beschäftigung
ergab , die anderen aber in Nor gerieten , so daß 70 durch das genannte
General -Konsulat auf Kosten des Ministeriums des Innern in Budapest
repatriiert werde » mußten.

Da es nicht ausgeschlossen ist, daß das genannte „Bureau " seine Tätig¬
keit auch auf Österreich erstrecke, werden die unterstehenden Behörden zufolge
Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 15 . Mai 1902 , Z . 19575,
hievon mit der Aufforderung in Kenntnis gesetzt, diesem Gegenstände die ent¬
sprechende Aufmerksamkeit zuzuwenden und geeignete Vorkehrungen zu treffen,
damit gegebenenfalls die heimischen Arbeiter auf die Gefahr einer Benach¬
teiligung aufmerksam gemacht werden.

Gegen Hierlands auftretende Agenten der gedachten Unternehmung wäre
nach Maßgabe der Gesetze mit aller Strenge vorzugehen.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder-
österreich , an die k. k. Polizei -Direktion , den Wiener Magistrat , die magi¬
stratischen Bezirksämter in Wien und die Sladträte in Wiener -Neustadt und
Waidhofen a . d. Abbs.

15 »

Verbot des Schnellfahrens bei der Ansfahrt aus
einigen Straßen des VI . und VIII . Bezirkes.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 31 . Mai 1902
(Mag .-Abt . IV , 1162/02 ) :

Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 12 . März
1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird verordnet:

Bei der Ausfahrt aus der Floriani -, Tulpen -, Schmid - und Georgs¬
gaffe in die Landesgerichtsstraße im VIll . Bezirke und bei der Ausfahrt aus
der Papagenogaffe auf den Getreidemarkt im VI . Bezirke ist bei Übersetzung
der Straßenbahngeleise das Schnellfahren verboten.

Übertretungen dieser Anordnungen werden mit Geldstrafen bis zum
Betrage von 400 X oder mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.



Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Refidenzstadi Wien . — Nr . 51 , 27 . Juni 1902 63

II. Ulmnalivliestimimmgen
5tadirat:

i « .
Wasserleitungs -Abzweigungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors Preyer  vom 28 . Mai
1902 (Mag .-Abt . VIII , 1327/02 ) :

Der Stadtrat hat mit Beschluß vom 23 . Mai 1902 , Z 6613 , beschlossen :.
Unter den Worten : „separate Abzweigung vom Straßenrohre "̂ im

Puulte 2 der mit Gemeinderats -Beschluß vom 7 . Februar 1889 , Z . 7857,
genehmigten Bedingnisse sür die Einschaltung von Ventilatoren im Anschlüsse
an die Hochgnellenleitnng ist jede zulässige Abzweigung in ein Lokale, demnach
auch jene nach Z 19 der Kundmachung über die Wasserabgabe ans der Hoch-
qnelleuleitung zu verstehen.

Hievon wwd das magistratische Bezirksamt zur Danachachtnng verständigt.

ZllaMmt:
17 .

Hintanhaltung von kommunale « Arbeiten an
Feiertagen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 27 . Mai
1902 (Mag .-D . 1745/02 ) :

Der Herr Bürgermeister hat unterm 17 . Mai >901 zur Zahl 6546/02
nachfolgenden Erlaß an mich gerichtet:

„Ich habe wiederholt die Wahrnehmung gemacht , daß an Feiertagen
kommunale Arbeiten , insbesondere solche, welche sich auf die Herstellung von
Straßen und Kanälen , Kabellegungen rc . beziehen , verrichtet werden.

Da hiedurch in vielen Fällen ein ganz unnötiges Ärgernis gegeben
wird , ersuche ich Sic , Herr Magistrals -Direktor , diesen Unfug ganz abznstellen,
beziehungsweise solche Arbeiten , welche ans Rechnung der Gemeinde gemacht
werden , nur dann an Feiertagen zu gestatten , wenn dieselben im öffentlichen
Interesse gelegen und unaufschiebbarer Natur sind ."

Hievon setze ich die städtischen Angestellten zur genauesten Danachachtnng
mit dem Beifügen in Kenntnis , daß bei Außerachtlassung dieser Anordnung
gegen den Schnldlragcnden unter Umständen nach dem dritten Hanptstücke der
Dienstpragmatik vorgegangen werden würde.

18 .
Einführung der „ fortlaufenden Schreibweise " für die
Amtskorrespondenz bei den k. k. Bezirkshauptmann¬
schaften in Lilienfeld , Unter -Gänserndorf , St . Pölten
und Weglassung der Rubra bei de » Statthalterei-

Berichten.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 27 . Mai

1902 (Mag .-D . 1754/02 ) :
Die k. k. n .-L. Stattbalterei hat unterm 21 . Mai 1902 , Z . 3274/kr.

nachstehenden Erlaß ander gerichtet:
„Bei der k. k Bezirkshauptmannschaft in LUienfeld wurde für die Amts¬

korrespondenz die „fortlaufende Schreibweise " eingeführt , wie selbe bei der
k. k. Bezirkshauplmannschast in Oberhollabrnnn laut hierortigen Erlasses vom
9 . April 1900 , Z . 8943/kr ., bereits seit längerem in Anwendung gebracht
wird . Das Gleiche gilt von der k. k. Bezirkshanptmannschast in Unter -Gänsern¬
dorf und St . Pölten.

Im schriftlichen Amtsverkehre mit diesen Bezirkshanptmannschaften sind
daher dieselben Grundsätze (Beisetzung des Präsentatnms unmittelbar unter
der AmtSnnterschrift , Niederschrcibung der Erledigung in extenso über die ganze
Blattseite bei Freilassung eines entsprechenden Randstreifens ) zu beobachten,
wie solche im vorbezogenen Erlaße für die Korrespondenz mit der ! . k. Bezirks-
hauplinannschaft in Oberhollabrnnn festgesetzt wurden.

Über eine spezielle Anfrage wird eröffnet , daß es keinem Anstande
unterliegt , bei Berichten der Unterbehörden an die Statthalterei das übliche
Rubrum wegzulassen , wenn durch die Stilisierung des Berichteinganges der
Gegenstand der Vorlage ausreichend ersichtlich gemacht wird ."

Hievon setze ich die städtischen Beamten unter Hinweis auf den im
magistratischen Verordnungsblatt - Nr . VI ex 1900 , Seite 52 abgedrucklen
Slatthalterei - Erlaß vom 9 . April 1900 , Z . 8943/kr . , zur Danachachtnng mit
dem Beifügen in Kenntnis , daß nach Ausbrauch des Vorrates von Formu¬
larien für die Statthalterei -Berichte in den im Schlußsätze des oberwähnten
Statthallerei -Erlaffes angeführten Fällen das übliche Rubrum wegzulassen ist.

IS.

Übersendung der Steuereinzahlungs -Napporte an die
zuständigen Steueradministrationen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 31 . Mai
1902 (Mag .-Abt . XIX , 306/02 ) :

Zufolge Erlasses der k. k. Finanz -Landes -Direktion vom 25 . Jänner 1902,
Z . 89027 , sind die mit den Erläffen vom 21 . April 1900 , Z . 24115, *)
und vom 4 . Jänner 1901 , Z . 686 , eingeführten Steuereinzahlungs - Napporte
der städtischen Steueramts -Abteilungen vom Jahre 1902 angefangen nicht
mehr direkt an das Rechnungs - Departement der Finauz -LandesDirektion,
sondern zu den bestimmten Terminen an die zuständigen Steueradministrationen
zu senden.

20 .

Verständigung von Genossenschaften bei Änderungen
in der Gewerbeberechtigung , welche auch einen
Wechsel in der Zugehörigkeit zu einer Genossenschaft

begründen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 2. Juni
1902 (Mag .-Abt . XVII , 3225/02 ) :

Die Genoffenschaft der Kaffeeschenker hat in einer an den Magistrat
gerichteten Eingabe zur Anzeige gebracht , daß Mitgliedern der Kaffeeschenker-
Genossenschaft Ihre Konzession aus eine Kaffeefieder -Konzession erweitert wurde,
ohne daß hievon die Genossenschafts -Vorstehung der Kaffeeschenker in Kenntnis
gesetzt wurde.

Anläßlich dieser Anzeige finde ich, um jeder Genossenschaft die stete
Evidenzhaltung ihrer Mitglieder zu ermöglichen , anzuordnen , daß von jeder
Änderung im Gewerberechte eines Gewerbsinhabers , welche gleichzeitig auch
eine Änderung in der Zugehörigkeit zu einer Genossenschaft , welcher der Ge-
werbsinhaber nach dem Gesetze anzngehören hat , begründet , „nicht bloß die
Genossenschaft , deren Mitglied der Gewerbsinhaber durch die Änderung seines
Gewerberechtes geworden ist, sondern auch jene Genossenschaft , aus der er
auszuscheiden hat , zu verständigen ist.

21 .

Behandlung von Ansuchen um Tischaufstellungen,
Pachtungen re. in « nd bei städtischen Gartenanlagen

und Banmpflanznngen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 3. Juni
, 1902 (Mag .-Abt . III , 2168/02 ) :

Es wiederholen sich in der letzten Zeit die Fälle , daß Ansuchen um
Tischaufstellungen in städtischen Gartenanlagen und Banmpflanzungen oder
nm Pachtung ' von städtischen Gartenanlagen von Parteien bei den magi¬
stratischen Bezirksämtern eingebracht und hierüber von den letzteren Amts¬
handlungen durchgesührt . insbesondere Lokalangenschcine abgehalten werden,
ohne daß vorher wenigstens eine Äußerung der Magistrats -Abteilung III oder
des Sladtgarten -Jvspeltorates eingeholt wurde , « o wurde einem Gastwirte
bei der Stadtbahnstation Währingerstraße vom Bezirksamte die Tischaufstellung
mitten zwischen jung angepflgnzten Bäumen qestattet ; diese konnten infolge¬
dessen nicht ordentlich gepflegt werden und sind auch mehrere Bäume tat¬
sächlich schon eiugegangen.

Die beteiligten städtischen Ämter werden daher darauf aufmerksam ge¬
macht , daß zur Durchführung der Amtshandlungen in den angeführten Fällen,
wie überhaupt in allen Angelegenheiten , welche sich auf Gärten und Baum-
Pflanzungen beziehen , die Magistrats -Abteilung III allein kompetent ist und
alle direkt bei den Bezirksämtern überreichten Ansuchen um Pachtungen , Tisch¬
aufstellungen u . dgl . in städtischen Gartenanlagen und Baumpflanzungen an
diese Abteilung abzntreten sind . Auch in jenen Fällen , wo um Aufstellung
von Verkaufs - oder Sodawafferwagen rc. im unmittelbaren Anschlüsse an
städtische Gartenanlagen , z. B . knapp an der Einfriedung , angesucht wird , ist
der betreffende Akt der Magistrats -Abteilung III wenigstens zur gutächtlichen
Äußerung zu übersenden.

Die Gemeinde Wien bat in den letzten Jahren so große Opfer für die
Herstellung neuer und die Instandsetzung und Verschönerung der bestehenden
Gartenanlagen und Baumpflauzungen gebracht , daß alles vermieden und
hintangehalien werden muß , was eine Beschädigung dieser Anlagen herbei¬
führen oder eine gedeihliche Entwicklung derselben hindern könnte.

») Enthalten in der Nr . VI . der Beilage „ Gesetze rc ." zum Amtsblatt - der Stadt
Wien , Jahrgang lövo , Seite so.
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SS.

Verwendung von Postaufträgen bei Einbringung
von Verpflegskosten von nach dein Zivilrechte zur

Zahlung verpflichteten Personen.
Erlaß des Magistrats-Direktors M. Pr eher vom 4. Juni

1902 (Mag.-D. 1874/02) :
Die k. k. n .' ii. Statthalterei hat nachstehenden Erlaß ääto . 28 . Mai

1902 aä Z . 27209 anher gerichtet:
„Behufs Gefchäftsvereinfachung wurden die Verwaltungen der Wiener

k. k. Krankenanstalten angewiesen , sich zur Einhebung der Verpflegs-
gebühren  von zahlungspflichtigen Privalparteien , wie Dienst - und Arbeits¬
gebern und alimentationspflichtigen Angehörigen der P o st a u f t r ä g e zu
bedienen . Leider hat sich diese Einführung bisher nicht ganz bewährt , da die
Annahme der Postaufträge in zahlreichen Fällen verweigert wurde.

Dennoch hält es die Statlhalterei für empfehlenswert , den Versuch noch
sortzusetzen , weil einerseits den magistratischen Bezirksämtern — wenn auch
nicht den Verwaltungen der Krankenanstalten — Arbeit erspart wird und
andererseits die Verpflegskosten doch rascher eingehen würden . Allerdings
werden die Parteien mit der Portogebühr belastet ; allein diese steht doch in
gar keinem Verhältnisse zu dem ihnen durch das persönliche Erscheinen beim
magistratischen Bezirksamte oder der Verwaltung erwachsenden Aufwand an
Zeit , Mühe und häufig auch an Fahrtspesen.

Der Magistrat wird demnach aufgefordert , in geeigneter Weise durch
Vermittlung der unterstehenden Bezirksämter , Gcmeindeärzte rc . die in Be¬
tracht kommenden Kreise hierüber aufznklären und auch in vorkommenden
Einzelfällen die Annahme der Postaufträgc zu fördern ."

Dies wird unter Hinweis auf den h.-ä . Normalerlaß vom 2 . Jänner
1902 , M .-D . 3621/01 (Normalienblatt Nr . 12 ) hiemit verlautbart.

Verzeichnis der in» Reichsgesetzblatte und im Landes-
gesetzblatte für Österreich unter der Enns in» Jahre

1S62 publizierten Gesetze und Verordnungen.
L.. Reichsgcsehbtntt.

Nr . 163 Erlaß des Finanzministeriums vom
16 . Mai 1902 , betreffend die Hinausgabe der Banknoten zu 50 II.

Nr . 164 . Konzessionsurkunde vom 10. Mai 1902
für die Lokalbahn von Grobelno über Sauerbrunn und Nohitsch zur Landes¬
grenze in der Richtung gegen Krapina.

Nr . 165 . Verordnung des Finanzministeriums vom
15 . Mai 1902 wegen Einführung des Vertriebes von Blanksalz bei
der Salinenverwaltung in Aussee.

Nr . 166 . Verordnung des Ministeriums des Innern
vom 16. Mai 1902 , betreffend die Uniformierung der zur Aufsichts¬
pflege sür die Erhaltung der Straßen - , Brücken - und Flußbauten , dann zur
Handhabung der Hafenordnungen berufenen Empiriker (Straßenmeister , Strom¬
meister , Hafenmeister ) .

Nr . 167 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 23. Mai 1902 , betreffend die Errichtung je eines Steuer- und
gerichtlichen Depositenamtes in Dobrzan und Weipert in Böhmen.

Nr . 168 . Gesetz vom 26 . Mai 1902 , womit die Ne¬
gierung zur provisorischen Regelung der Handels - und Verkehrsbeziehungen,
sowie der Konsularverhällniffe mit Mexiko ermächtigt wird.

Nr . 166 Finanzgesetz sür das Jahr 1902 vom
31 . Mai 1902.

Nr . UV . Verordnung des Ackerbauministeriums
vom 21 . Mai 1902 , mit welcher die PunkteI bis einschließlich VIII
der Verordnung vom 20 . Dezember 1885 , R .- G .-Bl . Nr . 5 er 1886 , betreffend
die an Seite der politischen Länderstellen nnd des Ackerbauministeriums als
sachliche Beiräte in Reblaus -Angelegenheiten fungierenden Kommissionen , be¬
ziehungsweise die Verordnungen vom 14 . März 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 35 , und vom
19 . November 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 208 , rücksichtlich Dalmatiens aufgehoben
werden und eine Landes -Kommission für Weinbau -Angelegenheiten in Dalmatien
im Einvernehmen mit dem dalmatinischen Landes -Ausschuffe bestellt wird.

Nr . 111 Verordnung des Finanzministeriums vom
13 . Mai 1902 , betreffend den unmittelbaren Verkehr zwischen denk. k.
Steuerbehörden und den königlich preußischen Behörden behufs Durchführung
des Staatsvertrages vom 21 . Juni 1899 , R .-G .-Bl . Nr . 158 sx 1900.

Nr . 112 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 24 . Mai 1902 , betreffend die Herab¬
setzung der Tarasätze für Baumwollgarne in Ballen.

Nr . 113 . Verordnung der Ministerien des In¬
nern , der Justiz und des Handels vom 4. Juni 1902,
betreffend die Zulassung von Kupfcrverbindungeu bei der Konservierung von
Früchten.

Nr . 1L4 Konzessionsurkunde vom 7. Juni 1902
-für die Lokalbahn Saar —Tischnowitz.

Nr . 115 . Kundmachung des Eisenbahnministe¬
riums vom 7. Juni 1902 , betreffend die Fristerstreckung sür die
Betriebseröffnung der Lokalbahn Kaaden — Willomitz.

Nr . 116 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 7. Juni 1902 , betreffend die Errichtung einer Expositur des
Nebenzollamtes Vallarsa in Piano della Fugazza (Streva ) für die Dauer der
Sommermonate des Jahres 1902.

6 . Landesgkschblatt.
Nr . 38 . Gesetz vom 31. März 1902 , womit der

Z 72 der Gemeindeordnung für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns
vom 31 . März 1864 , L.-G .-Bl . Nr . 5 , abgeändert wird.

Nr . 38 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 22 . Mai
1902 , Z . 48286 , betreffend die mehreren Armenbezirken erteilte Be¬
willigung zur Einhebung erhöhter Armenumlagen für das Jahr 1902.

Nr . 4V. Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 28. Mai
1902 , Z . 54110 , betreffend die Enthebung des k. k. Bau -Ober-
kommissärs Ignaz Pollak von der Funktion eines ersten Stellvertreters des
k. k. Oberingenieurs Gustav Kretschmer in besten Eigenschaft als k. k. Dampf-
keffel-Prüfungs -Kommissär für die politischen Bezirke Hietzing -Umgebung,
Tulln und Bruck an der Leitha.

Nr . 41 . Kundmachung der k. k. niederösterreichischen
Finanz -Landes -Direktion vom 2. Juni 1902 , Z . 32945,
betreffend die Termine zur Einzahlung der direkten Steuern im Monate Juni
und im III . Quartal 1902.

Nr . 42 . Gesetz vom 22 . November 1901 , womit
ein Jagdgesetz für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , mit Aus¬
nahme des Gemeindegebietes der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien,
erlassen wird.

Nr . 43 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 3. Juni
1902 , Z . 55354 , womit in Gemäßheit des Z 19 des niederöster¬
reichischen Jagdgesetzes vom 22 . November 1901 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 42
sx 1902 , die näheren Bestimmungen über das Verfahren bei der Wahl des
Jagdausschusses nnd gemäß K 41 obigen Gesetzes die näheren Bestimmungen,
betreffend das Verfahren zum Zwecke der nach Z 40 dieses Gesetzes erforder¬
lichen Abstimmung über die Ausübung der Genoffenschaftsjagden durch Sach¬
verständige , erlaffen werden.

Nr . 44 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 3. Juni
1902 , Z . 55354 , womit in Gemäßheit des Z 30 des nieder¬
österreichischen Jagdgesetzes vom 22 . November 1901 , L.-G .- und B .-Bl.
Nr . 42 sx 1902 , der Vorgang bei der Versteigerung der Genoffenschaftsjagden,
sowie jener bei Abschließung des Jagdpachtvertrages durch den Jagdausschuß
<ZZ 24 , 26 und 28 des Gesetzes ) geregelt wird und die Formularien sür die
Ausschreibung der Versteigerung , für das Versteigerungsprotokoll und für den
Pachtvertrag festgesetzt werden.

Nr . 45 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 3. Juni
1902 , Z . 55354 , mit welcher in Gemäßheit des § 57 des nieder¬
österreichischen Jagdgesetzes vom 22 . November 1901 , L.-G .- und V .- Bl.
Nr . 42 ex 1902 , Bestimmungen über die Formularien der Jagdkarten und
über die Herstellung nnd Verrechnung dieser Karten erlaffen werden.
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1902. VII.
Gesetze, Verordnungen»ni>Entscheidungen,

sowie

Nolmativbestimmiiilgcil des Genieiiidcrates, Stadtrates,»,d des Magistrates
NI ZWkWhklten der OeineilidMrlliüItiilig und politischen Anltsfichi'llNN.

Inhalt:
I . Verordnungen und Entscheidungen:

1 . Verpflichtung des Hauseigentümers zur Instandhaltung des Trottoirs
bis zum Zeitpunkte der Übernahme seitens der Gemeinde Wien.

2 . Die Beförderung von Briefen zu den Bahnhof -Postämtern kann nicht
den Gegenstand eines Gewerbebetriebes bilden.

3 . Praxisberechtigung der zu Doktoren der gesamten Heilkunde zu promo¬
vierenden Angehörigen der Länder der ungarischen Krone.

4 . Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der Stadt Erzssbetvrros.
5 . Subsistenzmittelreserve für Reserveoffiziere.
6 . Periodische Nacheichung der Maße , Gewichte , Wagen rc.
7 . Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der Stadt Leva in Ungarn.
8 . Einreihung der Plewa 'scheu Wasserröhrenkessel der Type I und II

in die Kategorie der Zwergkessel.
9 . Hintauhaltung unberechtigter Eingriffe in die Berechtigungen der b . a.

Privat -Techniker.
10 . Registrierung von Plomben im Sinne des Gesetzes vom 25 . Oktober

1901 , R .-G .-Bl . Nr . 26 ex 1902 , betreffend den Verkehr mit Butter,
Schmalz rc . und deren Ersatzmitteln.

11 . Anmeldestationen von Leichenbestattungs -llnternehmungen.
12 . Regelung des Verkehres in der Schönbrunnerstratze im XII . Bezirke.
13 . Adressierung der an die k- und k. österreichisch-ungarische Gesandtschaft

in Mexiko gerichteten Sendungen.
14 . Betriebsunfallstatistik bei elektrischen Betrieben.

15 . Kabswagen.
16 . Giftwarenhandel.
17 . Die Absolvierung der Eisenbahnfachschule befähigt zum einjährigen

Präsenzdienste.
18 . Einsendung von pestverdächtigen oder pestkranken Organen von

Schweinen an die tierärztliche Hochschule in Wien.
I . Normativbestimmungen:

Stadtrat:
19 . Tischaufstellungen auf öffentlichem Grunde.

Magistrat:
20 . Beschleunigt - Erledigung von Parteiansuchen um Genehmigung von

Betriebsanlagen und in anderen Gewerbe -Angelegenheiten.
21 . Beiziehung von Vertretern der Gewerbegenossenschaften zu ämtlichen

Erhebungen als Sachverständige ; Beschlagnahme von Werkzeugen bei
Strafamtshandlungen wegen unbefugten Gewerbebetriebes.

22 . Übersetzung von in lateinischer Sprache abgefaßten Aktenstücken.
23 . Termin -Repertorium.
24 . Einführung der „fortlaufenden Schreibweise " für die Amtskorrespondenz

bei den k. k. Bezirkshauptmannschaften Hietzing -Umgebung und Melk.
25 . Verständigung der gewerblichen Genossenschaften über das Ergebnis

der über Anzeige derselben eingeleiteten Strasamtshandlungen.
Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landesgesetzblatte

für Österreich unter der Enns im Jahre 1902 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen und Entscheidungen.
i.

Verpflichtung des Hauseigentümers zur Instand¬
haltung des Trottoirs bis zum Zeitpunkte der Über¬

nahme seitens der Gemeinde Wien.
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

22 . Februar 1902 , Nr . 1778 (M . B .-A . II , 41521/02 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Vcnvaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.

Ersten Präsidenten Dr . Grafen Schönborn , in Gegenwart der Räte des
k. k. Verwaltungsgerichtshofes k. k. Senats -Präsidenten Ritter v . Hennig,
k. k. Hofräte Freiherrn v . Jacobi , Dr . Balko und Ritter v. Falser , dann
des Schriftführers k. k. Natsekretärs -Adjunkten Freiherrn v. Apfaltrern,
über die Beschwerde des Oskar M arm o rek in Wien gegen die Entscheidung
des k. k. Ministeriums des Innern vom 6. März 1901 ) Z . 7669 . betreffend
eine Troitoirherstellung , nach der am 22 . Februar 1902 durchgesührten öffent¬
lichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des
Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Paul Vortrefflich , Hof - und
Gerichtsadvokaten in Wien , für die Beschwerde , und des k. k. Ministerial-
Sekretärs Max Edlen v. Pflügl , für das belangte k. k. Ministerium des Innern,
zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:
Mit dem Dekrete des magistratischen Bezirksamtes für den II . und

XX . Bezirk vom 19 . Oktober 1899 , Z . 93042 , wurde Simon Marmorek
als Eigentümer des Hauses Nr . 108 Taborstraße unter Hinweis auf Z 61
der Bauordnung für Wien vom 17 . Jänner 1883 , L.-G .-Bl . Nr . 35 , ver¬
pflichtet , die Instandsetzung des Trottoirs vor seinem Hause unverzüglich vor¬
nehmen zu lassen.

Diese im Rekurszuge von der Baudeputation in Wien unterm 3 . August
1900 , Z . 122 B . D ., als in den Bestimmungen des H 61 nicht begründet
aufgehobene Entscheidung wurde über Rekurs der Stadtgemeinde Wien mit
der heute angefochtenen Ministerial -Entscheidung wieder hergestellt , und zwar
im wesentlichen aus dem Grunde , weil weder nachgewiesen noch festgestellt
sei, daß das Trottoir im Sinne des § 61 der Bauordnung für Wien vor¬
schriftsmäßig hergestellt der Stadtgemeinde Wien übergeben wurde , bis zur
formellen Übergabe , beziehungsweise Übernahme aber der Hauseigentümer zur
Instandhaltung des Trottoirs verpflichtet ist.

Dagegen richtet sich die vorliegende Beschwerde . Der Verwaltungs¬
gerichtshof ist bei seinem Erkenntnisse von nachstehenden Erwägungen aus¬
gegangen:

Nach 8 61 der Bauordnung für Wien vom 17 . Jänner 1883 . L.-G .-Bl.
Nr . 35 , geht das vorschriftsmäßig hergestellte Trottoir in das Eigentum der
Gemeinde über , welche dasselbe binnen Jahresfrist zu übernehmen hat , voraus¬
gesetzt, daß zu diesem Zeitpunkte an demselben keine Gebrechen wahrgenommen
werden . Nach dem ersten Absätze dieses Paragraphen ist aber der Eigen¬
tümer eines neuen Gebäudes verpflichtet , das Trottoir bis zum Tage der
Übergabe an die Gemeinde in vollkommenen Stande zu erhalten . Aus diesen
Bestimmungen der Bauordnung ergibt sich, daß der Zeitpunkt , in welchem
die Haftungspflicht des Hauseigentümers für die Mängel des Trottoirs
erlischt und in welchem die Erstattung des Trottoirs auf die Gemeinde über¬
geht , nicht in der Weise fixiert ist, daß das Erlöschen der ersterwähnten
Haftung und der Beginn der Erhaltungspflicht der Gemeinde iopo fürs ein¬
zutreten hätten . Für beides ist vielmehr , der Tag der Übergabe an die Ge¬
meinde , beziehungsweise der Tag der Übernahme durch die Gemeinde maß¬
gebend . Diese Übergabe , beziehungsweise Übernahme kann nach dem zweiten
Absätze der zitierten Gesetzesstelle auch früher erfolgen , sie darf aber , voraus¬
gesetzt, daß an dem Trottoir kein Gebrechen wahrgenommen wurde , von der
Gemeinde nicht verweigert werden , sobald vom Zeitpunkte der vorschrifts¬
mäßigen Herstellung des Trottoirs der Zeitraum eines Jahres verstrichen ist.
Angesichts dieser beiden die Übcrnahmspflicht der Gemeinde begründenden , be¬
ziehungsweise beschränkenden Bedingungen des zweiten Absatzes des Z 61
muß aber geschlossen werden , daß die Erlöschung der Haftpflicht des Haus¬
eigentümers erst mit dem im Sinne , des Vorstehenden vollzogenen Formal¬
akte der Übergabe , beziehungsweise Übernahme des Trottoirs an , beziehungs¬
weise durch die Gemeinde eintritt , welchem Formalakte die Konstatierung der
Bedingungen der Übernahmspflicht der Gemeinde vorangehen muß . Solange
dieser Formalakt nicht gesetzt wurde , besteht die im ersten Absätze des Z 61
normierte Pflicht des Hauseigentümers , von welcher er sich nur dadurch be¬
freien kann , daß er den ihm nach dem zweiten Absätze zustehenden Anspruch
ans die Übernahme des Trottoirs gegen die Gemeinde geltend macht.

Da nun im vorliegenden Falle der Hauseigentümer bis zum Zeitpunkte
der Erlassung des heute angefochtenen Auftrages diesen Anspruch gegen die
Gemeinde nicht geltend gemacht ,und daher die Übergabe des Trottoirs an die
Gemeinde , beziehungsweise die Übernahme desselben durch die Gemeinde nicht
bewirkt hat , so bestand die ihn nach dem ersten Absätze des Z 61 treffende
Haftpflicht für die Mängel des Trottoirs in jenem Zeitpunkte noch aufrecht
und der Verwaltungsgerichtshof mußte daher die angefochtene Entscheidung
schon aus diesem Grunde als gesetzlich begründet erkennen und es kann hier¬
nach darin , daß vom Hauseigentümer der Nachweis der Übergabe des
Trottoirs oder doch eines bezüglichen Antrages verlangt wurde , damit er von
der ihm auflieqenden Verpflichtung befreit erscheine, kein Mangel des Ver¬
fahrens erblickt werden.
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Wenn sich in der Beschwerde darauf berufen wird , daß nach dem bei-
gebrachten Protokolle , ausgenommen von dem Magistrate der Reichshaupt-
und Residenzstadt Wien am 22 . April 1895 der nach dem Bankonsense der
Gemeinde Wien abzutretende Straßengrund von Simon Marmore ! über¬
geben , und von der Gemeinde Wien mit Nutzen und Lasten übernommen
wurde und daß sich auf eben diesem Grunde das Trottoir befindet , so ist, ab¬
gesehen davon , daß dieser Umstand nicht schon im Administrativversahren,
sondern erst in der Beschwerde vorgebracht wird und daß die Grundübernahme,
von welcher das Protokoll handelt , nur den Grundteil in der Prager Reichs¬
straße betroffen hat , demgegenüber zu bemerken , daß diese Grundübergabe
und Übernahme , bei welcher von der Trottoirherstellung in keiner Weise die
Rede gewesen , die gesetzlich vorgesehene ausdrückliche Trottoir -Übergabe und
Übernahme keineswegs zu ersetzen vermag , wie dies auch dadurch nicht ge¬
schehen konnte , daß für die hergestellten Wohnbestandteile der Benützungs¬
konsens ausgesertigt und von der Stadtgemeinde Wien für die nicht im Ge¬
meingebrauch ?, sondern in außergewöhnlicher Weise erfolgte Benützung des
Straßengrundes (Trottoirs ) ein Platzzins eingehoben wurde . Hienach mußte
die Beschwerde abgewieseu werden.

Ä.

Die Beförderung von Briefen zu den Bahnhofs Post¬
ämtern kann nicht den Gegenstand eines Gewerbe¬

betriebes bilden.

Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 18 . April
1902 , Nr . 3571/02 (M . B .-A./IX , Z . 26702/02 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Marquis Bacqnehem , in Gegenwart der Räte des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes Pr axm arer , Dr . Hab erer , Dr . Reissig und Dr . Edlen
v. Schuster , dann des Schriftführers k. k. Hofsekretär Grafen Lamezan,
über die Beschwerde des Alexander Weigl in Wien , gegen die Entscheidung
des k. k. Ministeriums des Innern vom 29 . Dezember 1900 , Z . 36720 , be¬
treffend die Verweigerung der Ausstellung eines Gewerbescheines für die ge¬
werbsmäßige Beförderung von Briefen zu den Bahnhofpostämtern , nach der
am 18 . April 1902 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und
zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen
des Dr . Wilhelm Schneeberger , Hof - und Gerichts -Advokaten in Wien,
in Vertretung der Beschwerde , und des k. k. Ministerial -Vizesekretärs Dr . Richard
Raab , in Vertretung des belangten k. k. Ministeriums des Innern , zu Recht
erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewieseu.

Entscheidungsgründe.
Mit der angefochtenen Entscheidung hat das Ministerium des Innern

dem Rekurse des Alexander Weigl  in Wien gegen die Statthalterei -Ent¬
scheidung vom 14 . Mai 1900 , Z . 42476 , mit der dem Genannten in Be¬
stätigung des Bescheides des magistratischen Bezirksamtes für den IX . Wiener
Gemeindebezirk vom 21 . Februar 1900 , Z . 243 , die Ausstellung eines Ge¬
werbescheines über die Anmeldung der gewerbsmäßigen Beförderung von
Briefen mit Ausschluß von Geldbriefeu und rekommandierten Briefen zu den
Bahnhosspostämtern behufs postalischer Weiterbeförderung an den Adressaten
mit dem Standorte in Wien verweigert worden war , keine Folge gegeben,
weil das vom Genannten projektierte Unternehmen unter das Postregal falle,
und daher im Hinblicke auf die Bestimmung des Artikels VIII des Kund¬
machungspatentes zur Gewerbe -Ordnung den Gegenstand eines Gewerbe¬
betriebes nicht zu bilden vermöge.

Der Verwaltungsgerichtshof mußte die augcfochtene Entscheidung als
begründet erkennen . Laut Artikel VIII des Kundmachungs -Patentes vom
20 . Dezember 1859 , R .- G .-Bl . Nr . 227 , haben bezüglich der Monopole und
Regalien des Staates „ die bisherigen Vorschriften " maßgebend zu bleiben;
hienach blieben bezüglich bes Postregales auch weiterhin die Anordnungen
des mit Allhöchster Entschließung vom 5 . November 1837 sanktionierten Post¬
gesetzes (Politische Gesetzsammlung Nr . 47 sr 1838 und Justizgesetzsammlung
Nr . 240 e: 1837 ) bindend , welches laut des zweiten Absatzes der Einleitung
auch die Bestimmung hat , „ die Grenzen der dem Staate vorbehaltenen , aus¬
schließenden Rechte . Befugnisse und Vorzüge genau " festzustellen . Laut Z 7 leg.
eit . sind die Sachen , auf deren Transport sich die ausschließenden Rechte des
Staates beziehen : 1 . Briefe und 2 . Periodische Schriften ; laut Z 8 ibiäsm
ist bei dem Transporte dieser Gegenstände zu unterscheiden . 1) ob sie von
Ortschaft zu Ortschaft und 2 . ob sie in dem Umfange des Ortes selbst aus
einem Teile desselben in den anderen (Loko-Transport ) gesendet werden ; laut
Z 14 endlich unterliegt der Transport in dem Umfange eines Ortes selbst
(Loko-Transport ß 8 unter 2) nur bei Briefen der Beschränkung , daß für den
Ort , für welchen zu dieser Art des Transportes eine Staatspostanstalt besteht,
Niemanden gestattet ist, eine Anstalt zu diesem Zwecke zu errichten . Diese Be¬
stimmung stand nun allerdings der Entgegennahme der Gewerbeanmeldung
des Beschwerdeführers hinderlich im Wege ; denn nicht nur , daß für den vom
Beschwerdeführer im allgemeinen intendierten Zweck : Briefe , insbesondere
Geschäftsbriefe einzusammeln und zu den Bahnhofpostämtern behufs Weiter¬
beförderung an die auswärtigen Adressaten abzugeben , die staatliche Anstalt
der Wiener Stadlpost besteht , wird auch der vom Beschwerdeführer mit der
von ihm projektierten Anstalt angestrebte besondere Zweck einer rascheren Be¬

förderung von Briefschaften zu den Bahnhofpostämtern behufs sicherer Er¬
reichung der nächst fälligen Eisenbahnzüge ebenfalls durch eine besondere
Staatspostanstalt verfolgt , indem Korrespondenzkarten und Briefe , welche nach
Orten außerhalb des Wiener Stadtpostrayons gerichtet find , mittels der
staatlichen Anstalt der Rohrpost noch rechtzeitig ans die Bahnposten zur
Weiterbeförderung mit dem nächstfälligen Eisenbahnzuge auch in jenen Fällen
gebracht werden können , in welchen mittels der gewöhnlichen Staktpost-
beförderung der nächst abgehende Eisenbahnzug nicht mehr erreicht werden
könnte.

Bei dieser Rechts - und Sachlage würde also der Betrieb des vom
Beschwerdeführer projektierten Unternehmens zweifellos einen Eingriff in das
Postregal des Staates bedeuten ; der Beschwerdeführer konnte somit die Akti¬
vierung seines Unternehmens zumindesten nicht im Wege der einfachen An¬
meldung des Gewerbes bei den Gewerbebehörden erlangen und diese waren
hienach auch so berechtigt wie verpflichtet , seine Gewerbeanmeldung nicht zur
Kenntnis zu nehmen.

Inwieweit die vom Vertreter der Beschwerde geltend gemachten wirt¬
schaftlichen Rücksichten für die angestrebte Einrichtung sprechen könnten , hatte
weder die Gewerbebehörde noch der Verwaltungsgerichtshof bei Entscheidung
der hier strittigen gewerblichen Frage in Erwägung zu ziehen.

Wenn weiters der Vertreter der Beschwerde bei der öffentlichen münd¬
lichen Verhandlung ein besonderes Gewicht auf den Umstand legen zu dürfen
vermeinte , daß die Beförderung der Briefe nicht an den Adressaten selbst und
unmittelbar , sondern nur an ein ärarisches Postamt zur Weiterbeförderung an
den Adressaten erfolge , so ist hiezu zu bemerken , daß die Beförderung von
einem im „ Umfange des Ortes " befindlichen Punkte zu einem bestimmten
anderen erfolgen soll und daß es wohl irrelevant ist, ob das Befördernngs-
geschäft an dem letzteren Punkte bereits abgeschlossen erscheint oder eine
Weiterbeförderung stattfinden muß . Für die Beförderung zu den Bahnhof¬
postämtern aber besteht, wie aus dem Obengesagten hervorgeht , tatsächlich be¬
reits eine Staatspostanstalt.

Die Beschwerde mußte darum als unbegründet abgewiesen werden.

3

Praxisberechtignng der zu Doktoren der gesamten
Heilkunde zu promovierenden Angehörigen der Länder

der ungarischen Krone.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 30 . April 1902,
Z . 39999 (Mag .-Abt . X, 2350,02 ) :

Mit Beziehung auf die Berichte vom 25 . und 28 . Februar d. I ., Z . 724,
deren Beilagen im Anschlüsse zurückkolgen , wird dem Magistrate zusoige Er¬
lasses des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht vom 27 . März d. I .,
Z . 8119 , eröffnet , daß derselbe betreffs der Behandlung der zu Doktoren der
gesamten Heilkunde zu promovierenden Angehörigen der Länder der ungarischen
Krone den in Abschrift mitfolgenden Erlaß an die Dekanate der medizinischen
Fakultäten gerichtet hat (wie derselbe unter dem 23 . August 1901 , Z 24995,
bereits früher an eia Dekanat ergangen und durch die Mitteilung im „Osterr.
Sanitätsweseu " weiteren Kreisen bekannt geworden ist) .

Rücksichtlich jener in Ungarn heimatsberechtigten Ärzte , deren Anmeldung
zur Praxis seitens des Wiener Stadtphysikates in irriger Auslegung der Ver¬
ordnung des Ministeriums des Innern und für Kultus und Unterricht vom
30 . August 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 150 (M .-V .-Bl . Nr . 43 ) . Die Praxis-
berechtigung auf Grund ihrer nicht gegen Revers erlangten Doktordiplome
ohne jede Einschränkung (rücksichtlich des Nachweises der österreichischen Staats-
bürgerschaft ) bereits angenommen worden ist, hat das genannte k. k. Mini¬
sterium im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern ausnahmsweise
unter den obwaltenden Umständen z» genehmigen gesunden , daß die von den¬
selben erlangte Praxisberechtigung stillschweigend als zu Recht bestehend an¬
erkannt werde , und zwar auch dann, „ wenn die betreffenden nach Ungarn
zuständigen , hierzulande promovierten Ärzte nicht etwa unter die im Z 1,
Absatz 2 der zitierten Verordnung vorgesehene Ausnahme fallen sollten , d. h.
wenn sie nicht etwa die medizinischen Studien schon mit Schluß des Studien¬
jahres 1897/98 vollendet oder damals wenigstens schon ein Rigorosum ab-
gelegt harte » .

Hienach ist das Weitere zu veranlassen.
* »

Erlaß des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht
vom 27 . März 1902 , Z . 8119:

Aus Anlaß eines speziellen Falles wird das Dekanat rücksichtlich der
Behandlung der zu Doktoren der gesamten Heilkunde zu promovierenden
Angehörigen der Länder der ungarischen Krone darauf aufmerksam gemacht,
daß laut der Verordnung des Ministeriums des Innern und für Kultus und
Unterricht vom 30 . August 1898 , R .-G . Bl . Nr . 150 (M .-V .-Bl . Nr . 43 ),
die früher zwischen den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern
und den Ländern der ungarischen Krone geübte Reziprozität bezüglich der
gegenseitigen Anerkennung der medizinischen Doktordiplome und der hierauf
gegründeten Praxisberechtigung nunmehr mit den in der zitierten Verordnung
angeführten Ausnahmen respektive Beschränkungen aufgehoben erscheint.



Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 60 , 29 . Juli 1902 67

Hiemit ist auch der den Fortbestand der Reziprozität voraussetzende hierorts
Erlaß vom 27 . Juni 1882 , Z . 9817 , gegenstandslos geworden und hat bei
der Promotion von ungarischen Staatsangehörigen zu Doktoren der gesamten
Heilkunde an den hierländischen Universitäten ebenso wie bei anderen Aus¬
ländern der h. o. Normativ -Erlaß vom 24 . September 1854 , Z . 13567 , zur
Anwendung zu kommen , wonach auch von diesen der vorgeschriebene Revers
abzufordern sein wird , in welchem — unbeschadet der in der obzitierten Ver¬
ordnung vorgesehenen Ausnahmsfälle — die Erlangung der Praxisberechtigung
von dem vorherigen Nachweis der österreichischen Staatsangehörigkeit abhängig
zu machen ist.

4 .

Verbot des Hausierhandels ans dem Gebiete der
Stadt Erzs « betväros.

Erlaß der k. k. n . - ö. Statthalterei vom 2 . Mai 1902,
Z . 42998 (Mag .-Abt . XVII , 2897,02 ) :

Laut Mitteilung des königl . Ungar . Handelsministeriums vom 21 . Februar
1902 , Z . 11301 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete
der Stadt Erzsöbetväros Komital Kis -Kuküllö , unter Aufrechthaltung der im
H 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen er¬
gänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten
Rechte verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
26 . April 1902 , Z . 15670 , alle k. k. Bezirkshauptmanuschaften , der Wiener
Magistrat (Abteilung XVII ), die Stadträte in Wiener Neustadt und Waid-
Hofen a. d. Ubbs und die n .-ö. Handels - und Gewerbekammer in Kenntnis
gesetzt.

5

Subsistenzmittelreverse für Reserveoffiziere.

Erlaß des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidiums vom 8. Mai
1902 , Z . 3019/P . (Mag .-Abt . XVI , 3391,02 ) :

Hinsichtlich des Wortlautes der Klausel , welche mit dem Normal -Erlasse
des k. k. Ministeriums des Innern vom 13 . Jänner 1895 , Z . 3081/M . I.
(intimiert mit dem h. o. Normal -Erlasse vom 5 . Februar 1895 , Z . 461/V . Pr .) ,
behufs Bestätigung der Subsistenzmittelreverse zugunsten von Reserveoffiziere»
empfohlen wurde , haben sich mit Rücksicht auf die im Gesetze vom 25 . Oktober
1896 , R .-G .-Bl . Nr . 220 , auferlegte Geheimhaltungspflicht der Personal¬
einkommensteuer -Bekenntnisse und Erwerbsverhällnisse Bedenken ergeben.

Es wird daher , infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
30 . April 1902 , Z . 5182/M . I . ex 1900 , in Abänderung dieses Normal-
Erlasses für die Fassung der diesen Reversen beizusctzenden behördlichen Be¬
stätigungsklauseln nachstehende Form empfohlen:

„Der Aussteller ist Besitzer des . " oder „hat die Stellung eines
.und ist sein Einkommen nach der h. a . bekannten Steuerleistung so
hoch, daß er den in diesem Reverse übernommenen Verpflichtungen vollinhaltlich
Nachkommen kann ."

Da ferner hinsichtlich dieser Subststenzmittelausweise sich wiederholte
Anstände ergeben haben , wird neuerlich darauf aufmerksam gemacht , daß bei
der Bestätigung solcher Reverse mit der größten Gewissenhaftigkeit vorzugehen
ist, und diese Bestätigungen nur auf Grund ganz zuverläßlicher Daten oder
Erhebungen zu erteilen sind.

Insbesondere ist auf jene Fälle das Augenmerk zu richten , in denen von
einer und derselben Person einmal ein Mitteliosigkeitszeugnis behufs Ableistung
des Präsenzdienstes eines Einjahrig -Freiwilligen auf Staatskosten und dann
ein Subsistenzmittelrevers zum Zwecke der Erlangung der Reserveoffizlerscharge
dieses Einjährig -Freiwilligen zur Bestätigung vorgelegt werden.

Dieser Erlaß ergeht an die Herren Vorstände aller Bezirkshauptmann¬
schaften in Ntcderösterreich , den Wiener Magistrat (Abteilung XVI ), im Wege
desselben an alle magistratischen Bezirksämter , ferner an die Stadträtc in
Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Mbs.

«.
Periodische Nacheichung der Mafie , Gewichte,

Wagen re.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 22 . Mai 1902,
Mag .-Abt . IX , 2506/02:

Denjenigen Gewerbetreibenden , welche in ihren ständigen oder zeitweiligen
Verkanssstälten nach Maß und Gewicht zumessen , wird in Erinnerung gebracht,
daß es ihnen nach der Ministerial -Verordnung vom 28 . März 1881 , R .-G .-Bl.
Nr . 31 , untersagt ist, in diesen Verkaufsstätten ungesetzliche , d. i . nicht metrische
Maße und Gewichte , sowie metrische , jedoch nicht geeichte oder nicht rechtzeitig

nachgeeichte Maße und Gewichte und den bestehenden Eichvorschriften nicht
entsprechende Wagen aufzubewahren , wenn auch diese Gegenstände nicht zum
öffentlichen Verkehre bestimmt sein sollten.

Insbesondere werden die genannten Gewerbetreibenden anfgefordert,
ihre im Sinne der bestehenden Vorschriften nacheichnngspflichtigen Objekte zu¬
versichtlich in den vorgeschriebenen Fristen zur Nacheichung zu bringen.

Der periodischen Nacheichnng sind nach Z 1 der Ministerial -Verordnung
vom 28 . März 1881 , R .-G .-Bl . Nr . 30 , zu unterziehen:

a) alle Längenmaße , Hohlmaße für trockene Gegenstände , metallene Flüssig¬
keitsmaße und Transportgefäße für Milch , dann Brennholzmaße vor
Ablauf von je drei Jahren;

d ) alle Gewichte und Wagen , hölzerne Flüssigkeitsmaße , Milchgefäße mit
Meßstab und Maischbottiche vor Ablauf von je zwei Jahren;

e) alle Biertransportfässer vor Ablauf von je zwei Jahren.
Übertretungen dieser Vorschrift werden , insofern sie nicht nach den allge¬

meinen Strafgesetzen zu bestrafen sind , nach der Ministerial -Verordnung vom
30 . September 1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , beziehungsweise nach der Ministerial-
Verordnung vom 28 . März 1881 , R .-G .-Bl . Nr . 31 , mit Geldstrafen von
2 bis 200 X oder mit Arrest von 6 Stunden bis zu 14 Tagen geahndet.

7.

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Stadt L« va in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 31 . Mai 1902,
Z . 52941 (M .-Abt . 3302 XVII 02 ) :

Laut Mitteilung des kgl. ung . Handelsministeriums vom 10 . April 1902,
Z . 16021 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Stadt Leva unter Aufrechthaltung der im Z 17 der bestehenden Hausier-
vorschriften und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen
den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
16 . Mai 1902 , Z . 19830 , alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , die Wiener
Magistrats -Abteilung XVII , die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen
an der Ubbs und die n .-ö. Handels - und Gewerbekammer in Wien in
Kenntnis gesetzt.

8 .

Einreihung der Plewa 'sche» Wasserröhrenkessel der
Type I und IR in die Kategorie der Zwergkessel.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 3. Juni 1902,
Z . 19529 , M .-Abt . XIV 3806/02:

Das k. k. Ministerium des Innern hat laut Erlasses vom 15 . Februar
1902 , Z . 42540 er 1901 , dem vom Ingenieur Emil Plewa,  Maschinen¬
fabrikanten in Wien , XV1I/3 , Wattgasse 78/80 , dortamts gestellten Ansuchen,
daß die von ihm gebauten Wasserröhrenkessel der Type I und II in die Kategorie
der Zwergkessel eingereiht , beziehungsweise diesen Kesseln hinsichtlich ihrer Auf¬
stellung gleichgestellt werden , Folge zu geben und hierüber Nachstehendes zu
eröffnen befunden:

Wie aus den dem Gesuche angeschlosseneu Zeichnungen entnommen
wurde , sind diese beiden Wafferröhrenkessel liegende Zweikammerkessel und
haben 19 (Type I ), beziehungsweise 24 (Type 11) Wasserrohre von 70 mm
inneren Durchmesser , 3 mm Wandstärke und 2000 mm , beziehungsweise 2210 mm
Länge , welche nach vorne etwas ansteigen und in vier wagrechten , gegen¬
einander derart verschobenen Reihen übereinander angeordnet sind, daß
steis über einem Röhrenzwischenraume ein Rohr der höher liegenden Reihe
situiert ist.

Über der obersten Rohrreihe befinden sich zwei nebeneinanderliegende,
geschweißte Rohre (Ob -rkeffel) von je 241 mm (Type I ), beziehungsweise
290 mm (Type II ) inneren Durchmesser und lO/a mm , beziehungsweise 7Va mm
Wandstärke , welche mit ihren Enden gleichfalls wie die Wasserrohre direkt mit
den Wasserkammern in Verbindung stehen.

Die Wasserkammern haben eine viereckige Form , wobei die vordere
Kammer des Kessels der Type 1 innen 660 mm , die rückwärtige 860 mm
hoch, beide Kammern 730 mm breit und nur 60 mm weit sind ; die vordere
Kammer der Kesseltype !l ist innen 770 mm , die rückwärtige 920 mm hoch,
wobei die beiden Wasserkammern 800 mm breit und nur 55 mm weit sind.

Die Wasserkammern bestehen aus je zwei 20 mm dicken Blechplatten , welche
mit einem quadratischen , geschweißten , schmiedeeisernen Ring von 50/60 mm,
beziehungsweise 60/55 mm Querschnitt verbunden sind . In den äußeren
Kammerwänden , den Wasserrohren und den beiden Oberkesseln gegenüber,
sind viereckige, beziehungsweise kreisrunde Öffnungen angebracht , welche die
innere Reinigung der Rohre und Oberkeffel ermöglichen und durch Deckel
verschlossen sind.

1*
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Di- Heizfläche des Wasserröhrenkessels der TypeI beträgt 10 w?, dessen
Wasserinhalt bei mittlerem Wasserstande 300 I, die Heizfläche des Kessels der
Type II jedoch 16 und dessen Wasserinhalt bei mittlerem Wasserstande430 l.

Die beiden Keffeltypen werden für eine Betriebsspannung von vier
Atmosphären gebaut.

Somit entsprechen die beiden, vom Ingenieur Emil Plewa  gebauten
Wasserröhrenkessel der Type I und II hinsichtlich des Wasserinhaltes und der
Dampfspannung den Bestimmungen derjenigen Bauordnungen, welche als
Zwergkessel jene Dampfkessel bezeichnen, deren Durchmesser0-8 m, deren
Wasserinhalt bei Vollfiillung bis zur gesetzlichen Wasserstandmarke0 5 nr̂ und
deren Dampfdruck vier Atmosphären nicht Ubersteigt.

Allerdings überschreiten die Höhen- und Breitedimensionen der Wasser¬
kammern der von Plewa  gebauten Kessel den für die Zwergkessel vor¬
geschriebenen Maximaldurchmesser von 0 8 m, sowie die im h. o. Erlasse vom
6. August 1885, Z. 6477, für Kessel von flacher oder sonst nicht kreisrunder
Querschnitlsform angegebenen Ausmaße, doch wurdeh. o. diesem Umstande im
Hinblicke auf die geringe dritte Dimension der Wasserkammern, von nur
60 mm, beziehungsweise 55 wm eine ausschlaggebendeBedeutung nicht beigelegt,
da die Summe der Querschnittsflächen der Wasserröhren und der Oberkessel
gegenüber der Kreisfläche bei einem Durchmesser von 0 8 w hinsichtlich der
Größe erheblich zurückbleibt.

Die Summe der inneren Querschnittsflächen der Wasserrohreund der
beiden Oberkessel bei dem Plewa-Kessel der Type I beträgt nämlich etwa ein
Drittel, bei dem Kessel der Type II erreicht sie kaum die Hälfte der Fläche eines
Kreises von einem Durchmesser von 0'8 m, wobei noch zu berücksichtigen war,
daß der Wasserinhalt dieser Dampfkessel auf mehrere Rohre von verhältnis¬
mäßig kleinerem Durchmesser verteilt ist.

9

Hintanhaltung unberechtigter Eingriffe in die Be
rechtigungen der b. a. Privat Techniker.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 4. Juni 1902,
Z . 44983 (Mag .-Abt. XIV, Z . 3987/02 ) :

Aus Anlaß einer Eingabe der Jngenieurkammerdes Vereines der b. a.
Zivil-Techniker in Niederösterreich um Hintanhaltung unberechtigter Eingriffe
in die Berechtigungen der b. a. Privat - Techniken  wird Nach¬
stehendes eröffnet:

Wenn auch in den Grundzügen zur Einführung b. a. Privat-Techniker
(L.-G.-Bl. 1863, Anhang Nr. 8) keine Bestimmung enthalten ist, daß die in
den Berechtigungsumfangder b. a. Privat-Techniker fallenden Angelegenheiten
lediglich von diesen ausgefvhrt werden dürfen, so ist doch in diesen Grund-
zllgen (Z 5) ausgesprochen, daß die Ausfertigungen der b. a.
Privat - Techniker „von den Administrativbehörden in
derselben Weise anznsehen sind , als wenn sie von lande s-
förstlichen Baubeamten unter amtlicher Autorität aus¬
gefertigt wäre  n".

Daß den Arbeiten der b. a. Privat-Techniker ein derartiges Maß von
Vertrauen entgegengebracht wird, ist einerseits darin begründet, daß die b. a.
Privat-Techniker vor Verleihung des Befugnisses Nachweise über Studien und
Verwendung zu erbringen und eine Prüfung abzulegen haben, andererseits
darin, daß sie auf die fleißige und gewissenhafte,Führungder ihnen an¬
vertrauten Geschäfte in Eid und Pflicht genommen werden, der staatlichen
Disziplinargewalt unterstehen und für den Fall, als sie sich wissentlich eine
Unrichtigkeit zuschulden kommen lassen oder bei ihrer Geschäftsführung Mängel
Vorkommen, welche auf den Abgang der erforderlichen Fähigkeiten zurück-
zuführen sind, sogar mit der Entziehung des Befugnisses bedroht sind.

Es ist nun zweifellos notwendig, daß Entwürfe von Ausführungen in
dem Bereiche des Wasser-, Straßen-, Brücken- und Eisenbahnbaues, von
Maschinen- und anderen gewerblichen Anlagen, dann geometrische Dar¬
stellungen, wie Parzellierungs- und Regulierungspläne, welche die Grundlage
behördlicher Entscheidung bilden sollen, zum mindesten, insoweit auf denselben
ein tatsächlicher Bestand dargestellt ist, richtig sein müssen, weil sonst bei
Fällung der bezüglichen Entscheidungvon falschen Voraussetzungenaus¬
gegangen werden könne.

Hieraus ergibt sich, daß diese Entwürfe — insoweit sie nicht von so ge¬
ringem Umfange sind, daß deren verläßliche Überprüfung ohne bedeutenden
Zeitaufwand durch die Behörde möglich ist, vou solchen Personen verfaßt sein
müssen, welche eine Gewähr für die Richtigkeit der denselben zugrunde liegenden
Aufnahmen und Berechnungen, sowie der Darstellung selbst bieten.

Es wird daher bis zu jenem Zeitpunkte, in welchem allgemeine Be¬
stimmungen darüber getroffen sein werden, von wem die technischen Behelfe
anzufertigen sind, welche den Behörden als Grundlage für Entscheidungen zu
dienen haben, Sache der Behörden sein, in jedem einzelnen Falle festzustellen,
ob die Verfasser vorgelegter Entwürfe und planlicher Behelfe jenes Maß sach¬
licher und persönlicher Eignung besitzen, um die von ihnen ausgeführtentech¬
nischen Arbeiten einer behördlichen Entscheidung zugrunde legen zu können.

Zur Beurteilung, ob vorgelegte technische Entwürfe und Pläne, welche
nicht von b. a. Privat-Technikern oder betreffend die Richtigkeit der Dar¬

stellung tatsächlicher Verhältnisse von solchen beglaubigt sind, beziehungsweise
ob die amtliche Überprüfung der Richtigkeit der Pläne ohne besondere
Schwierigkeit und Zeitaufwand erfolgen kann, werden die zur Versehung des
Baudienstes im Bezirke bestellten Staatsbaubeamten beziehungsweise gleich¬
wertige  Amts -Ingenieure heranzuziehen sein.

Ebenso wird es Sache dieser Organe sein, zu beurteilen, ob Entwürfe,
welche nicht von b. a. Privat-Technikern angefertigt sind, doch derart sachlich
dargestellt sind, daß eine behördliche Behandlung derselben zulässig ist.

Betreffend die Verfassung von Parzellierungs- und Regulierungsplänen,
welche die vollkommen genaue Darstellung der bestehenden Verhältnisse zur
Voraussetzung haben, wird wohl beinahe in allen Fällen die Forderung zu
stellen sein, daß sie von b. a. Privat-Technikern, und zwar in der Regel von
b. a. Zivil-Ingenieuren, b. a. Architekten oder b. a. Geometern verfaßt oder
beglaubigt sind.

19.

Registrierung von Plomben im Sinne des Gesetzes
vom 35 . Oktober 1991 , R .-G . Bl . Nr . 3« «x 1993,
betreffend den Berkehr mit Butter , Schmalz re. und

deren Ersatzmitteln.

Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit
den Ministerien des Innern, der Justiz und des Ackerbaues vom
5. Juni 1902, R .-G.-M . Nr . 119:

Auf Grund des 8 20 des Gesetzes vom 25. Oktober 1901, R.-G.-Bl.
Nr. 26 ex 1902, betreffend den Verkehr mit Butter, Käse, Butterschmalz,
Schweineschmalzund deren Ersatzmitteln und zur Durchführung der Bestimmung
des § 9, Absatz2 dieses Gesetzes, wonach die mit Oleomargarin, Margarine,
Margarinschmalz, und Kunstspeisefett gefüllten Behälter, deren Gewicht3 LZ
übersteigt, bevor sie im Jnlande in Berkebr gebracht werden, mit einer behördlich
registrierten Plombe zu versehen sind, wird verordnet, wie folgt:

8 1.
Zum Zwecke der behördlichen Registrierung dieser Plomben wird im

Handelsministeriumeine Liste geführt und eine Sammlung der in die Liste
eingetragenen Plomben angelegt.

8 2.
Jeder Erzeuger von Oleomargarin, Margarine, Margarinschmalz und

Kunstspeisesett hat für seinen gesamten Betrieb eine  Plombe beim Handels¬
ministerium behufs behördlicher Registrierung schriftlich anznmelden.

8 3.
Die Anmeldung hat zu enthalten:
1. den Vor- und Zunamen, beziehungsweise die Firma des Erzeugers;
2. den Standort und die genaue Bezeichnung des Betriebes.
Der vom Anmelder zu unterfertigenden Anmeldung sind drei Exemplare

der Plombe, und zwar jedes einzelne in einem Umschläge, welcher die gleichen
Angaben aufweist, wie die Anmeldung, anzuschließen.

8 1-
Die Eintragung der vom Handelsministeriumals zulässig erkannten

Plomben in die Liste erfolgt in der Reihenfolge des Einlangens der vorschrifts¬
mäßigen schriftlichen Anmeldungen beim Handelsministerium.

Über die vollzogene Eintragung wird dem Anmelder eine Bestätigung
unter Rückschluß eines Exemplares der Plombe ausgestellt.

8 s.
Das Handelsministerium Prüft jede angemeldete Plombe rücksichtlich deren

Eignung zur Registrierungfür den in Rede stehenden Zweck, insbesondere
aber auch rücksichtlich deren Unterscheidbarkeit gegenüber den bereits früher
registrierten Plomben und entscheidet über die Zulässigkeit nach freiem Ermessen.

8 6.
Die Eintragung einer Plombe in die Liste des Handelsministeriums

gewährt kein Alleinrecht zu deren Gebrauche im Sinne des Gesetzes vom
6. Jänner 1890, R.-G.-Bl. Nr. 19, betreffend den Markenschutz, beziehungs¬
weise des Gesetzes vom 30. Juni 1895, R.-G.-Bl. Nr. 108. Doch können
auch bereits nach diesen letztzitierten Gesetzen registrierte Marken, sofern sie
sich zum Gebrauche bei den Plomben, welche den Gegenstand dieser Ver¬
ordnung bilden, eignen, als Plomben im Sinne des Gesetzes vom 25. Oktober
1901, R.-G.-Bl. Nr. 26 ex 1902, zur behördlichen Registrierung augemeldct
werden.

8 7-
Vorstehende Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachungin

Wirksamkeit.
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I ».

Amneidestationen von Leichenbestattnnsts -Uuter-
nehnluugen.

Statthalterei - Erlaß vom 10 . Juni 1902 , Z . 55855 , M .-
Abt . XVII 3395/02:

Die k. k. Statthalter « findet dem Rekurse des R . . . W . . . in Wien
gegen die Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes für den XVIII . Bezirk
vom 21 . März 1902 , Z . 9434 , mit welcher ihm anläßlich seiner Anzeige über
die Errichtung einer Anmeldestelle seiner im XVII . Wiener Gemeindebezirke,
Rosensteingasse Nr . 32 , ausgeübten Leichenbestattungs - Uuternehmung im Hause
Nr . 52 der Kreuzgasse im XVIII . Wiener Gemeiudebezirke die sofortige Ein¬
stellung des Betriebes dieser Anmeldestelle aufgetragen wurde , keine Folge zu
geben.

Zur Begründung wird bemerkt , daß Betriebe der angezeigten Art zu
Nr . 23

den durch die Ministerial -Verordnung vom 30 . Dezember 1885 , R .-G .-Bl. 1886
an die vorherige Erwirkung einer Konzession gebundenen Unternehmungen
im Sinne des Z 3, Punkt a dieser Verordnung gehören und daher falls auf
sie — wie hier — die Vorschriften des H 39 , Absatz 3 oder des ß 40 der
Gewerbe -Ordnung nicht anwendbar sind , nur auf Grund einer im Sinne
des Z 22 der Gewerbe - Ordnung zu erwirkenden und auf die betreffende
Betriebsstätte (Standort ) lautenden besonderen Konzession ausgeübt werden
dürfen.

12 .

Regelung des Verkehres in der Schönbrnnnerstraße
im HI . Bezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 10 . Juni 1902,
Mag .-Abt . IV , 463/02:

Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März 1900,
L.- G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird verfügt:

Die Aufstellung von Schwerfuhrwerken und das Zustreifen von Waren
vor den Häusern XII , Schönbrunnerstraße 201 bis 207 , ist nur an Vor¬
mittagen bis 12 Uhr , vor den Häusern XII ., Schönbrnnncrstraße 200 bis 212,
nur an Nachmittagen in der Zeit von 12 Uhr angefangen gestattet.

Übertretungen dieser Anordnung werden mit Geldstrafen bis zum Betrage
von 400 X oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

1».

Hiebei wurde ein Fragebogen vereinbart , welcher von der Arbeiter-
Unsallversicherungsanstalt auf Grund der Unfallsanzeige für jeden zur Anzeige
gelangenden , wenn auch nicht entschädigungsberechtigten , durch den elektrischen
Strom hervorgerufenen Unfall ausgefertigt und unter Anschluß eines Aus¬
zuges aus der Unfallsanzeige dem elektrotechnischen Vereine übermittelt
werden wird.

Auf Grund des Erlasses des k. k. Ministeriums des Inner » vom 13 . Mai
1902 , Z . 9422 , werden die politischen Bezirksbehörden hiemit beauftragt , den
elektrotechnischen Verein in Wien bei Ereignnng von durch den elektrischen
Strom verursachten Betriebsunfällen in unfallversicherungspflichtigen Betrieben
von dem Termine der Unfallserhebung rechtzeitig und in solchen Fällen , in
welchen die Unsallserhebung sogleich nach Einlangen der Unfallsanzeige an-
geordnet wird , unter Anschluß einer Abschrift der Unfallsanzeige zu ver¬
ständigen . Hiedurch soll dem Vereine die Möglichkeit geboten werden , behufs
Feststellung der für die geplante Statistik erforderlichen technischen Daten sich
eventuell an der Unfallscrhebuug zu beteiligen . Im allgemeinen bleibt die
Beteiligung des Vereines an den Uufallserhebungen dem Ermessen desselben
überlaffen . Lediglich in solchen Fällen , in welchen die Beiziehung eines Sach¬
verständigen auf dem Gebiete der Elektrotechnik von der Unfallversicherungs¬
anstalt gewünscht oder von der erhebenden Behörde als erforderlich erachtet
wird , ist der elektrotechnische Verein gleichzeitig zur Entsendung eines Ver-
treters als Sachverständigen (Z 31 U.-B . G .) zur Erhebung ausdrücklich ein¬
zuladen , wobei der Verein auch darauf aufmerksam zu machen wäre , daß die
erwachsenden Kosten gemäß 8 31 U.-V . G . von der Unsallverficherungsanstalt
getragen werden.

In allen übrigen Fällen haben sich die Bezirksbehörden auf die oben
angeordnete Verständigung des Vereines zu beschränken , daher in den be¬
treffenden Jntimaten die Ausnahme von Zusätzen , welche möglicherweise als
eine Einladung des Vereines zur Unfallserhebung gedeutet werden könnten,
zu vermeiden.

In solchen Fällen , sowie in Fällen , in welchen eine behördliche Er¬
hebung im Sinne des Z 81 U.-B .-G . überhaupt nicht stattfindet , daher auch
eine Verständigung des elektrotechnischen Vereines nicht zu erfolgen hat , bleibt
es selbstverständlich dem Vereine unbenommen , die Feststellung von für die
Statistik verwertbaren Daten selbst zu versuchen . Sollten sich hiebei für den
Verein Schwierigkeiten ergeben , um deren Behebung derselbe sich an die
politische Bezirksbehörde wendet , so ist derlei Ansuchen stets die tunlichste Be¬
rücksichtigung angedeihen zu lasten.

Bemerkt wird , daß die k. k. Gewerbeinspektoren seitens des k. k. Handels¬
ministeriums angewiesen wurden , jenen Erhebungen , betreffend durch den
elektrischen Strom verursachter Unfälle , an welchen sie tcilnehmen , das in dem
erwähnten Fragebogen enthaltene Schema zugrunde zu legen , soweit dem nicht
etwa die Bestimmungen des Gesetzes vom 17 . Juni 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 117,
cntgegenstehen.

Dieser Erlaß ergeht an sämtliche k. k. Bezirkshauptmannschaften in
Niederösterreich , an die Magistrats -Abteilung XVIII in Wien und an die
Sladträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Ibbs.

Adressierung der an die k. und k. österreichisch-
ungarische Gesandtschaft in Mexiko gerichteten

Sendungen.

Erlaß des k. k. n .-ö. Statthalterei -Präsidiums vom 11 . Juni
1902 , Z . 3783 (Mag .-Abt . XVI/4395/02 ) :

Das k. und k. Ministerium des Äußern wurde seitens des Gesandten
iu Mexiko auf Unzukömmlichkeiten aufmerksam gemacht , welche eine unvoll¬
ständige oder unrichtige Adressierung der an die Gesandtschaft gerichteten
Schriftstücke zur Folge hat.

Hiebei wurde insbesondere hervorgehoben , daß der Gesandtschaft vielfach
auch behördliche Sendungen infolge mangelhafter Adressierung oftmals sehr
verspätet zukommen.

Um solchen Verzögerungen oder auch dem Verluste einzelner Sendungen
vorzubeugen , erscheine es notwendig , die Adresse in der in Mexiko allgemein
verständlichen Art zu verfassen , wonach dieselbe zu lauten hätte : „IsKaoion
äe Xustria - ünnAaria I) . I . Llsxilo .«

Hievon werden alle Bezirkshanptmannschaften iu Niederösterreich , die
Wiener Polizei -Direktion , der Wiener Magistrat , sowie alle magistratischen
Bezirksämter in Wien und die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen
a . d. Abbs zur entsprechenden Beachtung , eventuell weiteren Veranlassung ver¬
ständigt.

»4

Betriebsunfallstatiftik bei elektrische » Betrieben.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12 . Juni 1902,
Z . 51197 (Mag .-Abt . XVIII , Z . 2787/02 ) :

Die n .-ö. Arbeiter -Unfallverficherungsanstalt hat im Einvernehmen mit
dem Elektrotechnischen Vereine in Wien , I ., Nibelungengaffe 7 , eine Aktion be¬
hufs Gewinnung einer Spezialstatistik der durch den elektrischen Strom ver¬
ursachten Betriebsunfälle eingeleitet.

15 .

Kabstvage » .

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 19 . Juni 1902,
Mag .-Abt . IV , Z . 1404,02:

Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März
1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird angeordnet:

1. Kabswagen (zweiräderige Wagen ) müssen derart gebaut sein, und
dürfen nur derart beladen werden , daß ein Herabfallen des Materiales
während der Fahrt unmöglich ist.

2 . Die Bauführer , sowie die Unternehmer von Demolierungs - und
Erdabgrabungsarbeiten haben von der beabsichtigten Verwendung derartiger
Wagen unter Namhaftmachung des betreffenden Fuhrwerksbesitzers vor In¬
angriffnahme der Materialabfuhr beim magistratischen Bezirksamte im kurzen
Wege die Anzeige zu erstatten , und um die Genehmigung der Fahrroute zu
ersuchen , an welche sich dann die Kabsführer strenge zu halten haben.

Führt die Fahrroute durch mehrere Bezirke , so ist bei jedem der in
Betracht kommenden magistratischen Bezirksämter die Anzeige zu erstatten
und gesondert um die Bewilligung der Fahrroute für den Bezirk einznschreiten.

Bei der Wahl der Fahrroute sind Straßen mit Straßenbahnverkehr
möglichst zu vermeiden.

3 . Für je zwei Kabsfuhrwerke muß ein Kutscher vorhanden sein und
hat jeder Kutscher neben dem ersten seiner Wagen zu gehen oder auf dem¬
selben zu sitzen. Das Zusammengehen mehrerer Kutscher oder deren Zusammen¬
sitzen auf einem Wagen ist strenge verboten.

4 . Es dürfen nicht mehr als vier Kabswagen knapp hintereinander
fahren ; zwischen dem letzten derselben und dem ersten der nachfolgenden Züge
ist ein Zwischenraum von zehn Schritten einzuhalten.

Übertretungen dieser Kundmachung werden mit Geldstrafen bis zum
Betrage von 400 X oder mit Arrest bis zu 14 Tagen geahndet.
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L«.
Giftwarenhandel.

Vom magistratischen Bezirksamt ? für den VI . Bezirk wurde laut Dekret
vom 19 . Juni 1902 , M .-B .-A. 11002/02 , dem Emil Praeceptor,  Gemischt-
Warenhändler . VI ., Schmalzhofgaste 5 , die Konzession für den Giftwaren¬
handel im Betriebsorte VI ., Gumpendorferstraße 28 , gegen genaueste Ein-
baltung der Bestimmungen der Ministerial -Verordnung vom 21 . April 1876,
R .-G .-Bl . Nr . 60 , mit der Beifügung erteilt , daß für dieses Gewerbe , dessen
Eintragung im Gewerberegister unter Nr . 965 erfolgte , der Erwerbsteuer-
Konko Z . 37132 eröffnet wurde.

17 .

Die Absolvierung der Eisenbahnfachschule in Linz
befähigt zum einjährigen Präsenzdienste.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Juni 1902,
Z . 61625 /Mag .-Abt . XVI , Z . 4612/02 ) :

Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat laut Erlasses vom
12 . Juni 1902 , Nr . 20486 II , im Einvernehmen mit den beteiligten Mini¬
sterien die Studienzeugnifse Uber den , mit entsprechendem Erfolg - absolvierten
letzten Jahrgang der dreiklassigen , mit der öffentlichen Handelsakademie in
Linz provisorisch verbundenen , derzeit nur auf die Dauer der Schuljahre
1901/l802 und 1902/1903 mit dem Öffentlichkeitsrechte ausgestattcten Eisen¬
bahn -Fachschule in Linz , mit der vorläufigen Beschränkung auf die Absolventen
der Anstalt in den bezeichneten beiden Schuljahren , als Nachweis der wissen¬
schaftlichen Befähigung für den einjährigen Präsenzdienst im Sinne des S 25,
Alinea 1 lit . a , des Wehrgesetzes anerkannt.

Dieser Erlaß , welcher bei dem Verzeichnisse Beilage II a zu Z 64 der
Wehrvorschriste » I . Teil entsprechend vorzumerken ist, ergeht an alle k. k. Be-
zirkshauplmannschastcn in Niederösterreich , den Wiener Magistrat (Abt . XVI ),
im Wege desselben an alle magistratischen Bezirksämter , die Stadträte in
Wiener -Neustadt und Waidhofen a . d. Abbs.

18 .

Einsendung von pestvcrdächtigen oder pestkranken
Organen von Schweinen au die tierärztliche Hoch¬

schule in Wien.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 4 . Juli 1902,
Z . 67894 (Mag .-Abt . IX , Z . 3396/02 ) :

Unter Hinweis auf den h. o. Erlaß vom 24 . Dezember 1901 , Z . 119817,
wird dre k. k. Bezirkshauptmannschaft re . beauftragt , ,n geeigneter Weise Vor¬
sorge zu treffen , daß in allen jenen Fällen , in welchen es sich um die Fest¬
stellung der Schweinepest oder des Verdachtes derselben bei aus den Ländern
der ungarischen Krone stammenden Schweinen handelt — somit auch dann,
wenn gegen das betreffende Provenienzgebiet bereits eine Sperrverfügung
besteht — krankhaft veränderte Organteile der pestkranken oder pestverdächtigen
Tiere an die Station für diagnostische Tierimpfungen der Tierärztlichen Hoch¬
schule in Wien eingesendet werden.

II. UlMnativliestimilmiUM.
51Mra1:

19

Tischaufftellungen auf öffentlichem Grunde.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preß er  vom 10 . Juni
1902 , M .-D . 1949:

Seitens des Herrn Bürgermeisters ist mir unterm 4 . Juni 1902 zur
Zahl 7399 nachstehender Erlaß zugekommen.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 3 . d. M . anläßlich eines
speziellen Falles folgende Beschlüsse gefaßt:

„Es seien die Marktamtsorgane anzuweisen , strengstens darauf zu sehen,
daß die für Tischausstellungen bewilligten Ausmaße genauestens eingehalten
und nicht überschritten werde » .

Die Bezirksvertretungen seien zu verständigen , daß der Stadtrat in allen
jenen Fällen , wo keine Verkehrshindernisse bestehen , die Tischausstellung vor
Geschäftslokalen gegen Entrichtung eines entsprechenden Platzzinses grund¬
sätzlich nicht verweiger  t ."

Hievon setze ich die Herren Bezirksvorsteher , die magistratischen Bezirks¬
ämter und das Marktamt zur Danachachtung in Kenntnis.

ZUagMral:
2 « .

Beschleunigte Erledigung von Parteiansuchen nm
Genehmigung von Betriebsanlagen und in anderen

Gewerbe -Angelegenheiten.

Erlaß des Herrn Bürgermeisters an denMagistrat und die magi¬

stratischen Bezirksämter vom 6. Juni 1902 , Z . -̂ , >,B ^ A^ Ox VII >'

Wie den betreffenden Magistrats -Abteilungen sowie den magistratischen
Bezirksämtern aus dem Rundschreiben des Mag . - Depart . XVII vom

3l . August 1901 , Z . ^ ^ ŝ /01 / bekannt ist, hat der Herr Statthalter an
mich den Erlaß vom 10 . Jänner 1900 , Z . 2061 , gerichtet , worin dem
Magistrate und den magistratischen Bezirksämtern ausgestellt wurde , daß bei
der Behandlung gewerblicher Angelegenheiten des öfter » die hiefür maß¬
gebenden gesetzlichen Vorschriften und oberbehördlichen Aufträge nicht genügend
beachtet und insbesondere die Akten , betreffend die Genehmigung von ge¬
werblichen Betriebsaulagen , nicht mit jener Beschleunigung der Erledigung
zugeführt werden , welche im Hinblicke auf die Förderung der Industrie
wünschenswert ist.

Obschon ich aus den hierüber vorliegenden Berichten des bestandenen
Magistrats -Departements XVlll sowie der magistratischen Bezirksämter ent¬
nehmen zu können glaube , daß die maßgebenden gesetzlichen Vorschriften und
oberbehördlichen Weisungen bei Erledigung gewerblicher Agenden dem Magi¬
strate wie den magistratischen Bezirksämtern stets zur Richtschnur dienen und
die Ansuchen um Genehmigung gewerblicher Betriebsanlagen mit tunlichster
Beschleunigung der Erledigung zugeführt werden , daß es somit nur ganz
vereinzelte Fälle gewesen sein können , die dem Herrn Statthalter zu dieser
ausstelltgen Bemerkung Anlaß gegeben haben , sehe ich mich im Hinblicke auf
den erwähnten , an mich gerichteten Erlaß des Herrn Statthalters dennoch
veranlaßt , dem Magistrate und den magistratischen Bezirksämtern neuerlich
die genaueste Beobachtung aller diesbezüglichen gesetzlichen Vorschriften und
oberbehördlichen Weisungen , insbesondere aber die Erledigung der Akte» ,
betreffend die Genehmigung gewerblicher Betriebsanlagen , mit der in den
88 26 und 30 , Absatz 2 der Gewerbeordnung vorgeschriebenen Beschleunigung
nachdrücklichst zur Pflicht zu machen und im besonderen Nachstehendes zu
verordnen:

In allen Fällen , in welchen nach den gewerbegesetzlichen Bestimmungen
eine besondere , über die bloße Untersuchung der Eignung des Standortes
nach § 13 G .-O . hinausgehende behördliche Genehmigung der Betriebs¬
anlage vorgeschrieben ist, hat stets die kommissionelle Besichtigung derselben
stattzufinden ; die von einigen Bezirksämter » diesfalls in weniger wichtigen
Angelegenheiten eingehaltene , eine Verzögerung in der Erledigung herbei¬
führende Gepflogenheit , über die Zulässigkeit der Betriebsanlage die Äußerungen
der verschiedenen Organe nacheinander  einzuholen , hat in Hinkunst zu
unterbleiben.

Falls schon aus dem Ansuchen ersichtlich ist, daß das Betriebsanlage¬
projekt noch wesentlicher , der kommissionellen Erhebung zugrunde zu legenden
Ergänzungen , z. B . durch Vorlage von Plänen und Betriebsbeschrcibungen
und dergleichen , bedarf , ist diese Ergänzung im kürzesten Wege zu veranlassen
und die Ursache der hierin liegenden Verzögerung entweder im Wege eines
kurzen Protokolles oder eines Amtsvermerkes auch auf dem Akte ersichtlich
zu machen.

In den sohin mit aller Beschleunigung hinauszugebenden Einladungen
zur kommissionellen Besichtigung ist den Kommissionsteilnehmern der Gegenstand
des Projektes mit solcher Klarheit und Deutlichkeit bekanntzugeben , daß es
denselben möglich ist, mit allen zur kommissionellen Verhandlung erforder¬
lichen Informationen und Behelfen zu erscheinen.

Gegebenenfalls sind die Kommisfionsleilnehmer in der Ausschreibung zu
ersuchen , die nötigen Behelfe zum Lokalaugenscheine mitzubringen.

Bei der kommissionellen Verhandlung ist unter allen Umständen darauf
zu dringen , daß alle für die meritorische Erledigung erforderlichen Umstände
mit solcher Vollständigkeit erhoben werden , daß einer unverzüglichen meritorischcn
Erledigung kein Hindernis im Wege steht ; sollte dies jedoch ausnahmsweise
nicht möglich sein , so ist noch an Ort und Stelle durch münd¬
liche Besprechung  Veranlassung zu treffen , daß eine nötige Ergänzung
in einer oder der anderen Hinsicht unverzüglich erfolge.

Die meritorische Erledigung ist nach Abschluß aller Erhebungen ohne
jede Verzögerung hinauszugeben.
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Bei Vorlagen von Rekursen sind die Bestimmungen der Ministerial-
Verordnung vom 30 . August 1888 , R .-G .-Bl . Nr . 124 , genauestens einzu¬
halten.

Der Herr k. k. Statthalter hat in dem erwähnten Erlaffe weiters die
Anregung gegeben , daß ,m Interesse der Erzielung eines beschleunigteren
Verfahrens Erhebungen über Gewerbeeinschreiten nach verschiedenen Richtungen
nicht mehr wie bisher nacheinander , sondern gleichzeitig und nebeneinander zu
erfolgen haben . Hiebei hat der Herr Statthalter in erster Linie die verschiedenen
Gesuche in Konzessions -Angelegenheiten im Auge.

In dieser Hinsicht finde ich auf Grund der eingeholten Äußerungen des
früheren Mag .-Dep . XVIII , der magistratischen Bezirksämter sowie der Be-
zirksvertretnngen Nachstehendes anzuordnen:

1. Bei Erledigung aller Arten von Einschreiten in gewerblichen An-
gelegenheüen , bei welchen gesetzmäßig die Einholung von Äußerungen und
Gutachten mehrerer Organe zu erfolgen hat , hat als R e g e l zu gellen , daß
die Äußerungen aller dieser Organe mit Ausnahme der Bezirksvertretungen
gleichzeitig und unter Verwendung besonderer Referatsbogen einzuholen sind.

In diesen Referatsbogen , welche von der Magistrats -Abteilung XVII zu
entwerfen und durch das gemeinsame Magistrats -Expedit zu beziehen find,
sind alle für die Beurteilung eines besonderen Falles maßgebenden Umstände
mit jener Deutlichkeit und in jenem Umfange ersichtlich zu machen , wie es für
die Abgabe einer entsprechenden gutächtlichen Äußerung notwendig erscheint.

Nach Einlangen sämtlicher Äußerungen ist der Akt, mit allen Erhebungen
versehen,, , der Bezirksvertretung , falls deren Anhörung gesetzlich vorgeschrieben
ist, zur Äußerung zu übermitteln.

2. Ausnahmen von dieser Regel , sowohl , in der Hinsicht , daß der bis¬
herige Vorgang , nämlich die Einholung der Äußerungen sämtlicher Organe
nacheinander durch Übersendung des ganzen Aktes , eingehalten wird , als auch
in der Richtung , daß auch das Gutachten der Bezirksvertrelung , wie das aller
anderen Organe nur mittels eines , alles Wesentliche enthaltenden Referats¬
bogens eingeholt werde , haben nur dann einzutreten , wenn das Abgeben von
obiger Regel durch ganz besondere , i» einem einzelnen Falle vorliegende Um¬
stände gerechtfertigt erscheint.

Sämtliche Requisitionen und Anfragen der städtischen Organe und Ämter
in gewerblichen Angelegenheiten sind auch schon von außen als dringend
zu bezeichne» .

Nach Abschluß sämtlicher Erhebungen ist auch bei dieser Art gewerblicher
Einschreiten sofort  mit der Enderledigung vorzugehen.

Indem ich die Einhaltung dieser beschleunigten Verfahrensweise den
städtischen Ämtern zur Pflicht mache , spreche ich die Erwartung ans , daß
durch die genaue Beobachtung aller gesetzlichen Bestimmungen weitere ausstellige
Bemerkungen der II . Instanz über die Amtsführung der kommunalen Ämter
in gewerblichen Angelegenheiten werden verhütet werden.

21 .

Beiziehttitg von Vertretern der Gewerbegenossen¬
schaften zu amtlichen Erhebungen als Sachver¬
ständige ; Beschlagnahme von Werkzeugen bei Straf-
amtshandlnngen wegen « nbefngte » Gewerbebetriebes.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Prey er  vom 10 . Juni
1902 , M .-D . 1711 und 1712/02:

Bereits in der Bezirksamtsleiler -Konferenz vom 21 . Juni 1901 wurde
anläßlich eines Einschreitens der Wiener Gießergenossenschaft bekanntgegebcu,
daß es keinem Anstande unterliegt , bei den durch die Marklamtsbeamten vor¬
zunehmenden Erhebungen über Anzeigen wegen unbefugten Gewerbebetriebes
oder wegen Überschreitung des Umfanges der Gewerbeberechtigung entsprechend
legitimierte Vorstandsmitglieder gewerblicher Genossenschaften als Sach¬
verständige beizuziehen , insbesondere dann , wenn zur Beurteilung des
Tatbestandes eine besondere Fachkenntnis erforderlich erscheint.

In diesem Sinne wurden die magistratischen Bezirksämter auch mit dem
Magistrats -Dekrete vom 27 . Juni 1901 , M .-Z . 51433 , schriftlich verständigt.

Da nach einem Berichte der Genossenschaft der Zimmer - und Dekorations¬
maler dieser Vorschrift nicht immer entsprochen wird , bringe ich sie mit dem
Beifügen in Erinnerung , daß derartige Sachverständige insbesondere dann
beizuziehen sein werden , wenn im konkreten Falle ein hierauf abzielendes An¬
suchen der Genossenschaft vorliegt oder wenn nach dem Dafürhalten des Markl¬
amtsbeamten ein strafbarer Tatbestand nicht gegeben ist.

Bei diesem Anlasse mache ich die magistratischen Bezirksämter darauf
aufmerksam , daß dem unbefugten Gewerbebetrieb durch Verhängung einer
Geldstrafe keineswegs immer Einhalt getan wird und in manchen Fällen , wie
zum Beispiel beim Zimmermalergewerbe , die nach § 152 G .-O . den Gewerbe¬
behörden zustehende Beschlagnahme von Werkzeugen sich als wirksamstes Mittel
zur Hintanhaltung der Fortsetzung des unbefugten Betriebes darstellt , weshalb
gegebenenfalls auch von diesem Mittel der entsprechende Gebrauch zu machen
sein wird.

22 .

Übersetzung von in lateinischer Sprache abgefatzten
Aktenstücken.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 14 . Juni
1902 , M .-Abt . XX1 >, 1712/02:

Es ist in letzter Zeit wiederholt vorgekommen , daß Zuschriften , welche
in l a te i n i s ch e r Sprache abgefaßt sind , oder daß anderssprachigen Zuschriften
und Eingaben angeschlossene in lateinischer Sprache abgefaßte Beilagen , ins¬
besondere kirchlich; Matriken von verschiedenen städtischen Ämtern der M .-
Abt . XXII zur Übersetzungsveranlaffung überwiesen wurden.

Da aber in allen Magistrats -Abteilungen und magistratischen Bezirks¬
ämtern mindestens bei den verwendeten Konzeptsbeamten , in den übrigen
städtischen Ämtern aber bei jenen Beamten , welche mehrere Gymnasialklaffen
absolviert haben , eine zur Übersetzung derartiger einfacher Dokumente aus¬
reichende Kenntnis der lateinischen Sprache vorausgesetzt werden muß , finde
ich mich veranlaßt , zu verfügen , daß in lateinischer Sprache abgefaßte Zuschriften,
Eingaben oder sonstige Aktenstücke nicht mehr an die M .-Abt . XXII zur Über¬
setzung zu leiten , sondern in der betreffenden Magistrats -Abteilung oder dem
betreffenden städtischen Amte selbst zu übersetzen sind ; falls aber in dem
betreffenden Amte kein Beamter verwendet ist, welcher über eine entsprechende
Vorbildung verfügt , ist die Übersetzung durch einen Beamten der Vorgesetzten
Magistrats -Abteilung , beziehungsweise des Vorgesetzten Bezirksamtes zu ver¬
anlassen.

2L.

Termin -Repertorium.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer vom 16 . Juni
1902 , M .-D . 2093/02:

Das Präsidium der k. k. n .-ö. Statthalterei hat nachstehenden Erlaß
ääto . 6 . Juni 1902 , Z . 35I7/ ? r ., anher gerichtet:

Es hat sich die Notwendigkeit ergeben , das mit dem Erlasse vom
26 . Juni 1900 , Z . 3644/kr ., hinansgegebene „ Verzeichnis Uber die von den
politische » Behörden zu erstattende !! Eingaben " neu anfzulegen . Aus dieseni
Grunde wurde das Termin -Repertorium einer durchgreifenden Umarbeitung
unterzogen , als deren Ergebnis das nun in zweiter Auflage vorliegende , im
ganzen 207 Termineingaben umfassende Repertorium erscheint . Um die An¬
wendung desselben zu erleichtern , wurde bei jeder einzelnen Termineingabe
in der Rubrik 31 auf die entsprechende Nummer der „Normaliensammlung
für den politischen Verwaltungsdienst " (Wien , Manz 1901 ) hingewiesen . Auch
enthält die 2 . Auflage des Eingaben -Repertoriums als Anhang III ein
alphabetisches Sachregister , durch welches das Aufstnden der einzelnen im
Hauptvcrzeichniffe enthaltenen periodischen Eingaben erleichtert werden soll.

Die politischen Bezirksbehörden in Niederösterreich und die Wiener
Polizei -Direktion erhalten die entsprechende Anzahl von Druckexemplaren des
neuen Termin -Repertoriums mit der Weisung , dasselbe vom 1. Juli  1902
a b der periodischen Berichterstattung zugrunde zu legen und im Interesse der
Geschäftsvereinfachung bei Erstattung jedes einzelnen Terminberichtes , ohne
den Inhalt desselben , beziehungsweise die zugrunde liegenden Normal -Erlässe
näher anzuführen , lediglich ans die betreffende Nummer des
H a u p t v e r z e i ch n i s s e s hinzu weisen,  z . B . „Terminbericht der
k. k. Bezirkshauptmannschast . . . . vom . zu Post Nr . 141 des Reper¬
toriums ."

Einzelne Exemplare des in Rede stehenden , nach dem gegenwärtigen
Stande richtiggestellten Termin -Repertoriums sind , soweit der Vorrat reicht,
bei der h. o. Hilfsämter -Direktion erhältlich und können von derselben im
kurzen Wege gegen Vergütung der Gestehungskosten im Betrage von I X 50 Ii
per Stück bezogen werden.

Um Verwechslungen hintanzuhalten , ist das alte Repertorium unbrauch¬
bar zu  machen.

Die Weisungen des eingangs bezogenen Erlasses , betreffend genaue
Evidenlhaltuug der künftighin im Stande des Eingaben - Repertoriums ein¬
tretenden Änderungen , bleiben aufrecht.

Hievon werden die städtischen Ämter zur Danachachtnng im Nachhange
zu den h. ä . Erledigungen vom 3. Juli 1900 , M .-D . 1550 , und vom 4 . Sep¬
tember 1900 , „ M .-D . 2187 , mit dem Beifügen in Kenntnis gesetzt, daß den
interessierten Ämtern eine ausreichende Anzahl von Exemplaren des neuen
Termin -Repertoriums abgesondert zngestellt werden wird.
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Einführung der „ fortlaufenden Schreibweise " für
die Amtskorrespondenz bei den k. k. Bezirkshaupt

Mannschaften Hietzing -Umgebung und Melk.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Pr eher vom 19. Juni
1902, M.-D. 2117/02:

Die k. k. n .-ö . Statthalters hat unterm 1t . Juni 1902 zur Z . 3792/kr.
nachstehenden Erlaß anher gerichtet:

Die ..fortlaufende Schreibweise " in der Amtskorrespondenz wurde nun¬
mehr auch bei den k. k. Bezirkshauptmannschaften Hietzing -Umgebung und
Melk eingesührt.

Die in den hierortigen Erlässen vom 9 . April 1900 , Z . 8943/kr . und
vom 21 . Mai 1902 , Z . 3274/kr . erteilten Weisungen haben daher auch auf
die amtliche Korrespondenz mit diesen Bezirkshauptmannschaften analoge An¬
wendung zu finden.

Hievon setze ich die städtischen Beamten unter Hinweis auf den Statt-
Halterei - Erlaß vom 21 . Mai 1902 , Z . 3274/kr . (Normalien -Blatt Nr . 54)
zur Danachachtung in Kenntnis,

25.

Verständigung der gewerblichen Genossenschaften
über das Ergebnis der über Anzeige derselben ein-

geleitetcn Strafamtshandlnngen.

Erlaß des Magistrats-DirektorsM. P re y er vom 26. Juni
1902, M.-Abt, XVIl, 3497/02:

Die k, k. n, -ö. Statthalterei hat mit dem Zirkular -Erlasse vom 14 . Juni
1902 , Z , 34806 , Nachstehendes eröffnet:

„Mit Beziehung auf den h. o , Erlaß vom 21 . Jänner 1902 , Z , 96534,
betreffend die Beschwerde des Reichsverbandes der Maler , Anstreicher und
verwandter Gewerbe in Wien Uber angeblich häufige Übergriffe von Tischlern,
Schlossern und Maurermeistern auf das Gebiet jener gewerblichen Verrichtungen,
die den Zimmermeistern , Anstreichern und Lackierern zustehen , ergeht in Er¬
ledigung des diesbezüglichen Berichtes au alle politischen Bezirksbehördeu in
Niederösterreich der Auftrag , über diesbezüglich etwa einlangende Anzeigen die
erforderlichen Erhebungen mit allem Nachdrucke und mit aller Beschleunigung
durchzuführeu und , falls eine Strafamtshandlung eingeleitet wurde , über das
Ergebnis derselben , das ist den Freispruch oder die Strafe , je nach den
Umständen des Falles,  wenn die Anzeige von einer Gewerbegenossen¬
schaft erstattet wurde , dieser eine Mitteilung znkommcn zu lasten.

Über den Umfang der Gewerberechte der in Betracht kommenden Ge¬
werbe wird nach Durchführung des diesbezüglich gesetzlich vorgeschriebenen
Verfahrens die Entscheidung gemäß Z 86 , Alinea 2 der Gewerbeordnung
gefällt werden.

Bei diesem Anlasse wird bemerkt , daß weder durch die das administrative
Verfahren im allgemeinen regelnden Vorschriften der Ministerial -Verordnung
vom 3. April 1855 , R .- G .-Bl . Nr . 61 , und vom 5 . Mai 1858 , R .-G .-Bl.
Nr . 34 , noch durch die besonderen Vorschriften des IX . Hauptstückes der Ge¬
werbeordnung im Falle der Einstellung des Verfahrens über Anzeigen,
betreffend von amtswegen zu verfolgende polizeiliche Übertretungen , und ins¬
besondere auch über Übertretungen der Vorschriften der Gewerbeordnung sowie
auch dann , wenn die Amtshandlung mit einem lossprechenden Erkenntnisse
abgeschlossen wird , irgend jemandem anwaltschaftliche Rechte gegenüber der
Gewerbebehörde zuerkannt worden sind , und daß auch ein Anspruch auf Ver¬
ständigung über das Ergebnis der anläßlich solcher Anzeigen eiugeleiteten
Amtshandlungen dem Anzeigenden nicht zusteht . "

Wiewohl hienach den gewerblichen Genossenschaften ein gesetzlich be¬
gründetes Recht , von dem Ergebnisse der über ihre Anzeigen eingeleiteten
Strafamtshandlungen in Kenntnis gesetzt zu werden , abgesprochen erscheint,
finde ich dennoch mit Rücksicht auf den hohen Wert von derartigen Verständi¬
gungen für Genossenschaften neuerlich anzuordnen , daß denselben das Ergebnis
aller  auf Grund ihrer Anzeigen eingeleiteten Strafamtshandlungen , und
zwar sowohl im Falle einer Verurteilung , als auch eines lossprechenden
Erkenntnisses , sowie das Ergebnis der von den Bestraften eingebrachten Rekurse
und Nachstchtsgesuche in entsprechender Weise mitgeteilt werde.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1S02 publizierten Gesetze und Verordnungen.

X. Reichsgesehbtatt.

Nr . 117 Erlaß des Finanzministeriums vom
7 . ^ nni 1902 , betreffend das Maß der Sicherstellung für die richtige
Einzahlung des Bouifikationsrückersatzes bei der Zuckerausfuhr in der Betriebs-
Periode 1902/03.

Nr . ^ 18 . Eiesetz vom 8. Juni 1902 über den Ban
der Eisenbahnen von Sarajevo bis zur Sandschakgrenze im Limtale nächst
Uvac mit einer Abzweigung über Visegrad bis zur serbischen Grenze im
Rzavatale nächst Vardiste , Bugojno — ArLano und Doboj — ßamac.

Nr . IIS Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern,
der Justiz und des Ackerbaues vom 5. Juni 1902,
mit welcher Bestimmungen über die behördlich - Registrierung von Plomben
im Sinne des Z 9 , Alinea 2 des Gesetzes vom 25 . Oktober 1901 , R .-G .-Bl.
Nr . 26 er 1902 , betreffend den Verkehr mit Butter , Käse, Butterschmalz,
Schweineschmalz und deren Ersatzmitteln erlassen werden .*)

Nr . 12 « . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
Vom 10. ^ uni 1902 , betreffend die Konzessionieruug von zwei mit
elektrischer Kraft zu betreibenden schmalspurigen Kleinbahnlinicn in Laibach.

Nr . 121 . Kaiserliches Patent vom 16 . Juni 1902,
betreffend die Einberufung der Landtage.

Nr . 122 . Verordnung des Finanzministeriums vom
11 . Juni 1902 , mit welcher in Vollziehung des Artikels X , Z . 3 des
Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G .- Bl . Nr . 220 , für das Jahr 1902 die
Höhe des Nachlasses an der Grund - und Gebäudesteuer , ferner die Erwerb-
steuer -Hauptsumme und der Steuerfuß für die im Z 100 , Absatz 1 und 5 des
zitierten Gesetzes bezeichneten , der öffentlichen Rechnungslegung unterworfenen
Unternehmungen festgesetzt wird.

Nr . 123 . Staatsvertrag vom 27 . (14 .) Juni
1901 zwischen der österreichisch-ungarischen Monarchie und dem Königreiche
Rumänien wegen wechselseitiger Auslieferung von Verbrechern.

Z. Laiidesgeschblatt.

Nr . 46 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 3. Juni
1902 , Z . 55354 , mit welcher in Gemäßheit desH103 des nieder-
österreichischen Jagdgesetzes vom 22 . November 1901 , L.-G .- und V .-Bl.
Nr . 42 ex 1902 , ein Tarif für die Amtskosten im schiedsrichterlichen Ver¬
fahren bei Jagd - und Wildschadenerhebungen , sowie die für dieses Verfahren
dienlichen Formularieu festgesetzt werden.

Nr . 47 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtnme Österreich unter der Enns vom 3. Juni
1902 , Z . 55354 , womit IN Gemäßheit des H 105 des niederöster¬
reichischen Jagdgesetzes vom 22 . November 1901 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 42
ex 1902 , Bestimmungen über die Einrichtung des Jagdkatasters und über die
Zusammenstellung der jagdstatistischen Daten , sowie über deren Lieferung
erlassen werden.

Nr . 48 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 31. Mai
1902 , F . 54715 , womit die Dienstesvorschrift für das Verwahrungs¬
amt liu k. k. Versatz -, Verwahrungs - und Versteigerungsamte in Wien erlassen wird.

Nr . 4S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 6 . Juni
1902 , Z . 55836 , betreffend Änderung der Sonutagsruhebestimmungen.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen !c." vollinhaltlich ausgenommen.
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VIII.
Gesetze, Verordnungenn»r>Entscheidungen,

sowie

Norimltivliestimmililgc» des Gcmeiildcrates, Stadtratcs ,»,d des Mn>Mt'»tc§
in Ziî kliisiiiliiitkü tili Oriiieiiisteveiiiilllfiiiig imd po>itl5cheii ZtiiitIfiiliiniiß.
Anstatt:

I . Verordnungen und Entscheidungen:
1. Festsetzung einer Frist zur Wahrung des Stipendiengenusses sür

Studierende , welche sich dem Rigorosum zur Erlangung des Doktorates
der technischen Wissenschaften unterziehen.

2 . Übergang der aus einer Parzelliernngsbcwilligung stammenden Ver¬
pflichtungen aus die jeweiligen Eigentümer der durch die Parzellierung
entstandenen Baustellen.

3 . Die Gemeinde Wien ist berechtigt , die ihrer Obsorge auvertrauten
öffentlichen Interessen , wenn sie dieselben durch eine projektierte ge¬
werbliche Betriebsanlage gefährdet erachtet , auch vor den Gewerbe¬
behörden gellend zn machen und eventuell im Jnstanzenzuge zu ver¬
teidigen.

4 . Unzulässigkeit der Ahndung des unbefugten gewerbsmäßigen Betriebes
von Druckpressen nach den Strafbestimmungen der Gewerbeordnung.

5 . Mitteilung des Termines der im Sinne des Z 3l U.-V .- G . vor¬
zunehmenden Erhebungen über Betriebsunfälle , welche durch den
elektrischen Strom verursacht wurden , an den Elektrotechnischen Verein
in Wien und sonstige Rücksichtnahme ans di -sen Verein.

6 . Ansfolgung von Abschieden au Landsturmpflichtige , welche früher
gedient haben und infolge Auswanderung aus der Laiidstnrmpflicht
treten.

7 . Strafbarkeit des Vertriebes von Gutscheinen (Schneeballensystem)
reichsdentscher Unternehmungen im Deutschen Reiche.

8 . Einschränkung des Zigennerunwcsens.
9 . Nichtberechtigung der Privatdetektiv -Institute zur Auskunftserteilung

über die Kreditverhältnisse von Firmen und Gewerbetreibenden.
10 . Einführung der ..fortlausenden " Schreibweise sür die Amtskorrespondenz

bei den k. k. Bezirkshauptmannschaftcn Amstetten und Korneuburg,
sowie bei dem Bezirksschulräte Korneuburg und bei der k. k. u .- ö.
Statthalterei.

11 . Vorgang bei Stellung von Begehren »m Auslieferung ungehorsamer
Wehrpflichtiger aus dem Deutschen Reiche.

12 . Hintanhaltung der Einlagerung von Kalziumkarbid in unzulässiger
Menge.

13 . Jahresberichte der registrierten Hilfskaffen.
14 . Handhabung der zur Hintanhaltung der Wasservernnreinigung erlassenen

gesetzlichen Vorschriften.

15 . Geltendmachung von Ersatzansprüchen für in den Bereinigten Staaten
verunglückte hierländige Staatsangehörige.

16 . Hintanhaltung der mißbräuchlichen Verwendung des zu Wetterschieß¬
zwecken abgegebenen Sprengpulvers.

17 . Bestimmung des Normaltages bei der Entscheidung über Gesuche um
Zuerkennung der Begünstigung nach Z 34 der Wehrvorschriften , l . Teil.

18 . Einfuhr von Geflügel nach Belgien.
19 . Gift -Verschleiß.
20 . Einführung der „fortlaufenden Schreibweise " für die Amtskorrespondenz

bei der k. k. Bezirksbauptmannschaft und dem Bezirksschulräte Mistel¬
bach.

21 . Stempelbehaudlung der Behelfe zu den Gesuchen nach § 34 , vorletzter
Absatz des Wehrgesetzes.

22 . Fahrordnung für die Gumpendorferstraße unter dem Stadtbahn-
viadnkte.

»I . Normativbestimmungen:
Stadtrat:

23 . Grabstellgebühren für Versorgnngshaus -Jnsassen.
Magistrat:

24 . Strafamtshandlungen in Handhabung der Lokalpolizei.
25 . Vereinbarungen der Termine für Zahlungen der Gemeinde.
26 . Ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Feuectclegraphen durch städtische

Organe.
27 . Rechtzeitige Vorlage der Terminakten.
28 . Auslegung der Bestimmung des Gemeinderats - Beschlusses vom

18 . Jänner 1901 , ZZ . 5751 und 6869/1900 , hinsichtlich des Bezugs-
beginnes des perzentuellen Mietzinsbeitrages.

29 . Abgabe von zwei Exemplaren wichtigerer Erledigungen des Magi¬
strates an die Stadtbibliothek.

III . Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politischen
Verwaltungsdienst:

30 . Haftpflicht von Eisenbahnen.
31 . Ergänzung der Gewerbeordnung bezüglich der bei Bauunternehmungen

beschäftigten Arbeiter.
Verzeichnis der im Neichsgesetzblatte und imLandesgesetzblatte

für Österreich unter der Enns im Jahre 1902 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

I. Vermdlmmikn und Entscheidungen
r.

Festsetzung einer Frist zur Wahrung des Stipendien-
genusses für Studierende , welche sich dem Rigorosum
zur Erlangung des Doktorates der technischen Wissen¬

schaften unterziehen.

Erlaß des k. k. Ministeriums für Kultus und Unterricht Nom
30 . März 1902 , Z . 1490 (Mag .-Abt . XIII , 4358 ex 1902 ) :

Mit Beziehung auf den hierortigen Erlaß vom 7 . November 1901,
Z . 32611 , M .-V .-Bl . Nr . 42 er 1901 , beweffend die Stipendienbelassung für
Studierende der technischen Hochschulen , behufs Erlangung des Doktorates der
technischen Wissenschaften , finde ich der k. k. Statthalterei zu eröffnen , daß die
Bestimmung des h. o. Erlasses vom 22 . Dezember 1887 , Z . 3698 , M .-B .-Bl.
Nr . 3 er 1887 , wonach der behufs Ablegung der strengen Prüfungen über
die ordnungsmäßige Studiendauer bewilligte Jahresbetrag eines Stipendiums,
beziehungsweise die bezügliche » Raten desselben als verfallen erklärt werden,
wenn der Kandidat diese Prüfungen nicht binnen anderthalb Jahren nach
Vollendung der ordnungsmäßigen Studien mit Erfolg abgelegt hat , auch
hinsichtlich jener Studierenden , welche sich dem Rigorosum zur Erlangung
des Doktorates der technischen Wissenschaften unterziehen , analog anzuwenden
ein wird.

Übergang der aus einer Parzellierungsbewilligung
stammenden Verpflichtungen auf die jeweilige»
Eigentümer der durch die Parzellierung entstandenen

Baustellen . ,
Entscheidung des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom

10 . April 1902 (Mag .-Abt . V, 3302/02 ) :
Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Ersten
Präsidenten Dr . Grafen Schönborn , in Gegenwart der Räte des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes Zenker , Dr . Klceberg , Trnxa und Dr . Edle » v.
Schuster , dann des Schriftführers k. k. Hof -Sekretär Grafen Lamezan,
über die Beschwerde des Josef Weidmann , Realitätenbesitzer in Wien , gegen
die Entscheidung der Baudeputation für Wien vom 15 . Juni 1901 , Z . 224
er 1901 , betreffend eine Niveauherstellung , nach der am 10 . April 1902 dnrch-
gefllhrteu öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des
Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Karl Meinl,
Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde , des k. k.
Statlhaltereirates Guido Freiherrn v. Siber , in Vertretung der belangten
Wiener Baudepntation , und des Dr . Wolfgang Rigler Hof - und Gerichls-
advokaten in Wien , in Vertretung der mitbeteiligten Gemeinde Wien , zu Recht
erkannt.

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
Entscheidungsgründe.

Mit der durch die angefochtene Entscheidung aufrecht erhaltenen Ver¬
fügung des Wiener Magistrates vom 3 . September 1900 wurde Beschwerde-
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sichrer als Eigentümer mehrerer unverbauter Trennstücke der im Jahre 1875
von Friedrich M . Weil mit baubehördlicher Bewilligung aufgeteillen Par¬
zellierungsfläche im Gebiete der vormaligen Gemeinde Ober -St . Veit zur Her¬
stellung des im Parzellierungskonsense vorgeschriebenen Niveaus anf den vor
seinen Baustellen gelegenen Teilen der projektierten Straße bis zur Straßen¬
mitte unter Androhung der Exekution gemäß K 5 der kaiserlichen Verordnung
vom Jahre 1854 aufgesordert.

In der hiegegen gerichteten Beschwerde wird geltend gemacht , daß vor
allem nicht festgestellt sei, ob nicht bereits der Parzelliemngswerber Friedrich
M . Weil seinerzeit aus Anlaß der Übergabe des Straßengrundes an die Ge¬
meinde der Verpflichtung zur Herstellung des damals festgesetzten Niveaus
entsprochen habe , ferner ' daß , selbst wenn festgestellt wäre , daß dieser Ver¬
pflichtung seitens des Weil nicht nachgekommen wurde , nur diese letztere
Person beziehungsweise deren Universal - Sukzessoren zur Nivcauherstellung
verpflichtet wären , daß aber kein gesetzlicher Titel für den auch nur teilweisen
Übergang dieser Verpflichtung auf den Beschwerdeführer bestehe, welcher
einige Trennstückc der im Jahre 1875 parzellierten Fläch -, und zwar nicht
einmal unmittelbar von Weil , sondern erst in dritter Hand erworben hat.

Was die erste Einwendung anbelangt , so konnte der Verwaltungs¬
gerichtshof auf dieselbe nicht Bedacht nehmen , weil in dieser Richtung nach
Inhalt der administrativen Verhandlungsakten im Jnstanzenzuge nicht Be-
schwerde geführt worden war , somit nach K 5 des Gesetzes vom 22 . Oktober
1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts¬
hofes nicht gegeben ist.

Der zweite Beschwerdepnnkl bezieht sich darauf , daß die dem Parzellierungs-
Werber seinerzeit auferlegte Verpflichtung , die die Parzellierungsfläche durch¬
ziehende Straße auf das vorgeschriebene Niveau zu bringen , eine rein per-
sönlicbe Verpflichtung des Parzellierungswerbers bilde und nicht auf die Nach¬
folger im Eigentum des den Gegenstand der Parzellierung bildenden Besitz¬
tums übergehe . Die diesem Beschwerdepunkte zugrundeliegende Ansicht ist aber
mit den Bestimmungen der hier in Betracht kommenden Bauordnung für
Niederösterreich vom 28 . März 1866 , L.-G .-Bl . Nr . 14, KZ 80 bis 35 , nicht
zu vereinbaren.

Wie in der Beschwerde selbst richtig hervorgehoben wird , bildet die aus
Anlaß einer Parzellierung auferlegte Verbindlichkeit zur unentgeltlichen Ab¬
tretung der die Parzellierungsfläche durchziehenden Straßen und zur Her¬
stellung des vorgeschriebenen Niveaus auf dem bezüglichen Straßengrunde eine
öffentlich -rechtliche Einschränkung des Eigentums in Gemäßheit des K 364
des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches.

Eben deshalb aber trifft diese Last jedweden Eigentümer der damit be¬
hafteten Grundfläche . Damit stehen im Einklänge die angeführten Bestim¬
mungen der bezogenen Bauordnung , nach welchen die Voraussetzungen
(K 31 lex . eit .) und Wirkungen sKZ 33 bis 35 lex . eit .) der Abteilungs-
bewillignng objektiver Natur sind ; wonach ferner ohne Rücksicht auf die
Person des Eigentümers die Abteilnugsbewilligung unwirksam wird , wenn
binnen drei Jahren die Verbauung der abgeteilten Gründe nicht begonnen
wird (K 35 lex . eit .), wonach endlich die Eigenschaft der durch die Parzellierung
entstandenen Trennflächen als Bauparzellen , das heißt als für de» Bau
öffentlich -rechtlich gewidmeten Grundflächen , ohne Rücksicht auf den Wechsel
in der Person des Eigentümers der bezüglichen Fläche fortdauert . Damit
stimmt aber auch die offensichtliche Absicht des Gesetzes überein , welche dahin
geht , zu bewirken , daß das durch die Parzellierung neu entstehende , eine
Mehrheit von Gebäuden umfassende Ansiedlungsgebict den bau - , sanitäts-
und verkchrspolizeilichen Rücksichten entsprechend entstehe.

Hiebei kann es sachlich keinen Unterschied machen , ob dieses neue Bau¬
gebiet gleichzeitig oder nach und nach durch das Bauvorhaben eines Einzelnen
oder durch ein solches mehrerer Personen entstehe » soll ; die rechtliche Stellung
der Gemeinde aber kann davon nicht abhängig sein und ist vom Gesetze auch
nicht davon abhängig gemacht , in welchem Zeitpunkte dieser oder jener Besitzer
von Teilfläche » des parzellierten Grundes seine Bauten in Angriff nimmt

Für alle diese Verhältnisse im vorhinein eine verläßliche Richtschnur zu
geben , ist Zweck und Ausgabe des Abteilungsplanes , dessen Voraussetzungen,
Prüfung , Genehmigung , Überwachung und Erlöschung in den bezogenen Be¬
stimmungen der Bauordnung geregelt sind.

Hienach gehen also die Verbindlichkeiten , welche aus Anlaß der Ge¬
nehmigung des Abteilungsplanes seitens der zuständigen Behörde dem Eigen¬
tümer des parzellierten Besitztums auferlegt worden sind , als öffentlich -rechtliche
Lasten des parzellierten Besitztums in Gemäßheit des Z 364 des Allgemeinen
bürgerlichen Gesetzbuches auf jeden folgenden Eigentümer über , ohne daß es
hiefür der nur für zivilrechtliche Lasten erforderlichen Eintragung in die öffent¬
lichen Bücher (Z 443 des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches , KZ 4 , 9 , 12
des Grundbuchsgesetzes ) bedürfe.

Da nun von keiner Seite in Zweifel gezogen wurde , daß Beschwerde¬
führer einen Teil des im Jahre 1875 parzellierten Besitztums zur Zeit des
an ihn erlassenen , mit der angefochtenen Entscheidung aufrechterhalteneu Auf¬
trages zur Niveauherstellung als Bauparzellen in seinem Eigentum hatte , und
da insbesondere die Beschaffenheit der im Eigentum des Beschwerdeführers
gestandenen Parzellen als Bauparzellen seit der im Jahre 1875 vorgenommenen
Parzellierung unverändert fortbestanden hat , so war Beschwerdeführer als
Grundeigentümer , welcher die in Frage stehenden Trennstllcke ansdrücktich als
Bauplätze gelaust hat , zur Zeit des gedachten Auftrages zweifellos die zur
Herstellung des Niveaus verpflichtete Person , und es erscheint daher die von
demselben gegen die Ansorderung gerichtete Einwendung als unbegründet.

Gegen die Art der Aufteilung der Verbindlichkeit zur Niveauherstellung,
wonach auf die vom Beschwerdeführer innegehabten Parzellen die Niveau¬
herstellung aus der daran unmittelbar stoßende » Straßenhälfte zu entfallen

hat , wurde ein besonderer Beschwerdepnnkl nicht formuliert , weshalb in dieser
Richtung eine Erörterung nicht als erforderlich erscheint.

Das Gleiche gilt im Hinblicke auf die ZK 5 und 6 des Gesetzes vom
22 . Oktober 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , auch in Ansehung der vom
Vertreter des Beschwerdeführers bei der öffentlichen mündlichen Verhandlung
vorgebrachten Ausführungen hinsichtlich einer möglichen Erlöschung der be-
zeichneten Verpflichtung durch die zwischen Parzellierungswerber und Gemeinde
aus Anlaß der Durchführung der Grundabteilung getroffene Transaktion.

Nach diesen Erwägungen war die Beschwerde als im Gesetze nicht be¬
gründet abzuweisen.

»
Die Gemeinde Wie » ist berechtigt , die ihrer Obsorge
anvertraute » öffentlichen Interessen , wenn sie die¬
selben dnrch eine projektierte gewerbliche Betriebs¬
anlage gefährdet erachtet , anch vor den Gewerbe

behörden geltend zn machen and eventuell im
Jnftanzenznge zn verteidigen.

Erkenntnis des k.k. Verwaltungsgerichtshofes vom 5.Juni 1902,
Nr . 5075 (Mag .-Abt . V, 3643/02 ) :

Im Namkil Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltuugsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k.

Senats -Präsidenten Dr . Ritter v. Alter,  in Gegenwart der Räte des k. k.
Vcrwaltungsgerichtshofes Zenker,  Ritter v. Schur da , Dc . Ritter v.
Heiterer und Truxa,  dann des Schriftführers k. k. Hos -Sekretärs
Ritter v. Pienczykowski,  über die Beschwerden der Gemeinde Wien,
der Allgemeinen holländisch - österreichischen Baugesellschaft in Wien und der
Bauunternehmung DjörupL Komp,  in Wien , gegen die Entscheidung
des k. k. Ministeriums des Innern vom 10 . Oktober 1900 , Z . 32730 , be¬
treffend die Genehmigung der Erweiterung der Sleinbruchanlage des Eduard
Hauser  in Wien , nach der am 5 . Juni 1902 durchgeführten öffentlichen
mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des
Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Robert Swoboda,  Hof - und
Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde der Stadtgemeinde
Wien , ferner jener des Dr . Theodor G n t m a n n , Hof - und Gerichtsadvokaten
in Wien , in Vertretung der Beschwerde der holländisch -österreichischen Bau¬
gesellschaft in Wie » , und des Dr . Emil Eisenschütz,  Hrff ' und Gerichts¬
advokaten in Wien , inBertretung der Beschwerde der Bauunternehmer Djörnp L
Komp,  in Wien , sowie der Gegenausführungen des k. k. Ministerial -Vize-
Sekretärs Dr . Raab,  in Vertretung des belangten k. k. Ministeriums des
Innern , und jener des Dr . Karl R u x i ö k a, Hof - und Gerichtsadvokaten in
Wien , in Vertretung des mitbeteiligten Eduard Hauser  in Wien , zu Recht
erkannt:

Die Beschwerden werden als unbegründet abgewiesen.
Ein Kostenanspruch findet nicht statt.

Entscheidungsgründe.
Mit der Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes für den XIX . Bezirk

in Wien vom 22 . März 1900 , Z . 6649 , wurde die Genehmigung zur Er¬
weiterung des dem Eduard Hauser  in Wien gehörigen , an der Kobenzl-
gasse im XIX . Bezirke gelegenen Steinbrnchbetriebes auf die Parzellen Nr . 948/2,
949/2 , 950/2 , 951/2 , 952/1 , 954/2 , 956/3 , 957/1 und 959/2 nach durch-
geführtem Ediktalverfahren verweigert , und zwar im wesentlichen mit der
Begründung , daß schon der derzeitige Betrieb des Stcinbruches eine Reihe
von Übelständen mit sich führt , als da sind : zeitweilige Absperrung der
Kobenzlgasse , Detonationen der Sprengschüsse , lebhafter Verkehr des Steiu-
fnhrwerkes , außerordentliche Abnützung der Straßen , Gefahr bei der Mani¬
pulation mit den Sprengmitteln und Verunzierung des Landschastsbildes,
welche Übelstände durch die beabsichtigte Erweiterung des Sleinbruches ver¬
größert werden müßten , wodurch sowohl der Gemeinde , als auch den An¬
rainern größere Nachteile , Gefahren und Belästigungen , als bereits dermal
vo Händen sind , erwachsen würden , worauf umsomehr Rücksicht genommen
werden müsse, als die nachbarlichen Gründe , insbesondere aber auf dem Terrain
der Besitzung Kobenzl für eine villenartige Verbauung bestimmt sind und
auch die Regulierung der Kobenzlgasse , sowie die baldige Verbauung der i»
der Nähe des Steinbruches befindlichen Gründe zu gewärtigen ist.

Über Rekurs des Eduard Hauser  hat die Statthalterei unter Auf¬
hebung der erstinstanzlichen Entscheidung die Bewilligung für die projektierte
Anlagenerweiterung erteilt und hiebei augeordnet , es sei beim Betriebe der
neuen Anlage zur Beaufsichtigung der Sprengarbeiten und der Gebarung
mit den Sprengmitteln ein fachmännisch geeigneter und der Gewerbebehörde
anzuzeigender Betriebsleiter aufzustellen , es sei ferner für den Fall des Baues
und der Inbetriebsetzung der projektierten Kleinbahnlinie durch die Kobenzl¬
gasse seitens des Steinbruchunternehmers mit der Bahnbetriebsleitung be¬
züglich der Sprengungszeiten das Einvernehmen zu suchen.

Gleichzeitig hat sich die Gewerbcbehörde das Recht Vorbehalten , für den
Fall , als sich ans dem Bruchbelriebe unstatthafte Gefährdungen oder Be¬
lästigungen für die Nachbarschafr ergeben sollten , die erforderlichen weiteren
Anordnungen zu treffen und nötigenfalls mit der Einschränkung oder selbst
Einstellung des Betriebes vorzugehen.

Begründet wurde diese Entscheidung damit , daß nach dem Ergebnisse
der kommissionellen Erhebungen bei Einhaltung der vorgeschriebeuen Be-
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dingungen irgendwelche größere Nachteile für die Umgebung , als sich aus dem
Betriebe des schon bestehenden Steinbruches ergeben , aus der Erweiterung
des letzteren aller Voraussicht nach nicht erwachsen werden , die geplante Anlag c-
erweiterung vielmehr geeignet erscheint , die Betriebssicherheit bei der weiteren
Ausbeutung des oberen Teiles des bestehenden Steinbruches wesentlich zu
erhöhen und infolge der Verlegung der Steingewinnung an einen vom
Straßenverkehre und von den Nächstliegenden Anwesen entlegeneren Punkt
die etwa vorhandenen Störungen in der Nachbarschaft zu vermindern.

Über die gegen diese Entscheidung an das Ministerium des Innern
gerichteten Rekurse der Gemeinde Wien , der Allgemeinen holländisch -öster¬
reichischen Ballgesellschaft in Wien , der Bauunternehmung DjörupL  Komp,
in Wien und des Eduard Hauser  in Wien hat das Ministerium mit der
Entscheidung vom 10 . Oktober 1900 , Z . 32730 , die angesochtene Entscheidung
mit der Abänderung bestätigt , daß der Vorbehalt der Einschränkung , be¬
ziehungsweise auch gänzlichen Einstellung des Betriebes aufgehoben und
Eduard Hauser  auch von der Verpflichtung losgezählt worden ist, sich im
Falle der Eröffnung des Betriebes einer Kleinbahn in der Kobenzlgasse mit
der Betriebsleitung wegen Feststellung der Sprengungszeiten ins Einvernehmen
zu setzen.

In den vorliegenden Beschwerden der Gemeinde Wien , der Allgemeinen
holländisch -österreichischen Baugesellschaft und der Bauunternehmnng Djörup L
Komp , wird gegen diese Entscheidung zunächst eingewendet , daß das Ministerium
des Innern in seiner Entscheidung mit Unrecht die von den drei Beschwerde¬
führern in ihren Ministerial -Rckursen vorgebrachten Einwendungen , welche
zur Wahrung des öffentlichen Interesses erhoben worden sind , mit der Be¬
gründung znrückgewiesen habe , es seien die Beschwerdeführer zur Erhebung
solcher Einwendungen nicht legitimiert , weil zur Wahrung öffentlicher Interessen
bei Errichtung von gewerblichen Betriebsanlagen die Behörden von Amts
wegen berufen sind und daher weder der Gemeinde noch den Anrainern eine
Vertretung dieser Interessen zukomme . Insofern diese Einwendung von der
Allgemeinen holländisch -österreichischen Bangesellschaft und von der Ban-
nnternehmung Djörup  L K o in p . ausgeht , ist dieselbe unbegründet , weil
diese beiden Beschwerdeführer in den vorliegenden Streit lediglich als Anrainer
eingktreten sind, Anrainer als solche aber lediglich zur Verteidigung ihrer
subjektive » Rechte und Interessen berechtigt erscheinen , ihnen dagegen die
Befugnis nicht zusteht , die Interessen , welche die ganze Öffentlichkeit berühren,
geltend zu machen und zu verfechten . Wenn diesfalls in den Beschwerden
ausgesührt wird , die öffentlichen Interessen seien eben nichts anderes , als
eine Zusammenfassung der Interessen aller einzelnen Anrainer , so ist darauf
zu erwidern , daß einerseits diese Begriffsbestimmung unrichtig ist, da das
öffentliche Interesse viel weiterreicht , als die Gesamtheit der einzelnen Interessen
der Anrainer , andererseits aber , daß ein einzelner niemals berechtigt erscheint,
die Rechte und Interessen anderer , wenn letztere auch mit seinen Interessen
parallel gehen , zu vertreten.

Insoweit diese Einwendung jedoch von der Gemeinde Wien erhoben wird,
mußte dieselbe als vollständig berechtigt anerkannt werden . Es ist zwar durch¬
aus zutreffend , wen » das Ministerium behauptet , daß den Gewerbebehörben
die Verpflichtung obliegt , bei Genehmigung gewerblicher Betriebsanlagen die
öffentlichen Interessen zu wahren . Es ist auch Sache der Gewerbebehörde,
nach eigenem Ermessen zu entscheiden , ob die gegen eine beabsichtigte Betriebs¬
anlage erhobenen , die Öffentlichkeit berührenden Bedenken im konkreten Falle
terart begründet sind, um die Nichtgcnehmignng der Anlage zu rechtfertigen
oder nicht , dadurch ist aber durchaus nicht ausgeschlossen , daß , wenn ein
Organ besteht , welchem durch das Gesetz die Wahrung besonderer öffentlicher
Interessen innerhalb eines bestimmten Gebietes aufgetragen wurde , dieses
Örgan die seiner Obsorge anvertrauten öffentlichen Interessen , wenn es die¬
selben durch eine projektierte gewerbliche Betriebsanlage gefährdet erachtet,
auch vor den Gewerbebehörben geltend macht und eventuell im Jnstanzenzuge
verteidigt . Deshalb schreibt auch der Z 29 der Gewerbeordnung vor , daß zur
kommissionellen Erhebung über die Zulässigkeit einer projektierten Anlage der
Gemeindevorstand und die bekannten Anrainer vorzuladen sind, wobei das
Gesetz den Gemeindevorstand nicht als den Hüter solcher Interessen im Auge
haben konnte , die sich etwa aus den Besitzverhältnissen oder anderweitigen
nachbarlichen Beziehungen der Gemeinde zur Betriebsanlage ergeben würden,
weil ja diese Interessen die Gemeinde schon als Anrainer vor der Gewerbe¬
behörde zu verteidigen nach dem Gesetze berechtigt ist.

Im Sinne des Z 29 der Gewerbeordnung kann es sonach nur gelegen
sein, daß der Gemeindevorstand vor der Gewerbebehörde jene Interessen zu
vertreten hat , welche das Gemeindewesen im ganzen betreffen , sonach Interessen,
zu deren Geltendmachung ein einzelner Anrainer nicht legitimiert erscheint . Da
nun der Z 34 der Gewerbeordnung jeden als rekursberechtigte Partei erklärt,
der im Verfahren Einwendungen erhoben hat , so muß auch dem Gemeinde-
Vorstände , wenn er zum Schutze der öffentlichen Interessen der Gemeinde im
Verfahren Einwendungen erhoben hat , diesen Einwendungen aber von der
entscheidenden Behörde nicht Rechnung getragen wurde , das Recht zugestanden
werden , die Entscheidung der Oberbehörde anzurufen . Da nun die Gemeinde
Wien in ihrem an das Ministerium gerichteten Rekurse gegen die Genehmigung
der Betriebsanlage des Eduard Hauser  Einwendungen erhoben hat , welche
sich auf Interessen bezogen , zu deren Wahrung die Gemeinde als solche gesetzlich
berufen ist , so war das Ministerium allerdings nicht berechtigt , auszusprechen,
daß der Rekurs der Gemeinde Wien in dieser Richtung als unstatthaft zurück-
gewiesen werde . Trotzdem fand der Verwaltungsgerichtshof diesen formellen
Mangel im konkreten Falle nicht als hinreichend , nm mit einer Aufhebung
der angefochtenen Entscheidung vorzngehen , und zwar ans dem Grunde , weck
das Ministerium trotz seines unrichtigen formellen Standpunkes dennoch in
eine meritorische Prüfung der gegen die Betriebsanlage erhobenen Einwendungen

eingegangen ist, der durch die Rekursführung beabsichtigte Zweck, eine meri¬
torische Entscheidung der Öberinstanz in der Streitsache herbeizuführen , daher
erreicht worden ist.

In meritorischer Beziehung wird in den Beschwerden der Allgemeinen
holländisch -österreichischen Baugesellschaft und der Bauunternehmung Djörup L
Komp , ausgesührt , die Erweiterung der Betriebsanlage des Eduard Hauser
werde ihre Interessen insofern beeinträchtigen , als infolge des vermehrten
Betriebes und der mit demselben verbundenen Belästigungen und Gefährdungen
ihre Grundstücke zu der in Aussicht genommenen Verbauung mit Villen un¬
geeignet gemacht werden würden , wodurch die Eigentümer dieser Grundstücke
beträchtlichen Schaden erleiden müßten . Das Ministerium des Innern hat diese
Einwendungen als unbegründet erachtet , und zwar zunächst deshalb , weil bei
der Beurteilung der Zulässigkeit einer Betriebsanlage nur der Einfluß der
Anlage auf die Umgebung , wie sich selbe im Zeitpunkte der Genehmigung
befindet , in Rücksicht gezogen werden kann . Dieser letztere Ausspruch ist aller¬
dings richtig , weil ja selbstverständlich einer behördlichen Entscheidung nur konkret
vorliegende Tatsachen zugrunde gelegt werden können . Daraus würde aber
an und für sich nicht gefolgert werden können , daß die Gewerbebehörde bei
Beurteilung der Zulässigkeit einer gewerblichen Betriebsanlage nicht be¬
rechtigt wäre , auch den Zweck, für welchen die an eine projektierte Anlage
grenzenden Grundstücke bestimmt sind , in Erwägung zu ziehen , zumal ja die
Gewerbebehörde bei ihrer diesfälligen Amtshandlung alle öffentlichen und
Privatinteressen , welche durch die projektierte Anlage berührt werden , in den
Bereich ihrer Erwägungen zu ziehen berechtigt erscheint . Es wäre daher das
Ministerium gewiß auch berechtigt gewesen , die Erweiterung des Steinbrnches
zu untersagen , wenn es gefunden hätte , daß die Erweiterung dieses Bruches
für die Nachbargründe eine so weit gehende Gefährdung oder Belästigung in¬
volvieren würde , daß auf denselben die Erbauung von Häusern überhaupt
untunlich erscheinen würde , sobald das Ministerium nur zu der Anschauung
gelangt wäre , daß die Verbauung dieser Gründe in der projektierten Weise ein
höheres öffentllchcs Interesse berührt als der Betrieb des « teinbruches an und
für sich. Ebenso war das Ministerium gewiß berechtigt , die von der Gemeinde
Wien besonders hervorgehobenen Momente als da sind : Die Erschwerung
des Verkehres auf der Kobenzlstraße und die Erschwerung neuer Kommuni¬
kalionen , bei seiner Entscheidung zu berücksichtigen , und in dem Falle , als es
sich herausgestellt hätte , daß tatsächlich diese das öffentliche Interesse hervor-
ragend berührenden Einwendungen stichhältig erscheinen würden , die verlangte
Genehmigung zu verweigern , falls eben diese Interessen sich schwerwiegender
erwiesen hätten , als jene Momente , welche für die Genehmigung der Betriebs¬
anlage gesprochen haben.

Denn darin liegt eben der Schwerpunkt des den Gewerbebehörden bei
Beurteilung der Zulässigkeit einer gewerblichen Anlage zustehenden freien Er¬
messens , daß diese Behörden alle Beziehungen einer projektierten Anlage auf
ihre Umgebung und deren vorauszusehende Rückwirkung auf das Gemeinwohl
und die Rechte und Interesse » der Anrainer abwägen gegenüber den Vorteile » ,
welche aus dem Betriebe der projektierten Anlage für den Projektanten und
mittelbar für die Öffentlichkeit sich ergeben und sich sodann auf jene Seite
stellen , auf welcher das öffentliche Wohl den besseren Schutz findet . Im ge¬
gebenen Falle hat aber das Ministerium , wie aus seiner Entscheidung von
selbst sich ergibt , tatsächlich die Rückwirkungen der projektierten Anlage¬
erweiterung geprüft und nach dem Ergebnisse dieser Prüfung auch seine Ent¬
scheidung getroffen . Es ist nämlich das Ministerium von der Annahme aus¬
gegangen , daß durch die geplante Erweiterung des Steinbruches den Anrainern
größere , und zwar unzulässige Belästigungen als durch den bisherigen Betrieb
nicht entstehen werden , die bestehenden Verhältnisse sich vielmehr durch die
Steingewinnung auf den zum Stunbruche einzubeziehenden Parzellen sowohl
für den Straßenverkehr als auch für die Anrainer bessern werden . Durch diese
Begründung der angefochtenen Entscheidung wurde zunächst dem Verlangen
der Parteien , über ihre Einwcndnngen zu entscheiden , Rechnung getragen , und
es ist für die Frage , ob durch die angefochtene Entscheidung die Beschwerde¬
führer in ihren materiellen Rechten verletzt worden sind oder nicht, gleichgilckg,
ob das Ministerium des Innern in die Beurteilung dieser konkreten Ver¬
hältnisse über die einzelnen Rekurse oder aber von Amts wegen eiugegaugen ist.

In rrisrito ist aber zu bemerken , daß , wie sich aus den Akten ergibt,
alle bei der kommissionellen Verhandlung von der Gemeinde und den Anrainern
erhobenen Einwendungen sich nicht so sehr gegen die Erweiterung des Stem-
bruches auf die neu cinbezogeuen Parzelle » , als vielmehr gegen den Bestand
des Steinbruches überhaupt gerichtet haben , insofern als alle Nachleile , welche
die Nachbarschaft und die Straßenveiwaltung treffen würden , nicht aus dem
Umstande abgeleitet wurden , daß zu den bisher ausgebeuteten Parzellen noch
einige neue Parzellen zugesügt werden sollen , sondern daraus , daß au dieser
Stelle ein Sleinbruchbetrieb überhaupt stattfindet , welcher schon an und für
sich geeignet ist, die geltend gemachten Interessen zu gefährden.

Es hat auch bei der kommissionellen Verhandlung niemand behauptet,
daß die Nachteile , welche mit dem Betriebe des Steinbruches dermalen schon
verbunden sind , dadurch vergrößert werden würden , wenn die eingangs ge¬
nannten Parzellen in den Betrieb einbezogen werden . Im Gegenteile wurde
seitens des intervenierenden Gewerbe -Inspektors konstatiert , daß der Betrieb
durch die Erweiterung nur gewinnen würde , zumal ja , wie durch den Lokal-
befnnd konstatiert worden ist, die neuen Parzellen von der Straße Weiler
enifernt und auch höher gelegen sind als die bisher ausgebeuteten Grund¬
flächen.

Es kann demzufolge die Tatbestandsaunahme , von welcher das Mini¬
sterium des Innern bei seiner Entscheidung ansgegangen ist, als unrichtig
nicht angesehen werden . Ob aber unter solchen Umständen die angesuchte
Genehmigung zu erteilen war oder nicht , das stand im freien Ermessen der
Gewerbebehörde und unterliegt sonach nicht der Überprüfung durch den Ber-

1»



76 Amtsblatt der k. k. Reichshaupt - und Residenzstadt Wien . — Nr . 69 , 29 . August 1902.

waltungsgerichtshof , weshalb alle in dieser Beziehung in den Beschwerden
vorgebrachten Einwendungen nach 8 3 , lit . s des Gesetzes vom 22 . Oktober
1875 , R .-G .-Bl . Nr . 36 ex 1876 , unberücksichtigt bleiben mußten.

Es erübrigt noch die Einwendung der Gemeinde Wie » , daß durch den
Ausspruch des Ministeriums des Innern , es sei Eduard Hauser  nicht ver¬
pflichtet , für den Fall der Anlage und des Betriebes einer Kleinbahn in der
Kobenzlgasse sich wegen Feststellung der Sprengarbeiten in seinem Steinbruche
mit der Betriebsleitung dieser Bahn ins Einvernehmen zu setzen und in diesem
Punkte die Genehmigung der Gewerbebehörde einzuholen , das der Gemeinde
ans der Konzession des Eisenbahnministeriums vom 24 . März 1899 , R .-G .-Bl.
Nr . 58 , eingeräumte Recht verletzt worden sei. Das Ministerium hat seinen
diessälligen Ausspruch damit begründet , daß bei Bewilligung von Betriebs¬
anlagen nur die zur Zeit der Genehmigung der Anlage bestehenden Verhält¬
nisse der Nachbarschaft zu berücksichtigen sind und auch die Vorschriften des
Z 99 der Eisenbahnbetriebsordnung vom 16 . November 1851 , R .-G .-Bl . Nr . 1
vom Jahre 1852 , für die Beschränkung des Eigentums der Nachbarschaft den
Bestand einer Bahn zur Voraussetzung haben . In der Beschwerde wird da¬
gegen eingeweudet , durch die Erteilung der Konzession für eine Kleinbahnliuie
in der Kobenzlgasse seien die Verhältnisse in der Nachbarschaft der Steinbruch¬
anlage bereits rechtlich verändert worden , und es könne aus dem Umstande,
daß die konzessionierte Bahnlinie noch nicht ausgesührt ist, nicht gesolgert
werden , daß sie bislang eine Berücksichtigung überhaupt nicht finden könne.

Der Verwaltnngsgerichtshof vermochte auch diese Einwendung im kon¬
kreten Falle als stichhältig nicht zu erkennen , und zwar deshalb , weil die
Gemeinde Wien ein Recht , welches durch diesen Punkt der angefochtenen
Entscheidung verletzt worden wäre , nicht gellend machen kann . Es ist allerdings
richtig , daß der Gemeinde Wien mit der erwähnten Verordnung des Eiscn-
bahnministeriums die Konzession erteilt wurde , von der Saudgasse durch die
Kobenzlgasse bis zum Krapfenwaldl eine mit elektrischer Kraft zu betreibende
normalspurige Kleinbahnlinie zu errichten . Aus dieser Konzessionierung kann
jedoch die Gemeinde Wien für sich nur die in der Ministerial -Verordnung
vom 14 . September 1894 , R .-G .- Bl . Nr . 284 , angeführten Rechte ableiten,
unter welche jedoch der von der Gemeinde Wien im gegebenen Falle erhobene
Anspruch gewiß nicht subsummiert werden kann . Der 8 99 der kaiserlichen
Verordnung vom 16 . November 1851 , R .-G .-Bl . Nr . 1 vom Jahre 1852,
kann aber , da er den Bestand einer Bahn voranssetzt , gewiß für eine erst
konzessionierte , aber noch nicht in Ausführung begriffene Bahn nicht heran¬
gezogen werden . Wenn daher das Ministerium auch befugt gewesen wäre,
so wie es die Statthalterei tat . dem Inhaber der zn genehmigenden Betriebs -
anlage im Interesse der öffentlichen Sicherheit anfzutragen , bei Feststellung
der Sprengzeilen in seinem Steinbrnche sich mit der BetriebsleUnng der
zukünftigen Bahn nach deren Inbetriebsetzung ins Einvernehmen zn setzen, so
kann doch daraus , daß das Ministerium eine solche Bedingung zur Wahrung
der öffentlichen Sicherheit nicht getroffen hat , ein Eingriff in ein Recht der
Gemeinde Wien nicht behauptet werden , weshalb auch in diesem Punkte die
Beschwerde als begründet nicht angesehen werden kann.

Demgemäß mußten die Beschwerden als unbegründet abgewiese » werden.

4 .
Unznlässigkeit der Ahndung des unbefngten gewerbs
mäßigen Betriebes von Druckpressen nach den Stras-

bestinnnnngen der Gewerbeordnung.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 6 . Juni

1902 , M .-Abt . XVII 3583/02:
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 9. Mai 1902,

Z . 14790 , über den Rekurs des S . S . gegen das Erkenntnis des magi¬
stratischen Bezirksamtes für den XII . Bezirk vom 12 . September 1901,
Zs 29631 , womit derselbe wegen unbefugter Erzeugung von Jnx - und
Gratulationskarlen unier Verwendung eines Gasmotors und einer Steindruck-
Presse zu einer Geldstrafe von 200 X verurteilt wurde , dieses Erkenntnis,
soweit es sich auf die Bestrafung wegen unbefugter Ausübung eines Preß-
gewerbes hezog , gemäß 8 136 G .-O . behoben und hiebei bemerkt , daß im
§ 327 des Strafgesetzes eine Unterscheidung zwischen einer gewerbsmäßigen
und nicht gewerbsmäßigen unbefugten Haltung oder Benützung von Druck¬
pressen nicht gemacht ist, daher auch der gewerbsmäßige Betrieb solcher Pressen
ohne Befugnis als Tatbestand einer Übertretung bezogener Gesetzesstelle der
strafgerichtlichen Ahndung unterliegt und demgemäß zufolge 8 136 G .-O . von
der Ahndung mit einer der im 8 131 , Punkte a , b oder e der Gewerbe¬
ordnung festgesetzten Strafen ausgenommen ist.

Hievon setze ich die städtischen Ämter zur Danachachtung in Kenntnis.

5 .
Mitteilung des Termines der im Sinne des A 31
U . B . G . vorznnehmenden Erhebungen über Be¬
triebsunfälle , welche durch den elektrischen Strom
verursacht wurden , an de» Elektrotechnischen Verein
in Wien und sonstige Rücksichtnahinc ans diesenVerein.

Erlaß der k. k. n .-ö . Statthaltcrei vom 12 . Juni 1902,
Z . 51197/02 , M .-Abt . XVIll , 2787/02:

Die n .-ö. Arbeiter -Unfallversichernngsanstall hat im Einvernehmen mit
dem Elektrotechnischen Vereine in Wien , I ., Nibelungengaffe 7 , eine Aktion

! behufs Gewinnung einer Spezialstatistik der durch den elektrischen Strom ver¬
ursachten Betriebsunfälle eingeleitct.

Hiebei wurde ein Fragebogen vereinbart , welcher von der Arbeiter-
. Unfallversicherungsanstalt aus Grund der Uufallsanzeige für jede » zur Anzeige
^ gelangenden , wenn auch nicht entschädignngsberechtigten , durch den elektrischen

Strom hervorgerufeneu Unfall ausgefertigl und unter Anschluß eines Aus¬
zuges aus der Unfallsauzeige dem elektrotechnischen Vereine übermittelt
werden wird.

Auf Grund des Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 13 . Mai
1902 , Z . 9422 , werden die politischen Bezirksbchördeu hiemit beanfuag ', de»
Elektrotechnischen Verein in Wien bei Ereignuug vo , durch den elektrischen
Strom verursachten Betriebsunfällen in »nfallversichernngspflichtigen Betrieben
von dem Termine der Unsallserhebnng rechtzeitig und in solchen Fällen , in
welchen die Unsallserhebnng sogleich nach Einlangen der Unfallsanzeige an¬
geordnet wird , unter Anschluß einer Abschrift der Uufallsanzeige zn ver¬
ständigen . Hiedurch soll dem Vereine die Möglichkeit geboten werden , behufs
Feststellung der für die geplante Statistik erforderlichen technischen Daten sich
eventuell an der Unsallserhebnng zu beteiligen . Im allgemeinen bleibt die
Beteiligung des Vereines an den Unfallserheb,ingen dem Ermessen desselben
überlassen . Lediglich in solchen Fällen , in welchen die Beiziehung eines Sach¬
verständigen auf dem Gebiete der Elektrotechnik von der Unfallversicherungs¬
anstalt gewünscht oder von der erhebenden Behörde als erforderlich erachtet
wird , ist der Elektrotechnische Verein gleichzeitig zur Entsendung eines Vertreters
als Sachverständigen (8 31 U.- V .-G ) zur Erhebung ausdrücklich einzuladen,
wobei der Verein auch darauf aufmerksam zu machen wäre , daß die erwachsenden
Kosten gemäß 8 3l U.-V .-G . von der Unfallversichcrnngsanstalt getragen
werden.

In allen übrigen Fällen haben sich die Bezirksbehörden auf die oben
angeordnete Verständigung des Vereines zu beschränken , daher in den be¬
treffenden Jntimaten die Aufnahme von Zusätzen , welche möglicherweise als
eine Einladung des Vereines zur Unsallserhebnng gedeutet werden könnten,
zu vermeiden.

In solchen Fällen sowie in Fällen , in welchen eine behördliche Er¬
hebung im Sinne des 8 31 U.-V .- G . überhaupt nicht stattfindet , daher auch
eine Verständigung des Elektrotechnischen Vereines nicht zn erfolgen hat , bleibt
cs setbstverständlich dem Vereine unbenommen , die Feststellung von für die
Statistik verwertbaren Daten selbst zn versuchen Sollten sich hiebei für den
Verein Schwierigkeiten ergeben , uni deren Behebung derselbe sich an die
Politische Bezirksbehörde wendet , so ist derlei Ansuchen stets die tunlichste Be¬
rücksichtigung angedeihen zu lassen.

Bemerkt wird , daß die k. k. Gewerbe -Inspektoren seitens des k. k. Handels¬
ministeriums angewiesen wurden , j ne » Erhebungen , betreffend durch den
elektrischen Strom verursachte Unfälle , an welchen sie teilnehme » , das in dem
erwähnte » Fragebogen enthaltene Schema zugrunde zu legen , soweit dem nicht
ciwa die Bestimmungen des Gesetzes vom l7 . Juni 1883 , R .- G .-Bl . Nr . 117,
eiitgegenstehen.

s Ansfoignng von Abschieden an Landstnr, «pflichtige,
welche früher gedient haben und infolge Aus-

wanderniig ans der Landsturmpflicht treten.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Juni 1902,
Z . 53348/02 , M .-Abt . XVI 4613/02:

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom
17 . Mai 1902 , Nr . 16764/1273 IV b, ist in sinngemäßer Anwendung der
Bestimmungen des 852 , letzter Absatz des Wehrgesetzes , beziehungsweise § 59
der Wehrvorschriften 2 . Teil künftighin jedem Landstnrmpflichtigen , welcher
früher gedient hat und infolge seiner Auswanderung aus der Landsturmpflicht
tritt , als Bestätigung der bisher erfüllten Wehrpflicht seitens des zuständigen
Landsturm -Bezirks -Kommandos (der Expositur ) ein „ Abschied" nach dem mit
dem Erlasse des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung Nr . 19437/2007IV l>,
vom 26 . Juli 1895 an die unterstehenden Kommanden ausgegebenen Muster 2,
dessen Text vorher diesem Zwecke entsprechend zu modifizieren ist, anszufolgen.

Durch die Ausfertigung und Zustellung dieses „Abschiedes " darf die im
Frieden einer Beschränkung nicht unterliegende Auswanderung eines solchen
Landstnrmpflichtigen in keiner Weise aufgehalten werden und hat eventuell die
Ausfolgnng des „Abschiedes " nachträglich zu erfolgen.

Dieser Erlaß , welcher beim 8 11 der Landstnrm -Meldevorschriften vor-
. znmerken ist, ergeht an alle k. k. Bezirkshanptmannschaften in Niederösterreich,
s an den Wiener Magistrat (Abteilung XVI ), im Wege desselben an alle magi-
> stratischen Bezirksämter in Wien und an die Stadträte in Wiener -Neustadt
! und Waidhofen an der Mbs.
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7.
Strafbarkeit des Vertriebes von (Hutsciieinen ( Schnee
ballcnsystem ) reichsdentscher Unternehmungen im

Deutschen Reiche.
Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . Juni 1902,

Z . 59905 , M .-Abt . XVII , 3619/02:
Hinsichtlich der Strafbarkeit des gewerbsmäßigen Vertriebes von Gut¬

scheinen nach dem sogenannten Schneeball - (Hydra - , Gella -Lawinen -)System
als Übertretung des Z 286 des deutschen  Strafgesetzbuches wurde,
nachdem schon mit dem h. ä . Erlasse vom 8 Mai 1900 , Z . 36255 (ein¬
geschärft mit dem Erlasse vom 26 . September 1900 , Z . 77102 ) die Weisungen
der Regierung wegen Verhinderung dieses Unfuges m Österreich  weiter
gegeben worden waren , eine Entscheidung des deutschen  Reichsgerichtes
mitgeteilt ; laut des b. o. vertraulichen Erlasses vom 10 . September 1901,
Z . 71297 , hat dann das k. k. Justizministerium die Meinung ausgesprochen,
daß die deutschen Gerichte auch dann , wenn eine deutsche  Unternehmung
einen solchen Betrieb i» Österreich , also im Auslande ins Werk setzt, annehmen
werde , daß die strafbare Handlung am Sitze des Unternehmens , also in
Deutschland begangen sei.

Diese Meinung hat sich bestätigt.
Aus einem Urteile vom 17 . Dezember 1901 des deutschen Reichsgerichtes

in Berlin geht hervor , daß die deutschen Gerichte den seitens eines im
Deutschen Reiche ansässigen Unternehmens in Österreich ansgeübten Waren¬
vertrieb noch drin Schneeballensystem als eine im Jnlande (Deutschland ) be¬
gangene strafbare Handlung beurteilen und so, wie den im Deutschen Reiche
selbst geübten Warenvertrieb dieser Art als unbefugte Ausspielung ahnden.

Das Urteil wird demnächst im Verordnuugsblalte des k. k. Ministeriums
des Innern zum Abdrucke gelangen.

Hienach werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
2 . Juni 1902 , Z . 6565 , sämtlichen politischen Bezirksbehörden in Nieder¬
österreich sowie der k. k. Polizei -Direktion in Wien die seinerzeit mit dem
früher bezogenen Erlasse vom 10 . September 1901 , Z . 71297 , im vertraulichen
Wege übermittelten Weisungen wegen Erstattung der Anzeige gegen jene
deutschen Unternehmungen , welche Hierlands den Warenhandel nach dem
Schneeballensystem betreiben , unter Hinweis auf dieses Urteil in Erinnerung
gebracht.

S

Nichtberechtigung der Privatdetektiv -Institute zur
Auskunftserteilung über die Kreditverhältuisse von

Firmen und Gewerbetreibenden.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Prcy er  vom 26 . Juni
206090/99

' O' XVIII (Abt. XVII):
DaS Gremium der konzessionierten Jnformations -Bureaux zum Zwecke

der Anskunftsertcilnng über die Kreditverhältuisse von Firmen hat in einer
an die k. k. n .-ö. Statthalterei gerichteten und von dieser mit dem Erlaße vom
2. Dezember 1899 , Z . 87380 , dem Magistrate zur geeigneten Amtshandlung
übermittelten Eingabe die Bitte gestellt , es sei behufs Vermeidung der uner-
laubten Eingriffe der sogenannten Privatdetektiv -Institute in die Gewerberechte
der konzessionierten Auskunfts - Bureaux darauf hinzuwirken , daß in den ge¬
werblichen und Steuer -Legitimationen derselben , sowie in deren öffentlichen
Ankündigungen , Drucksorlen und Prospekten durch Aufnahme einer entsprechenden
Klausel die Aichtberechtigung dieser Privatdetektiv -Institute zur Anskunfts-
erteilnng über die Kreditverhältuisse von Firmen angedeutet werde . In Statt-
gebung dieses Gesuches finde ich aus Grund des Senats -Beschlusses vom
20 . Juni 1902 , anzuordnen , daß seitens der magistratischen Bezirksämter in
allen Fällen , in welchen um eine Konzession zum Betriebe eines Privatdetektiv-
Institutes im Sinne des Staatsministerial -Erlaffes vom 28 . Februar 1863,
Z . 2306 , angesucht wird , in das zur Ergänzung des Konzessionsgesuches auf-
zunehmende ämtliche Protokoll die Klausel aufzunehmen ist : „ mit Ausschluß
der Auskunftserteilung Uber die Kreditverhältuisse von Gewerbetreibenden,
sowie von anderen Personen , sofern diese Auskünfte zu gewerblichen Zwecken
verlangt werden " .

Hinsichtlich der äußeren Geschäftsbezeichnungen in Ankündigungen , Pro¬
spekten und Drucksorten der Privatdetektiv -Institute werden die magistratischen
Bezirksämter angewiesen , in allen Fällen von unerlaubten , einen Eingriff in
die Gewerberechte der Jnformations -Bureaux enthaltenden Ankündigungen
gegen die Inhaber derartiger Institute nach den bestehenden Vorschriften vor¬
zugehen.

8 .

Einschränkung des Zigennerunwesens.

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterci vom 23 . Juni >
1902 , Z . 57411 , M .-Abt . XVII 3617/02:

Ans den Uber den h. o. Erlaß vom 8 . Jänner 1902 , Z . 120287 , er¬
statteten Berichten wurde entnommen , daß ungeachtet der mit dem Erlasse des
k. k. Ministeriums des Innern vorn 14 . September 1888 , Z . 14015 (intimiert
mit dem h. o. Erlasse vom 20 . September 1888 , Z . 52107 ), behufs einer
wirksamen und einheitlichen Bekämpfung des Zigennerunwesens erlassenen An¬
ordnungen sich doch mitunter Fälle ereignen , in denen seitens der Bezirks-
behöiden bei der Behandlung der Zigeuner nicht mit der gebotenen Vorsicht
und Strenge vorgegangen wird.

Die k. k. Statthalterei findet sich daher bestimmt , die Anordnungen des
bezogenen Normal -Erlasses zur genauesten Danachachtnng in Erinnerung zu §
bringen und auch gleichzeitig die Bezirksbehörden anznweisen , im Falle die im !
Laufe des Jahres austauchenden Zigeuner mit Gewerbe - und Lizenzscheinen oder
ähnlichen Befugnissen fremder Behörden versehen wären , die Daten dieser >
Dokumente genauestens vorzumcrken und dieselben gelegentlich des nächsten !
Jahresberichtes über die Erfolge bei der Belämpfnng des Zigennerunwesens ^
anher bekannlzugeben.

Da sich Weilers bei Verleihungen von Gewerbeberechtigungen an Zigeuner
Unzukömmlichkeiten ergeben haben , findet die k. k. n .-ö. Statthallerei diesfalls
folgendes zur eröffnen:

1 . Gewerbeanmeldnngen von Zigeunern sind nur dann entgegenzunehmen,
wenn dieselben durch Geburtsmatriken -Auszüge und durch Heimatscheine ihr
Alter und ihre Staatsangehörigkeit nachgewiesen haben.

2 . Der durch ß 110 der Wehrvorschriften , I . Teil , auferlegten Ver¬
pflichtung , rücksichtlich jener Männer , welche das 21 . Lebensjahr überschritten
haben , bei der Anmeldung eines Gewerbes festznstellen , ob und auf welche
Art der Anmelder seiner Stellungspflicht entsprochen hat , ist gewissenhaft nach-
znkommeii.

3 . Es ist in allen Fällen genau klarznstellen , ob der Anmelder das Ge¬
werbe , wenn er auch für dasselbe einen festen Standort angegeben hat , nicht
doch im Umherziehen anszuüben beabsichtigt , in welchem Falle — abgesehen
von Z 60 der Gewerbeordnung — die Bestimmungen des Hausierpatentes , be¬
ziehungsweise die Vorschriften über die sonstigen Wandergewerbe in Anwendung
zu kommen haben.

4 . Im Hinblicke auf § 5 der Gewerbeordnung ist stets eingehend zu er¬
heben , ob der Gewerbeanmelder von den Gerichten etwa bereits bestraft ist,
und hienach die Frage , ob ein Mißbrauch des Gewerbes zu besorgen wäre,
mit Strenge zu beurteilen.

Dieser Erlaß ergeht behufs genauer Danachachtnng an alle Bezirks¬
hauptmannschaften in Niederösterreich , an den Wiener Magistrat und an die
Sladträte in Wiener -Neustadt und in Waidhofen an der Ubbs.

r«.
Einführung der „ fortlaufenden " Schreibweise für
die Amtskorrespondenz bei den k. k. Bezirkshanpt
Mannschaften Amstetten und Kornenbnrg , sowie bei
dem Bezirksschulräte Kornenbnrg und bei der k. k.

n . ö . Statthalterei.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preß er  vom 1. Juli
1902 , M .-D . 2261/02 und 2329/02:

Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat unterm 24 . beziehungsweise 28 . Juni
1902 , Z . 4287/kr . und 4427/kr ., nachstehende Erlässe anher gerichtet:

1. Die fortlaufende Schreibweise wird laut der unterm 20 . Juni 1902,
Z . 119/B .-P ., beziehungsweise unterm 19 . Juni 1902 , Z . 19797 , hieher er¬
statteten bezüglichen Anzeigen vom 1. Juli 1902 angefangen auch bei den
k. k. Bezirkshauptmannschaftm Amstetten und Kornenbnrg , sowie bei dem
Bezirksschulräte Kornenbnrg zur Einführung gelangen.

Die in den hierortigen Erlässen vom 9 . April 1900 , Z . 8943/kr . und
vom 21 . Mai 1902 , Z . 3274/kr ., erteilten Weisungen haben daher mit dem
oben angeführten Termine auch ans die amtliche Korrespondenz mit diesen Be¬
zirkshauptmannschaften beziehungsweise mit dem genannten Bezirksschulräte
analoge Anwendung zu finden.

2 . Vom 1. Juli 1902 angefangen sind alle bei der Statthalterei ein-
langenden , der Präsentation unterliegenden Geschäftsstücke derart zu exhibieren,
daß das Präsentatum , wie dies im h . o. Erlasse vom 9. April 1900,
Z . 8943/kr . (Punkt 1) , bei Erläuterung der fortlaufenden Schreibweise an¬
gegeben wurde , nicht auf dem Rücken des Geschäftsstückes , sondern unter das
Ende des Textes , beziehungsweise unterhalb der Unterschrift des einlangenden
Aktes in der Mitte der Blattseite , eventuell , falls hiezu kein Platz vorhanden,
am oberen Rande der auf die Unterschrift folgenden freien Blattseite bei-
znsetzen ist.

Im Zusammenhalte damit erscheint es geboten , daß bei Berichten an di:
Statthalterei das bisher übliche „ Rubrum ", soferne dasselbe — es wird in

j dieser Beziehung auf den Schlußabsatz d-r h. o. Weisung vom 21 . Mai 1902,
! Z . 3274/kr ., verwiesen — überhaupt erforderlich ist, nicht auf dem Rücken

der vierten Seite des Geschäftsstückes , sondern auf der ersten Seite des Be-
^ richtes , und zwar links oben unterhalb der Zahl und oberhalb der Aufschrift
I des Berichtes angebracht werde.

Hievon setze ich die städtischen Beamten unter Hinweis auf die Normalien-
' blätter Nr . 54 und 67 zur genauesten Danachachtnng in Kenntnis.

2
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LL.
Vorgang bei Stellung von Begehren «n» Aus¬
lieferung ungehorsamer Wehrpflichtiger ans dem

Deutschen Reiche
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 2. April 1901,

Z . 25595 , M .-Abt. XVI, 5012,02 , und vom 9. Juli 1902,
Z . 62763/02 , M .-Abt. XII , 5012/02:

1. Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverteidigungvom
16. März 1902. Nr. 40673 ex 1900, hat sich in der letzten Zeit wiederholt
der Fall ereignet, daß sich hierländische Administrativbehörden mit dem An¬
suchen um Auslieferung ungehorsamerWehrpflichtiger aus dem Deutschen
Reiche an die dortigen k. u. k. Missionen, beziehungsweise an die dortigen
k. u. k. Konsularämter gewendet haben

Nachdem hinsichtlich der Auslieferung ungehorsamer Wehrpflichtiger
ans dem Deutschen Reiche für die hierländischen politischen Administrativ¬
behörden der direkte  Verkehr mit den kaiserlich deutschen Behörden durch
die Kartell-Konvention vom 10. Februar 1831, P .-G.-S . Nr. 31, nicht nur
nicht ausgeschlossen ist, sondern im Gegenteil, im Sinne der Bestimmungen
des Artikels VII, Absatz2 der Konvention, die Regel zu bilden hat, während
diesbezüglich der diplomatische Weg nur ausnahmsweisezu betreten ist, so
muß die eingangs erwähnte Vorgangsweise, als den betreffenden Bestimmungen
der Kartell-Konvention vom Jahre 1831 umsomehr zuwiderhandelnd betrachtet
werden, als auch reziprokerweise von den deutschen Behörden dieser Weg nicht
betreten wird, wenn es sich um die Auslieferung deutscher Wehrpflichtiger,
welche sich hierzulande aufhalten, handelt.

Es ist daher in Hinkunft bei Stellung von Begehren um Auslieferung
ungehorsamer Wehrpflichtiger(im Umfange des Artikels XII der Kartell-Kon¬
vention) aus dem Deutschen Reiche stets an die hiesür maßgebende Behörde
des in Frage kommenden deutschen Bundesstaates, nicht aber an eine k. u. k.
Mission oder an ein k. u. k. Konsularamt zu wenden, während in jenen
Fällen, in denen aus besonderen Rücksichten das Betreten des diplomatischen
Weges geboten erschiene, das Ausliefernngsbegehren im vorgeschriebenen Dienst¬
wege zu stellen sein wird.

2 . Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom
14. Juni 1902, Nr. 11041 II , sind Anträge wegen Auslieferung von
Deserteuren und sonstigen wehr- beziehungsweise stellungspflichtigenPersonen,
insofern hiebei Elsaß - Lothringen  in Betracht kommt, stets nur im
diplomatischen Wege zu stellen.

Dagegen sind Anträge wegen Auslieferung von derlei Flüchtigen aus
de in Geltungsgebiete der Kartell - Konvention vom
10. Februar  1831 (R.-G.-Bl. 59, Nr. 31) im Sinne der Artikel VII
und XII dieser Konvention in der Regel von den politischen Bezirksbehörden
(k. k. Polizei -Direktionen) unmittelbar an die betreffende deutsche Behörde zu
richten, während solche Requisitionennur dann im diplomatischen Wege er¬
folgen sollen, wenn der Aufenthaltsortdes Auszuliesernden der requirierenden
Behörde nicht bekannt ist, oder sonstige Schwierigkeiten sich ergeben.

LS.
Hintanhaltung der Einlagerung von Kalzimn-

karbid in unzulässiger Menge.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 10. Juli 1902,

Z. 63544 (Mag.-Abt. IV, 1768/02) :
Ans Anlaß einer Hieramts anhängigen Strafsache wegen Einlagerung

von Kalzinmkarbid in unzulässiger Menge ergeht der Auftrag, dafür Sorge
zu tragen, daß die Einhaltung der diesbezüglichen Bestimmungen der Ministerial-
Verordnnng vom 14. November 1901, R.-G.-Bl. Nr. 184, gelegentlich der
regelmäßigen Vornahme der Feuerbeschau überwacht werde.

Dieser Erlaß ist an alle k. k. Bezirkshauptmannschasten, den Magistrat
in Wien und die Stadträte in Waidhofen an der Ubbs und Wiener-Neustadt
gerichtet.

L»
Jahresberichte der registrierten Hilfskassen.

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 10. Juli 1902,
Z . 69290 (Mag .-Abt . XVIII , 3159,02 ) :

Anläßlich der Überprüfung der von den registrierten Hilfskaffen gemäß
Z 34 H.-K.-G. vorgelegten Jahresnachweisungen wurde seitens des k. k.
Ministeriums des Innern die Wahrnehmung gemacht, daß der „Jahres¬
bericht" (Z 34, Z. 1, lex. eit.) häufig nur in einer Wiedergabe der Haupt¬
ziffern der Rechnnngs- und statistischen Ausweise besteht, über die sonstige
Tätigkeit der Kassen(wie über die Tätigkeit der Verwaltungsorganeu. s. w.)
jedoch keine oder ganz ungenügende Aufschlüsse gibt. Zufolge Erlasses des
k. k. Ministeriums des Innern vom 2. Juli 1902, Z . 28034, ergeht daher
unter Bezugnahme auf den hierortigen Zirkular-Erlaß vom 6. Mai 1901,
Z. 36745, an alle politischen Bezirksbehörden die Weisung, bei Überprüfung
der erwähnten Nachweisungen auf ihre Selbständigkeit, insbesondere auch
darauf zu achten, daß ein „Jahresbericht" zur Vorlage gelange, der sich
seinem Inhalte nach tatsächlich als ein solcher erweist. In dieser Hinsicht
wird behufs anfälliger Belehrung der Kassen bemerkt, daß der „Jahresbericht",

l der eine übersichtliche Darstellung der gesamten Gebarungstätigleit der Kassa
bieten soll, mindestens(wenn auch in gedrängtester Kürze) zu enthalten hat:

Eine Besprechung und Erläuterung der wichligsten Rechnnngs- und
statistischen Ergebnisse; Mitteilungen über die bemerkenswertesten sonstigen
Vorkommnisse, insbesondere in der Verwaltung und Führung der Kaffen¬
geschäfte, wobei jedenfalls die von den Kassenorganen(Vorstand, Überwachungs-
Ausschuß, Schiedsgericht, General-Versammlung) entwickelte Tätigkeit, be¬
ziehungsweise die von denselben gefaßten wesentlichsten Beschlüsse anzuführen
sein werden: ein Verzeichnis der Kassafunknonäre(Mitglieder des Vorstandes,
Überwachungs-Ausschusses und Schiedsgerichtes) für den Stand mit Ende
des Berichtsjahres.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich, an die Wiener Magistrats-Abteilung XVIII, an die magistratischen
Bezirksämter und an die Stadträte in Wiener-Neustadt und Waidhofen an
der Ibbs.

L4
Handhabung der zur Hintanhaltnng der Wasser¬
verunreinigung erlassenen gesetzlichen Vorschriften.

Zirkular-Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 11. Juli
1902, Z . 65982 (M .-Abt. VII, 985,02 ) :

Es wurde die Wahrnehmung gemacht, daß die zur Hintanhaltnng der
Wasserverunreinigungerlassenen gesetzlichen Vorschriften seitens einzelner
politischer Bezirksbehörden teils gar nicht, teils nicht in einer den Anforderungen
des öffentlichen Wohles entsprechendenWeise zur Anwendung gelangen.

Insoweit es sich um die Benützung der Gewässer zur Fortschaffung
industrieller Abfallstoffe handelt, haben die politischen Behörden allerdings be:
Erteilung der diessälligen Bewilligung im Sinne der bestehenden Vorschriften
und unter genauester Beobachtung der vom k. k. Ministerium des Innern be¬
züglich des Vorgehens bei der Genehmigunggewerblicher Bctriebsanlagen
wiederholt ergangenen Weisungen die Interessen der Industrie tunlichst zu
wahren und die Vorschreibung von Konsensbedingnngen, durch welche der
Industriebetriebungerechtfertigterweise erschwert würde, zu vermeiden.

Andererseits haben jedoch die politischen Behörden bei Konsentiernngen
derartiger Wasserbenützungcn dafür zu sorgen, daß auch die Interessen der
übrigen Beteiligten nicht anßeracht gelassen, insbesondere vermeidliche Beein¬
trächtigungen der Fischzucht und der Fischerei hintangehalten und die einander
widerstreitenden Interessen soweit als möglich ausgeglichen werden.

Hinsichtlich jener Ünternehmungen, denen die Bewilligung zur Ableitung
von Abfallstoffen in öffentliche oder Privatgewässer erteilt wurde, werden sich
die politischen Bezirksbehörden durch periodische Revisionen die Überzeugung
zu verschaffen haben, ob die einschlägigen Konsensbedingnngen tatsächlich ein-
gehalten werden.

Diese von Amts wegen zu veranlassenden Revisionen sind anläßlich
anderweitiger Amtshandlungen vorzunehmenund dürfen hieraus den be¬
teiligten Parteien — sofern in den Konzessionsbedingnngen nicht etwa eine
gegenteilige Bestimmung enthalten ist — keinerlei Kosten erwachsen.

Unbefugte, den gesetzlichen Bestimmungen zuwiderlaufende Wasser¬
verunreinigungen sind nicht zu dulde» und ist gegen dieselben nach Maßgabe
der gesetzlichen Vorschriften einzuschreiten.

Hievon werden zufolge Erlasses des Ackerbauministeriums vom 19. Juni
1902, Z. 10505, alle Bezirkshauptmannschaften Niederösterreichs, der Wiener
Magistrat Abteilung VII, ferner die Stadträte in Wiener-Neustadt und in
Waidhofen an der Abbs, unter Hinweis auf die einschlägigen Bestimmungen
des niederösterreichischen Wasserrechtsgesetzesvom 28 August 1870, L.-G.-
Bl. Nr. 56, und des Fischereigesetzesvom 26. April 1890, L-G.-Bl. Nr. I,
1891 ex zur Danachachtnng in Kenntnis gesetzt

»5 .
Geltendmachung von Ersatzansprüchen für in den
Bereinigten Staaten verunglückte hicrländige Staats¬

angehörige.
Zirkular -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 12. Juli 1902,

Z . 66072 , M .-D. 2497/02:
Nach den Erfahrungen der k. und k. Vertretungsbehörden in den Ver¬

einigten Staaten von Nordamerika kommt es häufig vor, daß die in der
österreichisch-ungarischen Monarchie lebenden Familienangehörigeneines im
Unionsgebiete bei der Arbeit oder bei Benützung einer Verkehrsanstaltgetöteten
hierländigen Staatsangehörigenmit gewöhnlich von einem Gemeindesunktionäre
oder dem Seelsorger in der betreffenden Landessprache verfaßten Eingaben
direkt an den Arbeitgeber, die Berkehrsanstalt oder auch an amerikanische
Staats - und Munizipalbehörden behufs Erwirkung einer Entschädigung oder
Unterstützung herantreten.

Da in solchen Fällen die in einer anderen als der englischen Sprache
verfaßten Eingaben seitens der Adressaten in der Regel einem „Agenten"
oder „Isiotarz- pntzlie" behufs Verdolmetschung überantwortet, h.äufig auch
dem betreffenden österr.-ungar. Konsulate zur Erklärung und Übersetzung
präsentiert, nicht selten aber auch gänzlich unberücksichtigt gelassen werden,
so erwächst bei einer solchen Art der Geltendmachungvon Jdemnisations-
begehren nebst der Möglichkeit verschiedeneranderer abträglicher Inzidenzfälle
insbesondere die Gefahr, daß die zur Stellung von Entschädigungsansprüchen
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gesetzlich vorgeschriebenen Fristen ungenützt verstreichen und daher die Ersatz¬
forderungen präkludiert werden.

Um derartigen Eventualitäten vorzubeugen , empfiehlt es sich, daß solche
auf die Geltendmachung von Ersatzansprüche » in de» Vereinigten Staaten
abzielende Gesuch - einheimischer Interessenten stets an das betreffende Konsulat
und im Zweifel über den Sitz des letzteren an das k. und k. General -Konsulat
in New -Aork gerichtet werden , worauf die Bevölkerung in geeigneter Weise
ausmerksam zu machen ist.

I«.
Hintanhaltnug der mißbräuchlichen Verwendung des
zu Wetterschießzlvecken abgegebenen Sprengpulvers.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . Juli 1902,
Z . 66524 (M .-Abt . IX , 3620/02 ) :

Laut einer an das k. k. Ackerbauininisterinm gelangten Mitteilung des
k. und k. Reichs -Kriegrministeriums hat sich der Bezug des für Wetlerschieß-
zwecke zu ermäßigten Preisen abgegebenen Sprengpulvers in einer Weise
gesteigert , welche mit einem auch sehr hoch eingeschätzten widmungsmäßigen
Verbrauche in einem geradezu unmöglichen Verhältnisse steht.

Außerdem hat das k. und k. Reichs -Kriegsministerium die Wahrnehmung
gemacht , daß in Gegenden , in welchen der Bezug von Sprengpulver für
Wetterschießzwecke zunimmt , der Absatz von derlei Pulver für Sprengzwecke
in erheblichem Maße zurückgegangen ist.

Es ist daher nicht ausgeschloffen , daß das für Wetterschießen bestimmte
Pulver auch mißbräuchliche Äuwendung findet.

Der u .-ö. Landes -Ausschuß wurde daher seitens des k. k. Ackerbau-
Ministeriums eingeladen , die Gebarung mit diesem Sprengpulver der rigo¬
rosesten Kontrolle zu unterziehen , und wurde die Erwartung ausgesprochen,
daß der Landes -Ausschuß hiebei an den am Wetterschießen interessierten
Kreisen umso gewisser willige Unterstützung finden werde , als das k. und k.
Reichs -Kriegsministerium sich im Falle des Fortbestandes dieser Unzukömmlich¬
keiten veranlaßt sehen könnte , zur Verhinderung einer weiteren Schädigung
des Pulvergefällcs die für Wetterschießzwecke gewährte Preisermäßigung
überhaupt einzustellen.

Dies wird zufolge Erlasses des k. k. Ackerbauministeriums vom 2l . Juni
1902 , Z . 12054/409 , mit Beziehung aus den h . o. Erlaß vom 3l . Mai 1901,
Z . 43326 , mit dem Bemerken eröffnet , daß diesem Gegenstände fortgesetzt
entsprechende Aufmerksamkeit zuznweuden sein wird.

Dieser Erlaß ergeht au alle k. k. Bezirkshauptmaunschaften in Nieder-
österrcich , den Wiener Magistrat (Abt . IX ), im Wege desselben an alle
magistratischen Bezirksämter , an die Stadträte in Wiener -Neustadt und
Waidhofcn a . d. Ibbs.

17 .
Bestimmung des Normaltages bei der Entscheidung
über Gesuche um Znerkennnng der Begünstigung

nach H 34 der Wehrvorschriften , I . Teil.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 15 . Juli 1902,

Z . 67079 , M .-Abt . XVI , 5269/02:
Das k. k. Ministerium für Landesverteidigung hat mit dem Erlasse vom

25 . Juni 1902 , Z 10591 II , im Einvernehmen mit dem k. und k. Neichs-
Kriegsmiuisterium anläßlich eines speziellen Falles eröffnet , daß im Hinblicke
auf die Bestimmungen des 8 57 , Punkt 8 , und des Punktes 9 , vorletztes
Alinea der Wehrvorschriften , I . Teil , als der im Erlasse vom 7. März 1898,
Nr . 3959 II n (hierortige Normaliensammlung Nr . 1191 ) für die Beurteilung
der Ausprnchsberechtignng ans die Begünstigung des Z 34 Wehrgesetz und des
Lebensalters der in Betracht kommenden männlichen Angehörigen fest¬
gesetzte Normaltag  der Erledigung des Gesuches jener Tag
anzusehen ist, an welchem die zur Entscheidung i » erster
Instanz berufene politische Bezirksbehörde ihre Ent¬
scheidung gefällt hat.

Es bieten sohin die in der Zeit zwischen der Entscheidung der politischen
Behörde und der Abgabe der gutächtlichen Äußerung des Ergänzungsbezirks-
Kommaudos etwa eingetretenen Verhältnisse , wenn dieselben auch — wie
beispielsweise das inzwischen erreichte 18 . Lebensjahr eines Bruders des
Reklamierten — für die Beurteilung der Begünstigung von Wesenheit wäre » ,
keine Grundlage zu einer Einsprache gegen die Znerkennnng derselben.

18.
Einfuhr von Geflügel nach Belgien.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . Juli 1902,
Z . 69992 (Mag .-Abt . IX , 3709 sx 1902 ) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 30 . Juni 1902,
Z . 2893 , wurde mit der königlich belgischen Verordnung vom 29 . August 1902
verfügt , daß die Einfuhr von Geflügel nach Belgien auf bestimmte Eintritts¬
stationen beschränkt und von der Beibringung von Herkunftszertifikaten ab¬
hängig gemacht werde.

Nach dieser Verordnung kann ferner der Ackerbauminister Uber das zur
Einfuhr gelangende Geflügel eine beliebige Quarantäne auf Kosten des
Transporteurs verhängen , in dringenden Fällen aber auch die Ein - nud
Durchfuhr verbieten.

Die Einfuhr darf nur an den vom Ackerdauministerium bestimmten
Tagen und nach anstandslosem Befunde des Beschautierarztes statlfinden.

Ergibt sich jedoch bei dieser Beschan ein Fall von Diphtherie , Geflügelrotz
oder Geflügelcholera , so ist der betreffende Transport von der Einfuhr zürück-
zuweisen , wenn der Transporteur die Tiere eines solchen Transportes nicht
sofort schlachten läßt . Die dabei krank befundenen Tiere sind mit Karbol zu
übergießen und unter ortspolizeilicher Überwachung zu verbrennen , die Käfige
aber zu desinfizieren.

Ein Versäumnis der Durchführung dieser Maßnahme seitens des
Transporteurs über 24 Stunden hat deren Veranlassung seitens der zuständigen
Gemeinde zur Folge.

Bestreitet eine Partei die gestellte Diagnose oder die Notwendigkeit der
versügten Maßnahmen , wird auf Kosten der Partei ein zweiter Tierarzt
beigezogen.

Im Falle einer Meinungsdiffercuz dieser beiden Tierärzte hat der
Beschautierarzt den Veterinär -Inspektor heranznziehen ; dessen Gutachten ist
entscheidend.

Auf den Transitverkehr ohne Umladung haben diese Bestimmungen keine
Anwendung.

Diese königlich belgische Verordnung ist am 14 . September 1901 in
Kraft getreten.

Nach den Znsatzbcstimmnugen vom 15 . Dezember 1901 ist die Einfuhr
von Geflügel über alle jene Zollstatioucn statthaft , über welche die Einfuhr
von Einhufern , Melk - und Schlachtvieh , Schafen , Ziegen und von Fleisch
statlfindet.

Die Kosten der tierärztlichen Beschan wurden auf 2 Centimes Per Stück und
im Falle der Einfuhr mit Voranmeldung bis zu 10 Francs festgesetzt.

Hievon ist den interessierten Kreisen in geeignet erscheinender Weise
Kenntnis zu geben.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschafteu in Nieder-
österreich , an die Mag .'-Abt . IX in Wien , an sämtliche magistratischen Bezirks¬
ämter Wiens , den Stadtrat in Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Hbbs,
an die Handels - und Gewerbekammer und a » die Landwirtschafts -Gesellschaft
in Wien.

IS
Gift Verschleiß.

Mit Dekret vom 2l . Juli 1902 , Z . 30629 er 1902 , hat das magistratische
Bezirksamt für de» XVI . Bezirk dem Materialwarenhändlec Oskar Nowak,
Neulerbenfelderstraße 84 wohnhaft , die Konzession zum Betriebe des Gift-
Verschleißes in Wien mit dem Betriebsorte Wien , XVI ., Nenlerchenfelder-
straße 81 , unter der Bedingung verliehen , daß bei der Konzessionsausübung die
in Betreff des Verkehres mit Giften bestehende» Ministecial -Verordiiungen
vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 10 und vom 2. Jänner 1886 , R .- G .-Bl.
Nr . 10. sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau befolgt werden , daß
ferner jede Verlegung des Standortes innerhalb des konzessionierten Rayons
dem zuständigen magistratischen Bezirksamte behufs Genehmigung anzuzeigen

! ist, und daß wegen der zur Z . 164772 zu erfolgenden Erwerdstenerbemessung
> sich an die k. k. Steuer -Administration für den XVI . und XVII . Bezirk zu
>. wenden ist.

Diese Konzession wurde oub Nr . 1075 in das Gewerberegister ein¬
getragen.

2 «.
Einführung dir „ fortlaufenden Schreibweise " für
die Amtskorrespondenz bei der k. k. Bezirkshanpt

Mannschaft »nd dem Bezirksschulräte Mistelbach.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . PreYer  vom 23 . Juli

1902 , M .-D . 2418/02:
Die k. k. n .-ö. Statthalters hat unterm 5 . Juli 1902 , Z . 4484/kr ., nach

stehenden Erlaß anher gerichtet:
„Die .fortlaufende Schreibweise ' in der Amtskorrespondenz wurde nun¬

mehr auch bei der k. k. Bezirkshauptmanuschaft und bei dem Bezirksschulräte
Mistelbach eingeführt.

Die in den h. o. Erlässen vom 9 . April 1900 . Z . 8913/kr ., und vom
21 . Mai 1902 , Z . 3274/kr ., erteilten Weisungen haben daher auch auf die
amtliche Korrespondenz mit dieser Bezirkshauptmanuschaft , beziehungsweise dem
genannten Bezirksschulräte analoge Anwendung zu finden .»

Hievon setze ich die städtischen Beamten unter Hinweis auf die Normalien¬
blätter Nr . 54 , 67 und 70 in Kenntnis.

21 .
Stempelbchandlnng der Behelfe zu den Gesuchen

nach K 34 , vorletzter Absatz des Wehrgesetzes.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 29 . Juli 1902,

Z . 73056 , M .-Abt . XVI , 5556/02:
Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom

3 Jult 1902 , Nr . 24868/11 , wird mit Beziehung auf den h.-o. Erlaß vom
23 März 1870 , Nr . 8033 , eine Abschrift des Erlasses des k. k. Finauz-
ministeriums vom 2 . Februar 1902 , Z . 6468 , betreffend die Stempelbehaudliiug
der Behelfe zu den Gesuchen im Sinne des 8 34 , vorletzter Absatz des Wehr-

j gejetzes zugestellt.
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Abschrift
des Erlasses des k. k. Finanzministeriums vom 2 . Februar 1902 , Z . 6468.

In Bezug ans die Stempelpflicht der Behelfe zu den Gesuchen um
dauernde Beurlaubung eines Militärpflichtigen aus Familienrücksichten im
Sinne des vorletzten Absatzes des ß 34 des Wehrgesetzes vom 11. April 1889,
N .-G .-Bl . Nr . 41 , mit welchen nicht ein schon im Gesetze begründetes Recht,
sondern eine im freien Ermessen der Behörde gelegene Begünstigung in An-
spruch genommen wird , wird verlantbart , daß der im § 56 , Z . 3 , lit . s , in
Verbindung mit Z 60 . Z . 3 der Verordnung des Ministeriums für Landes¬
verteidigung vom 15 . April 1889 , N .-G .-Bl . Nr . 45 , vorgcschriebene Famitien-
auskunftsboge » die unbedingte Gebührcnfreiheit nach Tarifpost 117 , lit . a
des Gesetzes vom 9 . Februar 1850 , N .- G .-Bl . Nr . 50 , genießt , wenn der
Matrikenführer in demselben die unterstützungsbedürftigen Familienmitglieder
namentlich bezeichnet , und die Bemerkung beigefügt ist, „ daß die Auskunft ans
den Matriken diesen Personen zum Beweis - ihrer Hitfsbedürftigkeit im Sinne
des § 34 des Wehrgesetzes vom 11 . April 1889 , N .-G .-Bl . Nr . 41 , erteilt wird " .

Die gleiche Stempelfreiheit kommt auch dem im § 56 , Z . 3 , lit . b der
bezogenen Verordnung geforderten Unentbehrlichkeitszeugniffe zu , insofern
es die nach dieser Vorschrift erforderliche Erklärung bezüglich der Hilfs¬
bedürftigkeit der Zeugniswerber tatsächlich enthält.

Im übrigen verbleibt es — namentlich was den Eingabenstempel
betrifft — bei den Anordnungen der hierorligen Erlässe vom 6. März 1870,
Z . 5107 . Verordnungsblatt Nr . 11 , Seite 43 , und vom 25 . Juni 1901,
Z . 33165.

SÄ.
Fahrordnimg für die Gumpendorferftraße unter dem

Stadtbahuviadukte.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 4 . August 1902,

Mag .-Abt . V, 3573:
Das Befahren der Straßenbahngeleise unter der Stadtbahnbrücke über

die Gumpendorferstraße mit Wagen von über 44 m Gesamthöhe ist verboten.
Übertretungen dieser Anordnung weiden gemäß 88 100 und 101 des

Gesetzes vom 24 . März 1900 , L.- G . -Bl . Nr . 17 , mit Geldstrafen bis znm
Betrage von 400 L oder Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

II. UlN'MlttivbestimmumM.
StMral:

2»

Grabstellgebühreu für Versorgungshaus - Insassen.
Beschluß des Wiener Stadtrates vom l . Juli 1902,

Z . 8245 (Mag .-Abt . X , 82/02 ) :
In jenen Fällen , in welchen für im städtischen Versorgnugshause in

Wien oder im städtischen Bürgerversorgungshanse Verstorbene ans einem der
Friedhöfe der bestandenen Vorortegemeinden das Benützungsrecht auf ein
eigenes Grab erworben iviid , ist. wenn nachgcwiesen wird , daß der Ver¬
storbene vor seiner Aufnahme in die Anstalt in dem dem bezüglichen Friedhofe
zugewiesenen Bezirke beziehungsweise Bezirksteile gewohnt hat , die Grabftell-
gebühr im Betrage für Zngcwiesene einzuheben.

^Magistrat:
S4.

Strafamishaudlungen in Handhabung der
Lokalpolizei.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Pr eher  vom 25 . Juni
1902 , M .-D . 1798/02:

Von einem magistratischen Bezirksamte wurde ein Bäcker wegen unter¬
lassenen Anschlages der Magistrats -Kundmachung vom 10 . Juli 1896 , M .-
Z . 10090 , über die Beobachtung der Reinlichkeit in den Backhäusern gemäß
dieser Kundmachung und des ß 100 des Gemeindestatutes vom 24 . März ' l900
L.- G .- u . B .-Bl . 17 , bestraft . '

Anläßlich des Gnadengesuches deS Bestraften hat die k. k. n .-ö. Statt-
Halterei mit dem Erlasse vom 26 . Mai 1902 , Z . 49994 , zur künftigen
Danachachtung bemerkt:

„Der ß 100 , Absatz 3 des Wiener Gemeindestatutes setzt zwar ein Ver¬
ordnungsrecht des Wiener Magistrates in Angelegenheiten der der Gemeinde
zustehenden Lokalpolizei,  also Bestimmungen hinsichtlich des selbständigen
Wirkungskreises der Gemeinde fest, die Ausübung des in Übertretnngsfällen
zur Anwendung gelangenden Strafrechtes gehört jedoch überhaupt nicht znm
selbständigen Wirkungskreise der Gemeinde ; es ist daher bei Begründung von
Straferkenntniffen wegen Übertretung von auf Grund des 8 100 . Absatz 3
des Gemeindestatutes erlassenen Anordnungen und Verboten in Hinkunft nicht
bloß auf eben diesen Paragraphen , sondern auch aus 8 101 des Gemeindestatutes
zu verweisen ."

Es haben daher die Magistrats -Abteilungen in den Text der zur Hand¬
habung der Lokalpolizei erlassenen Kundmachung die Bemerkung aufzunehmen:

„Übertretungen dieser Anordnungen werden nach 8 100 und 8 101 des
Gesetzes vom 24 . März 1900 , L.-G .- n V .-Bl . 17, bestraft ."

Gleichzeitig werden die städtischen Ämter angewiesen , künftighin die Stras-
erkenntniffe in Lokalpolizei -Angelegenheilen durch den Hinweis auf beide
bezogene Paragraphe zu begründen.

25
Vereinbarungen der Termine für Zahlungen der

(Hemeinde.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 9. Juli

1902 , M .-D . 2388/02:
Mit Rücksicht auf eine ungestörte Kaffabewcgnng erscheint es nicht

zweckmäßig , wenn Zahlungen der Gemeinde unmittelbar vor den Hanszins-
steuerterminen vereinbart werden.

Da dies jedoch, obwohl ich in diesem Gegenstände bereits zu wieder-
holtenmalen mündliche Weisungen in den Magistrats -Sitzungen gegeben habe,
dennoch in einem speziellen Falle vom Magistrate vorgeschlagen wurde , ordne
ich über Präsidial -Ertaß vom 2 . Juli 1902 , Z . 8736 , an ', daß für solche
Zahlungen stets die Zeit unmittelbar nach den Zinsqnartalen , also die
zweite  Hälfte der Monate Februar , Mai , August und November zu vereinbare » ist.

2V.
Ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Feuer-

telegraphen durch städtische Organe.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 9. Juli

1902 , M .-D . 2372/02:
Bereits mit h. ä . Kurrende vom 31 . August 1891 , M .-D . 671 , wurden

die Herren Amtsvorstände ersucht, dahin zu wirken , daß die Benützung des
Fenertelegraphen zur Beförderung ausgedehnter Telegramme vermieden werde,
wenn die dienstliche Mitteilung auf eine andere Weise rascher an ihren Be¬
stimmungsort gelangen könne , umsomehr , als die Natur des Feuertelegraphen
die Unterbrechung des telegraphischen Verkehres infolge eines Brandausbruches
und der damit in Verbindung stehenden Befehlgebung , selbst für längere
Dauer , jederzeit gewärtigt werden muß.

In letzter Zeit hat sich nun abermals eine erhöhte und ungerechtfertigte
Benützung des Feuertelegraphen ergeben , so daß einzelne Linien des Tele¬
graphen stundenlang in Anspruch genommen werden und für die Korrespondenz
der Feuerwehr nicht verfügbar sind.

Dieser ungehörige Gebrauch des Feuertelegraphen kann auch dahin
führen , daß wirklich wichtige und dringende Mitteilungen nicht befördert und
zngestellt werden können , weil das Personale mit der Aufnahme von minder¬
wichtigen Depeschen , beziehungsweise init deren Zustellung überhäuft ist.

Ich finde mich daher bestimmt , die eingangs angeführte Kurrende zur
genauesten Danachachtung in Erinnerung zu bringen und die Benützung des
städtischen Feuertelegraphen in Hinkunft in allen Fällen zu untersagen,
in welchen andere Verständignngsmittel , insbesondere Telephone , hinreichend
zur Verfügung stehen.

Im übrigen sind bei Benützung des Fenertelegraphen die betreffenden
Mitteilungen tunlichst kurz  zu fassen.

27.
Rechtzeitige Vorlage der Terminakteu.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 21 . Juli
1902 , M .-D . 2527/02:

Bereits mit dem Erlasse vom 27 . Mai 1897 , Z . 5043 (abgedrnckt im
magistratischen Verorduungsblatte Nr . VI ex 1897 , Seite 63 ) hat der Herr
Bürgermeister angeordnet , daß Eingaben an die Gerichte oder an andere
Behörden , welche beim Magistrate verfaßt werden und deren Überreichung an
einen bestimmten Termin gebunden ist, zwei  Tage vor Ablauf des Termines
überreicht , beziehungsweise , wenn di- Vorlage der Mnnda an das Präsidium
aus irgend einem Grunde erforderlich ist, zwei  Tage vor Ablauf des
Termines dem Präsidium vorgelegl werden.

Gleichzeitig hat der Herr Bürgermeister die Weisung erlassen , daß
TerminstUcke , welche der Beschlußfassung des Stadtratcs oder Gemeinderates
bedürfen , nicht, wie sich leider dieser Abusns eingebürgert hat , in allerletzter
Stunde , sondern derart rechtzeitig vorgelegt werden , daß eine sachliche, nicht
überhastete Beratung möglich ist.

Obwohl dieser Erlaß den städtischen Beamten am 25 . Mai 1901 zur
M .-D .-Z . 1326 (enthalten im magistratischen Verorduungsblatte Nr . VI
ex 1901 , Seite 47 ) in Erinnerung gebracht wurde , hat sich dennoch
kürzlich der Fall ergeben , daß von einem magistratischen Bezirksamte ein
Bericht über eine evenlnell am 11 . Juli 1902 einznbringende Klage erst am
10. Juli 1902 , also in einem Zeitpunkte beim Stadtrate einlangte , in welchem
es dem Stadtrats -Referenten nicht mehr möglich war , irgend welche Erhebungen
in der Angelegenheit z» Pflegen.

Über Erlaß des Herrn Bürgermeisters vom 14 . Juli 1902 , Z . 9065,
weise ich die städtischen Ämter neuerdings an , die mit obzitiertem Erlasse ge¬
troffenen Anordnungen bezüglich der Vorlage der Terminakten genauestens
einzuhalteu , widrigens gegen den schuldtragende » Beamten nach dem 111. Ab¬
schnitte der Dicnstpragmatik vorgegangen werden würde.
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28 . !
Auslegung der Bestimmung des Gemeiuderuts Be¬
schlusses vom 18 . Jänner 1901 , ZZ . 5751 und
6860 1000 , hinsichtlich des Bezngsbeginues des

perzentuelle » Mietzinsbeitrages.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . P rcyer  vom 22. Juli >
1902, M .-D . 1033/02:

Nach dem Gemeinderats -Beschlnffe vom 18 . Jauner 1901 , ZZ . 5751
und 6869/1900 , betreffend die Gewährung eines perzentuellen Mietzins - ^
beitrages beginnt der Bezug desselben , wenn der in den Ruhestand tretnide
städtische Angestellte ein Quartiergeld bezog, mit dem Tage , welcher dem Zins-
quartalc folgt , für welches er das Qnartiergeld bereits bezogen hat.

Anläßlich eines speziellen Falles hat der Magistrat die Anschauung aus¬
gesprochen , daß diese Bestimmung des obzitierten Gemeinderats -Beschlnsses für
die zurZeit der Beschlnßfassung bereits imDienste derGemeinde
gestandenen Beamten und Diener nur unbeschadet der im Z 91 der
Dienstpragmalik erworbenen Rechte ausgelegt werden kann.

Dieser Anschauung hat auch der Stadtrat zufolge Beschlusses vom
15 . Juli 1902 , Z . 9101 , beigepflichtet.

Es gebührt demnach dem in Peusions - oder Quieszentenstand versetzten
städtischen Beamten und Diener , wenn derselbe bereits vor dem obangcfllhrten
Gemeinderats -Beschluffe bei der Gemeinde in Verwendung stand , das Quarlier-
geld beispielsweise noch für das Vierteljahr vom nächstfolgenden Mai -Termine
bis August -Termine , wenn die Zustellung des Pensiouierungs - oder Qnies-
zierungsdekretes am 14 . Februar oder später erfolgte.

30 .
Abgabe von zwei Exemplaren wichtigerer Er¬
ledigungen des Magistrates an die Stadtbiblivthck.

Erlaß des Magistrats -Direktors Bl . P reyc  r vom 30. Juli
1902, M .-Abt. XXII, 1981/02:

Mit Bezug auf die Kurrende der Magistrats -Direktion vom 21 . Sep¬
tember 1892 , M .- D .-Z . 1004 , mit welcher die Leiter der seinerzeitigen
Magistrats -Departements angewiesen wurden , dafür Sorge zu tragen , daß
von allen magistratischen Druckschriften mit Ausnahme der Offertverhandlungs-
Kundmachungen der Stadtbiblivthek je zwei Exemplare zugestellt werden , wird
Nachstehendes verfügt : „

Die städtischen Ämter werden unter Hinweis auf die oben zitierte
Kurrende der Magistrals -Direktion , welche vielfach nicht mehr beachtet wird,
angewiesen , auch von allen Berichten , Verhandlungen von Enqueten , Denk¬
schriften oder anderen wichtigeren Erledigungen , welche außerhalb des
laufenden Amtsverkehres des Magistrates liegende Angelegenheiten betreffen
und entweder durch Druck oder auf lithographischem oder hektographischem
Wege oder auf eine andere Weise vervielfältigt worden sind , zwei Exemplare
unmittelbar an die Stadtbibliothek abzugeben.

In jedem Falle ist der Umstand , daß die Abgabe der für die Stadt-
bibliothek bestimmten Exemplare veranlaßt wurde , auf dem betreffenden Akte
oder Manuskripte anznmerken.

HI. Gliche
»ou tielonderer Wichtigkeit süe de» politische» ver-

Mtiltimg-chieich.
»o.

Haftpflicht von Eisenbahnen.
Gesetz vom 12. Juli 1902, R .-G.-Bl . Nr . 147:
Mit Zustimmung beider Häuser des Reichsrates finde Ich anzuordnen,

wie folgt:
8 i.

Die Bestimmungen des Gesetzes vom 5 . März 1869 , R .-G .-Bl . Nr . 27,
über die Haftung der Unternehmungen , die Eisenbahnen mit Anwendung von
Dampfkraft betreiben , gelten für alle mit Anwendung einer elementaren Kraft
betriebenen Eisenbahnen.

8 2.
Die Bestimmungen des Artikels VII des Gesetzes vom 20 . Juli 1894,

R .-G .-Bl . Nr . 168 , über die Entschädigungs - und Versicherungsansprüche der
gemäß Artikel I , Z . 1, und Artikel V jenes Gesetzes versicherten Eisenbahn-
bediensteten und ihrer Hinterbliebenen , gelten betreffs aller mit Anwendung
einer elementaren Kraft betriebenen Eisenbahnen.

8 3-
Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes , das mit dem Tage seiner Kund¬

machung in Wirksamkeit tritt , ist Mein Justizminister beauftragt.

31.
Ergänzung der Gewerbeordnung bezüglich der bei

Bauttttternehnnittgen beschäftigten Arbeiter.
Gesetz vom 22. Juli 1902, R .-G.-Bl . Nr. 155:
Mit Zustimmung beider Häuser des Neichsratcs finde Ich anznordnen,

wie folgt:
Artikel l.

Im sechsten Hauptstücke der Gewerbeordnung (Gesetz vom 8 . März 1885,
R .-G .-Bl . Nr . 22 ) find nachfolgende Znsatzbestimmungen für Hilfsarbeiter
bei Bannnternehmnugen nach H 96b einzuschalteu:

Sk . Für Hilfsarbeiter bei konzessionierten Baugewerben
und anderen  B a u u n t e rn  e h m u n g e n.

8 96 o.
Die Bestimmung des 8 88a findet auf Eiseubahnbauunternehmungen

und andere von wem immer betriebene Bauunternehmungen , welche mehr
als 20 Arbeiter bei einer Bansührung beschäftigen , Anwendung.

Bei den von diesen Unternehmungen auszuführenden Bauten kommen
ferner die Bestimmungen der 88 96 a und 96b , und zwar die letzteren Be¬
stimmungen auch bezüglich jener Arbeiter zur Geltung , welche nicht unmittelbar
von den Bauunternehmungen , sondern von solchen Gewerbetreibenden be¬
schäftigt werden , deren sich die Bauunternehmniigen zur Ausführung der
betreffenden Arbeiten bedienen.

Artikel  II.

Dieses Gesetz tritt drei Monate nach seiner Knndmachnng in Wirksamkeit.
Artikel  III.

Mit dem Vollzüge dieses Gesetzes sind Mein Handelsminister und Mein
Minister des Innern betraut.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes
gesetzblatte für Österreich » nter der Enns im Jahre

1002 pnblizierten Gesetze und Verordnungen.
X. Rcichvgcsttzblütt.

Nr . 124 Verordnung des Handelsministeriums
vom 10 . Juni 1902 , womit ans Grund des 8 24 des Postgesetzes
vom 5 . November 1837 neue Bestimmungen über die Abgabe der Post¬
sendungen erlassen werde » .

Nr . 123 . Kundmachung des Eisenbahnministe¬
riums Vom 18 . Juni 1902 , betreffend die Übertragung der Aller¬
höchsten Konzession für die Lokalbahn von der Station Ttumacz -Patahicze
nach Ttnmacz an die Chropiner Zuckerfabriks -Aktiengesellschaft.

Nr . 126 . Allerhöchstes Handschreiben vom 26 . Juni
1902 , betreffend das Verhältnis, in welchem die im Reichsrate vertretenen
Königreiche und Länder in der Zeit vom 1. Juli 1902 bis 30 . Juni 1903 zu
den Kosten der gemeinsamen Angelegenheiten beizntragen haben.

Nr . 127 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 1. Juli 1902 , womit einige Be¬
stimmungen der Wehrvorschriften III . Teil , Evidenzvorschrift , betreffend die
Personen des Mannschaftsstandes des Heeres und der Kriegsmarine , sowie
des Anhanges zu denselben , betreffend die Evidenzvorschrift für die Personen
des Mannschaftsstandes der k. k. Landwehr , abgeändert werden.

Nr . 128 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 13 . Juni 1902 , betreffend die Er¬
weiterung der Verzollungsbefngnisse des Nebenzollamtes II . Klaffe in Grün
(zu Bad Elster in Sachsen ) .

Nr . 120 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 25 . Juni 1902 , betreffend die Zoll-
b .Handlung von Gaswasser.

Nr . 130 . Staatsvertrag vom 19 . Jänner 1898,
zwischen Österreich -Ungarn und Preußen , betreffend die Verlegung der Landes-
grenze längs des Przemßaflnffes in der Strecke von Slupna bis zu dessen
Einmündung in die Weichsel.

Nr . 131 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern
vom 16 . Juni 1902 , womit die im Reichsrate vertretenen König¬
reiche und Länder in 29 Anfsichtsbezirke für die Amtshandlungen der Gewerbe-
Inspektoren eingeteilt werden.
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Nr . >32 . Gesetz vom 24 . Juni 1902 , betreffend die
Verwendbarkeit der Eisenbohnschnldscheine der Landesbank des Königreiches
Böhme » zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs -, Pupillar - und ähn¬
lichen Kapitali -n.

Nr. 133 . Gesetz vom 26. Juni 1902, betreffend di-
Verwendbarkeit der Kommunal - und Eiscnbahnschuldoerschreibungen der Landes-
kulturbank der Markgrasschaft Mähren zur fruchtbringenden Anlegung von
Stiftungs -, Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 134 . Gesetz vom 26 . Juni 1902 , betreffend die
Verwendbarkeit der Teitschuldverschreibungen des dalmatinischen Kommnnal-
anlehens von 600 .000 L zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftungs -,
Pupillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . 135 . Verordnung des Finanzministeriums vom
28 . Juni 1902 , betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der
geltenden Bin steuervollzngSvorschrift.

Nr . 131». Gesetz vom 4. April 1902 , betreffend die
Abänderung des Gesetzes vom 28 . März 1892 , R .-G .-Bl . Nr . 61 , bezüglich
der Gewährung von unverzinslichen Vorschüssen zur Wiederherstellung von
dnrch die Neblans zerstörten Weingärten.

Nr . 137 . Verordnung des Ackerbauministeriums
Vom 11. Juni 1902 , betreffend die Gewährung von Vorschüssen zur
Wiederherstellung von durch die Reblaus zerstörten Weingärten.

Nr . >38 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 26 . Juni 1902 , betreffend die Ermittlung des Alkoholgehaltes
des Uber die Zollinie eingeführten Melissengeistes zum Zwecke der Entrichtung
der Branntweinabgabe.

Nr . 130 Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern vom
27 . Juni 1902 , betreffend die Abänderung der HZ 42 bis 46 der zur
Strafprozeßordnung ergangenen Vollzngsvorschrift vom 19 . November 1873,
R .-G .-Bl . Nr . 152 , und der Ministerialverordnnnq vom 16 . Dezember 1895,
R .-G .-Bl . Nr . 199.

Nr . 140 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 24 . Juni 1902 , betreffend die Ermächtigung desk. k. Hanplzoll-
amtes I . Klasse in Innsbruck znr zollfreien Behandlung von Übcrsiedlungsefsekten.

Nr . 141 . Kundmachung des Handelsministeriums
Vom 5. Juli 1902 , betreffend die definitive Zulassung der Eleklnzüäts-
Mler -Typen XXXIII , XI . samt Nebenformen XI - 8 , XI -L . XI - UX , der
Zähler -Typen XI .II und I .VII , weiters die provisorische Zulassung der
Elektrizitätszähler -Typen I . V und I .VI znr cichamllichen Beglaubigung , sowie
den Widerruf der provisorischen Zulassung der Zähler -Typen XI . VI und I. III.

Nr . 142 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 10 . Juli 1902 , betreffend die Umwandlung des Hauplzollamtes
II . Klasse in Cattaro i» ein Hauptzollamt I . Klasse.

Nr . 143 . Kundmachung des Finanzministeriums
Vom 11 . Juli 1902 , betreffend die Umwandlung des Nebenzollamles
II . Klasse in Pelrowitz in (ine mit den Befugnisse » eines Nebenzollamles
II . Klaffe ausgestaltcw Exposttnr des Hauptzollamtes in Oderberg.

Nr. 144 . Gesetz vom 8. Juli 1902, belrifsend Be¬
günstigungen für Gebäude mit gesunden und billigen Arbeiterwohnnngen.

Nr . 145 . Verordnung des Gesamtministeriums
vom 19 . Juli 1902 , betreffend das Kanzleihilfspersonalbei den
staatlichen Behörden , Ämtern und Anstalten.

Nr . 140 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 8- Juli 1902 , betreffend die cichamlliche Prüfung und Be¬
glaubigung der Waffervcrbranchsmesser.

Nr. 147 . Gesetz vom 12. Juli 1902, betreffend die
Haftpflicht der Eisenbahnen *)

Nr . 148 . Gesetz vom 12. Juli 1902 , betreffend die
Verwendbarkeit der Teilschnldveischreibungen des von der Stadt Graz auf-
znnehmeuden Anlchens von 14 Millionen Kronen zur fruchtbringenden An¬
legung von Stiftungs -, Pupillar - uuo ähnlichen Kapitalien.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen re ." vollinhaltlich ausgenommen.

Herausgeber : Die Gemeinde Wien . — Verantwortlicher

Pavier aus der k. k. priv . Pitteuer Papierfabrik . — Buchdrnckki

Nr . 140 . Verordnung der Ministerien der Eisen¬
bahnen und der Finanzen im Einvernehmen mit dem
Justizministerium vom 16. Juli 1902 , betreffend die Ver¬
wendung von Besörderungsscheinen mit aufgedruckten Stempelzeichen an
Stelle von Eisenbahnfrachtbriefen.

Nr. 150 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 25 . Juli 1902 , betreffend die Konzcssioniernng mehrerer mit
elektrischer Kraft zu betreibender normalspnriger Kleinbahnlinien in Wien.

Nr . 15 >. Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 16. Juli 1902 , betreffend die Fest.
sctznng eines Taraznschlages für Salzsäure in sogenannten Topfwaggons.

Nr. 152 . Gesetz vom 19. Juli 1902, betreffend die
Aio' hebnng der ärarffchen Straßen - und llberfahrtsmauten.

Nr . 153 . Gesetz vom 19. Juli 1902 , betreffend die
Einführung einer Fah : kartensteuer vom Personeniransporte auf Ersenbahne » .

Nr . >54 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 4. Juli 1902 , betreffend die nähere Beschreibung(samt Zeichnung)
der Elektrizitäiszähler-Typen XVIII , XVIIIS , XVII1L , XVIIIklL , XIX,
XX, XXI , XXII , XXII8 , XXIIK . xximix . XXIII , XXIlln , XXIIIb,
XXIV , XXIVH , XXIVL , xxivm , XXV r, v XXVI.

Nr . 155 Gesetz vom 22. Juli 1902 , betreffend die
Ergänzung der Gewerbeordnung bezüglich der bei Banunternehmungeu be¬
schäftigten Arbeiter .*)

Nr . >50 . Gesetz vom 28 . Juli 1902 , betreffend die
Regelung des Arbeitsverhältuiffes der bei Regiebaute » von Eisenbahnen und
in den Hilfsairstalten derselben verwendeten Arbeiter.

Nr« 157 . Achter Nachtrag zur Vollzngsvorschrift zur»
IV . Hanplstückc des Gesetzes vom 95 . Okrober 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 220,
betreffend die direkten Personalsteuern.

Nr . 158 . Erster Nachtrag zur Manipulationsvorschriftfür
Hof -, Staats - und öffentliche Fondskaffen , sowie Kassen der k. u . k. Privat¬
im d Familienfonde hinsichtlich der Personaleinkommenstener und Besoldungs¬
steuer von Dienstbezügen (R .-G .-Bl . Nr . 209 er 1899 ) .

Nr . 150 . Gesetz vom 21. Juli 1902 , betreffend die
Veränßcruug von Realitäten in de» Katastralgemeinden Weichselboden und
Aschbach.

Nr. >00 . Gesetz vom 21. Juli 1902, betreffend die
Veräußerung eines Teiles der in der Benützung der Heeresverwaltung stehenden
Realität Einl .-Z . 985 des Grundbuches für den III . Bezirk in Wien (Roseu-
thal ' scher Grund ) .

Nr. 101 . Gesetz vom 21. Juli 1902, betreffend die
Veräußerung der dem Arar gehörigen Fronfeste in Budweis.

8 . Landesgrsttzblütt.
Nr. 50 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 19. Juni
l902 , Z . 61849 , betreffend die der Marktgemcinde Zell an der Dbbs,
sowie der Marktgemeinde Spitz an der Donau erteilte Bewilligung zur Ein-
hcbnng einer Bierauflage für die Jahre 1902 , 1903 und 1901.

Nr . 51 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 25. Juni
1902 , Z . 60795 , betreffend Umänderung des Namens der Orts-
gemeinde Oberndorf im politischen Bezirke Scheibbs in den Namen Obern¬
dorf a . d . Melk.

Nr . 52 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 4. Juli
1902 , A . 64270 , betreffend Änderung der Sonntagsruhebestimmnngen.

Nr . 53 . Gesetz vom 26 . Juni 1902 , wirksam für das
Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Ausführung von Er-
gänzungsarbeiten an der Regulierung des Sjrningbaches und der damit
zusammenhängenden Ent - und Bewässerung von Grundstücken.

») Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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E . IX.
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sowie

Miliativliestiiiliiliillgcil des Gcmciildcrates, Stadtrates,,»dder Magistrates
iii Angeirgeiitikiteii der Oeilieiiidellerllillltlliig und politischen Aintsliilirlllig.

Inhalt:
I « erorduungen nnd Entscheidungen:

1. Bekämpfung des Warenvertriebes durch das sogenannte „ Schneeballen-
system " .

2 . Gewerbcrechtliche Stellung der sogenannten „ Wasserer " .
3 . Äußere Bezeichnung von Geschäftsbetrieben mit Rücksicht auf Z 48

G .-O.
4 . Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der Gemeinde Budafok in

Ungarn.
5 . Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der Gemeinde Fehör-

Gyarmat in Ungarn.
6 . Gewerbliche Unterrichtsanstalten , deren Zeugnisse zum Antritte von

handwerksmäßigen Gewerben berechtigen.
7 . Ammenvermittlung.
8 . Für die bloße Vermietung von Wohnungsbestandteilen an ständige

Aftermieter ist eine Gewerbe -Konzession nicht erforderlich.

9 . Fahrordnung für die Schottengafse im I . Bezirke.
10 . Verhütung von Übertragung ansteckender Krankheiten in Rasierstuben.
11 . Zulassung von Landmessern zur Praxis in der Kapkolonie.
12 . Neuregelung der Psarrsprengel Kaiscr -Ebersdorf nnd Simmering.
13 . Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung.
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II . Normativbestimmungen:
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16 . Unzulässigkeit der Hinausgabe eines Verbotes , wen » nach den Bestim¬
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Verzeichnis der imReichsgesetzblatte und im Landesgesetzblatte
für Österreich unter der Enns im Jahre 1902 publizierten
Gesetze und Verordnungen.

I. Verordnungen nnd Entscheidungen.
i

Bekämpfung des Warenvertriebes durch das
sogenannte „ Schneeballensystem ".

Zirkular -Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18 . No¬

vember 1901 , Z . 101856 , Mag .-Z . ^

Mit Beziehung ans den Zirkular - Erlaß vom 29 . August 1900 , Z . 77101
(Mag -Verordnungsblatt ex 1900 , Seite 77 , Nr . 18 ), werden über Erlaß des
k. k. Ministeriums des Innern vom 26 . Oktober 1901 , Z . 41039 , alle k. k.
Bezirkshanplmannschaften in Niederösterreich , die Stadträte von Wiener -Neu¬
stadt und Waidhofen a. d Abbs , der Magistrat und sämtliche magistratischen
Bezirksämter in Wien , dir k. k. Polizei -Direktion in Wie » nnd die n .-ö.
Handels - und Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt, daß das k. k. Finanz¬
ministerium mit Rücksicht ans die — im Einvernehmen mit dem obgenannten
k. k. Ministerium — anderweitigen zur Bekämpfung des Warenvertriebes
nach dem sogenannten „ Schneeballensysteme " eingeleileten Maßnahmen die k. k.
Zollämter von der ihnen auserlegten Verpflichtung , Namen und Adressen der¬
jenigen Personen , für welche Warensendungen auf Grund des Schneeballen¬
systems einlangen , den Gewerbebehörden bekanntzugrben , enthoben hat.

L.

Gewerberechtliche Stellung der sogenannten
„Wasserer ".

Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 10 . Mai
1902 , Nr . 3718 sx 1902 (M .-Abt . XV1!I , 3535/02 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltuugsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Dr . Ritter v. Alter , in Gegenwart der Räte des Verwaltnngs-
gerichtshofes Dr . Haberer , Ritter v. Schurda , Ritter v. Falser und von
Neukirchen , dann des Schriftführers k. k. Gerichtsadjuukten Dr . Freiherrn
v. Ruinier , über die Beschwerde der Bezirkskrankenkafsa in Wien gegen die
Entscheidung des k. k. Ministeriums des Innern vom 1. Dezember 1900,
Z . 27372 , betreffend die Krankenversicherungspflicht und Kassen¬
angehörigkeit deS WassererS Franz Kühstorfer und deu Ersatz von
Spitalskosten für denselben , nach der am 21 . April .1902 durchgeführten öffent¬

lichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des
Referenten , sowie der Ausführungen des Hof - und Gerichtsadvokaten .Doktor
Wilhelm Koentzer in Vertretung der Beschwerde , und des k. k. Ministerial-
Vize -Sekretärs Edlen v . Cesany in Vertretung des k. k. Ministeriums , zu
Recht erkannt:

Die angefochtene Entscheidung wird als gesetzlich nicht begründet auf¬
gehoben.

Entscheidungsgründe:

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit der heute angefochtenen
Entscheidung dem Rekurse der Bezirkskrankenkafsa in Wien gegen die Ent¬
scheidung der k. k. Statthallerei in Wien vom 31 . März 1899 , Z . 122523,
mit welcher erkannt wurde , daß die genannte Bezirkskrankenkassa verpflichtet
ist, die vierwöchentlichen Verpflegskosten für den im k. k. allgemeinen Kranken¬
hause in Wien in der Zeit vom 10 . Juli bis 25 . September 1896 verpflegten
Wasserer Franz Kühstorfer im Betrage von 56 L zu ersetzen, keine Folge
gegeben und stützt die angefochtene Entscheidung die Ersatzpflicht der Kassa
darauf , daß bei dem Umstande , als der Verpflegte bis zu seiner Spitalsauf-
uahme als sogenannter „ Wasserer " beschäftigt war , seine Krankenversicherungs¬
pflicht und Zugehörigkeit zur Bezirkskrankenkassa gegeben ist, weil die Tätigkeit
der sogenannten „ Wasserer " sich nicht als eine selbständige Beschäftigung dar¬
stellt , vielmehr dieselben als Arbeiter in einem gewerblichen Ünternehmen im
Sinne des Z 1 des Krankenversicherungsgesetzes angesehen werden müssen.

In der gegen diese Entscheidung von der Bezirlskrankenkassa in Wien
eingebrachten Beschwerde wird die Ersatzpflicht der Kassa aus dem Grunde
bestritte » , weil die sogenannten „Wasserer " nicht Hilfsarbeiter der Fuhrwerks-
Unternehmung sind , ihre Dienste nicht den Gewerbsinhabern , sondern den
Kutschern leisten , von denselben entlohnt werden , allein weder die Kutscher
noch die Fnhrwerksbesitzer als Arbeitgeber der Wasserer anzusehen sind,
vielmehr ein solcher zu niemandem in das Verhältnis der Unterordnung tritt,
Uber seine Arbeitskraft frei als selbständiger Arbeiter verfügt , ja daß überhaupt
derselbe nicht als Arbeiter , sondern als selbständiger Unternehmer anzusehen
und demgemäß die Bestimmungen des § 1 des Krankenversicherungsgesetzes
ans denselben keine Anwendung zu finden haben.

Im Hinblicke aus die Motive der angefochtenen Entscheidung hat der
Verwaltungsgerichtshof vor allem die Frage zu untersuchen , ob überhaupt
die Tätigkeit eines „ Wasserers " sich als eine solche darstellt , welche denselben
zu einem Arbeiter in einem gewerblichen Unternehmen qualifiziert , oder ob
nicht bei demselben etwa jene Momente zutreffen , welche denselben als einen
selbständigen Unternehmer erscheinen lassen.

In dieser Richtung ist nun Nachstehendes zu bemerken:
Äus den vorliegende » Erhebungsakten , insbesondere aus den Äußerungen

des Marktamtes , der Genossenschaft der Einspänner und der k. k. Polizei-
Direktion ergibt sich, daß unter „Wasserer " im Lohnfnhrwerksgewerbe , sowie
auch im Volksmunde jene Type von Personen bezeichnet wird , welche sich
ans den den einzelnen Lohnfnhrwerken (Fiakern , Einspännern ) zugewiesenen
Standplätzen einfinden , um den diese Standplätze beziehenden Kutschern oder
selbstsahrenden Eigentümern der Lohnfuhrwerke Handlangerdienste , nnd zwar
Waschen nnd Reinigen der Wägen , Tränken der Pferde , wie auch Reinigen
derselben gegen ein Entgelt zu besorgen.

Eine Bestellung dieser Personen zur Verrichtung dieser Arbeiten erfolgt
seitens der Lohnfnhrwerksunternehmungen nicht und wird auch seitens der
Gewerbsinhaber den Kutschern kein Auftrag erteilt , einem bestimmten Wasserer
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beziehungsweise einem Masterer überhaupt die Vornahme dieser Arbeiten zu
überlasten.

Da jedoch den Kutschern seitens der Arbeitgeber nicht verwehrt ist,
diese Arbeiten durch dritte Personen verrichten zu lasten , so ist für den
Masterer die Gelegenheit gegeben , durch die Leistung dieser Arbeiten sich einen
Verdienst zu schaffen. Wie nun insbesondere aus der Äußerung des Markt¬
amtes vom 30 . Dezember 1899 und der Note der k. k. Polizei -Direktion vom
20 . Mai 1901 sich ergibt , erfolgt die Zulassung des Wasterers zu einem
bestimmten Standplatze zum Zwecke der Besorgung dieser Arbeiten durch einen
Mehrheits -Beschluß der einen Standplatz beziehenden Kutscher und selbst¬
fahrenden Fuhrwerkseigentümer und es wird — der obzitierten Note der k. k.
Polizei -Direktion zufolge — in Bezirken mit vielen und großen Standplätzen
aus sicherheitspolizeilichen Rücksichten dem Masterer eine sogenannte Wasserer-
Bollete ausgestellt und in derselben bestätigt , daß seitens der Polizeibehörde
dem Bewerber gestattet wird , auf einem bestimmten Standplatz als Pserde-
wasterer in Verwendung zu treten.

Allein diese Zulassung hat keine andere Bedeutung als die, daß es
einerseits aus sicherheitspolizeilichen Gründen zweckmäßig und gebotenerschien,
daß die das Geschäft des Wasterers besorgenden Personen den Lohnfuhrwerkern
bekannt seien und vertrauenswürdig erscheinen , und daß andererseits für die
zu besorgenden Arbeiten die Arbeitskräfte an Ort und Stelle sich finden,
keineswegs aber verfolgt die Zulassung den Zweck, zwischen den Fuh r-
Werkern  und dem Masterer ein Dienstverhältnis zu schaffen.

Alle diese nun angeführten Momente sprechen dafür , daß der „ Masterer"
zu den Lohnfuhrwerksnnternehmungen weder in einem direkten noch indirekten
Lohn - und Arbeitsverhältnisse steht , daß kein anderes Pflichtverhältnis den
Masterer gegenüber den einen Standplatz beziehenden Kutschern und selbst-
fahrenden Eigentümern bindet als jenes , die Arbeiten , zu denen er sich an-
geboten hat , um einen vereinbarten Preis zu verrichten , ohne jede Abhängigkeit
von oder Unterordnung unter einen fremden Willen , und daß demgemäß der
Masterer seine Tätigkeit als eine selbständige Beschäftigung ausübt und in
Ausübung der letzteren einem bestimmten Kundenkreise , und zwar den ans
dem Standplatze befindlichen Kutschern und selbstsahrenden Fuhrwerkseigen¬
tümern seine Dienste gegen Entgelt anbietet und überläßt.

Hieraus folgt aber , daß der „Masterer " im Sinne des Krankenversiche¬
rungsgesetzes als selbständiger Unternehmer anzusehen ist, und daß demgemäß
auf denselben die Bestimmungen des ß 1 des Krankenversicherungsgesetzes
keine Anwendung zu finden haben.

Da nun durch die gepflogenen Erhebungen weiter sichergestellt ist, daß
der Verpflegte bis zu seinem Spitalsantritte gleichsalls als „ Masterer " auf
dem Einspännerstandplatze im III . Bezirke , Ungargasse , vor dem Gasthause
„zur Goldspinneriu " beschäftigt war , und die Erhebungen nicht dargetan
haben , daß seine Beziehungen zu den auf diesem Standplatze befindlichen
Kutschern und selbstfahrenden Fuhrwerks -Eigentümern anders gestaltet wären
als die eines „ Wasterers " überhaupt , so waren dem Vorangesagten zufolge
auf denselben die Bestimmungen des 8 1 des Krankenversicherungsgesetzes nicht
anwendbar.

Infolgedessen konnte derselbe aber auch aus Grund dieser seiner Be¬
schäftigung nicht Mitglied der Bezirkskrankenkassa werden , für dieselbe bestand
sonach keine Ersatzpflicht bezüglich der für seine Spitalspflege aufgelaufenen
Kosten und mußte daher die die Kassa zur Zahlung dieser Kosten verpflichtende
angesochtene Entscheidung als gesetzlich nicht begründet aufgehoben werden.

s

Äußere Bezeichnung von Geschäftsbetrieben mit
Rücksicht auf 8 4 « G .-O.

Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 31 . Mai
1902 , Nr . 4909 (M .-Abt . XVII , 4451/02 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-
Präsidenten Dr . Ritter v. Alter,  in Gegenwart der Räte des k. k. Verwaltungs¬
gerichtshofes Dr . Reißig,  Freiherrn v. Jacob i, Truxa  und Dr . Edlen
v. Schuster , dann des Schriftführers k. k. Hofsekretärs Grafen Lamezan
über die Beschwerde der Firma Josef Reithoffers Söhne  in Wien
gegen die Entscheidung des k. k Ministeriums des Innern vom 10 . April
1901 , Z . 23991 , betreffend eine Gewerbebezeichnung seitens der Firma „ Ver¬
einigte Gummiwarenfabriken Harburg -Wien , vormals Menier - J . N.
Reith off  er " , nach der am 31 . Mai 1902 durchgeführten öffentlichen
mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages des Re¬
ferenten , sowie der Ausführungen des Dr . Josef Ludwig Brunstein , Hos-
und Gerichtsadvokaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde , des k. k.
Ministerial -Vize -Sekretärs Dr . Alfred Sigl , in Vertretung des belangten
k. k. Ministeriums des Innern, desk. k. Ministerial-Sekretärs Dr. Johann
Edlen v. Schneller , in Vertretung des belangten k. k. Handelsministeriums,
und des Dr . Edmund Benedikt,  Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in
Vertretung der mitbelangten Firma : Bereinigte Gummiwarenfabriken Harburg-
Wien , vormals Menier - J . N . Reithoffe  r , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
Ein Kostenzuspruch findet nicht statt.

Entscheidungsgründe:

Über Klage der Firma „Josef Reithoffers Söhne"  in Steyr,
Garsten und Wien gegen die Aktiengesellschaft „Vereinigte Gummiwarenfabriken
Harburg -Wien , vormals Menier - J.  N . R e i t b o f f e r " in Wien hatte
der Wiener Magistrat mittels Entscheidung vom 16 . Oktober 1900 , Z . 91317,
erkannt , daß sich diese Aktiengesellschaft ihrer Firma nur nach dem handels¬
gerichtlich protokollierten Wortlaute ohne Hervorhebung irgend eines Firma¬
bestandteiles , welcher der klägerischen Firma gleich oder ähnlich lautet , zur
äußeren Bezeichnung ihrer Betriebsstätten rc . bedienen dürfe und die Firma¬
tafeln , Geschästspapiere rc., welche eine der vorstehenden Anordnung wider-
streitende Firmabezeichnung tragen , zu entfernen , beziehungsweise abzu¬
ändern habe.

Dem von der genannten Aktiengesellschaft gegen diese Entscheidung ein-
gebrachten Rekurse hat die niederösterreichische Statthalterei unterm 21 . Februar
1901 , Z . 9455 , Folge gegeben , die angesochtene Entscheidung als gesetzwidrig
behoben und , soweit durch dieselbe das Klagebegehren in willfahrendem Sinne
erledigt worden ist, das letztere als unbegründet abgewiesen.

Diese Entscheidung hat das k. k. Ministerium des Innern im Ein¬
vernehmen mit dem k. k. Handelsministerium mit seiner heute angefochtenen
Entscheidung im Jnstanzenzuge bestätigt.

Der Verwaltungsgerichtshof hat nachstehendes erwogen : Laut des Aus¬
zuges aus dem Handelsregister für Gesellschaftsfirmen bei dem k. k. Handels¬
gerichte in Wien , Band 14 , paz . 136 , erscheint die mitbelangte Gesellschaft
unter der Firma „Vereinigte Gummiwarenfabriken Harburg -Wien , vormals
Menier - J . N . Reithoffer"  protokolliert , die Gesellschaft ist eine auf
Grund der Konzessionsurkunde des k. k. Ministeriums des Innern vom
12 . Dezember 1872 , Z . 11986 , errichtete Aktiengesellschaft , als deren Zweck
unter anderem protokolliert wurde : — „ insbesondere das bisher unter der
Firma Menier  in Harburg und unter der Firma I . N . Reithoffer
in Wimpassing betriebene Fabriksetablistement samt den dazu gehörigen
Fabriksniederlagen zu erwerben und zu betreiben " .

Ans den dem Verwaltungsgerichtshofe vorgelegenen administrativen Ver¬
handlungsakten geht nun — übrigens unbestrittenermaßen — hervor , daß die
Aktiengesellschaft in den das Substrat des Rechtsstreites bildenden Fällen bei
Bezeichnung ihrer festen Betriebsstätten , in ihren Geschästspapiere » , An¬
kündigungen , Zirkularien rc . den in dem Wortlaute ihrer Firma vorkommenden
Bestandteil „ I . N . Reithoffer " teils durch die besondere Art der Anordnung
in der Reihenfolge der einzelnen Bestandteile des Firmawortlautes , teils
durch typographische Hervorhebung u . dgl . in so markanter Weise hervortreten
läßt , daß die übrigen Bestandteile der Firma diesem einem gegenüber mehr
oder minder zurücktreten ; es mußte jedoch auch weiters konstatiert werden,
daß — entgegen den Behauptungen der Beschwerde in allen diesen Fällen,
auch auf den Beilagen Nr . 5 bis Nr . 9 der Klage — dem Worte „ Reit¬
hoffer " stets die Buchstaben „ I . N ." vorausgeschickt erscheinen.

Nach Z 46 der Gewerbenovelle vom 15 . März 1883 ist kein Gewerbe¬
treibender berechtigt , zur äußeren Bezeichnung seiner Betriebsstätte oder
Wohnung , sowie in Zirkularien , öffentlichen Ankündigungen oder Preisknrants
den Namen , die Firma , das Wappen oder die besondere Bezeichnung der
Etablissements eines anderen  inländischen Gewerbetreibenden oder Pro¬
duzenten widerrechtlich sich anzueignen (Absatz 1) s ein solcher
Eingriff begründet für den Verletzten  das Recht , auf die Einstellung des
ferneren Gebrauches der widerrechtlichen  Bezeichnung , beziehungsweise
auf die Untersagung der fälschlichen  Ankündigung vor der zuständigen
Gewerbebehörde zu dringen (Absatz 2) ; und es wird der dem Verletzten
gewährte Schutz dadurch nicht ausgeschlossen , daß bei der widerrecht¬
lichen  Bezeichnung oder fälschlichen  Ankündigung der Name , die Firma,
das Wappen , die besondere Bezeichnung des Etablissements oder die Angabe
der fremden  Betriebsstätte mit solchen Zusätzen , Weglassungen oder anderen
Veränderungen wiedergegeben werden , welche bei gewöhnlicher Aufmerksamkeit
nicht wahrzunehmen sind (Absatz 3) . — Von einem „ Eingriffe " im Sinne
dieser Gesetzesstelle kann demnach offenbar nur dann die Rede sein , wenn sich
ein Gewerbetreibender eine fremde  Firmabezeichnung widerrechtlich
an eignet,  was allerdings auch dann der Fall sein wird , wenn der Ge¬
werbetreibende dieser fremden , widerrechtlich angeeigneten
Firmabezeichnung zwar Zusätze , aber nur in solcher Art macht , daß sie
bei gewöhnlicher Aufmerksamkeit nicht wahrgenommen werden
können.

Nun ist im speziellen vorliegenden Falle vor allem zu betonen , daß von
einer widerrechtlichen Aneignung  des Bestandtteiles : „I . N . Reit¬
hoffer " in der äußeren Bezeichnung des Unternehmens der mitbelangten
Gesellschaft darum keine Rede sein kann , weil deren Firma , wie schon erwähnt,
mit diesem Bestandteile handelsgerichtlich protokolliert erscheint und weil die
Gesellschaft , welche das schon längst bestandene Handelsgeschäft der alten
Firma „I . N . Reithoffer " erworben hatte , im Sinne des Artikel 22 des
Handelsgesetzes mit Zustimmung des früheren Geschäftsinhabers , wie aus
der handelsgerichtlichen Registrierung geschloffen werden muß , auch tatsächlich
berechtigt war , besten Firma auch ohne einen das Nachfolgeverhältnis an¬
deutenden Zusatz als Bestandteil ihrer Firma zu führen.

Aber auch dadurch , daß die 'mitbelangte Gesellschaft diesen . Bestandteil
des Firmatextes mittels größerer oder anders gearteter oder auch anders
gefärbter Schrift in den in Betracht kommenden Fällen besonders hervor¬
treten ließ und Hiemil erreichte , daß dem Konsumenten vor allem die Worte
„I . N . Reithoffer " ins Auge springen , hat ein Eingriff in die Befugnisse,
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eine Verletzung der Rechte der beschwerdefiihrenden Firma nicht stattgefunden;
denn ganz abgesehen von der Frage , ob denn wirklich die übrigen Bestandteile
des Firmawortlautes der Aktiengesellschaft bei gewöhnlicher Aufmerksamkeit
gar nicht mehr wahrzunehmen sind , könnte die Beschwerdeführerin wohl nur
dann einen Eingriff in ihre  Gewerbebefugnisse mit Recht behaupten und
den Schutz der Gewerbebehörden beanspruchen , wenn durch das Hervorheben
der Worte „ I . N . Reithoffer " in der Firma der Aktiengesellschaft sich diese
Firma von jener der Beschwerdeführerin  nicht mehr oder nicht
mehr wahrnehmbar unterschiede.  Nun bestimmt der Artikel 20 des
Handelsgesetzes , daß jede neue Firma sich von allen an demselben Orte oder
in derselben Gemeinde bereits bestehenden und in das Handelsregister ein¬
getragenen Firmen deutlich unterscheiden  muffe , und der zweite Absatz
fügt dem erläuternd hinzu , daß , wenn ein Kaufmann mit einem in das
Handelsregister bereits eingetragenen Kaufmanns gleiche Vor - und
Familiennamen  habe und er sich derselben als seiner Firma bedienen
wolle , er dieser einen Zusatz beifügen müsse , durch welchen sich dieselbe von
der bereits eingetragenen Firma deutlich unterscheide.

Aus dieser Bestimmung geht nun wohl klar hervor , daß sich zwei
Firmen dann noch immer im Sinne des Gesetzes deutlich unter¬
scheiden,  wenn sie zwar den gleichen Familiennamen , jedoch verschiedene
Vornamen  enthalten . Tatsächlich haben denn auch vor der im Jahre 1872
erfolgten Konstituierung der mitbelangten Aktiengesellschaft die Firma „ I . N.
Reithoffer " und „Josef Reithoffers Söhne " auf legaler Basis nebeneinander
bestanden und zweifellos wäre ein Nachfolger der bestandenen Firma I . N.
Reithoffer im Grunde des Artikels 22 des Handelsgesetzes — die Zustimmung
des früheren Geschäftsinhabers und nicht etwa auch jene der Beschwerde¬
führerin vorausgesetzt — berechtigt gewesen , das Handelsgeschäft lediglich
unter der Firma „ I . N . Reithoffer " ohne jeden Zusatz weiterzuführen und
sohin auch in dieser Form protokollieren zu lasten . Es ist also durch den oft¬
erwähnten Vorgang der Aktiengesellschaft die deutlicheUnterscheidung
der beiden Firmen durchaus nicht unmöglich oder auch nur schwer möglich
gemacht worden , und cs kann jedenfalls nicht behauptet werden , daß durch
den Umstand , daß die mitbelangte Partei bei Bezeichnung ihres Geschäfts¬
betriebes die Worte „ I . N . Reithoffer " in hervortretender Weise gebraucht,
der Tatbestand des Z 46 der Gewerbeordnung gegeben wurde , weil die ge¬
dachten Worte weder den Namen noch die Firma des beschwerdeführenden
Unternehmens Josef Reithoffers Söhne bilde » .

Wenn die Beschwerdeführerin noch daraus hinweist , daß die Aktien¬
gesellschaft im alphabetischen  Wiener Telephonverzeichnisse unter dem
Buchstaben „ U ", und unter dem Schlagworte „ Reithoffer I . N ." eingetragen
sei, so ist zu bemerken , daß auch dieser Eintragung der volle  Wortlaut der
Firma in Klammern beigesetzt erscheint und daß überhaupt durch diese zur
leichteren Orientierung des Publikums gewählte Art der Einschaltung ins
Telephonverzeichnis keinesfalls Rechte der Beschwerdeführerin als verletzt
erscheinen können.

Nach dem Dargestellten kann aber endlich auch nicht behauptet werden,
daß sich die mitbelangte Firma einer nicht entsprechenden  äußeren
Bezeichnung oder eines ihr nicht zustehenden  Namens bediene und
es konnte daher weder ein Verstoß gegen die Anordnung des Z 44 , noch ein
Anlaß zur Anwendung des Z 49 , Absatz 1 der Gewerbenovelle gefunden
werden.

Die Gewerbebehörden hatten sonach tatsächlich keinen Anlaß , die von
der mitbelangten Aktiengesellschaft gewählte Art der äußeren Bezeichnung
ihrer festen Betriebsstätten rc . zum Schutze der Beschwerde¬
führerin  zu untersagen und es mußte daher die Beschwerde als un¬
begründet abgewiesen werden.

4 .

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Gemeinde Budafok in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . Juli 1902,

Z . 73069 (Mag .-Abt . Z . 4146/XVII ) :

Laut Mitteilung des königl . Ungar . Handelsministeriums vom 5. Juni 1902,
Z . 33601 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Gemeinde Budafok , Komitat Pest -Pilis -Solt -Kiskun in Ungarn , unter Auf-
rechlhaltung der im Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen
Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewiffer
Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern
vom 9. Juli 1902 , Z . 28434 , alle Bezirkshauptmannschaften , der Wiener
Magistrat , die Stadträte von Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Abbs
und das Präsidium der niederösterreichischen Handels - und Gewerbekammer
in Kenntnis gesetzt.

s.

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Gemeinde Fehvr -Gyarmat in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 25 . Juli 1902,
Z . 73070 (Mag .-Abt . Z . 4145/XVII ) :

Laut Mitteilung des königl . Ungar . Handelsministerium ; vom 14 . Juni
1902 , Z . 33604 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete
der Gemeinde Fehsr -Gyarmat , Komitat Szatmär in Ungarn , unter Aufrecht-
haltung der im Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen
Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser
Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern
vom 8. Juli 1902 , Z . 28433 , alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener
Magistrat (Abteilung XVII ), die Stadträte von Wiener -Neustadt und Waid¬
hofen an der Ubbs und das Präsidium der niederösterreichischen Handels - und
Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

«.
Gewerbliche Unterrichtsanstalten , deren Zeugnisse
zum Antritte von handwerksmäßigen Gewerben

berechtigen.

Verordnung des Handelsministers im Einvernehmen mit
dem Minister für Kultus und Unterricht vom 5. August 1902,
betreffend die Bezeichnung der gewerblichen Unterrichtsanstalten,
deren Zeugnisse zum Antritt von handwerksmäßigen Gewerben
berechtigen (R .-G .-Bl . Nr . 175 ) :

Aus Grund des Z 14 der Gewerbeordnung (Gesetz vom 15 . März 1883,
R - G .-Bl . Nr . 39 ) wird verordnet wie folgt:

8 i.
Beim Zutreffen der sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen berechtigen die

Zeugniffe über die erfolgreiche Absolvierung nachbenannter gewerblicher Unter¬
richtsanstalten zum Antritte folgender handwerksmäßigen Gewerbe:

I. Bürstenbinder.
Die Abteilung für Bürstenbinderei an der Anstalt zur Versorgung und

Beschäftigung erwachsener Blinden in Böhmen mit dem Sitze in Prag.

II. Drechsler.
Die Abteilung für Drechslerei au der Staatsgewerbeschule in Salzburg

— unter der Voraussetzung , daß die Absolventen dieser Abteilung vor ihrem
Eintritte in die Fachschule eine mindestens zweijährige Verwendung im
Drechslergewerbe Nachweisen können;

die Abteilung für Drechslerei an der Staatsgewerbeschule in Graz;
die Abteilung für Drechslerei an der Staatsgewerbeschule in Triest;
die Abteilung für Drechslerei an der Staatsgewerbeschule in Innsbruck;
die Abteilung für Drechslerei an der Staatsgewerbeschule in Lemberg;
die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in

Bergreichensteiu;
die Abteilung für Drechslerei an der kunstgewerblichen Fachschule in

Bozen;
die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holz - und Eiscn-

bearbeitung in Bruck an der Mur;
die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in

Chrudim;
die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in

Cortina d' Ampezzo;
die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in

Ebensee;
die Abteilung für Drechslerei au der Fachschule für Holzbearbeitung in

Gotischee;
die Abteilung für Drechslerei uud Holzgalanteriearbeiten an der Fach¬

schule für Holzbearbeitung in Grulich;
die Abteilung für Drechslerei und Holzgalanteriearbeiten an der Fach¬

schule für Holz - und Steinbearbeitnng in Hallein;
die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in

Hallstatt;
die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in

Kolomea;
1*
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die Abteilung für Drechslerei an der kunstgewerblichen Fachschule in
Laibach;

die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in
Tacha » ;

die Abteilung für Drechslerei au der Fachschule für Holzbearbeitung in
Villach;

die Abteilung für Drechslerei au der Fachschule für Holzbearbeitung in
Wallachisch -Meseritsch;

die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in
Wallern;

die Abteilung für Drechslerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in
Zakopane;

die Abteilung für Drechslerei an der Landes -Fachschule für Tischlerei
und Drechslerei in Stanislau;

die Privatfachschule für Drechslerei in Malborghet.

III. Faßbinder.
Die Abteilung für Faßbinderei an der Fachschule für Holzbearbeitung

in Bergreichenstein.
IVa. Feinzeugschmiede.

Die Werkmeisterschulen für mechanisch -technische Gewerbe:
an der Staatsgewerbeschule in Prag,
an der deutschen Staatsgewerbeschule in Pilsen,
an der böhmischen Staalsgewerbeschule in Pilsen,
an der deutschen Staalsgewerbeschule in Brünn,
an der böhmischen Staatsgewerbeschule in Brünn —
unter der Voraussetzung , daß die praltische Betätigung der Absolventen

dieser Schulen , welche gemäß Z 25 der Vorschrift für die Schüleraufnahme
in die Werkmeisterschulen (Verordnung des Ministeriums für Kultus und
Unterricht vom 28 . Mai 1901 , Z . 13384 ) behufs Aufnahme in diese Schulen
nachzuwcisen war , im Feinzeugschmied - oder Schlossergewerbe erfolgte.

Ferner die Abteilungen für Messerschmiede , für Zeugschmiede und für
Maschinen - und Werkzeugschlosser an der Fachschule für Eisen - und Stahl¬
bearbeitung in Fulpmes;

die maschinengewerbliche Fachschule in Klagenfurt;
die Fachschule für Kunstschlosser « in Königgrätz;
die Abteilungen sür Werkzeugschlosser und für Messerschmiede an der

Fachschule und Versuchsanstalt für Eisen - und Stahlindustrie in Steyr.

IVd. Messerschmiede.
Die Werkmeisterschulen für mechanisch -technische Gewerbe:
an der deutschen Staalsgewerbeschule in Brünn und
an der böhmischen Staatsgewerbeschule in Brünn —
unter der Voraussetzung , daß die Praktische Betätigung der Absolventen

dieser Schulen , welche gemäß ß 25 der Vorschrift für die Schüleraufnahiue
in die Werkmeisterschulen (Verordnung des Ministeriums für Kultus und
Unterricht vom 28 . Mai 1901 , Z . 13384 ) behufs Aufnahme in diese Schulen
nachzuweisen war , im Messerschmiedgewerbe erfolgte.

Ferner die Abteilung sür Messerschmiede an der Fachschule für Eisen-
und Stahlbearbeitung in Fulpmes;

die maschinengewerbliche Fachschule in Klagenfurt;
die Fachschule für Kunstschlosser « in Königgrätz;
die Abteilung für Messerschmiede an der Fachschule und Versuchsanstalt

für Eisen - und Stahlindustrie in Steyr.

V. Glaser.
Die Fachschule sür Glasindustrie in Haida;
die Fachschule für Glasindustrie in Steinscyönau.

VI. Gold-, Silber- und Juwelenardeiter.
Das Spezialatelier sür Ziselierkunst und verwandte Fächer an der

Kunstgewerbeschule des Österreichischen Museums für Kunst und Industrie in
Wien;

die Fach - und Spezialschule für kunstgewerbliche Bearbeitung der
Metalle an der Kunstgewerbeschule in Prag;

die Fachschule sür Metallarbeiter an der Staatsgewerbeschnle in
Innsbruck;

die Abteilung für Bijouterie an der kunstgewerblichen Fachschule für
Gürtler , Graveure und Bronzewareu - Erzeuger in Gablonz;

die Abteilung für Goldarbeiter an der Fachschule sür Edelsteinfassung
und -Bearbeitung in Turnau.

VII. Gürtler und Bronzewaren-Erzeuger.
Das Spezialatelier für Ziselierkunst und verwandte Fächer an der

Knustgewerbeschule des Österreichischen Museums für Kunst und Industrie in
Wien;

die Fach - und Spezialschule für kunstgewerbliche Bearbeitung der
Metalle an der Kunstgewerbeschule in Prag;

die Fachschule für Metallarbeiter an der Staatsgewerbeschule in
Innsbruck;

die Abteilung für Bijouterie an der kunstgewerblichen Fachschule für
Gürtler , Graveure und Bronzewaren -Erzeuger in Gablonz;

die Abteilung sür Goldarbeiter an der Fachschule für Edelsteinfafsung
und -Bearbeitung in Turnau.

VIII. Hafner(Töpfer).
Die Fachschule für Modellieren und Bossieren vorwiegend ornamentaler

Richtung an der Kunstgewerbeschule iu Prag — unter der Voraussetzung , daß
die Absolventen vor ihrem Eintritte in diese Fachschule eine mindestens zwei¬
jährige Verwendung im Hafnergemerbe Nachweisen können;

die Abteilungen für Öfnerei und für Töpferei an der Fachschule für
Tonindustric in Bechin;

die Abteilung sür keramisches Modellieren an der Fachschule für Ton¬
industrie und verwandte Gewerbe in Teplitz und

die Abteilung sür technische Chemie (speziell für Keramik ) an derselben
Anstalt — unter der Voraussetzung , daß die Absolventen auch an dem Unter¬
richte im Tondrehen und Modellieren mit Erfolg teilgeuommen haben oder
daß dieselben vor ihrem Eintritte in die letztgenannte Abteilung der Schule
eine mindestens zweijährige Verwendung in der Hafnerei oder in einem
anderen keramischen Gewerbe Nachweisen können;

die Abteilung für Modellieren an der Fachschule für Tonindustrie in
Znaim und die Abteilung sür technische Chemie (speziell für Keramik ) an der¬
selben Anstalt — unter der Voraussetzung , daß die Absolventen auch an dem
Unterrichte im Tondrehen und Modellieren mit Erfolg teilgenommen haben
oder daß dieselben vor ihrem Eintritte in die letztgenannte Abteilung der
Schule eine mindestens zweijährige Verwendung in der Hafner « oder in
einem anderen keramischen Gewerbe Nachweisen können;

die Laudesfachschule für Tonindustrie in Kolomea.

IX. Korbflechter.
Die Musterwerkstätte für Korbflechterei und Weidenknltur in Wien —

unter der Voraussetzung , daß die Absolventen vor ihrem Eintritte in die
Musterwerkstätte eine mindestens zweijährige Verwendung in der Korbflechterei
Nachweisen können , und daß sie den Unterricht an der Musterwerkstätte durch
mindestens zwei Jahre mit Erfolg besucht haben;

die Abteilung für Korbflechterei an der kunstgewerblichen Fachschule in
Laibach;

die Fachschule für Korbflechterei in Bleistadt;
die Fachschule für Korbflechterei in Fogliano;
die Fachschule für Korbflechterei in Melnik;
die Fachschule für Korbflechterei in 2aga;
die Lehrwerkstätte für Korbflechterei in Senstenberg;
die Abteilung sür Korbflechterei an der Anstalt zur Versorgung und

Beschäftigung erwachsener Blinden in Böhmen mit dem Sitze in Prag.

X. Kupferschmiede.
Die Werkmeisterschule für mechanisch - technische Gewerbe an der Staats-

gewecbeschule in Prag — unter der Voraussetzung , daß die praktische Be¬
tätigung der Absolventen , welche nach Z 25 der Vorschrift für die Schüler¬
aufnahme in die Werkmeiflerschulen (Verordnung des Ministeriums für Kultus
und Unterricht vom 28 . Mai 1901 , Z . 13384 ) behufs Aufnahme in diese
Schule nachzuweise » war , im Kupferschmiedgewerbe erfolgte.

XI. Mechaniker.
Die niedere und die höhere Fachschule für Elektrotechnik am Techno¬

logischen Gewerbemuseum in Wien — bei der letztgenannten Fachschule unter
der Voraussetzung , daß die Absolventen vor ihrem Eintritte in diese höhere
Fachschule eine mindestens zweijährige Verwendung im Mechaniker - oder einem
verwandten Gewerbe Nachweisen können;

die Werkmeisterschule für mechanisch -technische Gewerbe und die Werk¬
meisterschule sür Elektrotechnik an der Staatsgewerbeschule im X . Wiener
Gcmeindebezirke;

ferner die Werkmeisterschulen sür mechanisch- technische Gewerbe:
an der deutschen Staatsgewerbeschule in Brünn,
an der böhmischen Staatsgewerbeschule in Brünn und
an der Staatsgewerbeschule in Bielitz,
unter der Voraussetzung , daß die praktische Verwendung der Absolventen,

welche nach Z 25 der Vorschrift für die Schüleraufnahme in die Werkmeister¬
schulen (Verordnung des Ministeriums sür Kultus und Unterricht vom 28 . Mai
1901 , Z . 13384 ) behufs Aufnahme in diese Schulen nachzuweisen war , im
Mechaniker - oder einem verwandten Gewerbe erfolgte.

XII. Gold-, Silber- und Perlensticker.
Die Spezialschule für Kunststickerei an der Kunstgewerbeschule in Prag;
die Kunststickereischule iu Wien;
die Fachschule für Kunststickerei an der Staalsgewerbeschule in Graz;
die Fachschule sür Kunststickerei an der Staatsgewerbeschule in Triest;
die Fachschule für Kunststickerei an der Staalsgewerbeschule in Lemberg;
die Abteilung für weibliche Handarbeiten au der Staatsgewerbeschule

in Salzburg;
die Abteilung sür Kunststickerei an der kunstgewerblick" » Fachschule in

Laibach.

XIII. Notgelder.
Der Fachkurs an der Lehr - uud Versuchsanstalt für Lederindustrie in

Wien — unter der Voraussetzung , daß die Absolventen dieses Kurses vor
ihrem Eintritte in denselben eine mindestens zweijährige praktische Verwendung
in der Rotgerberei Nachweisen können.
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XIV. Schlosser.

Die Fach - und Spezialschule für kunstgewerbliche Bearbeitung der Metalle
und die Fachschule sür dekorative Architektur an der Kunstgewerbeschule in
Prag — unter der Voraussetzung , daß die Absolventen vor ihrem Eintritte in
diese Fach - beziehungsweise Fach - und Spezialschule eine mindestens zweijährige
Verwendung im Schlossergewerbe Nachweisen können;

die niedere und die höhere Fachschule für Bau - und Maschinenschlosserei
am Technologischen Gewerbemuseum iu Wien — die letztgenannte Fachschule
unter der Voraussetzung , daß die Absolventen vor ihrem Eintritte in diese
höhere Fachschule eine mindestens zweijährige Verwendung im Schlossergewerbe
Nachweisen können;

die Werkmeisterschulen sür die mechanisch -technischen Gewerbe:
an der Staatsgewerbeschule im X . Wiener Gemeindebezirke,
an der Staatsgewerbeschule in Prag,
an der deutschen Staatsgewerbeschule in Pilsen,
an der böhmischen Staatsgewerbeschule in Pilsen,
a » der Staatsgewerbeschule in Neichenberg,
an der Staatsgewerbeschule in Pardubitz,
an der deutschen Staatsgewerbeschule in Brünn,
an der böhmischen Staatsgewerbeschule in Brünn und
an der Staatsgewerbeschule in Bielitz,
unter der Voraussetzung , daß die von den Absolventen gemäß § 25 der

Vorschrift sür die Schüleraufnahme in die Werkmeisterschulen (Verordnung des
Ministeriums sür Kultus und Unterricht vom 28 . Mai 1901 , Z . 13384 ) behufs
Aufnahme in diese Schulen nachzuweisende praktische Betätigung im Schlosser¬
gewerbe erfolgte;

die Fachschule für das Bauschlossergewerbe und die Abteilung für Zier¬
schmiede (Kunstschlosser) an der Staatsgewerbeschule in Graz;

die Abteilung für Bau - und Knnstschlosserei au der Staatsgewerbeschule
in Lemberg;

die Abteilung für Schlosserei au der Fachschule für Holz - und Eisen¬
bearbeitung in Bruck an der Mur;

die Abteilung sür Messerschmiede und die Abteilung für Maschinen - und
Werkzeugschlosser an der Fachschule für Eisen - und Stahlbearbeitung in Fulpmes;

die maschinengewerbliche Fachschule in Klagenfnrt;
die maschinengcwerbliche Fachschule in Komotau;
die Fachschule für Kunstschlosserei in Königgrätz;
die maschinengewerbliche Fachschule in Prerau;
die Abteilung sür Messerschmiede und die Abteilung für Werkzeugschlosser

an der Fachschule und Versuchsanstalt für Ersen - und Stahlindustrie in Steyr;
die Fachschule für Schlosserei in Swintnili.

XV. Schuhmacher.
Die Lehrwerkstätte sür Schuhmacher in Alt - Sandec.

XVI. Tapezierer.

Die Fachschule für dekorative Architektur an der Kunstgewerbeschule in
Prag — unter der Voraussetzung , daß die Absolventen vor ihrem Eintritte in
diese Fachschule eine mindestens zweijährige Verwendung im Tapczierergewerbe
Nachweisen können.

XVII . Tischler.

Die Fachschule für Holzschnitzerei und die Fachschule für dekorative
Architektur an der Kunstgewerbeschule in Prag — unter der Voraussetzung,
daß die Absolventen vor ihrem Eintritte in diese Fachschule eine mindestens
zweijährige Verwendung in der Tischlerei Nachweisen können;

die Abteilung für Tischlerei an der Staatsgewerbeschule in Salzburg;
die Fachschule für das Bautischlergcwerbe und die Abteilung sür

Tischlerei an der Staatsgewerbeschule in Graz;
die Abteilung sür Tischlerei an der Staatsgewerbeschule in Triest;
die Abteilung für Tischlerei an der Staatsgewerbeschule in Innsbruck;
die Werkmeisterschule sür mechanisch -technische Gewerbe an der Staats¬

gewerbeschule in Bielitz — unter der Voraussetzung , daß die von den Absol¬
venten nach Z 25 der Vorschrift für die Schüleraufuahme in die Werkmeister-
jchulen (Verordnung des Ministeriums sür Kultus und Unterricht vom 28 . Mai
1901 , Z . 18384 ), ' behufs Aufnahme in diese Schule nachznweisende Praktische
Betätigung im Tischlergewerbe erfolgte;

die Abteilung für Tischlerei an der Staatsgewerbeschule in Lemberg;
die Fachschule für Ban - und Möbeltischlerei an der Staatsgewerbeschule

in Czernowitz;
die Abteilung für Möbel - und Bautischlerei an der Fachschule für Holz¬

bearbeitung in Bergreichenstein;
die Abteilung für Möbel - und Bautischlerei an der kunstgewerblichen

Fachschule in Bozen;
die Abteilung für Möbel - und Bantischlerei an der Fachschule sür Holz-

nnd Eisenbearbeitung in Bruck a. d. Mnr;
die Abteilung für Möbel - und Bautischlerei an der Fachschule für Holz¬

bearbeitung m Chrudim;
die Abteilung sür Tischlerei an der Fachschule sür Holzbearbeitung in

Cortina d' Ampezzo;
die Abteilung für Möbeltischlerei an der Fachschule sür Holzbearbeitung

in Ebensee;
die Abteilung für Möbel - und Bautischlerei an der Fachschule für Holz¬

bearbeitung in Gottschee;

die Abteilung für Möbel - nntr Bautischlerei an der Fachschule für Holz¬
bearbeitung in Grulich;

die Abteilung für Möbel - und Bautischlerei an der Fachschule für Holz-
nnd Steinbearbeitung in Hollein;

die Abteilung für Möbel - und Bautischlerei au der Fachschule für Holz¬
bearbeitung in Hallstatt;

die Abteilung für Tischlerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in
Kimpolung;

die Abteilung für Tischlerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in
Kolomea;

die Fachschule für Tischlerei in Königsberg a» der Eger;
die Abteilung für Möbel - und Bautischlerei an der kunstgewerblichen

Fachschule in Laibach;
die Fachschule für Tischlerei in Mariano;
die Abteilung für Tischlerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in

Tachan;
die Abteilung sür Möbel - und Bautischlerei an der Fachschule für Holz¬

bearbeitung in Villach;
die Abteilung für Bau - und Möbeltischlerei an der Fachschule für Holz¬

bearbeitung in Wallachisch -Meseritsch;
die Abteilung für Tischlerei an der Fachschule für Holzbearbeitung in

Wallern;
die Abteilung für Tischlerei an der Fachschule sür Holzbearbeitung in

Zakopane;
die Abteilung für Tischlerei an der Landesfachschnle sür Tischlerei und

Drechslerei in Stanislau;
die Lehrwerkstätte für Tischlerei in Kalwarya Zebrzydowska.

XVIII . Uhrmacher.
Die Fachschule für Uhrenindustrie in Karlstein.

XIX . Wagner.
Die Abteilung für Wagenbau an der Fachschule für Holzbearbeitung in

Bergreichenstein.

XX Roh - (oder Grob -) Schmiede.
Die Werkmeisterschulen sür mechanisch-technische Gewerbe:
an der Staatsgewerbeschule im X . Wiener Gemeindcbezirke,
an der Staatsgewerbeschule in Prag,
an der deutschen Staatsgewerbeschule in Pilsen,
an der böhmischen Staatsgewerbeschule in Pilsen,
an der Staatsgewerbeschule in Pardubitz,
an der deutschen Staatsgewerbeschule in Brünn,
an der böhmischen Staatsgewerbeschule in Brünn und
an der Staatsgewerbeschule in Bielitz,
unter der Voraussetzung , daß die von den Absolventen nach Z 25 der,

Vorschrift für die Schüleraufnahme iu die Werkmeisterschulen (Verordnung
des Ministeriums für Kultus und Unterricht vom 28 . Mai 1901 , Z . 13384)
behnss Aufnahme in diese Schulen nachzuweisende praktische Betätigung im
Noh - (oder Grob -) Schmiedgewerbe erfolgte;

ferner die Fachschule für Grobeisenwaren - Erzeugung in Sutkowice.

XX I». Wagenschmlede.
Die Werkmeisterschule sür mechanisch -technische Gewerbe an der Staats-

gewerbeschnlc in Bielitz — unter der Voraussetzung , daß die von den Ab¬
solventen nach Z 25 der Vorschrift über die Schüleraufnahme in die Werk-
meisterschnlen (Verordnung des Ministeriums für Kultus und Unterricht vom
28 . Mai 1901 , Z . 13384 ) behufs Aufnahme in die Schule nachzuweisende
praktische Betätigung i», Wagenschmicdgewerbe erfolgte;

ferner die Fachschule für Grobeisenwaren -Erzeugung in Sulkowice.

XXI . Wcißgerber.

Der Fachkurs an der Lehr - und Versuchsanstalt für Lederindustrie in
Wien — unter der Voraussetzung , daß die Absolventen dieses Kurses vor
ihrem Eintritte in denselben eine mindestens zweijährige praktische Verwendung
in der Weißgerberei Nachweisen können.

XXII . Zimmermaler.

Die Spezialschule für dekoratives Zeichnen und Malen an der Kunst¬
gewerbeschule in Prag — unter der Voraussetzung , daß die Absolventen dieser
Spezialschule vor ihrem Eintritte in dieselbe eine mindestens zweijährige Ver¬
wendung in der Zimmermalerei Nachweisen können;

die Fachschule sür Dekorationsmalerei au der Staatsgewerbeschule in
Graz — unter der Voraussetzung , daß die Absolventen dieser Fachschule vor
ihrem Eintritte in dieselbe eine mindestens zweijährige Verwendung in der
Zimmermalerei Nachweisen können;

die Fachschule für dekorative Malerei an der Staatsgewerbeschule m
Triest — unter der Voraussetzung , daß die Absolventen dieser Fachschule vor
ihrem Eintritte iu dieselbe eine miudestens zweijährige Verwendung in der
Zimmermalerei Nachweisen können;

die Abteilung für Dekorationsmalerei an der Staatsgewerbe,chnle in
Lemberg;

die Abteilung für dekorative Malerei an der Staatsgewerbeschule in
Krakau;

2
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die Abteilung für dekorativer Malen allgemeiner Richtung an der
Fachschule für Tonindustrie und verwandte Gewerbe in Teplitz — unter der
Voraussetzung , daß die Absolventen dieser Abteilung vor ihrem Eintritte in
dieselbe eine mindestens zweijährige Verwendung in der Zimmcrinalerei Nach¬
weisen können.

XXIII a. Graveure.

Die Abteilung für Waffengraveure an der Fachschule für Gewehr¬
industrie in Ferlach.

XXIII b. Stein - nud Glasgraveure.
Die Abteilung für Edelsteingravieren an der Fachschule für Edelstein-

faffung und -Bearbeitung in Turnan.

XXIII e. Glasgravcure.

Die Fachschule für Glasindustrie in Haida;
die Fachschule für Glasindustrie in Steinschönan.

XXIII «I. Graveure und Emaillcurc.

Die Fach - »nd Spezialschule für kunstgewerbliche Bearbeitung der Metalle
an der Knnstgcwerbeschule in Prag.

die Fachschule für Metallindustrie in Nixdorf;
die Abteilung für Metallgravieren und Ziselieren an der kunstgewerb¬

lichen Fachschule für Gürtler , Graveure und Bronzewaren - Erzenger in
Gablenz.

XXIII o. Formenstecher, Metallographen und Metallausschncider.
Die Fachschule für Metallindustrie in Nixdorf;
die Abteilung für Metallgravieren » nd Ziselieren an der kunstgewerb¬

lichen Fachschule für Gürtler , Graveure und Bronzewaren - Erzeuger in
Gablonz;

die Abteilung für Waffengraveure an der Fachschule für Gcwerbe-
industrie in Ferlach.

8 2.
Auf die ans dieser Verordnung sich ergebenden Begünstigungen haben

bereits die Absolventen der vorerwähnten Unterrichtsanstalten des Schuljahres
1901/02 Anspruch.

8 3.

Alle bisher erlassenen Verordnungen , mit welchen gewerbliche Unterrichts¬
anstalten , deren Zeugnisse zum Antritte von handwerksmäßigen Gewerbe»
berechtigen , bezeichnet worden sind , treten außer Kraft.

7.

Ammenvermittkung.

Erlaß der k. k. n .-ii. Statthalterci von: 11 . Anqust 1902,
Z . 79965 (M .-Abt . XVII . 4957 .02 ) :

Mit dem Statthalterei -Erlasse vom 2 . April 1902 , Z . 82621 , wurde
der L. D . in Wien die Konzession für die Vermittlung von Ammen verliehen
und gleichzeitig für diesen Betrieb eine Reihe von Bedingungen vor¬
geschrieben . "

Gegen die in den Punkten 2 und 4 dieses Erlasses enthaltenen Vor¬
schriften , betreffend die Vorlage eines bezirks - oder polizeiärztlichen Ältestes
über den Gesundheitszustand jeder behufs Plazierung in Evidenz genommenen
Amme , sowie betreffend die Vorlage eines von der Statthalterei zu ge¬
nehmigenden Gebtthrentarifes hat L. D . den Rekurs ergriffen.

Das k. k. Ministerium des Innern hat über diesen Rekurs laut Erlasses
vom 29 . Juli 1902 , Z . 31116 , den Punkt 2 der Bedingungen dahin zu
ergänzen gefunden , daß für zu Ammendienstcn sich meldende Frauenspersonen,
die nicht im Amtssitze eines Bezirks - oder Polizei -Arztes ihren ordentlichen
Wohnsitz haben , ein Attest des zuständigen Gemeindearztes  über deren
Gesundheitszustand ausreichend ist.

Im übrigen wurde dem erwähnten Ministerial -Nekurse keine  Folge
gegeben , weil die vorgeschriebenen Bedingungen der Ermöglichung der
erforderlichen sanitären Kontrolle dienen » nd die Vorlage eines von der k. k.
Statthalterei zu genehmigenden Gebührentarifes ans öffentlichen Rücksichten
erforderlich ist.

8 .

Für die bloße Vermietung von Wohnuugsbeftand
teilen an ständige Aftermieter ist eine (« ewcrbe-

Konzession nicht erforderlich.

Statthalterci -Erlaß vom 12 . August 1902 , Z . 79081
(Mag . B .-A. IX , 35812 ) ;

Die k. k. n .-ö. Statthalterei findet dem Rekurse der N . N . gegen die
dortämtliche Entscheidung vom 30 . Juni 1902 , Z . 21580 , mit weicher der¬

selben die angesuchte Konzession zur Beherbergung von Fremden im Stand¬
orte IX .verweigert wurde , ans Grund des Z 18, Alinea 3 des
Gcwerbegesetzes wegen Mangels des Lokalbcdarfes keine Folge zu geben.

Es wird jedoch bemerkt , daß die Gesnchstellerin für die bloße Vermietung
von Wohnnngsbestandteilen an ständige Aftermieter einer Gewerbe -Konzession
nicht bedarf.

Gegen diese Entscheidung steht der Nekurrentin im Sinne des Z 18,
Alinea 7 der Gewerbeordnung kein weiteres Neknrsrecht zu.

S

Fahrordnung für die Schottengasfe im I . Bezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 19 . August 1902,
M .-Abt . V, Z . 3850 ex 1902:

Die Straßenfläche zwischen der dem Hause Schottengasse 10 gegenüber¬
liegenden halbmondförmige » Rettnngsinsel und dem Trottoir der Garten¬
anlage darf mit keiner Art von Straßenfnhrwerk auch nicht mit Fahrrädern,
befahren werden.

Übertretungen dieses Verbotes werden gemäß HZ 100 und 101 des Ge¬
setzes vom 24 . März 1900 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 17 , mit Geldstrafen bis
zum Betrage von 400 L oder mit Arreststrafen bis zur Dauer von 14 Tagen
geahndet.

lo

Verhütung von Übertragung ansteckender Krankheiten
in Rasicrstnbe ».

Erlaß des Magistrats - Vize-Dircktors Dr . Richard W e i s-
kirchuer  vom 20 . August 1902 , M .-Abt . XVII 1427,02.

Aus einem dem Magistrate zur Anzeige gebrachten Falle einer mut¬
maßlichen syphilitischen Infektion in einer Barbierstnbe ist z» entnehme », daß
die zur Hiutanhaltung der Verbreitung ansteckender Krankheiten notwendigen
Vorsichtsmaßregeln , wie sie im Gutachten des Obersten Sanitätsrates (Öster¬
reichisches Sanitätswesen , Jahrgang 1898 , Seite 54 ) , beziehungsweise in der
Magistrats -Kundmachung vom 1. Oktober 1895 , Z . 122211 , ausgesprochen
erscheinen , in den Rasierstuben nicht hinreichend Beachtung finden.

Die magistratischen Bezirksämter werden daher im Sinne des Ministerial-
Erlafses vom 21 . August 1899 , Z . 7345/98 (Österreichisches Sanitätswesen ex
1899 , Seite 454 ) angewiesen , bei Entgegennahme der Anmeldungen des
handwerksmäßigen Raseur - und Frisenrgewerbrs den Betriebswerbern die
Beobachtung der in dem erwähnten Gutachten des Obersten Sanitätsrates am
Schluffe snb Punkt 1 bis 4 angeführten prophylaktischen Maßnahmen , sowie die
Bestimmungen der erwähnten Magistrats Knndniachung nachdrücklichst einzu-
schärfen , die erfolgte Kenntnisnahme dieser Vorschriften durch die Gewerbe-
Anmelder im Gewcrbe -Anmelde -Protokolle bestätigen und den Gewerbescheinen
zwei Exemplare der bezogene » Magistrats -Kundmachung anschließen zu lassen.

Auch sind die Inhaber von Rasierstnbcn durch Vornahme periodischer
Revisionen in der angedeuteten Hinsicht zu überwachen.

Hiebei wird bemerkt , daß ein AnSzug aus dem erwähnten Gutachten,
soweit dasselbe die von den Barbieren und Friseuren zu beobachtenden Vor¬
sichtsmaßregeln betrifft , den Inhabern von Friseur - und Nasenrgewerben vom
Magistrate im Wege der Genossenschaft zur Kenntnis gebracht wird.

An den Bestimmungen der Magisirats -Kundmachnng vom 1. Oktober 1895,
Z . 122211 , wird hiedurch nichts geändert.

* »
*

Auszug ans dem Gutachten des Obersten Sanitätsratcs.

1. Den Inhabern von Frisier - und Nasiergcschäften wäre anfzntragen,
daß sie bei Bedienung ihrer Kunden keine Rasierpinsel und Schwämme benützen
und daß sie für jede Kunde zum Abtrocknen der rasierten Haut ein besonderes,
gut gewaschenes Handtuch verwenden . Es wäre ihnen auch naheznlegen , sich
keiner Puderquasten zu bedienen , oder , wenn einzelne Kunde » durchaus auf
dem Einpndern der rasierten Haut bestehen, für jeden derselben besondere
Puderquasten oder Wattabauschen zu verwenden , welch letztere nach jedes¬
maligem Gebrauche wegznwerfen sind.

Im übrigen hätte » sich die Friseure »nd Raseure der größten Rein¬
lichkeit zu befleißigen und auch ihre Gerätschaften recht hänfiq einer gründ¬
lichen Reinigung zu unterziehen.

- ? / ^ J " h°bern von Rasier - und Frisiergeschäftcn ist dringendst zu
empfehlen , Personen , welche mit einer auffallenden , schon für Laien erkenn¬
baren Erkrankung der Barthant behaftet sind , vorläufig nicht zu rasieren,
sondern sie an einen Arzt zu weisen und erst nach de» besondere » Anord¬
nungen des letzteren vorznqehen.

3 . Die praktischen Ärzte seien zu verpflichten , jeden in ihre Behandlung
kommenden Fall von Osrxes Ions,irans , ImpotiZo contaZiosa oder syphili¬
tischer Affektion der Barthant , wenn diese Erkrankung mutmaßlich durch In-
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sckticn n: einer Rafierstube entstanden ist, der Behörde unter gleichzeitiger
Bekanntgabe der betreffenden Rasierstube anzuzeigen ; ferner haben sie jenen
Personen , welche mit einer der genannten Krankheiten behaftet sind , dringendst
einzuschärfen , daß sie sich nicht in Rasierstuben , sondern in ihren Wohnungen
rasieren lasten , und zwar mit ihrem eigenen Rasierzeuge , oder daß sie über¬
haupt um ihre Ausnahme in eine Heilanstalt ansuchen sollen.

Die bei solchen Kranken verwendeten Rasiermesser sind nach jedesmaligem
Gebrauche durch ein viertelstündiges Auskochen der Klinge im Wasser oder
in einer 2prozentigen wässerigen Sodalösung zu desinfizieren . Die zum Ab¬
trocknen der rasierten Haut benützten Tücher sind durch Auskochen in Lauge
oder wo es durchführbar ist, durch strömenden Wasserdampf zu desinfizieren.

4 . Schließlich wäre das Publikum in geeigneter Welse zu belehre », daß
der einzelne sich gegen Infektionen der Barthaut am sichersten dadurch schützen
könne , daß er an sich nur sein eigenes Rasier - und Frisierzeug in Anwendung
kommen lasse, welches er bei einem etwaigen Besuche von Rasierstuben daselbst
in einem versperrten Behälter hinterlegen kann.

LL

Zulassung von Lattdmessern zur Praxis in der
Kapkolouie.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . August 1902,
Z . 83063 (Mag .-Abt . XXIl , 2219/02 ) :

Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 5 . August 1902,
Nr . 31018 , wird in Zukunft die Zulassung von Landmessern zur Praxis in
der Kapkolonie in Südafrika außer von den bisher bestehenden Bedingungen
(h . ä . Zirkular -Erlaß vom 12 . Mai 1902 , Z . 47109 ) und dem Minimalalter
von 21 Jahren auch davon abhängig gemacht , daß der Kandidat sich als
Untertan Seiner Majestät des Königs von England erklärt.

12 .

Neuregelung der Pfarrspreugel Kaiser Ebersdorf
und Simmering.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom August 1902,
M .-Abt . XXII , Z . 2148 .02:

Laut Erlasses der k. k. n .-ö. Statthallerei vom 9. August 1902 , Z . 79001,
wird die auf Grund des ß 20 des Gesetzes vom 7 . Mai 1874 , R .- G .- Bl.
Nr . 50 , staatlich genehmigte Neuregelung ider Pfarrspreugel Kaiser -Ebersdorf
und Simmering mit 1. September 1902 in Kraft treten.

Die Grenzen der Pfarrspreugel wurden durch diese Neuregelung in
nachstehender Weise festgesetzt:

1 . Pfarre Kaiser - Ebersdorf.

Im Norden : Bezirksgrenze (Donaukanal ) von der Eisenbahnbrücke der
Donauländebahn bis zur ehemaligen Gemeindegrenze Kaiser -Ebersdorf—
SimmeOng ; ehemalige Gemeindegrenze ; Seeschlachtweg bis zur Weißenböckstraße.

Im Westen : Weißenböckstraße , östliche Straßenflucht ; Simmeringer
Hauptstraße , von der Weißenböckstraße bis zum Zentral -Friedhof , nördliche
Straßenflucht (die künftigen , ungeraden Nummern ) ; Zentral -Friedhof , west¬
liche Mauer , Weg von der Übersetzung nächst der Station „ Zentral -Friedhos"
der k. k. priv . Eisenbahn „ Wien -Aspang " bis zur gleichnamigen Station der
k. k. priv . österr .-ungar . Staatsbahn ; die Staatsbahnstrecke bis zur Kreuzung
mit der Berbindungs (Donau -User)bahn.

Im Süden : Grenze des Wiener Gemeindegebietes.
Im Osten : Grenze des Wiener Gemeindegebietes bis zur Gemeinde¬

grenze von Albern , die südliche, östliche und nördliche Gemeindegrenze von
Albern (außerhalb des Wiener Gemeindegebietes ) .

2 . Pfarre Simmering.

Im Norden : Bezirksgrenze längs der Döblerhofstraße bis zum Bruch¬
punkte bei dem zweiten Gasbehälter des städtischen Gaswerkes ; dann in ihrer
nördlichen Richtung die Luftlinie bis zum Donaukanale ; Donankanal bis zur
ehemaligen Gemeind egrenze Simmering — Kaiser - Ebersdorf.

Im Osten : Ehemalige Gemeindegrenze ; Seeschlachtweg bis zur Weißen-
böckstraße ; Weißenböckstraße , westliche Straßeuflucht ; Simmeringer Haupt¬
straße von der Weißenböckstraße bis zum Zentral Friedhofe , südliche Slraßen-
flucht ; Zentral -Friedhof , westliche Mauer.

Im Süden : Weg von der Übersetzung nächst der Station „Zentral-
Friedhof " der k. k. priv . Eisenbahn „ Wien -Aspang " bis zur gleichnamigen
Station der k. k. priv . österr .-ungar . Staatsbahn.

Im Westen : Die der Pfarre Simmering zugeweudete Seite des Bahn¬
körpers der österr .-ungar . Staatsbahn bis zum k. und k. Arseual -Bauverbols-
rayon ; die um denselben projektierte Straße bis zur Bezirksgrenze (X . Bezirk ) ;
Bezirksgrenze des XI . und III . Bezirkes bis zur Schlachthausbahn ; Schlacht¬
hausbahnstrecke bis zur Projektierten Döblerhofstraße ; projektierte Döblerhof¬
straße , die geraden Nummern von der Schlachthausbahn bis zur Bezirksgrenze.

L».

Abänderung nnd Ergänznug der Gewerbeordnung.

Verordnung des Handelsministeriums im Einvernehmen mit
den Ministerien des Innern und der Finanzen vom 4 . Sep¬
tember 1902 , womit zum Gesetze vom 25 . Februar 1902 , N .-
G .-Bl . Nr . 49 , betreffend die Abänderung und Ergänzung der
Gewerbeordnung , Durchführungsbestimmungen erlassen werden
(R .-G .-Bl . Nr . 179 ) :

Ans Grund des Gesetzes vom 25 . Februar 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 49,
betreffend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung *) wird nach¬
stehendes verordnet:

8 1.
Hinsichtlich folgender Waren wird das Aussuchen von Bestellungen

außerhalb des Standortes bei den im ß 59 , Absatz 2 des Gesetzes erwähnten
Personen auch ohne deren Aufforderung gestattet:

1. Maschinelle Anlagen aller Art , Motoren und deren Bestandteile;
2 . Baumaterialien , mit Einschluß von Kunststeinen aller Art , Korkplatten,

Dachpappe und künstlichem Straßenpflasterungsmateriale;
3 . technische Bedarfsartikel für Beheizungs -, Belenchtungs - und Wasser¬

leitungsanlagen ;
4 . Holzrouleanx , Jalousien;
5 . Nähmaschinen , Schreibmaschinen , Fahrräder.

8 2.
Zur Ausfertigung der in den HZ 59 und 59 b , Absatz 1 des Gesetzes

erwähnten Legitimation für Haudlungsreisende ist über mündliches oder schrift¬
liches Ansuchen des Gewerbeinhabers , in dessen Diensten der Handlungs¬
reisende steht, die Gewerbebehörde erster Instanz , in deren Bezirk der Stand¬
ort des Gewerbes liegt berufen.

Allfällige , von der Partei schriftlich gestellte Ansuchen um Ausfertigung
von Legitimationskarten für Handlnngsreisende sind stempclfrei.

Hingegen unterliegt die Legitimationskarte , deren Ausfertigung für die
Dauer des Kalenderjahres und für den Umfang der im Neichsrate vertretenen
Königreiche und Länder erfolgt , einer Stempelgebühr von 2 X.

Der Gesuchsteller hat den Gewerbebetrieb , für welchen die Ausfertigung
der Legitimationskarts angestrebt wird , anzugeben , die Stempelgebühr von
2 X für die Legitimationskarte zu entrichten und außerdem beizubringen:

a) ein von der Gemeinde - oder Polizeibehörde des Aufenthaltsortes des
Reisenden ausgestelltes Leumundszeugnis , welches auch die Angaben über
Geburtsjahr , Geburtsort und Zuständigkeit des Reisenden zu enthalten hat;

d) ein staats - oder gemeindeärztliches Zeugnis darüber , daß der Reisende
nicht mit einer ansteckenden oder ekelerregenden Krankheit behaftet oder
in abschreckender Weise entstellt ist;

o) eine für den Zweck des Identitätsnachweises geeignete Photographie
des Reisenden im Ausmaße von lOflz X 6Vr em (Bisitkartenformat ) .
Leumundszeugnis nnd ärztliches Zeugnis dürfen nicht über 14 Tage

alt sein.
8 3

Die Ausfertigung der Legitimationskarte hat nach dem Formulare
zu erfolgen , wobei nur die amtlich ausgegebeuen Drucksorten verwendet werden
dürfen.

Die Photographie ist an der hiefür bestimmten Stelle der Legitimation
zu befestigen und zu überstempeln.

8 4.
Die Ausfertigung der Legitimationskarte darf nur dann verweigert

werden , wenn:
a ) bei Anbringung des Gesuches die Vorschriften des Z 2 nicht beobachtet

worden sind,
b) der Gesuchsteller die angegebene Gewerbeberechtigung nicht besitzt,
o) die Person , für welche die Legitimation verlangt wird,

1 . nicht eigenberechtigt ist,
2 . mit einer ansteckenden oder ekelerregenden Krankheit behaftet oder in

abschreckender Weise entstellt ist,
3 . wegen eines Verbrechens überhaupt , wegen eines aus Gewinnsucht

oder gegen die Sittlichkeit begangenen Vergehens oder wegen einer solchen
Übertretung in Untersuchung steht oder verurteilt wurde und nach der straf¬
baren Handlung , ob welcher die Untersuchung geführt wird , beziehungsweise
die Verurteilung erfolgte , im Zusammenhalte mit der in Untersuchung stehenden
oder verurteilten Persönlichkeit beim Geschäftsbetriebe ein Mißbrauch zu be¬
fürchten ist,

4 . wegen gewohnheitsmäßigen Bettclns oder Landstreicherei übel be¬
leumundet ist,

5 . wegen Übertretung der auf die Handlungsreisenden Bezug habenden
Gewerbegesetze und Verordnungen dreimal bestraft wurde und seit der letzten
Bestrafung noch nicht drei Jahre verflossen sind.

*) Siehe Amtsblatt Nr . 25 sx 1902, „Gesetze re. III ", 24.
**) Die Formularien sind im Neichsgesetzblatte(Stück XO vx ioor) abgedruckt,
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8 5.
Da die Ansuchen um diese Legitimationen längstens binnen acht Tagen

zu erledigen sind , so darf die Ausfertigung der Legitimationskarten auch nicht
durch solche Nachforschungen aufgehalten werden , welche die Behörde etwa zu
dem Behufe einzuleiten für nötigt findet , um sich von dem Nichtvorhandensein
der im Z 4 , lit . d und o, ansgezählten Verweigernngsgründe zu überzeugen.

8 6.
Die Legitimationskarte kann durch die Behörde , welche sie ausgestellt hat,

zurückgenommen werden , wenn sich ergibt , daß eine der im 8 4 , lit . b und e,
aufgezählte » Voraussetzungen zur Zeit der Erteilung der Legitimation vor¬
handen gewesen , der Behörde aber unbekannt geblieben oder nach Erteilung
derselben eingetreten ist.

8 7-
Wird eiue Legitimation versagt oder znrückgenommen , so ist dies dem

Gewerbeinhaber mittels schriftlichen Bescheides unter Angabe der Gründe zu
eröffnen.

Die etwa noch nicht in Verwendung genommene Stempelmarke ist gleich¬
zeitig zurückzustellen.

Gegen den Bescheid steht dem Gewerbeinhaber der Rekurs , jedoch ohne
aufschiehende Wirkung , offen.

Eine Kopie des Bescheides , mit welchem eine ausgefertigte Legitimations¬
karte zurückgenommen wird , ist, mit dem Aufträge sofortiger Ablieferung der
Karte , an den Handlungsreisenden hinauszugeben.

8 ».
Um die Prolongation der Karte für ein weiteres Kalenderjahr ist vom

Gewerbeinhaber mündlich oder schriftlich bei jener Behörde , welche die erste
Ausfertigung besorgte , unter Vorlage der Karte , einer Stempelmarke von 2 K,
eines neuen oder neuerlich bestätigten , der Vorschrift des 8 2 entsprechenden
Leumundszeugnisses und eines ebensolchen ärztlichen Zeugnisses für den
Reisenden einzuschreiten.

Die Prolongation erfolgt durch Ausfüllung der vorgedruckten Prolon¬
gierungsklausel : „ Giltig Pro 19 . " an der betreffenden Stelle der Legitimation
und Überstempelung der aufgeklebten Stempelmarke mit dem Amtssiegel.

Die Photographie kann belassen werden , wenn dieselbe dem im 8 2
bezeichneten Zwecke noch entspricht.

Wenn der Gewerbeinhaber seit dem Vorjahre den Standort seines
Gewerbes in den Amtsbezirk einer anderen Gewerbebehörde l . Instanz ver¬
legt hat , ist eine Prolongierung der Legitimationskarte grundsätzlich ausge¬
schloffen und daher von der nach 8 2 zuständigen Gewerbebehörde immer eine
neue Karte auszufertigen.

Eine Neuausfertigung der Karte hat auch zu erfolgen , wenn die Karte
schon viermal prolongiert worden ist oder wenn dieselbe vor dieser Zeit als
Legitimation unbrauchbar geworden ist.

Auch für die Ausfertigung der Prolongation gilt die im 8 59 t> des
Gesetzes normierte Frist von 8 Tagen , und haben die Bestimmungen der
88 4 , 5 und 7 sinngemäß mit der Änderung Anwendung zu finden , daß für
das Prolongierungsansuchen die Vorschriften des ersten und vierten Absatzes
dieses Paragraphen maßgebend sind , und daß die Prolongierung auch in den
im vorstehenden Absätze bezeichneten Fällen zu verweigern ist.

8 9.
Falls die Gewerbeinhaber selbst innerhalb der durch das Gesetz bestimmten

Grenzen im Umberreisen Bestellungen suchen, haben sie zu ihrer Legitimation
den Gewerbeschein <Konzessionsdekret ) mitznführen.

Desgleichen haben die Handlungsreisenden beim Aufsuchen von Be¬
stellungen die Legitimationskarle stets bei sich zu tragen.

Die Gewerbeinhaber , wie die Handlungsreisenden sind verpflichtet , ihr
bezügliches Legitimationsdokument über Aufforderung der behördlichen Organe
vorzuzeigen und , sofern sie das Dokument nicht bei sich haben , über Weisung
der behördlichen Organe ihre Tätigkeit bis z»r Herbeischaffung des Legitimations¬
dokumentes einzustellen . Vermögen sich die gedachten Personen überhaupt nicht
mit einer giltigen Legitimation auszuweisen , so sind dieselben nach Maßgabe
der Bestimmungen der Gewerbeordnung zu strafen.

Jeder Mißbrauch mit der Legitimationskarte hat deren sofortige Abnahme
und Vorlage an die kompetente Gewerbebehörde behufs Einleitung des ge¬
setzlichen Strafverfahrens zur Folge.

8 io.
Über die ausgefolgten Legitimationskarten ist seitens der kompetenten

Gewerbebehörden ein Protokoll nach dem Formulare 8 zu führen , in dem
die Nummer der Karte , der Name des Gewerbeinhabers , die Bezeichnung und
der Standort des Gewerbebetriebes , Name , Geburtsjahr , Geburtsort und
Zuständigkeit des Handlungsreisenden , ferner die Nummer des bezüglichen
Aktenstückes , endlich das Datum des Ansuchens , jenes der Ausfertigung be¬
ziehungsweise der Prolongation , sowie jenes einer allfälligen Zurücknahme
enthalten sein muß.

Auszüge aus diesem Protokolle , und zwar sowohl hinsichtlich der Neu¬
ausfertigungen , als auch hinsichtlich der Prolongationen von Legitimations¬
karten sind mindestens vierteljährig im Amtsblalte der kompetenten Gewerbc-
behörde und , wo ein Amtsblatt nicht ausgegeben wird , durch Anschlag an
der Amtstafel zu verlautbaren.

8 11-
Die im 8 59 a des Gesetzes bezeichneten Gewerbetreibenden , deren Ge¬

werbestandort sich im Jnlande befindet und welche Uhren (aus Gold oder
Silber , beziehungsweise mit goldenen oder silbernen Gehäusen ), Gold - und
Silberwaren , wie auch Juwelen auf solchen Geschäftsreisen mitführen wollen,
die von ihnen selbst oder von in ihrem unmittelbaren Dienste stehenden Be¬
vollmächtigten zu dem Zwecke unternommen werden sollen , um jene Waren
nach Maßgabe der Bestimmungen des 8 59 a des Gesetzes zu verkaufen , haben
dies bei dem nach dem Standorte zuständigen Punzierungsamte auzumelden.
Dieses Amt fertigt ihnen , beziehungsweise den von ihnen benannten Bevoll¬
mächtigten hiezu eine besondere Legitimation nach dem Formulare 6 aus
(8 59 b , Absatz 3 des Gesetzes ).

Diese punzierungsamtliche Legitimation darf jedoch nur solchen Ge¬
werbetreibenden oder deren Bevollmächtigten ausgefolgt werden , welche sich
mit einem Gewerbescheine , beziehungsweise mit einer giltigen Legitimatious-
karte für Handlungsreisende ausweisen können.

Die punzierungsamtliche Legitimation berechtigt den Inhaber bloß zum
Verkaufe von bereits im Jnlande punzierten Waren an zum Wiederverkäufe
befugte Gewerbetreibende.

In dieser punzierungsamtlichen Legitimation sind die von dem Inhaber
derselben zu berührenden Gebiete , sowie die wichtigeren zu berührenden Orte
mit tunlichster Genauigkeit , ferner die Zeit , für welche die Legitimation
Giltigkeit besitzt, anzugebeu.

Die Legitimation i!i an jenen Orten , in welchen sich ein Punzierungsamt
oder eine Punzierungsamts -Expositur befindet , diesem Amte zur Vidierung
vorzulegen.

Nach Ablaus der Giltigkeitsdauer der Legitimation ist dieselbe dem
kompetenten Punzierungsamte des Standortes zurückzustellea.

Der Mißbrauch der Legitimation durch Überlassung derselben an eine
andere als die in der Legitimation bezeichnete Person , der Verkauf von Waren
in Orten , welche auf der Legitimation nicht verzeichnet sind , oder nach Ablauf
der Zeit , für welche die Legitimation ausgestellt ist, endlich der Verkauf von
Waren an andere Personen als befugte Wiederverkäufer zieht den Verlust der
punzierungsamtlichen Legitimation nach sich, unbeschadet der nach Maßgabe
der diesbezügliche » gesetzlichen Bestimmungen etwa sonst noch zu verhängenden
Strafen.

Die Punzierungsorgane , sowie die Gewerbebehörden sind gemäß den
88 53 , 54 und 55 des Gesetzes vom 16 . Mai 1866 , R .-G .-Bl . Nr . 75 , be¬
rechtigt , die von den Geschäftsreisenden mitgeführten Vorräte an Uhren , Gold-
und Silberwaren , sowie Juwelen in jedem ihnen geeignet erscheinenden
Zeitpunkte auch der punzierungsamtlichen Nachschau zu unterziehen und
unpunzierte Waren oder solche, bezüglich welcher sich der Verdacht einer Über¬
tretung der sonstigen Bestimmungen des Punzierungsgesetzes ergibt , zu be¬
anständen und dem zuständigen Punzierungsamte zum weiteren Verfahren
zuzusenden.

8 12.
Die auf Grund des 8 11 der Gewerbeordnung das freie Gewerbe der

Handelsagentie selbständig betreibenden Handelsagenten dürfen gemäß 8 59 e
des Gesetzes nur Muster mit sich führen , welche von ihrem Vollmachtgeber
als solche bezeichnet sind.

Diese Bezeichnung hat in der Weise zu erfolgen , daß das Wort
„Muster " und die Stampiglie des Vollmachtgebers aus jedem Stücke der be¬
treffenden Musterware aufgedrückt wird.

Wo dies nach der Natur des Gegenstandes nicht gut möglich ist, muß
die Bezeichnung mit dem Worte „Muster " und der Stampiglie in anderer
geeigneter Form in enge und nicht leicht lösliche Verbindung mit der Ware
gebracht werden.

8 13-
Die selbständigen Handelsagenten haben beim Geschäftsbetriebe zu ihrer

Ausweisleistung den Gewerbeschein mit sich zu führen und denselben über
Aufforderung der behördlichen Organe vorzuzeigen.

Insofern sie das Dokument nicht bei sich haben , haben sie über Weisung
der betreffenden Amtsorgane ihre Tätigkeit bis zur Herbeischaffung des Ge¬
werbescheines einzustellen.

Vermögen sich die Agenten überhaupt nicht mit dem Gewerbescheine
auszuweisen , so sind sie » ach Maßgabe der Bestimmungen der Gewerbe¬
ordnung zu strafen.

8 14.
Jene Handlungsreisenden , welche ausländische Industrie - , Gewerbe - oder

Handelsunternehmungen in den im Reichsrale vertretenen Königreichen und
Ländern vertreten , unterliegen , sofern sie nach den jeweilig geltenden Handels¬
verträgen zum Geschäftsbetriebe im Jnlande zugelassen sind , den gleichen
Beschränkungen und Vorschriften , welche für die Handlungsreisenden von im
Jnlande etablierten Unternehmungen bestehen ; es bedürfen aber jene aus¬
ländischen Handlungsreisenden und selbständigen Agenten , welche durch die in
den Handelsverträgen vorgesehene Gewerbelegitimationskarte bereits legitimiert
sind , zum Geschäftsbetriebe in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und
Ländern der im 8 2 , dieser Verordnung erwähnten Legitimationskarte
(Formulare ^ ) nicht.

8 15-
Die im 8 60 , Absatz 2 des Gesetzes bezeichneten befugten Handels¬

treibenden haben beim Feilbieten im Umherziehen den sie zu dieser Art des
Geschäftsbetriebes ausdrücklich berechtigenden Gewerbeschein mit sich zu führen.
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8 16.

Die im Schlußsätze des 8 60 des Gesetzes vorgesehenen amtlichen
Legitimationen für im Bezirke ansässige kleinere Gewerbetreibende , womit
denselben behufs besseren Fortkommens das Feilbieten ihrer eigenen Er¬
zeugnisse innerhalb der Gemeinde des Standortes ihres Gewerbes von Haus
zu Haus für einen Zeitraum von je drei Jahren und auf Widerruf gestaltet
wird , sind von der Gewerbebehörde nach dem Formulare v auszusertigen.

Diese mit einer Stempelmarke von zwei Kronen zu versehende
Legitimation ist beim Geschäftsbetriebe stets mitzusühren.

8 17-

Die im Z 9, Absatz 3 und 4 , enthaltenen Bestimmungen finden dann,
wenn die im 8 15 beziehungsweise 8 16 erwähnten Personen sich mit den
vorgeschriebenen Dokumenten nicht ausweisen können , analoge Anwendung.

Jeder Mißbrauch mit der im 8 16 vorgesehenen amtlichen Legitimation
hat deren sofortige Abnahme und Vorlage an die kompetente Gewerbebehörde
behufs Einleitung des gesetzlichen Strafverfahrens zur Folge.

8 18-

Diese Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Gesetze vom 25 . Februar
1902 , R .-G .-Bl . Nr . 49 , in Kraft.

14

Korksteinplatten der Firma E . Hübner.

In Erledigung des Ansuchens der Firma E . Hübner , Scagliol-
Gipsdielen - und Sanitas -Fußbodenfabrik , VIII ., Schottenfeldgasse 12 , hat
der Wiener Magistrat mit Dekret vom 6. September 1902 , Mag .-Abt . XIV,
4102/02 , die Verwendung der von dieser Firma erzeugten Korksteinplatten
zur Herstellung von Wänden bei Hochbauten im Gemeindegebiete von Wien
unter Voraussetzung , daß die Platten dem vorgelegten und beim Stadtbauamte
hinterlegten Muster entsprechen , gegen Einhaltung nachfolgender Bedingungen
als zulässig erklärt:

1 . Solche Platten können verwendet werden:
a) als Ersatz für eine einseitige stukkadorte Holzschalung , wenn die Platten

wenigstens eine Stärke ,' von 4 cm erhalten und mit einem Mörtel¬
verputze von mindestens 1 cm Stärke versehen werden;

b ) als Ersatz für eine beiderseits verputzte Holzwand , wenn die Platten
wenigstens eine Stärke von 6 cm besitzen und mit einem beiderseitigen,
wenigstens je 1 cm starken Verputze versehe » sind , und

e) als Ergänzung anderer Konstruktionen zur Erhöhung der Feuersicherheit
und Wärmeundurchlässigkeit.
Dienen die Räume , in welchen Korksteinplatten zur Anwendung gelangen,

zum Aufenthalte von Menschen , so sind die Korksteinplatten zur Ermöglichung
einer gründlichen Reinigung der Raumabschlüsse mit einem glatten Verputz
zu versehen.

Dagegen ist die Anwendung der Korksteinplatten für sich allein in Kon¬
struktionsteilen , bei welchen eine größere Widerstandsfähigkeit gegen Belastungen
und gegen mechanische Einwirkungen zur Sicherung des Eigentums wie z. B.
bei Wohnungslrennungswänden gefordert werden muß , nicht zulässig.

2 . Die beabsichtigte Ausführung von Korksteinwände » ist in den Konsens¬
plänen auszuweisen.

3 . Die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen , eventuell
die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung aus Grund der praktischen
Erfahrungen mit diesem Baumateriale bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachte Musterplatte wurde zur Kontrolle im Evidenzburea»
des Stadtbauamtes hinterlegt.

II. Ulmnlttnitiestimmimyeil.

^Magistrat:
IS.

Portobehandluug dienstlicher Korrespondenzen im
Verkehre mit den Balkanstaaten nnd Ägypten , ferner

mit Venedig , Bari und Brindisi.

Erlaß des Magistrats -Vize-Direktors Dr . Richard Weis-
kirchner  vom 18 . August 1902 , M .-D . 2789/02:

Das k. und k. Ministerium des Äußern hat im Einvernehmen mit dem
k. k. Handelsministerium und dem k. k. Ministerium deS Innern nachstehendes
mitgeteilt:

Die Korrespondenzen nach Serbien oder Rumänien und umgekehrt,
welche ausschließlich Angelegenheiten des öffentlichen Dienstes betreffen und
deren portofreie Beförderung im Gebiete des Landes gesetzlich gestattet ist, dem
die Behörde oder der Funktionär angehören , von welchen die Korrespondenz
ausgeht , werden ohne Porto -Anrechnung abgesendet . Genießt die Behörde
oder der Funktionär , an welche die Sendung gerichtet ist, gleichfalls die Porto-
besreiung , so wird dieselbe gebührenfrei ausgefolgt ; im gegenteiligen Falle
unterliegt diese Korrespondenz nur der im Lande des Bestimmungsortes be¬
stehenden internen Taxe.

Fahrpostsendungen , welche zwischen den oben bezeichneten Behörden ge¬
wechselt werden , sollen gebührenfrei befördert werden.

Auf Grund dieser Bestimmungen werden auch die dienstlichen Korre¬
spondenzen und Sendungen zwischen den k. k. (k. und k.) Behörden und den
k. und k. Vertretungsbehörden in Serbien und Rumänien , sowie zwischen den
serbischen und rumänischen Behörden und den serbischen und rumänischen
Missionen in Österreich -Ungarn portofrei befördert . Desgleichen sind die zwischen
rumänischen Vertretungsbchördcn i» Österreich -Ungarn gewechselten dienstlichen
Korrespondenzen portofrei.

Im Verkehre mit Montenegro genießen die dienstlichen Korrespondenzen
(Briefpostsendungen ) zwischen den Staatsbehörden eines Landes und den be¬
glaubigten diplomatischen Missionen oder Konsulaten im anderen Lande , sowie
zwischen diesen diplomatischen Missionen im gegenseitigen Verkehre die Porto¬
freiheit.

Im Verkehre mit der Türkei sind die dienstlichen Korrespondenzen
(Briefpostsendungen ) zwischen den k. k. (k. und k.) Behörden und den türkischen
Behörden , daun zwischen den ersteren und den k. und k. Vertretungsbehörde»
in der Türkei , in deren Standorte sich eine k. k. Postanstalt befindet , ferner
zwischen den türkische» Behörden und den türkischen Missionen und Konsular-
ämtern in Österreich -Ungarn , endlich die dienstlichen Korrespondenzen , welche
letztere in Österreich -Ungarn untereinander wechseln , portofrei.

Im Verkehre mit Bulgarien genießen die dienstlichen Korrespondenzen
(Briefpostsendungen ), welche zwischen den k. k. (k. und k.) Behörden und den
k. und k. Agentien und Konsulaten in Bulgarien gewechselt werden , sowie die
dienstlichen Korrespondenzen zwischen fürstlich bulgarischen Behörden und der
bulgarischen diplomatischen Agentie in Wien die Portosreiheit.

Im Verkehre mit Ägypten sind die amtlichen Korrespondenzen (Brief¬
postsendungen ) aus Österreich -Ungarn an die k. und k. diplomatische Ägeutie
nnd die k. und k. Konsularbehörden , sowie umgekehrt , portofrei.

Endlich sind die dienstlichen Korrespondenzen (Briefpostsendungen ) der
k. k. (k. und k.) Behörden an das k. und k. General -Konsulat in Venedig
nnd an die k. und k. Konsularämter in Bari und Brindisi , wen » sie über
Triest mittels des Lloyd befördert werden , portofrei ; sie müssen in diesem
Falle mit dem Leitvermerk „Uber Triest mittels des Lloyd " versehen
werden.

Portofrei sind ferner die zur See ausschließlich mit dem Lloyd beförderten
Briespostsendungen inländischer Behörden an die k. und k. Vertretungsbehörden
in den Hasenorten Griechenlands und des Orients einschließlich
Ägyptens und umgekehrt , derartige Fahrpostsendungen jedoch nur dann , wenn
ihnen im inländischen Verkehre die Portosreiheit nach Artikel VII und VIII
des Gesetzes vom 2. Oktober 1865 , R .-G .-Bl . Nr . 108 , znläme.

Hievon werden die städtischen Ämter zufolge Erlasses des k. k. Statt¬
halterei -Präsidiums vom 9 . August 1902 , Z . 5325/Pr ., mit dem Beifügen in
Kenntnis gesetzt , daß durch die vorstehenden Mitteilungen des k. und k. Mini¬
steriums des Äußern der Inhalt der Statthalterei -Erläffe vom 17. Jänner
1873 , Z . 261/Pr ., vom 24 . Juli 1880 , Z . 1675/Pr ., vom 22 . November 1891,
Z . 7856/Pr ., vom 1. Mai 1892 , Z . 2770/Pr ., vom 20 . September 1898,
Z . 5631/Pr ., und vom 20 . September 1900 , Z . 5654/Pr . , insoweit derselbe
auf Portofreiheiten  im Verkehre mit dem Auslande sich bezieht , überholt
erscheint.

I«.

Unzulässigkeit der Hinansgabe eines Verbotes , wenn
nach den Bestimmungen der Gewerbeordnung der

Tatbestand einer Übertretung gegeben ist.

Erlaß des Magistrats -Vize-Direktors Dr . Richard Weis¬
kirchner  vom 20 . August 1902 , M .-Abt . XVII , 4371,02:

Mit der Statthalterei - Entscheidung vom 20 . Juli 1901 , Z . 58504,
wurde in Bestätigung des Erlasses des magistratischen Bezirksamtes für den
XVIII . Bezirk vom 13 . Jänner 1900 , Z . 50144 , dem W . P . als Geschäfts¬
führer der unter der Firma „W . L Komp ., vereinigte Fabriken als Kom-
mandit -Gesellschaft " in Wien betriebenen Gewerbeunternehmnng auf Grund
der 88H und49 , Punkt2 , und 8 152 der Gewerbeordnung untersagt,  im
Geschäftsbetriebe der obigen Unternehmung eine den Gewecbebefugniffen der
Firma nicht entsprechende Geschäftsbezeichnung zu führen , sowie sich in den
geschäftlichen Bekanntmachungen nicht verliehener Auszeichnungen und den
Tatsachen nicht entsprechender Angaben zu bedienen.
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Das Ministerium des Innern bat laut Erlasses der k. k. n .-ö . Statt¬
halterei vom 1l . August 1902 . Z . 79952 . im Einvernehmen mit dem l . k. Handels¬
ministerium über den gegen diese Entscheidung ergriffenen Rekurs des Ge¬
nannten die angefochtenen Entscheidungen mit dem Erlasse vom 29 . Juli 1901,
Z . 8124 , in der Erwägung von amtswegen außer Kraft gesetzt, daß die Er¬
lassung von derartigen Verboten in den Bestimmungen der Gewerbeordnung
eine Grundlage nicht findet , dieses Gesetz vielmehr für Fälle von Über¬
tretungen der in demselben enthaltenen Vorschriften lediglich ein repressives
Vorgehen der Behörde durch Vornahme der entsprechenden Strafamts-
Handlung  und Ergreifung der zur Sicherung des Erfolges derselben
nötigen , im Z 152 der Gewerbeordnung normierten Maßnahmen , zu welchen
im Geiste der letzteren Bestimmung Übertretungsverbote nicht zu zählen sind,
vorsieht.

Hievon werden die städtischen Ämter zur Kenntnisnahme und Danach-
achtnng verständigt.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1862 publizierten Gesetze und Verordnungen.
I . Reichsgeselcküntt.

Nr . 162 . Gesetz Vom 21 . Juli 1902 , betreffend die
Veräußerung der sortifikatorischen Gründe am Hradschiu in Prag.

Nr . 163 . Gesetz vom 21 . Juli 1902 , betreffend die
Veräußerung des alten Verpflegsmagazins (Militärbackhauses ) in Pilsen.

Nr . 164 . Verordnung des Ministeriums für
Kultus und Unterricht im Einvernehmen mit dem Acker¬
bauministerium und dem Ministerium des Innern vom
Ick. Juli 1902 , betreffend die Einführung theoretischer Staatsprüfungen
für das kulturtechnische Studium au der k. k. deutschen technischen Hochschule
in Brünn.

Nr . 163 . Gesetz vom 21 . Juli 1902 , betreffend Über¬
gangsbestimmungen in Bezug auf die Veranlagung der Gebäudesteuer in
einigen der Stadtgemeinde Prag benachbarten Gemeinden im Falle ihrer
Vereinigung mit Prag zu einer Gemeinde und für die mit Prag bereits ver¬
einigte Gemeinde Lieben.

Nr . 166 . Verordnung der Minister des Innern,
des Handels und des Ackerbaues vom 1. August 1902,
betreffend die Marktordnung für den Wiener Zentral -Biehmarkt in St . Maix.

Nr . 167 . Gesetz vom 23 . Juli 1902 , betreffend Ge-
bührenbegünstigungen für die Verlegung eines durch Hochwasser gefährdeten
Teiles der Marktgemeinde WOnitz.

Nr . 168 . Gesetz vom 26 . Juli 1902 , betreffend die
Verwendbarkeit der Banlschuldverschreibungen der Zentralbank der deutsche»
Sparkassen in Prag , sowie der in Bildung begriffenen , auf gleichartiger
Grundlage einzurichtenden Zentralbank der böhmischen Sparkassen iu Prag
zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftnngs -, Pupillar - und ähnlichen
Kapitalien.

Nr . 168 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Innern , der Finanzen , des Handels und
der Eisenbahnen vom 29 . Juli 1902 , betreffend die Er¬
mächtigung des k. k. Hauptzollamtes in Pilsen zur Abfertigung der mit der
Post ans dem Auslande einlangenden Pflanzensendungen.

Nr . 176 . Gesetz vom 21 . Juli 1902 , betreffend die
Gewährung von Steuer - und Gebührenbegünstigungen für die Kaiserjubi-
läums -Hochquellenwafferleitung (Marientaler Hvchquelleiuvafserleitnng ), ferner
die Einräumung von Dienstbarkeiten auf ärarischen Grundstücken , beziehungs¬
weise die Veräußerung solcher Grundstücke an diese Unternehmung.

Nr . 171 . Kundmachung des Handelsministeriums
Vom6. August 1902 , betreffend die definitive Zulassung der Elektrizitäts-
zähler -Typen XI .IV a , Ickl und 5VIII , sowie die provisorische Zulassung der
Elektrizitätszähler -Type IckX.

Nr . 172 . Verordnung des Ministers für Kultus
und Unterricht vom 12. August 1902 , betreffend die Ein¬
führung einer Fachprüfung für das elektrotechnische Studium an der k. k.
deutschen technischen Hochschule in Brünn.

Nr . 173 . Kundmachung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 31. Juli 1902 , mit welcher die
Eintragung der höheren Gewerbeschule an der k. k. Lehranstalt für Textil¬
industrie in Brünn in das Verzeichnis der den Obergymnasien und Ober¬
realschulen in Bezug aus den Einjährig -Freiwilligendienst gleichgestellten Lehr¬
anstalten des Inlandes verlantbart wird.

Nr . 174 . Verordnung des Ministeriums für
Landesverteidigung vom 16. August 1902 , Präs .--
Nr . 2351 , betreffend die Ausgabe eitles neuen Landsturmpasses , Änderung
der Einrückungsbestimmungen der Landsturmpflichtigen im Falle einer Auf¬
bietung und Einberufung des Landsturmes , sowie Berichtigung der Landstnrm-
melde -Borschrift.

Nr . 17 » . Verordnung des Handelsministers im
Einvernehmen mit dem Minister für Kultus und
Unterricht vom 5. August 1902 , betreffend die Bezeichnung
der gewerblichen Unterrichtsanstalten , deren Zeugnisse zum Antritte von Hand,
werksmäßigen Gewerben berechtigen .*)

Nr . 176 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 28 . Mai 1902 , womit eine neue Vorschrift über die Uni-
formirung der k. k. Hafen - und Seesanitätsbeamlen , daun der Bootsmänner,
Hafenwächter und Hafenlootsen der k. k. Seeverwaltung erlassen wird.

Nr . 177 . Kundmachung des Gesamtministeriums
vom 4. September 1902 , betreffend die meistbegünstigte Behand¬
lung der mexikanischen Provenienzen bei der Einfuhr in das österreichisch¬
ungarische Zollgebiet.

Nr . 178 . Kaiserliches Patent vom 8. September
1902 , betreffend die Auflösung der Landtage von Niederösterreich , Ober¬
österreich , Salzburg , Steiermark , Kärnten , Mähren , Schlesien und Vorarlberg.

Nr . 178 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien des Innern
und der Finanzen vom 4. September 1902 , womit zum
Gesetze vom 25 . Februar 1902 , R . G .-Bl . Nr . 49 , betreffend die Abänderung
und Ergänzung der Gewerbeordnung , Durchführungsbestimmungen erlassen
werden .*)

Nr . 186 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 6> August 1902 , womit nachträgliche Bestimmungen zu den
Vorschriften , betreffend die Eichung und Stempelung der metallenen Milch¬
kannen , der hölzernen , mit Blech ausgekleideten Milchkannen , dann der höl¬
zernen , mit Metallverschluß versehenen Milchtransportgefäße und der aus ver¬
zinntem Eisen - oder Stahlblech hergestellten Milchgefäße mit Meßstab , ver¬
öffentlicht werden.

Nr . I8i. Kundmachung des Handelsministeriums
Vom 6. August 1902 , womit nachträgliche Bestimmungen zur Eich¬
ordnung vom 19 . Dezember 1872 , R .-G -Bl . Nr . 171 , veröffentlicht werden.

Nr . 182 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 6. August 1902 , womit nachträgliche Bestimmungen zu den
Vorschriften , betreffend die eichamtliche Prüfung und Beglaubigung von Elek¬
trizitätsverbrauchsmessern , veröffentlicht werden.

L. Landesgcsehblatt.
Nr . 34 . Verordnung des k. k. Statthalters im

Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 25 . Juli
1902 , Z . 3178/kr ., betreffend die Bestimmung der Gruppenwahlorle
im Sinne des Z 7 der Landtagswahlordnung vom 1. Augnst 1896.

Nr . 33 . Kundmachung des Niederösterreichischen
Landes -Ausschusses , b-treffend die Eröffnung der Kaiser Franz Joses-
Landes -Heil - und Pflegeanstalt in Mauer -Öhling.

Nr . 56 . Kundmachung des Niederösterreichischen
Landes -Ausschusses , betreffend die Festsetzung von Aufnahmsbezirken
für die niederösterreichische » Landes -Jrrenanstalten Wien , Klosterneuburg , Kier-
ling -Gugging und für die Kaiser Franz Josef -Landes -Heil - und Pflegeanstalt
in Mauer -Öhling.

*) Erscheint in dieser Nummer der ,.Berordmlnge »Jc ." vollinhaltlich ausgenommen . 1
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I. Verordnungen und Entscheidungen.
i

Ärarialforderungeu.

Erlaß der k. k. n .-ö. Finanz -Landes -Direktion in Wien vom
3. Jänner 1902 , Z . 92069 , an das k. k. Zentraltaxamt in Wien,
an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften und Finanz -Bezirks-
Direktionen (G . A.) in Niederösterreich , an alle k. k. Steuer¬
administrationen in Wien , an alle magistratischen Bezirksämter
in Wien , dann an alle k. k. Finanz - und gerichtlichen Depositen¬
kassen in Wien und sämtliche k. k. Hauptsteuer - und Steuerämter
in Niederösterreich (Mag .-Abt . II , Z . 148 ex 1902 ) :

Zufolge Note der k. k. n .-ö. Finanzprokuratur ckäto . 20 . Dezember 1901,
Z . 49595 , mehren sich in letzter Zeit die Fälle , daß die nachträgliche Be¬
richtigung von Ärarialforderungeu , die der k. k. Finanzprokuratur behufs
Hereinbringung im Wege der Realexekution bekanntgegeben worden waren,
der k. k. Finanzprokuratur nicht rechtzeitig mitgeteill , und daß um die ,grund¬
bücherliche Löschung der ohne Intervention der Finanzprokuratur für Ärarial-
forderungen erworbenen bücherlichen Pfandrechte nach erfolgter Abgabc-
berichtigung nicht sofort eingeschritten wird . Dem magistratischen Bezirksamte
wird sohin behufs Vermeidung der aus solchen Unterlassungen in mehrfacher
Hinsicht sich ergebenden Übelstände zur Pflicht gemacht , in Hinkunst:

1. die erfolgte Berichtigung von Forderungen , welche, gleichgiltig aus
welchem Anlasse , der k. k. n .-ö. Finanzprokuratur bekanntgegeben wurden,
der Finanzprokuratur allsogleich , womöglich unter Anführung der Bezugszahl
der k. k. Finanzprokuratur , anzuzeigen;

2 . um die grundbücherliche Einverleibung der Löschung von Pfand¬
rechten , welche ohne Intervention der k. k. n .-ö. Finanzprokuratur intabnliert
wurden , nach erfolgter Berichtigung der bezüglichen Forderung unverzüglich
im eigenen Wirkungskreise ohne Rücksicht auf eine im Zuge des Exekutions-
Verfahrens allenfalls zu gewärtigende amtswegige Löschung einzuschreiten;

3 . die Anfragen der k. k. Finanzprokuratur konform der begehrten
Auskunft unter strenger Beobachtung der mitgeteilten Termine und unter
Rücksichtnahme auf den Postenlauf mit tunlichster Beschleunigung rechtzeitig
zu beantworten , und

4 . dringende Mitteilungen außen als solche zu bezeichnen.

2 .
Ersatz der Koste » eines therapeutische » Behelfes.

(Zu § 6 des Krankenversicherungsgesetzes.)
Erkenntnis des k. k. Verwaltungsgerichtshofes vom 13 . Juni

1902 , Z . 5254 .02 (Mag .-Abt . XVIII , Z . 3836/02 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats¬

präsidenten Ritter v. Hennig , in Gegenwart der Räte des k. k. Ver¬
waltungsgerichtshofes Dr . Haberer , Zenker , Dr . Kleeberg und v. Neu¬
kirchen , dann des Schriftführers k. k. Bezirkskommissärs Freiherrn v. Weigel-
sperg , über die Beschwerde der Gremialkrankenkassa der Buchdrucker und
Schriftgießer in Wien gegen die Entscheidung des k. k. Ministeriums des
Innern vom 21 . Dezember 1900 , Z . 45700 , betreffend den Ersatz der Kosten
eines therapeutischen Behelfes , nach der am 13 . Juni 1902 durchgeführten
öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach Anhörung des Vortrages
des Referenten , sowie der Ausführung des k. k. Bezirlshauptmannss Freiherrn
v . Spiegelfcld  in Vertretung der belangten Behörde , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Entscheidungsgründe:
Mit der angefochtenen Entscheidung wurde die beschwerdeführende Kranken¬

kassa verpflichtet , dem Si . Johann -Spital in Salzburg die Kosten für einen
dem Kassenmitgliede A . T . verabfolgten therapeutischen Behelf (Schutzbrille ) im
Betrage von 1 L 60 I> zu ersetzen.

Die Krankenkassa ficht diese Entscheidung lediglich mit der Behauptung
an , daß der Ausdruck „Heilmittel " im Z 8 des Krankenversicherungsgesetzes im
weiteren Sinne zu verstehen sei und auch die im Z 6 neben denselben noch
besonders angeführten „ therapeutischen Behelfe " umfasse , wonach für diese die
Vergütung in den gemäß Z 8 zu ersetzenden Verpflegsgebühren inbegriffen sei.

Diese Anschauung findet in dem Wortlaute des Gesetzes keine Stütze.
Denn wenn Z 6 des Krankenversicherungsgesetzes im zweiten Absätze unter
Z . 1 vorschreibt , daß als Krankenunterstlltzung freie ärztliche Behandlung , sowie
die notwendigen Heilmittel und sonstigen therapeutischen Behelfe zu gewähren
sind , so erscheinen gerade die therapeutischen Behelfe als der weitere , die Heil¬
mittel im engeren Sinne in sich fastende Begriff.

Es kann daher nicht deduziert werden , daß die gemäß Z 8 des Kranken¬
versicherungsgesetzes an Stelle der freien ärztlichen Behandlung , der not¬
wendigen Heilmittel und des Krankengeldes tretende Knr und Verpflegung in
einem Krankenhause an und für sich schon die Krankenkassa von der Beistellung
der sonstigen therapeutischen Behelfe entbinde , und daß in der gemäß Z 8,
Absatz 3 , den öffentlichen Krankenanstalten zu ersetzenden Verpflegsgebühr das
Äquivalent für alle den Kranken gemäß Z 6, Absatz 2, Z . 1, zu gewährenden
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Leistungen , also auch für die sämtlichen therapeutischen Behelfe gelegen sei.
Erwägt man weiter , daß im ersten Absatz des Z 8 bloß die in die Wahl
der Krankenkassa gestellte Alternativverpflichtung derselben gegenüber dem er¬
krankten Kassenmitgliede normiert wird , wobei es ganz gleichgiltig ist, ob dessen
Unterbringung in einem öffentlichen oder nicht öffentlichen Krankenhause erfolgt,
so kann diese Bestimmung zur Erklärung der Bestimmung über die einem
öffentlichen Krankenhause gemäß 8 8 , Absatz 3, zu leistende Vergütung nicht
herangezogen werden.

Dem Kassenmitgliede gegenüber ist die freie Kur und Verpflegung in
einem Krankenhause nur das Äquivalent für das Krankengeld (abgesehen von
dem im letzten Absätze des Z 8 behandelten Falle ) und für jene sonstigen
gesetzlichen Leistungen der Krankenkafsa , welche der Erkrankte durch das Kranken¬
haus für die Verpflegstaxe empfängt.

Weitergehende Verpflichtungen der Kassa , also insbesondere die Ver¬
pflichtung zur Gewährung der nicht unter den notwendigen Heilmitteln in¬
begriffenen therapeutischen Behelfe bleiben ausrecht.

Anderseits bestimmt sich das Maß der von einem öffentlichen Kranken¬
hause dem daselbst verpflegten Versicherten gegen Ersatz der für Kur und Ver¬
pflegung nach der letzten Klaffe bis zur Dauer von vier Wochen entfallenden
Kosten (Z 8 , Absatz 3) zu gewährenden Leistungen nicht nach den der Kassa
gegen ihre Mitglieder obliegenden Verpflichtungen , sondern das Krankenhaus
hat für die toxmäßige Vergütung nur dasjenige zu leisten , wozu es nach den
für dasselbe geltenden Normen allen übrigen Pfleglingen gegenüber ver¬
pflichtet ist.

Bei dem St . Jobann -Spital in Salzburg ist nun in der Verpflegstaxe
die Gewährung therapeutischer Behelfe der hier in Rede stehenden Art nicht in¬
begriffen.

Es ist bereits oben auseinandergesetzt worden , daß die Krankenkassa auf
Grund der im Zusammenhänge mit einander auszufassenden Bestimmungen
der 6 und 8 des Krankenversicherungsgesetzes ihrem erkrankten Mitglieds
außer der von ihr disponierten Spitalspflege auch noch dasjenige zu leisten
hat , was in der Spitalspflege nicht inbegriffen ist.

Wenn nun therapeutische Behelfe , welche nicht gewöhnliche Heilmittel
sind , im Krankenhause für die Verpflegstaxe nicht geliefert weiden , sondern
besonders bezahlt werden müssen , so hat der Kranke gemäß 8 6, Absatz 2,
Z , 1 des Krankenversichernngsgesetzes der Krankenkassa gegenüber den Anspruch
aus kostenfreie Gewährung dieser Behelfe , sofern sie notwendig sind.

Nun ist in 8 64 des Krankenversicherungsgesetzes ein bestimmt entschiedener
Fall zu der Frage gegeben , bis zu welchem Maße die Krankenkassa zum Er¬
sätze des für die Verpflegung ihrer Mitglieder von Dritten gemachten Auf¬
wandes verpflichtet erscheint.

In analoger Anwendung dieser Bestimmung und in Gemäßheit des
auch im 8 1042 des a , b , G .-B , zum Ausdrucke gelangten allgemeinen Rechts-
grundsatzes geht der dem Verpflegten der Krankenkassa gegenüber zustehende
Unterstützungsanspruch , insoweit das Krankenhaus ihm eine durch die Ver-
Pflegsgebühr nicht bedeckte, im Krankenversicherungsgesetze begründete Kranken-
unterstützung geleistet hat , an das Krankenhaus über.

Da weiter in der Beschwerde auch nicht bestritten wird , daß der ge¬
machte Aufwand wirklich und in der angesprochenen Höhe notwendig war , so
erscheint die Krankenkassa zum Ersätze derselben verpflichtet und war die Be¬
schwerde als unbegründet abzuweisen.

8

Anführung der vom Hausierhandel ausgeschlossenen
Orte in den Hausierbüchern.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 1. Juli 1902,
Z . 63470 , M .-Abt . XVII , 3812/02:

Gemäß 8 10 des Hausierpalentes vom 4 . Dezember 1852 , R, - G -Bl,
Nr , 262 , und der in dem Normal -Erlaffe vom 23 . Dezember 1881 , Z . 2049,
enthaltenen Erläuterungen aä 8 10 dieses Gesetzes sollen alle in Niederöster¬
reich vom Hausierhandel ausgeschlossenen Orte bei der Ausfertigung des
Hausierbuches für Niederösterreich in die auf Seite 3 des Hausierbuches hiesür
bestimmte Rubrik , und bei der bestätigenden Vidierung für Niederösterreich
(8 9 des Hausierpatentes ) in die betreffende Vidierungsklausel ausgenommen
werden.

Die Direktion der k, k, Hof - und Staatsdruckerei wurde ersucht , bei
Neuauflage von Hausierbüchern das auf Seite 37 abgedruckte Verzeichnis der
vom Hausierhandel ausgeschloffenen Orte durch ein vollständiges Verzeichnis
jener Orte in Niederösterreich zu ersetzen, für welche ein Haufierverbot er¬
laffen ist.

Es wird sodann bei der Ausfertigung von Hausierbüchern für Nieder¬
österreich den Bestimmungen des 8 10 des Hausierpalentes in der Weise ent¬
sprochen werden können , daß in der für die Eintragung der in Niederösterreich
vom Hausierhandel ausgeschlossenen Orte bestimmten Rubrik auf Seite 3 des
Hausierbuches auf das auf Seite 37 abgedruckte Verzeichnis hingewiesen wird
und nur die eventuell nachträglich für den Hausierhandel gesperrten Orte
Niederösterreichs namhaft gemacht werden.

Vorläufig werden die bei der Hof - und Staatsdruckerei noch vorrätigen
Hausierbücher auf Seite 3 mit einer Tektur versehen werden , enthaltend das
Verzeichnis jener Städte und Ortschaften , in welchen das Hausieren ver¬
boten ist.

4 .
Bekämpfung der Tuberkulose.

Zirkular -Erlaß der k, k, n .-ö. Statthalterei vom 3. August
1902 , Z . 76578 (Mag .-Abt . X, 4839/02 ) :

Mit dem Erlaffe vom 14 . Juli 1902 , Z . 29949 , hat das k, k. Ministerium
des Innern eine Reihe von Maßregeln bekanntgegeben , durch welche der Aus¬
breitung der Tuberkulose wirksam entgegengetrelen werden soll.

Die Statthalterei beabsichtigt die behufs Durchführung der obligatorischen
Maßnahmen nötigen Weisungen auf Grund eines vom Landessanitätsrate ein¬
zuholenden Gutachtens zu erlaffen.

Nachdem aber bis dahin immerhin noch einige Zeit verstreichen wird,
andererseits aber die größtmögliche Verbreitung des bezogenen Erlasses
wünschenswert ist, damit die in demselben enthaltenen Grundsätze Gemeingut
aller Personen werden und der Inhalt dieses Erlaßes den Unterbehörden zur
Richtschnur zu dienen hat , um die darin angeführten Maßregeln zur Durch¬
führung zu bringen , soweit dies in ihrem Wirkungskreise schon jetzt möglich
ist, wird ein Separatabdruck dieses Erlaßes angeschlossen und dessen Verlaut¬
barung in den Amtsblättern in geeigneter Form empfohlen.

Damit dieser Erlaß nicht bloß durch die Amtszeitungen und sanitären
Fachblätter die weiteste Verbreitung erlange , sondern auch allen Beteiligten
dauernd zur Verfügung stehe und insbesondere jenen Faktoren und Stellen
eingehändigt werden könne , an welche sich die politischen Behörden behufs
Durchführung dieser Vorschriften zunächst zu wenden haben , wie staatliche,
kirchliche und autonome Behörden und Korporationen , die Ärztekammer , ärzt¬
lichen Vereine und Gesellschaften , Sanitätspersonen (Ärzte , Tierärzte , Apotheker,
Hebammen ), die Direktionen der Spitäler , Sanatorien , der Heilpflege - und
Humanitätsanstalten , Alumnate , Kongregationen , Konvikte , Lehrerbildungs¬
anstalten , Lehrervereine , Erziehungs - und Unterrichtsanstalten , die Bor¬
stehungen von Arbeiterversicherungsverbänden , Arbeitervereinen , Privatver¬
sicherungsanstalten , die Handels - und Gewerbekammern , die Jndustrie -Unter-
nehmungen , gewerblichen Genossenschaften , die Leitungen von V -rkehrsinstituten
jeder Art , die Kurorte - und Badeverwaltungen , Humanitären Vereinigungen
und Gesellschaften u , dgl . ist seitens der Redaktion des „Österreichischen Sani¬
tätswesen " Vorsorge getroffen worden , daß Separatabdrücke dieser Vorschriften
in Broschürensorm hergestellt und in Vorrat gehalten werben.

Laut Erlaßes des k. k. Ministeriums des Innern vor.: 25 . Juli 1902,
Z , 31870 , ist daher weiteren Kreisen im geeigneten Wege bekanntzugeben , daß
Exemplare dieser allgemein gütigen Instruktion zur Bekämpfung der Tuberku-
lose jederzeit in größeren Partien gegen Einsendung des Betrages von ä 10 5
per Exemplar durch die bezeichnet - Redaktion des „Österreichischen Saniläts-
wesen " , Wien , I, , Wipplingerstraße 8 , portofrei bezogen oder auch durch Ver¬
mittlung von Buchhandlungen beschafft werden können.

-i- -i-
-l-

Erlaß des k. k. Minister -Präsidenten als Leiters des
Ministeriums des Innern vom 14 , Juli 1902 , Z . 29949 , an
alle politischen Landeschefs:

Unter den vom kranken Menschen auf Gesunde übertragbaren Krankheiten
erheischt die durch spezifische Bazillen verursachte Tuberkulose wegen ihrer
außerordentlichen Verbreitung die größte allgemeine Beachtung und un¬
ermüdlich sorgfältige Abwehr,

Nach den Forschungen der Wissenschaft ist die Tuberkulose eine Infektions¬
krankheit , welche einerseits verhütbar , anderseits in einem gewissen Stadium
heilbar ist.

Aus dieser Erkenntnis erwächst für die staatliche Samtätsverwaltung
die Aufgabe , jene Maßnahmen zu ergreifen , welche geeignet find , der Ent¬
stehung und Weiterverbreitung dieser Krankheit vorzubeugen.

Indem die staatliche Sanitätsverwaltung dahin abzielende Anordnungen
trifft , ist sie sich besten voll bewußt , daß durch die von ihr erlassenen obliga¬
torischen Vorschriften , deren Umfang nur ein begrenzter sein kann , das an-
gestrebte Ziel nicht erreicht werden kann , wenn dieselben nicht durch ander¬
weitige zweckmäßige Vorkehrungen und Verhaltungsmaßnahmeu , deren Beob-
achtnng die staatliche Sanitätsverwaltung lediglich dringend zu empfehlen
vermag , ergänzt werden.

Die Sanitätsverwaltung ist demnach bei Bekämpfung der Tuberkulose
ebensowohl auf die pflichtmäßige , eifrige Unterstützung der unterstehenden
Organe , als aus die bereitwillige verständnisvolle Mitwirkung der verschiedenen
Behörden , Verwaltungen , Korporationen , des einsichtsvollen Teiles der Be¬
völkerung , insbesondere aber auf die eifrige Unterstützung aller die Praxis
ausübenden Ärzte angewiesen.

Von diesen Gesichtspunkten ausgehend , gebe ich nach den Anträgen des
Obersten Sanitätsrates die nachstehenden Anordnungen bekannt , welche
einerseits die Richtungen andeulen , in denen sich fortan die auf die Be¬
kämpfung der Tuberkulose abzielende Tätigkeit der politischen Behörden und
ihrer Sanitätsorgaue zu bewegen haben wird , anderseits die Vorkehrungen
und Verhaltungsmaßnahmen bezeichnen , welche den zur Mitwirkung berufenen
Faktoren von der staatlichen Sanitätsverwaltung zur Durchführung und
Beachtung dringend empfohlen werden müssen.

In Anbetracht der unverkennbaren Bedeutung dieser Angelegenheit für
das Gesundheitswohl des einzelnen , sowie ganzer Familien , desgleichen für
das wirtschaftliche Gedeihen der gesamten staatlichen Gesellschaft beehre ich mich,
Hochdenselben nachdrücklich zu ersuchen , diesem Gegenstände Ihre besondere
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anhaltende Aufmerksamkeit und regste Fürsorge zuzuwenden . Hochdieselben
wollen einerseits dafür Sorge tragen , daß die auf Grund der nachstehenden
Anordnungen an die politischen Behörden zu erlassenden Weisungen auf das
pünktlichste befolgt werden , anderseits aber mit allem Eifer dahin wirken,
daß die an der wirksamen Handhabung der allgemein gütigen Vorkehrungen
zur Bekämpfung der Tuberkulose mitbeteiligten Faktoren in richtiger Er¬
kenntnis der ihnen hiebei zufallenden wichtigen Aufgabe den Bestrebungen
der staatlichen Sauitätsverwallung jene werktätige Unterstützung angedeihen
lassen , ohne welche ein voller Erfolg nicht erreichbar ist.

*

Allgemeine Jorschristen zur Bekämpfung der Tuberkulose.
Einlcitiliig.

Nach den als feststehend anerkannten Ergebnissen der wissenschaftlichen
Forschung ist die Tuberkulose eine Infektionskrankheit , welche bei hiesür be¬
stehender Empfänglichkeit durch in den Körper eingedrungene Tuberkelbazillen
verursacht wird . Sie kann durch entsprechende Vorsicht oft verhütet , sowie bei
Anwendung geeigneter Behandlung und richtiger Pflege unter bestimmten
Voraussetzungen geheilt werden.

Die Ansteckung erfolgt in den meisten Fällen durch die Luftwege in der
Weise , daß die an zerstäubten Teilchen des frischen oder eingetrockneten Aus¬
wurfes Tuberkellranker haftenden Bazillen eingeatmet werden , ferner dadurch,
daß Tnberkelkeime enthaltender Schmutz in verletzte Hautstellen gelangt , oder
von tuberkulösen Tieren stammende Nahrungsmittel (Milch , Fleisch ), welche
Tuberkelbazillen enthalten können , in ungekochtem Zustande genossen werden.

Während die letztbezeichnete Gefahr der Infektion mit Tuherkelbazillen
durch die den Gemeinden obliegende strenge Handhabung der Vieh - und
Fleischbeschau , sowie der Lebensmittelpolizei abgewehrt und diese Abwehr durch
Vermeidung des Genusses von Fleisch und Milch unverläßlicher Herkunft in
ungekochtem Zustande verstärkt werden kann , ist die Verhütung der Verbreitung
der Tuberkulose durch das tuberkelkeimhältige Hustensekret der Tuberkulösen
und die am Aufenthaltsorte derselben sich sammelnde » tuberkelkeimhältigen
Verunreinigungen , welche in den Staub übergehen , mit öffentlichen Maß¬
nahmen nur zum Teile erreichbar . Solchen Maßnahmen wird zwar der
Erfolg überall gesichert werden können , wo öffentliche oder der behördlichen
Überwachung zugängliche Lokale, in denen sich Tuberkulöse anfhalten , in
Betracht kommen ; hingegen wird die Durchführung !der betreffenden sanitäts¬
polizeilichen Maßregeln großen Schwierigkeiten begegnen , wenn es sich um
Privatunterkllnfte und Familienwohnungen handelt , in denen Tuberkulöse von
gesunden Personen gepflegt werden oder mit solchen in intimer Berührung
leben . Diese Wohnnngsgenossen der Tuberkulösen , insbesondere Kinder , welche
im Staube der Wohn - und Krankenstube ' von Tuberkulösen spielen , sind der
Ansteckungsgefahr in erhöhtem Maße ausgesetzt.

Diese zu verhüten wird umso schwieriger , je beschränkter die Wohnräume,
je kärglicher die materiellen Hilfsmittel der Familie , je geringer die Einsicht
der Wohnungsgenossen ist, welche sich der notwendigen Vorsichtsmaßregeln be¬
fleißen sollen.

Unter derlei Verhältnissen der Privatkrankenpflcge vermag vor allem der
Arzt mit dem Gewichte seiner Autorität und durch unermüdliche Einflußnahme
ans den Kranken und seine Umgebung die im öffentlichen Interesse notwendigen
Maßnahmen zm Abwehr der Jnfektionsverbreitung zur Geltung zu bringen
und die im Haushalte mit tuberkulösen Lebenden , sowie die an Tuberkulose
Erkrankten selbst zu einem hygienisch richtigen Verhalten zu erziehen.

I. Verhütung.
Obligatorische Maßnahmen,

a) Allgemeiner Art.
Bei jeder Erkrankung an Tuberkulose ist es Pflicht der Pfleger des

Kranken und dieses selbst, den infektiösen Hustenauswurf und etwaige andere
tuberkulöse Ausscheidungen (Geschwürsekret ) zuverlässig unschädlich zu machen
und hiedurch die Weiterverbreitung der Tuberkelkeime hintanzuhaltcn.

Zu diesem Zwecke sind nachstehende Verhaltungsmaßregeln unbedingt zu
beobachten:

Sobald ein Erkrankungsfall beim behandelnden Arzte den Verdacht auf
Tuberkulose erweckt, ist die mikroskopisch-bakteriologische Untersuchung der dia¬
gnostisch wichtigen Exkrete tunlichst bald zu veranlassen.

Ist die Tuberkulose konstatiert , so ist nach Tunlichkeit Sorge zu tragen,
daß dem Kranken — unbeschadet der humansten Pflege — ein abgesonderter
Schlasraum , jedenfalls aber ein eigenes Lager , eigene Bett - und Leibwäsche,
eigene Kleidung , eigene Wasch- und Speiserequisiten beigestellt werden.

Das Sputum des Kranken darf fortan in und außer dem Hause , worauf
der Arzt mit dem ganzen Nachdrucke seiner Autorität zu dringen hat , nur in
hiezu bereit zu haltende Aufnahmsbehälter (Spucknäpfe , -Schalen , -Fläschchen
und dergleichen ) — unter Vermeidung des Ausspuckens aus den Boden oder
in das zur Reinigung der Nase bestimmte Taschentuch — beseitigt werden.

Beim Husten hat sich der Kranke nach Weisung des Arztes geeigneter
vor den Mund zu nehmender Schutzvorlagen zu bedienen , um das Versprühen
des Sputums zu vermeiden.

Diese und alle mit tuberkulösen Jnfektionsstoffen verunreinigten Ge¬
brauchsgegenstände sind , insofern sie nicht , wie zum Beispiel Verbandsstoffe,
wegen Wertlosigkeit sofort verbrannt werden können , bei Vermeidung jeder
Manipulation , durch welche — wie beim gewaltsamen Entfalten geballter
Schnupftücher — eingetrocknete Verunreinigungen verstäuben könnten , durch
Auskochen , eventuell Desinfektion im Wasserdampfe oder mit chemischen Des¬
infektionsmitteln für den weiteren Gebrauch unschädlich zu machen.

Das Auskehren der Räume , in denen sich ein Tuberkelkranker befindet,
hat stets auf feuchte Weise zu geschehen.

Das Entstauben von Staubtüchern durch Fenster oder andere Öffnungen
auf die Straße ist allgemein polizeilich zu verbieten ; die Entstäubung soll
womöglich in einen zweckmäßigen Kehrichtdehälter staltsinden und der Kehricht
verbrannt werden.

Die Leib- und Bettwäsche der Tuberkulösen ist mittels Auskochen in
Lauge oder Sodalösung oder Einlagerung in kalte, zehnfach verdünnte Kresol-
seifenlösung durch 24 Stunden vor dem Waschprozesse zu desinfizieren.

Im Falle des Abganges eines tuberkulösen Kranken aus seiner Wohnung
in Spitalspflege , beziehungsweise überhaupt beim Wechsel der Unterkunft , des¬
gleichen im Falle seines Ablebens sind alle von ihm bisher benützten Ge¬
brauchsgegenstände vor neuerlicher Verwendung durch andere einer verläß¬
lichen Reinigung und Lüftung an der Sonne , beziehungsweise nach ärztlicher
Anordnung der Desinfektion zu unterziehen , und ist die von ihm verlassene
Wohnung vor neuerlicher Benützung an Wänden und Fußboden gründlich zn
reinigen und nach ärztlicher Anordnung gleichfalls zu desinfizieren.

Zur Pflege der Tuberkulösen sollen nur solche Personen verwendet
werden , welche weder an Tuberkulose leiden , noch hiezu in evidenter Weise
disponiert sind.

Das Pflegepersonale , beziehungsweise die Angehörigen des tuberkulösen
Kranken sind vom behandelnden Arzte mit genauen Weisungen zu versehen,
wie sie den Kranken in sanitätsgemäßer Weise zu pflege» und sich selbst vor
Ansteckung zu schützen haben . Insbesondere ist ihnen aufzutragen , daß sie sich
gleichwie die Ärzte , nach einer etwaigen Verunreinigung der Hände oder
anderer bloßer Körperteile oder der Bekleidung durch tuberkulöse Ausscheidungen
mit einer geeigneten Desinfektionsflüssigkeit reinigen , während der Hustenanfälle
der Patienten nicht überflüssigerweise den Körper in den Bereich der ver¬
sprühten Schleimbläschen bringen oder sich vor deren Einatmung durch Be¬
decken von Mund und Nase schützen und sich der größten persönlichen Rein¬
lichkeit befleißen.

Um bei der Bekämpfung der Tuberkulose wirkliche Erfolge zn erzielen,
ist es notwendig , daß all - beteiligten Personen , Kranke und Gesunde , in
strengster Selbstdisziplin die Anordnungen des Arztes befolgen , beziehungs¬
weise deren Befolgung selbst überwachen . Es ist notwendig , daß jedermann
die Überzeugung erlange , daß ein auf den Boden entleertes Sputum eines
Tuberkulösen eine Gefahr für ihn selbst enhalte und daß er demgemäß ein
Interesse und eventuell die Pflicht habe , derartiges hintanzuhalten . Jedermann
muß aber auch daraus achten , daß er nicht selbst anderen ein schlechtes Beispiel
gebe, und sich daher des Spuckens auf den Boden enthalten . Andererseits
muß der Tuberkulose erinnert werden , daß er vermeiden müsse, durch sorg¬
loses Ausspucken eine Gefahr für die anderen zu sein und er wird es ver¬
meiden , sobald man ihn aufmerksam gemacht haben wird , daß die ersten
Opfer seiner Unachtsamkeit die Mitglieder seiner Familie und die Personen
seiner unmittelbaren Umgebuug sein könnten.

Da es evident ist, daß die verbreitete Gewohnheit des Ausspuckens auf
den Boden eine ebenso widerwärtige , als wegen der großen Zahl in der Ge¬
sellschaft lebenden Tuberkulösen gefährliche Unsitte ist, muß derselben unab-
blässig mit allen Mitteln entgegengewirkt werden.

Das Ansspucken auf den Boden wirkt minder schädlich auf offenen
Straßen und Plätzen , weil die Tuberkelbazillen unter dem Einflüsse des
Sonnenlichtes und der Austrocknung im Freien bald abgetötet werden . Um
so verderblicher ist dessen Nachwirkung in geschlossenen, von Menschen zum
Aufenthalte genommenen oder stark frequentierten Räumen.

Es ist daher dringend notwendig , diese üble Gewohnheit im Wege der
Volkserziehung sowohl durch Geltendmachung des Einflusses aller Gesitteten
im öffentlichen Gesellschaftsleben , als durch Bolksbelehrung sund insbesondere
durch Unterweisung der Jugend in allen Lehr - und Erziehungsanstalten , sowie
durch Anhaltung derselben zur Vermeidung der bezeichneten Unsitte allgemein
abzustellen.

Dort , wo den staatlichen oder autonomen Behörden , öffentlichen Körper¬
schaften und Unternehmungen eine unmittelbare Einwirkung auf die Be¬
völkerung zukommt , wird die Hintanhaltung des bezeichneten Unfuges durch
direkte , unbedingte Verbote des Ausspuckens zu erreichen sein . Solche Verbote
werden insbesondere bezüglich der öffentlichen Versammlungsorte wie zum
Beispiel Kirchen , Theater , Museen , Gasthäuser , Tanz - und Vergnügungslokale re.
dann bezüglich der einer Aufsicht oder Einflußnahme der erwähnten Behörden
»nd Körperschaften unterstehenden Anstalten und Unternehmungen , wie zum
Beispiel Kanzleien , Schulen , Turnsäle , Spielplätze , Spitäler , Sanatorien,
Irren - , Siechen -, Waisen -, Armenhäuser , Krippen , Kinderasyle und dergleichen
dann bezüglich der gewerblichen Betriebsanlagen , insbesondere der Fabrikssäle,
ferner in Kasernen , Nachtquartieren , Verpflegsstationen , Gefangenhäusern und
Detentionsanstalten und dergleichen , endlich bezüglich der öffentlichen Trans¬
portmittel für den Personenverkehr und der dazu gehörigen Betriebsränme,
wie zum Beispiel der Wartehallen auf Eisenbahnstationen , der Personenwagen
in Eisenbahnzügen , der Passagierränme auf Dampfschiffen , bezüglich der elek¬
trischen und Pferdebahnen , Postwagen , Omnibuffe , Mietwagen u . s. w . zu
erlassen sein und ihre Strassanktion in der kaiserlichen Verordnung vom
20 . April 1854 , R .-G .-Bl . Nr . 96 , der Verordnung vom 30 . September
1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , der Gemeindeordnung , der Gewerbeordnung , der
Eisenbahnbetriebsordnung , der Strafgerichtsinstruktion u . s. w . oder anderen
besonderen Ordnungsvorschriften finden können.

Zugleich wird jedoch dafür vorgesorgt werden müssen , daß unter Be¬
obachtung der gebotenen Anstandsrücksichten besondere für die Aufnahme des
Sputums bestimmte und geeignete Gesäße — zur Hälfte mit feuchtem Des¬
infektionsmateriale oder Desinfektionsflüssigkeit gefüllt und am zweckmäßigsten
in einer Höhe von 0 '9 m angebracht mit einer entsprechenden Aufschrift ver-
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sehen — zur Benützung des Publikums dieser Ubikationen bereit gehalten
werden.

Selbstverständlich muß zuverlässig vorgesorgt werden , daß ter Inhalt
dieser Gefäße regelmäßig nach Desinfektion in unschädlicher Weise beseitigt,
eventuell nach Vermengung mit Torfmull oder Sägespänen verbrannt und daß
die Gesäße selbst durch Auslochung oder mittels Karbolwassers (dreiprozentiger
wässeriger Lösung ) oder des Lyfitolwassers oder Lysolwassers (zweiprozentiger
Lösung ) gereinigt werden.

Wo immer der behandelnde Arzt bezüglich der Durchführung unum¬
gänglich notwendiger Maßnahmen zur Hintanbaltung der Verbreitung der
Tuberkulose auf unhebbare Hindernisse stößt , ist er verpflichtet , die Mitwirkung
der lokalen , eventuell staatlichen Sanitätsbehörde anznrufen.

Insbesondere ist er jedoch verpflichtet die Anzeige des Bestandes der
Tuberkulose in einem Haushalte oder einer Wohngemeinschaft zu machen:

s) im Falle des Ablebens eines tuberkulösen Kranken;
b ) beim Wechsel der Wohnung oder Unterkunft des Tuberkulösen.

Zur Ablebensanzeige ist auch der Totenbeschauer verpflichtet.
Die Anzeigepflicht der Ärzte über das Auftreten der Tuberkulose unter

besonderen Verhältnissen wird im speziellen Teile festgesetzt.

b ) Spezieller Art.
Diese allgemeinen Grundsätze , deren Geltendmachung allen Ärzten bei

Ausübung ihrer privaten Praxis zur besonderen Pflicht zu machen ist, werden
unter besonderen Verhältnissen eine Spezialisterung und Präzisierung erfahren
müssen . Dies ist insbesondere der Fall hinsichtlich der Heil - und Pflegeanstalten
jeder Art , seien es nun öffentliche oder private.

1. In Heilanstalten.
In Kranken -, Irren - , Gebär - , Findel - und Armenanstallen , Siechen-

häusern u . dgl ., wo Pflegebedürftige in größerer Anzahl gemeinsam unter¬
gebracht sind , wird der gesonderten Pflege der Tuberkelkranken in licht - und
lustreichen , besonders rein zu haltenden , staubfrei zu reinigenden Räumen,
der sorgfältigen Schulung des für solche Kranke bestellten Wartepersonales,
der Desinfektion aller infizierten Gebrauchsgegenstände und der Unschädlich¬
machung der tuberkulösen Exkrete die peinlichste Aufmerksamkeit zu widmen,
und werden alle Kranken und Pfleglinge zur hygienischen Selbstdisziplin,
namentlich in Bezug auf unschädliche Beseitigung des Auswurfes in die aus¬
reichend beizustellenden Spuckgefäße zu erziehen sein.

Es ist darauf zu halten , daß alle zur Hintanhaltung der Verbreitung
der Tuberkulose dienlichen Maßnahmen in allen Kranken - und Pflegeanstalten
in musterhafter Weise zur Geltung gelangen , so daß die Kranken in denselben
mit den betreffenden Verhaltungsmaßregeln vollständig vertraut werden und
die Spitalskrankenpflege der Tuberkulöse » zum Vorbilde der rationellen Privat¬
krankenpflege dienen könne.

2. In Kurorten »ni> Sommerfrischen.
Desgleichen werden diese allgemeinen Vorschriften in Ansehung der Kur¬

orte und Sommerfrischen als Sammelstätten von Heilnngs - und Erholungs¬
bedürftigen eine besondere Verschärfung und Ausgestaltung erfahren müssen,
namentlich bezüglich solcher Orte , welche von Tuberkulösen zur Wiedererlangung
oder Besserung ihrer Gesundheit ausgesucht werde » .

Insbesondere ist unbedingt notwendig , daß mit der Kurordnung oder in
eigens zu verlautbarenden Kundmachungen alle jene sanitären Verhaltungs¬
maßregeln angeordnet werden , nach welchen sich sowohl die Kranken selbst,
als ihre Begleitung , als auch ihre Wohnungsgeber und Wirte zum Zwecke
der Vermeidung von Jnfektionsübertragungen zu benehmen haben . Die Kur¬
verwaltungen und Kurgemeinden haben alle jene sanitären Vorkehrungen zu
treffen , welche zur Beaufsichtigung und Instandhaltung der Unterkünfte tuber¬
kulöser Kurgäste und zur exakten Handhabung des Dcsinfektionsdienstes er¬
forderlich sind.

In Kurorten , in welchen rohe Milch oder Milchprodukte als Kurmittel
verwendet werden , ist durch die zuständige politische Behörde eine strenge Über¬
wachung , sowohl dieser Genußmittel selbst, als auch der Stätten ihrer Pro¬
venienz zu veranlassen , damit die Verwendung tuberkulöser Tiere von der
Milchgewinnung sicher ausgeschloffen werde.

3. In Wohngemeinschaften aller Art.
Auch in Wohngemeinschaften und Pflegeanstalten jeder anderen Art , in

welchen eine größere Anzahl von Personen im gemeinsamen Haushalte lebt,
wie in Bersorgungsanstalten , Asylen , Herbergen , Arbeits -, Korrektions » und
Gefangenhäusern re -, insbesondere aber in Instituten und Konvikten für
jüngere Personen , dann in geistlichen und weltlichen Gemeinschaften u . dgl.
wird eine sorgfältige Anpassung und Ausgestaltung der obigen allgemeinen
Vorschriften platzzugreifen haben.

Insbesondere dürfen zur Pflege der Kinder in Krippen und Kinder-
bewahranstallen niemals tuberkulöse oder der Tuberkulose auch nur verdächtige
Personen zugelaffen werden.

Dem Auftreten der Tuberkulose in derlei Gemeinschaften wird von dem
mit der Besorgung des ärztlichen Dienstes betrauten Arzte die größte Auf¬
merksamkeit zuzuwenden sein , und ist derselbe verpflichtet , im Falle der Kon¬
statierung eines derartigen Erkrankungsfalles dem Anstaltsvorstande sofort die
Anzeige zu erstatten und die Mittel darzulegen , welche geeignet sind , die
Heilung des Kranken zu ermöglichen und jede Gefahr der Verbreitung der
Tuberkulose abzuwehren . Der Aufsicht führenden Behörde ist über derartige
Maßnahmen die Anzeige zu erstatten.

8 . Empfehlenswerte Maßnahmen.

Neben diesen direkten Maßnahmen gegen die Verbreitung der Tuberkulose
ist jedoch noch eine ganze Reihe von Vorkehrungen aufzuzählen , deren Durch¬
führung wegen der indirekten Förderung des angestrebten Zweckes als dringend
empfehlenswert bezeichnet werden muß , da die beharrliche Vernachlässigung
derselben den günstigen Erfog der elfteren Maßnahmen sogar in Frage zu
stellen geeignet ist.

Eine wichtige Rolle kommt in dieser Hinsicht der Aufklärung und Be¬
lehrung der weitesten Bevölkerungsschichten über Entstehung und Bekämpfung
der Tuberkulose und über das hieraus abzielende Verhalten im gesunden Zu¬
stande und im Falle der Erkrankung zu . Diese Belehrung kann durch populäre
Vorträge und Aufsätze von Ärzten und anderen Sachverständigen und Ver¬
breitung hierauf abzielender guter Volksschriften durch humanitäre Vereine
sehr gefördert werden.

Den an Tuberkulose Erkrankten wird das Aufsuchen einer Heilanstalt
für Tuberkulöse oder , wenn dies nicht möglich ist und eine entsprechende , die
notwendige Absonderung des Kranken berücksichtigende Behandlung innerhalb
der Familie nicht Platzgreisen kann , eines Spitales überhaupt dringend zu
empfehlen sein.

Tuberkulöse Eltern , welche kleine Kinder besitzen, sollen im Verkehre mit
diesen die allergrößte Vorsicht beobachten.

Tuberkulöse Personen dürfen ihre Kinder und Verwandten nicht auf den
Mund küssen, tuberkulöse Mütter ihre Neugeborenen womöglich nicht selbst
stillen . Tuberkulöse Frauen dürfen znm Ammendienste nicht zugelaffen und
sollen womöglich von der Kinderpflege ferngehalten werden ; auch ist tuberku¬
lösen Personen die Verehelichung abzuraten , solange der tuberkulöse Prozeß
nicht zur Heilung oder doch zum Stillstände gebracht ist.

Tuberkulöse oder zur Tuberkulose veranlagte Personen sollten durch ver¬
ständige Einwirkung von solchen Berufsarten abgehallen werden , welche wegen
ungünstiger hygienischer Verhältnisse , wie Staubbildung , Arbeit in gesperrter
oder mit schädlichen Dünsten erfüllter Luft , wegen anhaltend sitzender und ge¬
beugter Körperhaltung eine Besserung ihres Zustandes zu verhindern oder
denselben zu verschlimmern geeignet find , oder welche den Tuberkulösen mit
anderen Personen in engsten Verkehr bringen oder sie zwingen , mit verkäuf¬
lichen Lebens - und Genußmitteln fortgesetzt zu manipulieren.

In den letztbezeichneten Beziehungen ist es von besonderer Wichtigkeit,
daß in Fabriks - und Gewerbebetrieben der sorgfältigen Beobachtung der not¬
wendigen hygienischen Rücksichten auf die Gesundheit der Arbeitenden , ins¬
besondere jugendlicher Personen , sowohl in Bezug auf die Arbeitslokalitäten,
als auf die Art und Dauer der Arbeit die größte Aufmerksamkeit zugewendet
werde.

Außerdem gehört zu den empfehlenswerten Maßnahmen die Vorsorge
für die Salubrität , Hygiene und Reinlichkeit in Ansehung ganzer Gemeinden
und Ortschaften im allgemeinen , sowie der Häuser , der Wohnungen in den¬
selben und der Lebensführung ihrer Bewohner im besonderen.

Die Planmäßig fortgesetzte Assanierung ganzer Gemeinden und einzelner
Ortschaften durch Herbeiführung gesunder Lebeusbedinqungen , insbesondere
durch Erhaltung reiner Luft und Beistellung gesunden Wassers , durch die Be¬
schaffung lichter und luftiger , trockener und ausreichender Wohnungen für die
ärmeren Bevölkerungsklafsen , durch eine wohlgeordnete , unter genauer Markt-
polizeikontrole stehende Approvisionierung mit gesunden Lebensmitteln , ferner
durch Erhöhung der Widerstandsfähigkeit der Bewohner mittels Darbietung
reichlicher und billiger Gelegenheit zur persönlichen Reinlichkeitspflege und zur
Abhärtung mittels öffentlicher Bäder und Schwimmanstalten ; die strenge
Handhabung der Gesundheitspolizei unter Benützung aller Fortschritte der
Hygiene , insbesondere die rationelle Regelung der Sammlung des Haus-
kedrichts und der Hausabfälle , die unschädliche Ableitung des Unrates ; die
öffentliche Reinlichkeitspflege , insbesondere die regelmäßige und häufige Straßen-
reiniguug bei Vermeidung von Staubbildung ; die strenge Handhabung von
Poiizeivorschristen zur Sicherung der Reinlichkeit in den Höfen , vornehmlich
den Lichthösen , den Gängen und Stiegen der Häuser , desgleichen zur Hint¬
anhaltung des Ausstaubens von Wohnungseffekien und Abwischtüchern durch
die Fenster auf die Gasse u . dgl . ; dies alles sind Mittel , um der Entstehung
und Verbreitung der Tuberkulose indirekt immer mehr an Boden zu entziehen.

Nicht zu unterschätzen ist hiebei auch die erziehliche Wirkung der öffent¬
lichen , kommunalen Reinlichkeitspflege auf die private , sowohl hinsichtlich der
Wohnungen , als auch rücksichtlich der Person der Bewohner , zu der sich in
wirksamer Weise der Einfluß der Schule bereits von der Kindheit an ge¬
sellen muß.

II . Heilung.
Aber nicht bloß der Verhütung , auch der Heilung der Tuberkulose , welche

mit der Unschädlichmachung der Tuberkelbazillen im Körper selbst und Be¬
seitigung der von ihnen hervorgerufenen Schäden identisch ist, muß eine be¬
sondere Aufmerksamkeit zugewendet werden.

Sowohl die anatomisch -pathologischen , als auch die klinischen Erfahrungen
lassen die Tuberkulose , besonders in den Aufangsstadien , als heilbarerscheinen.
Die erfolgreiche Behandlung der Tuberkulose setzt jedoch die rigoroseste Ein¬
haltung einer Reihe von ärztlichen Vorschriften voraus , welche bei Belastung
des Kranken in häuslicher Pflege meistens kaum durchführbar ist.

Bon ganz besonderem Nutzen , ja geradezu als unabweisliche Notwendig¬
keit erweist sich hier die Unterbringung in sogenannte Lungenheilstätten oder
Tuberkulösenasyle , wo eine sorgfältig geregelte , mit systematischen Kräftigungs¬
kuren verbundene ärztliche Behandlung platzgreift.

Durch die in diesen Heilstätten eintretende Pflege wird nicht bloß den
Forderungen der Humanität Rechnung getragen , sondern es werden auch durch
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die häufig erzielte gänzliche oder doch zur Arbeitsleistung befähigende Wieder¬
herstellung der Pfleglinge die wirtschaftlichen Interessen der Gemeinden , Jn-
dustrieunternehmungen , Krankenversicherungsanstalten , welchen diese Erkrankten
angehören , gefördert.

Diese Körperschaften und Unternehmungen sollten daher an der Er¬
richtung solcher Heilstätten und an der Unterbringung von Tuberkelkranken in
denselben einen besonders werktätigen Anteil nehmen

Ungeachtet des großen Reichtums an hiezu bestens geeigneten Gegenden
sind in den im Reichsrate vertretenen Königreichen nnd Ländern nur sehr
wenige solcher Anstalten vorhanden.

Den Bemühungen Hochderselben um die Hebung der allgemeinen Wohl¬
fahrt in Ihrem Verwaltungsgebiete eröffnet sich hier ein weites Feld ersprieß¬
licher Betätigung.

Hochdieselben werden durch zielbewußte fortgesetzte Einflußnahme auf
die in Betracht kommenden öffentlichen Faktoren , sowie durch eifrige Unter¬
stützung bestehender oder zu begründender Vereine und Institutionen , welche
derlei Zwecke verfolgen , durch persönliche Anregung und Förderung dahin
abzielender Bestrebungen unschwer in der Lage sein , das Entstehen solcher
allgemein zugänglicher , namentlich für die minder bemittelten Vollsklassen
leicht erreichbarer Heil - und Pflegestätten für Lungenkranke zu ermöglichen,
oder doch zu bewirken , daß an die bestehenden öffentlichen Krankenanstalten
besondere Annexpavillons in günstiger sonniger Lage mit Vorkehrungen für
rationelle Freiluftbehandlung und Kräfligungskuren angeschloffen werden.

Gemeinsame Schlußbestimmiiligen.
Zur Durchführung der im obigen dargestellten Maßnahmen wird —

neben dem umsichtigen und laikräftigen Vorgehen der staatlichen Behörde » ,
insbesondere der staatlichen Sanitätsorgane , sowie jener der unterrichtsbehörd-
lichen und gewerblichen Aufsicht — die eifrige und bereitwillige Mithilfe der
autonomen Verwaltungen der Königreiche und Länder , der Bezirke und Ge¬
meinden , der Ärztekammern und aller einzelnen Ärzte , die verständnisvolle
und entgegenkommende Unterstützung der Leitungen aller Heil - und Pflege-
anstalten , der Schul - und Erziehungsinstitute , der Verkehrs - und Betriebs¬
unternehmungen , der sozialen Versicherungsverbände , der Humanitären Vereine
und Körperschaften , ebenso wie der ausklärende Einfluß der Presse und die
hilfsbereite Teilnahme der gesamten Bevölkerung unerläßlich sein.

Die politischen Behörden und ihre Sanitätsorgane werden die Ver¬
hältnisse der Verbreitung der Tuberkulose in ihrem Amtsbereiche einem fort¬
gesetzten Studium , namentlich anläßlich der periodischen Bereisungen , In¬
spizierungen von Schulen und sanitätspolizeilich wichtigen Objekten , des¬
gleichen anläßlich ihrer Interventionen bei Affentierungen zu unterziehen und
die gemachten Wahrnehmungen bei Bekämpfung der Tuberkulose zu verwerten
haben.

Hochdieselben wollen demnach die im Sinne der vorstehenden Aus¬
führungen erforderlichen und zweckdienlichen Vorkehrungen treffen , den politischen
Behörden mit aller Beschleunigung die vorstehenden Direktiven zur ent¬
sprechenden Anweisung der Ärzte , der Gemeindevorstände , der Direktionen und
Verwaltungen von Kranken - und Pflegeanstalten , der Lehr - und Erziehungs-
institute , der Verkehrs - und Jndustrieunternehmungen , Kurorte und öffent¬
lichen Erholungsanstalten und anderer einschlägigen Unternehmungen zur
Kenntnis bringen , mit dem Landesansschuffe und den in Betracht kommenden
Landesbehörden zur gemeinsamen Förderung der Ziele der Bekämpfung der
Tuberkulose sich in Verbindung setzen und unausgesetzt dahin wirken , daß die
allgemeine Teilnahme und Aufmerksamkeit an dieser das gemeinsame Wohl
aller berührenden Angelegenheit geweckt und wach erhalten werde und sich in
fruchtbarer und nutzbringender Weise betätige.

Üb- l. die von Hochdenselben getroffenen Verfügungen gewärtige ich einen
ausführlichen Bericht und ersuche Hochdieselben Veranlassung zu treffen , daß
die Erfolge der einzuleitenden Aktion zur Bekämpfung der Tuberkulose und
namentlich die Vorkehrungen zur Absonderung der Tuberkulösen und systema¬
tischen hygienischen Erziehung der Pfleglinge in Heil - und Pflegeanstalten all¬
jährlich im Jahressanitiitsberichte in einem besonderen Abschnitte zur über¬
sichtliche» Darstellung gelangen.

5

Veränderungen im Gewerbe Juspektorate.

Statthalterei - Erlaß vom 4. August 1902 , Z . 5180/kr.
(Mag .-Abt . XVII , Z . 4305/02 ) :

Der Herr Haudelsminister hat sich laut Erlasses vom 16 . Juli 1902,
Z . 26533 , im Einvernehmen mit dem Herrn Minister -Präsidenten als Leiter
des Ministeriums des Innern bestimmt gefunden , den derzeit dem Gewerbe-
Jnspektorate Wien I zugeteilten k. k. Gewerbe -Inspektor 1 Klasse, kaiserlichen
Rat Ludwig Iehle,  mit Ende Juli 1902 von dieser Verwendung zu ent¬
heben und ihn zum Amtsleiter des Gewerbe -Jnspektorates für den II . Auf¬
sichtsbezirk mit dem Amtssitze in Wien zu bestellen;

den k. k. Gewerbe -Inspektor II . Klasse und bisherigen Amtsleiter des
gegenwärtigen II . Gewerbe -Jnspektoratsbezirkes , Ferdinand Brun,  von dieser
Verwendung mit Ende Juli 1902 zu entheben und ihn zum Amtsleiter des
neu errichteten Gewerbe -Jnspektorates für den III . Aufsichtsbezirk mit dem
Amtssitze in Wiener -Neustadt zu bestellen , wobei als Hilfskraft diesem neuen
Jnspektorate der derzeit bei dem k. k. Gewerbe -Jnspektorate in Olmütz in Ver¬
wendung stehende Gewerbe -Inspektor II . Klasse, Gregor Micko , zuge¬
wiesen wurde;

den k. k. Gewerbe -Inspektor II . Klasse und bisherigen Amtsleiter des
Gewerbe -Jnspektorates i» Komotau , Rudolf Liehm,  zum Amtsleiter des neu
errichteten Gewerbe -Jnspektorates für den IV . Aufsichtsbezirk mit dem Amts¬
sitze in St . Pölten zu bestellen , wobei als Hilfskraft diesem neuen Gewerbe-
Jnspektorate der derzeit beim Gewerbe -Jnspektorate in Leoben in Verwendung
stehende k. k. Kommissär der Gewerbe -Inspektion Viktor Risset  zugewiesen
wurde;

endlich den bei dem derzeitigen Gewerbe -Jnspektorate Wien II in Ver-
Wendung stehenden k. k. Kommissär der Gewerbe -Inspektion , Franz P a l l o s,
von dieser Verwendung mit Ende Juli 1902 zu entheben und ihns dem Ge¬
werbe -Jnspektorate in Linz zur Dienstleistung zuzuweise » .

Diese Verlautbarung ergeht an den Wiener Magistrat , die Stadträte
Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Mbs , an alle k. k. Bezirkshaupt¬
mannschaften und die Niederösterreichische Arbeiter -Unsallversichernngsanstalt
in Wien.

* *
*

Statthalterei -Erlaß vom 11 . September 1902 , Z . 5985/kr .,
Mag .-Abt . XVII , Z . 4700,02:

Im Nachhange zum hierorligen Zirkular -Erlaffe vom 4 . August 1902,
Z 5180/kr . , wird mitgeteilt , daß der Gewerbe -Jnspektor I . Klaffe , kaiserlicher
Rat Ludwig I e h l e, am 7. August 1902 die Leitung des Gewerbe -Jnspektorates
für den II . Aufsichtsbezirk in Wien , der Gewerbe -Jnspektor Ü . Klaffe,
Ferdinand Brun,  am 7. August die Leitung des Gewerbe -Jnspektorates für
den neuen (III .) Aufsichtsbezirk mit dem Amtssitze in Wiener -Neustadt , Ungar¬
gasse 15 , und der Gewerbe -Jnspektor II . Klaffe , Rudolf Liehm,  am 15 . August
1902 die Leitung des Gewerbe -Jnspektorates für den neuen (IV .) Aufsichts¬
bezirk mit dem Amtssitze in St . Pölten , Josefsstraße 7 , übernommen bat.

Es empfiehlt sich, die eingetretenen Änderungen im Gewerbe -Jnspektions -
dienste , insbesondere die Bureauadressen der neu errichteten Jnspektions-
bezirke III und IV in geeigneter Weise zu verlautbaren.

Dieser Erlaß ergeht an den Wiener Magistrat , die Stadträte Wiener
Neustadt und Waidhofen an der Ubbs , an alle k. k. Bezirkshanptmannschaften
und an die Niederösterreichische Arbeiter -Unfallversicherungsanstalt in Wien.

«.

Fahrordnnug für die Laurenzgafsc im V . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 4 . August 1902,

Z . 732 ex 1902/IV:
Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März

1900 , L.-G - und V .-Dl . Nr . 17 , wird die Durchfahrt durch die Lanrenzgasse
im V. Bezirke in der Richtung von der Gaffergasse zur Matzleinsdorferstraße
für sämtliche Slraßenfuhrwerke verboten.

Übertretungen dieses Verbotes werden nach 100 und 101 des obigen
Gemeindestatutes mit Geldstrafen bis zum Betrage von 400 II oder mit
«rreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet,

7 .
Die Wasserer sind nicht krankenversicherungspflichtig.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 12 . August 1902,
Z . 79951 (B .-A. l , 44599/02 ) :

Mil Beziehung auf das dem magistratischen Bezirksamte mit dem hier-
ortigen Erlasse vom 8 Oktober 1901 , Z . 91052 , mitgeteilte Erkenntnis des
k. k. Verwaltungsgerichlshofes vom 1. Juni 1901 , Z . 4327 , betreffend die
Krankenversicherungspflicht des Wasserers L . . . L . . .. hat nunmehr das
k. k. Ministerium des Innern , laut Erlasses vom 23 . Juli 1902 , Z . 14967,
ans Grund der im Sinne dieses Erkenntnisses geflogenen Nachtragserhebungen
in Slattgebung des Rekurses der Wiener Bezirkskrankenkassa die hierortige
Entscheidung vom 27 . August 1898 , Z . 74806 , mit welcher unter Aufhebung
des dortämtlichen Bescheides vom 7 . Juni 1898 , Z . 18023 , erkannt wurde,
daß der Wagenwascher L . . . L . . - zur Zeit seiner am 27 . März 1897
erfolgten Aufnahme in das k. k. Kaiser Franz Josefspital in Wien kranken-
vcisicherungspflichtig gewesen sei, aufzuheben , und unter Wiederherstellung des
erstinstanzlichen Bescheides auszusprechen gefunden , daß L . . . L . . . der
Krankenversichcrungspflicht nicht unterlag , weil die Beschäftigung eines Wasserers
als eine selbständige Unternehmung angesehen werden muß , weshalb aus
einen Wasserer die Bestimmungen des Z 1 Krankenversicherungsgesetz keine
Anwendung zu finden haben . (Vergleiche Verordnungsblatt XII er 1901
Nr . 2 , Seite 105 .)

8 .

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Stadt Ungv ^ r in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . August 1902,
Z . 84706 , M .-Abt . XVII , Z . 4488 02:

Laut Mitteilung des königl . ungar . Handelsministeriums vom 10 . Juli
1902 , Z . 44987 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete
der Stadt Ungvär im Komitate Ungvär unter Aufrechthaltung der im § 17
der bestehenden Hausiervorschriften und in den diesen Paragraphen ergänzenden
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Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte
verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
11 . August 1902 , Z . 33698 , alle k. k. Bezirkshauptmannschasteu , der Wiener
Magistrat , die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhosen a. d . Ibbs und
das Präsidium der n .-ö. Handels - und Gewerbekainmer in Kenntnis gesetzt.

S.

Verbot des Hausierhandels auf dein Gebiete der
Stadt Slatina iu Ungarn.

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlaß vom 2. September
1902 , Z . 85224 , Folgendes dem Magistrate Wien (Mag .-Abt.
Z . 4588/XVII ex 1902 ) eröffnet:

Laut Mitteilung des königl . Ungar . Handelsministeriums vom 23 . Juli
1902 . Z . 48429 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete
der Stadt Slatina (Komitat Veröcze ) unter Aufrechlhaltung der im 8 17 der
bestehende » Hausiervorschristen und in den diesen Paragraphen ergänzenden
Nachtragsverordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte
verboten.

Hievon werden infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
12 . August 1902 , Z . 34028 , alle k. k. Bezirkshauptmannschasteu , der Wiener
Magistrat (Abteilung XVH ), die Stadträte in Wiener - Neustadt und Waid¬
hofen a . d. Ubbs und das Präsidium der n .-ö. Handels - und Gewerbekammer
in Kenntnis gesetzt.

I«
Unzulässige Schankgefäße für Getränke.

Erlaß des k. k. Handelsministeriums vom 9. September 1902,
Nr . 37337 (Mag .-Abt . IX , 5229 6X 1902 ), an die k. k. Statt¬
halterei in Innsbruck:

In Erledigung des Berichtes vom 16 . Juli 1902 , Z . 30482 , wird der
k. k. Statthaltern eröffnet , daß aus den in dem h. ä . Erlaffe vom 25 . April
1902 , Z . 41907 ex 1901 (S . Amtsblatt Nr . 43 ex 1902 „ Gesetze rc ." V,1 5,
pax . 51 ), angeführten Gründen die Verwendung von Schankgefäßen mit 041
Inhalt in öffentlichen Schanklokalitäten zum Ausschanke von Getränken über¬
haupt unzulässig und als eine Übertretung der Ministerial -Verordnung vom
25 . September 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 129 , zu behandeln und nach der Mini-
sterial -Verordnung vom 30 . September 1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , zu bestrafen ist.

Hievon wolle die k. k. Statthalterei die k. k. Bezirkshauptmannschaft in
Rovereto mit dem Bemerken in Kenntnis setzen, daß im vierten Absätze des
an die k. k. Statthalterei ergangenen hierämtliche » Erlasses vom 25 . April 1902,
Z . 41907 ex 1901 , speziell auf die Unzulässigkeit der Verwendung von Schank¬
gesäßen von 0 4 I Inhalt zum Ausschank von gebrannten geistigen Getränken
nur deshalb hingewiesen wird , weil die Hinausgabe der gegenständlichen
Belehrung in erster Linie auf derartige konkrete Fälle zurückzusühren ist.

11

Errichtung eines technischen Bureaus durch den
militär -humanitären Verein „Öftere , nng. Jnvaliden-
dank" inWien zur Ausarbeitung von Bauprogrammen

und Detailbauelaboraten für Militärodjekte.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 11 . September

1902 , Z . 89501 (Mag .-Abt . XVI , 6440,02 ) :
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom

26 . August 1902 , Nr . 33071 VII , hat der militär -humanitäre Verein
„Österr .-Ungar . Jnvalidendank " in Wien , dessen Statuten seitens des k. k.
Ministeriums des Innern unter dem 17 . September 1901 , Z . 34465 , ge¬
nehmigt worden sind , dem k. und k. Reichs -Kriegsministerium die Mitteilung
gemacht , daß er im Begriffe stehe, ein technisches Bureau als Abteilung I s,
zu organisieren , welches sich hauptsächlich zur Aufgabe machen soll, die Aus¬
arbeitung von Bauprogrammen und Detailelaboraten für solche Militärobjekte
zu übernehmen , welche auf Grund des Einquartierungsgesetzes von Ländern,
Gemeinden , Privaten rc . beigestellt werden.

Nach Angabe des Vereines stehen dem Bureau sowohl die entsprechenden
militär -technischen Kenntnisse , als auch die einschlägigen Dienstbücher und Vor¬
schriften zur Verfügung ; auch ist das Bureau angeblich mit den Anforderungen
der Militärbehörden und mit den Bedürfnissen der Truppen und Anstalten
vollkommen vertraut . Der Verein glaubt demnach durch Übernahme der be-
zcichneten Arbeiten sowohl den militärischen Bedürfnissen als auch den
Wünschen der betreffenden Objektsbeisteller nachzukommen , weil er nach dem

Vorausgeschickten in der Lage zu sein vermeint , vollkommen entsprechende
Projekte zu liefern , wodurch das lästige und zeitraub -nde , oft wiederholt
nötige Umarbeiten von derlei Elaboraten vermieden würde.

Über ein seitens des k. und k. Reichs -Kriegsministeriums , welches die
vorstehende Mitteilung des Vereines zur Kenntnis genommen hat , an das
k. k. Ministeriums für Landesverteidigung gerichtetes Ersuchen wird die ge¬
eignete Veranlassung zu treffen sein, daß gelegentlich der gemäß Z 5 der
Durchführungsbestimmungen zum Einquartierungsgesetze zu bildenden ge¬
mischten Lokal-Kommissionen die betreffenden Körperschaften rc. durch den Ver¬
treter der politischen Behörde in unverbindlicher Form auf das erwähnte
technische Bureau aufmerksam gemacht werden.

12 .

Gewerberechtlicher Charakter der Anmeldestellen von
Leichenbestattungs Unternehmungen.

Erlaß des Magistrats - Direktors Moriz Preher  vom
12 . September 1902 , M .-Abt . XVII 4659/02:

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 25 . August 1902,
Z . 35294 , dem Rekurse des R . W . in Wien gegen die Statthalterei -Ent-
scheidung vom 10 . Juni 1902 , Z . 55855 , mit welcher in Bestätigung des
Bescheides des Bezirksamtes vom 21 . März 1902 , Z . 9434 , die Anzeige des
Genannten über die Errichtung einer Anmeldestelle seiner im XVII . Bezirke
ausgeübten Leichenbestattungs -Unternehmung im XVIII . Bezirke nicht zur
Kenntnis genommen und die sofortige Einstellung des Betriebes dieser An¬
meldestelle aufgetragen wurde , keine Folge gegeben , weil die geplante Anmelde¬
stelle sich als eine weitere feste Belriebsstätte des in dem Standorte im
XVII . Bezirke betriebenen Leichenbestattungs -Uuternehmens darstellt , zu deren
Errichtung im Sinne der Vorschriften der 88 22 , 39 und 40 der Gewerbe¬
ordnung und nach den Bestimmungen der Ministerial - Verordnung vom
30 . Dezember 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 13 , eine besondere gewerbebehördliche
Konzession erforderlich ist.

1».
Erwerbsaussichten für Auswanderer in Südafrika.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 19 . September 1902,
Z . 94737 (Mag .-Abt . XVI , 6515,02 ) :

Anläßlich wiederholt vorgekommeuer Anfragen über die Gestaltung der
Erwerbsausstchten für Auswanderer in Südafrika nach erfolgter Beendigung
des Krieges sieht sich das k. k. Ministerium des Innern auf ^Grund der ihm
neuerlich zugekommenen Information laut Erlasses vom 12 . September 1902,
Z . 38184 , veranlaßt , daraus aufmerksam zu machen , daß gegenüber den mit
dem hierortigea Erlasse vom 15 . Februar 1902 , Z . 17083 , zur allgemeinen
Kenntnis gebrachten Verhältnissen eine Änderung nicht zu konstatieren ist.

Dasselbe gilt hinsichtlich der Bedingungen für die Gestattung der Landung
in südafrikanischen Häfen und der Weiterreise in das Innere des Landes.

Sämtliche k. k. Bezirkshauptmannschafteu in Niederösterreich , die k. k.
Polizei -Direktion in Wien , der Wiener Magistrat (Abteilung XVI ), im Wege
des letzteren alle magistratischen Bezirksämter in Wien , endlich die Stadträte
in Wiener - Neustadt und Waidhofen a. d. Abbs erhalten unter Hinweis auf
den hierortigen Erlaß vom 25 . Februar 1902 , Z . 17083 , somit den Auftrag,
in geeigneter Weise für die Veröffentlichung der vorstehenden Information
Sorge zu tragen.

14
Die amtsärztliche » Untersuchungen von Handels¬
reisenden behufs Erlangung von Legitimationskarten
im Sinne der Gewerbenovelle vom Jahre 1N02 sind

gebührenfrei.
Das Magistratsgremium hat in der Sitzung vom 25 . September 1902

aä Z . 4961 ex 1902 , Mag .- Abt . X , in der Frage , ob die städtischen Amts¬
ärzte für die ärztliche Untersuchung von Handlungsreisenden , welche sich um
die Erlangung von Legitimationskarten gemäß der jüngsten Gewerbenovelle
bewerben , und für die Ausstellung solcher ärztlicher Zeugnisse ein Honorar oder
eine Gebühr zu fordern berechtigt sind , nachstehenden Beschluß gefaßt:

Der Magistrat spricht seine Meinung dahin aus , daß die Amtsärzte der
Gemeinde Wien verpflichtet sind , die zur Ausstellung von Zeugnissen im Sinne
des ß 2i > der Ministerial -Verordnung vom 4 . September 1902 , R .-G .-Bl.
Nr . 179 , erforderlichen Untersuchungen vorzunehmen und diese Zeugnisse aus¬
zustellen , ohne daß hiefür eine Gebühr zu entrichten ist.

15

Gift Verschleiß.
Das magistratische Bezirksamt für den XVI Bezirk hat mit Dekret

vom 4 . Oktober 1902 , Z . 38023 , dem Karl Heinrich Findeisen (Firma
Levett L Findeisen ), wohnhaft in Leipzig -Plagwitz , Karl Heinestraße 57,
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die Konzession zum Betriebe des Gift -Verschleitzes in Wien mit dem gegen¬
wärtigen Betriebsorte im XVI . Bezirke , Burggasse 128 , unter der üblichen
Bedingung verliehen.

Unter einem wurde die Bestellung des Leopold Baier als verantwort¬
licher Geschäftsleiter gemäß ß SS der Gewerbeordnung genehmigt.

Diese Konzession wurde sub Nr . 1118 in das Gewerberegister einge¬
iragen . —

Ferner hat das magistratische Bezirksamte für den VII . Bezirk mit
Dekret vom 8 . Oktober 1902 , Z . 22097 , dem Paul Baring,  wohnhaft
VII ., Weslbahnstraße 5 , als Geschäftsnachfolger des Herrmann Rothziegel
die Konzession zum Verschleiße von Giften im Betriebsorte VII ., Westbahn¬
straße 5 , mit dem Beifügen erteilt , daß für dieses Gewerbe , besten Eintragung
im Gewerberegister unter Neg .-Z . 1147 erfolgte , der Erwerbsteuerkonto
Z . 40176 eröffnet wurde.

I «.
Zulassung von de Brnyn 'scher Masse der Firma

N . Rella sE? Neffe zur Herstellung von Wänden.
Die Magillralsentscheidung vom 3 . Mai 1902 , Magistrats -Abteilung XIV,

1813/02 , betreffend Zulassung von de Bruhn ' scher  Masse der Firma
N . R e l l a L N e f f e zur Herstellung von Wänden bei Hochbauten (Siehe
Amtsblatt Nr . 51 ex 1901 , „ Gesetze rc ." VI , 6 , Pag . 61 ), wird dahin richtig-
gestellt , daß im Punkte 1 derselben anstatt : ..M .-Z . 180571 ex 1895 " gesetzt
wird : „Magistrats -Abteilung XIV , 1813 ex 1902 ." (Magistrats Abteilung XI V,
4698/02 .)

II. NarmlttivliestiimmmlM.
Magistrat:

17

Angabe des Standortes gewerblicher Konzessionen
in den Konzessionsgesuchen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 20 . Au¬
gust 1902 , M .-Abt . XVII , 4763/02:

Die Magistrats -Abteilung XVII hat anläßlich der Antragstellung Uber
von der k. k. n .-ö. Statthallerei zu verleihende gewerbliche Konzessionen wieder¬
holt die Wahrnehmung gemacht , daß die von den magistratischen Bezirks¬
ämtern übermittelten Berhandlungsakten insoferne mangelhaft instruiert sind,
als ein » ach Gaffe und Hausnummer bezeichneter Standort der angestrebten
Konzession aus den Akten nicht ersichtlich ist.

Da mit Rücksicht auf H 23 , Alinea 3 der Gewerbeordnung die Ver¬
leihung von gewerblichen Konzessionen grundsätzlich nur unter präziser Angabe
des angestrebten Standortes zulässig ist und es daher notwendig erscheint,
daß der Standort , in welchem die erbetene gewerbliche Konzession ausgeübt
werden soll, schon aus den Erhebungsakten genau zu ersehen ist, werden die
magistratischen Bezirksämter angewiesen , bei einem diesfälligen Mangel eines
Einschreitens den Bittsteller stets zur entsprechenden Ergänzung seines Gesuches
zu verhalten.

18

Borlage von Planskizzen bei Berichterstattung an
den Stadtrat über Verpachtung städtischer Gründe.

Erlaß des Magistrats -Vize -Direktors Dr . Richard Weis-
kirchner  vom 6. September 1902 , M .-D . 2991 02:

Der Sladlrat hat in seiner Sitzung vom 27 . August 1902 anläßlich
der Beratung über ein Ansuchen um pachtweise Überlassung von städtischen
Gründen im XI . Bezirke folgenden Beschluß gefaßt:

„Der Magistrat wird angewiesen , in allen Fällen , wo es sich um die
Verpachtung von städtischen Gründen handelt , eine Planskizze vorzulegen , aus
welcher die Bezeichnung sowie die Lage der in Betracht kommenden Grund-
stücke genau zu ersehen ist."

Hievon setze ich die städtischen Ämter zufolge Präsidial -Erlaffes vom
30 . August 1902 aä kr . 10566/02 zur genauen Danachachtung in Kenntnis.

IS
Durchführung der Straserkenntnisse der magistratische»

Bezirksämter.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 15 . Sep¬
tember 1902 , M .-D . 1388/02:

Um eine möglichst einheitliche und rasche Durchführung der von den
magistratischen Bezirksämtern gefällten Straserkenntnisse herbeizusühren , finde
ich nachstehende Anordnungen zu treffen:

1. Die von den magistratischen Bezirksämtern verhängten Geldstrafen
sind in der eigenen Hauptkassa - Abteilung (bezw . bei den magistratischen
Bezirksämtern für den I . und VIII . Bezirk bei der Hauptkassa - Zentrale)
vorzuschreiben und von dieser einzuheben , u . zw . auch dann , wenn die Partei
in einem anderen Bezirke wohnen oder nach Fällung des Erkenntnisses in
einen anderen Bezirk übersiedeln sollte.

In diesen Fällen hat die eigene Hauptkaffa -Abteilung die Einhebung der
Strafe durch die fremde Hauptkaffa -Abteilung im ko mmissio n ellen  Wege
zu veranlassen , so daß die Strafe nur unter einer  Erlagszahl vorgeschrieben
wird und der Akt beim strafenden Bezirksamt , bezw . bei der Hauptkaffa-
Abteilung verbleibt.

2 . Eine Aktenübermittlung in Strafsachen an das fremde Bezirksamt
bat nur zur Vornahme von Erhebungen oder zur protokollarischen Ver¬
kündigung des Straferkenntnisses stattzufinden , in jenen Fällen , in welchen
es sich um Strafamtshandlungen im Wirkungskreise als politische Behörde
erster Instanz bandelt , auch behufs Einvernahme des Beschuldigten.

3 . Die Verkündigung der über Rekurse oder Nachsichtsgesuche erfließenden
Statthalterei -Erlässe an Parteien , welche in fremden Bezirken wohnen , hat
ausschließlich schriftlich  durch das erkennende Bezirksamt zu erfolgen.

4 . Im Falle eines von der Partei eingebrachten Nachstchlsgesuches ist
der Akt zum Zwecke der Erhebung der Erwerbs - und Vermögensverhältnisse
des Bestraften unmittelbar dem Bezirksvorsteher des Wohnortes ohne Ver¬
mittlung des betreffenden Bezirksamtes zu übersenden.

5 . Die Umwandlung der Geldstrafe in Arrest und die Veranlassung der
Überstellung in denselben hat nur durch das strafende Bezirksamt zu erfolgen,
wobei vor Zustellung des Strafumwandlungs -Dekretes der Akt (mit der
Reinschrift ) dem Gefangenhaus -Jnspektorate „viäsat ants " zu übermitteln ist,
um zu vermeiden , daß die Partei sich zum Strafantritte melde , ehe noch bei
dem Gefangenhaus -Jnspektorate die Vorschreibung der Strafe erfolgt ist.

Gleichzeitig richte ich an die k. k. Bezirks -Polizei -Kommissariate das
Ersuchen , von den in den Arrest zu überstellenden Parteien den äquivalenten
Strafbetrag nicht anzunehmen , sondern dieselben zur ausnahmsweise»
Rückumwandlung der Arreststrafe an das erkennende magistratische Bezirksamt
zu verweisen.

Hinsichtlich des Vollzuges der stellvertretenden Arreststrafen hat beim
magistratischen Bezirksamte für den VI . Bezirk probeweise  bis aus weiteres
folgender Vorgang platzzugreifen:

Die seitens der Hauptkaffa -Abteilung mit der Relation „ Mangel " dem
Bezirksamte vorgelegten Akten sind der Magistrats -Abteilung XX zu über¬
mitteln , welche die Ausfertigung und Zustellung des Strafumwandlungs-
Dekretes , die Überwachung der Stellung in den Arrest sowie die zwangsweise
Überstellung in den Arrest durch die Polizei veranlassen wird.

Das genannte magistratische Bezirksamt sowie die Magistrats -Ab¬
teilung XX hat nach Ablauf von drei Monaten zu berichten , ob sich diese
Art des Vollzuges von Arreststrafen bewährt und die Einführung derselben
bei allen magistratischen Bezirksämtern empfiehlt.

2«
Einstellung eines nnbefngten Gewerbebetriebes.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 16 . Sep¬
tember 1902 , M .-Abt . XVII , 4548/02:

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 27 . August 1902,
Z . 84314 , dem Magistrate bekanntgegeben , das Ministerium des Innern habe
anläßlich eines einzelnen Falles mit dem Erlasse vom 9. August 1902 , Z . 32918,
bemerkt , daß es nicht zutreffend sei, die Fortsetzung eines unbefugten , also
gesetzlich unzulässigen Betriebes erst zu untersagen , daß in solchen Fällen
vielmehr die Einstellung des unbefugten Betriebes zu verfügen ist.

Hievon werden die städtischen Ämter zur Kenntnisnahme und Danach¬
achtung verständigt.

21 .
Bekämpfung von Übelständen im Bauwesen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 24 . Sep¬
tember 1902 , M .-Abt . XVII 4690/02.

Behufs leichterer Belämpfung der Übelstände , die sich auf dem Gebiete
des Bauwesens in letzterer Zeit besonders bemerkbar machten und in erster
Linie auf die unbefugte Bauausführung durch die sogenannten Bauunternehmer
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und den Mißbrauch , den die konzessionierten Baugewerbetreibenden mit ihrer
Konzession treiben , indem sie ihren Namen zur Deckung einer solchen uner¬
laubten Bauführung hergeben , zurückzuführen sind, finde ich auf Grund der

Plenar -Beschlüsse des Magistrates vom 13 . November 1900 , (Abt^ XVl l)

und vom 24 . Juli 1902 , v ,,  sowie auf Grund des Erlaßes der
L. V11 (Adt . XVII)

k. k. n .-ö. Statthalterei vom 1 . September 1902 , Z . 81609 , zum Zwecke der
leichteren Eruierung strafbarer Tatbestände und entsprechender Evidenzhaltung
der ihre Konzession mißbrauchenden Baugewerbetreibenden und der Banunter-
nehmer Nachstehendes anzuordnen:

1 . Die Genossenschaft der Bau - und Steinmetzmeister hat ihrem Wirkungs¬
kreise entsprechend ihre Mitglieder hinsichtlich deren gewerblicher Tätigkeit zu
überwachen und allfällige Ungehörigkeiten zur Kenntnis der kompetenten Behörde
zu bringen.

2 . Von jedem rechtskräftigen  Straferkenntnisse wegen unbefugter
Ballführung , bezw . Deckung des unbefugten Betriebes eines Baugewerbes
sind sämtliche magistratischen Bezirksämter , der Magistrat (Abt . XlV ) und die
Genossenschaft der Ban - und Steinmetzmeister zu verständigen.

Die magistratischen Ämter werden verpflichtet , einen Index für die ein¬
laufenden Anzeigen anzulegen und stets in Evidenz zu führen.

3 . Bei Strafamtshandlungen und bei der Behandlung von Baugesuchen
ist stets auf den vorerwähnten Index Bedacht zu nehmen und sind di- bereits
vorbestraften Individuen unter schärfere Kontrolle zu stellen.

4 . Konzessionierte Baugcwerbetreibende , welche ihre Berechtigung zur
Deckung des unbefugten Baugewerbebetriebes Dritter mißbrauchen , find schon
bei der ersten Bestrafung auf die Bestimmung des Z 16 des Gesetzes vom 26 . De¬
zember 1893 , R .-G -Bl . Nr . 193 , aufmerksam zu machen ; bei der zweiten
gleichen Übertretung ist nebst der Verhängung einer entsprechenden Geldstrafe
sofort auch mit der Entziehung der Gewerbeberechtigung auf bestimmte Zeit
oder für immer vorzugehen.

Was die Bestrafung von Inhabern von Bauunternehmergewerben be¬
trifft , so ist gegen dieselben nach den Bestimmungen der Gewerbeordnung,
bezw . nach Z 17 und s. des Gesetzes vom 26 . Dezember 1893 , R .-G .-Bl . Nr . 193,
vorzugehen und im zutreffenden Falle nach ß 138 b Gew .-Odg . auch die Ent¬
ziehung der Gewerbeberechtigung auszusprechen.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

ISOS publizierten Gesetze und Verordnungen.
Reichsgesetzblatt.

Nr . 188 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern vom 11. September 1902 , betreffend die Errichtung
einer Bezirkshauptmannschaft in Marienbad.

Nr . 184 . Verordnung der Ministerien des Acker¬
baues , des Innern , der Finanzen , des Handels und
der Eisenbahnen vom 9. September 1902 , betreffend die
Einbeziehung des k. k. Hauptzollamtes Wien unter die im Anhänge zu der
Verordnung vom 15 . Juli 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 107 , bezeichneten , zur
Pflanzenabfertigung ermächtigten Zollämter.

Nr . 183 Additional -Erklärung vom 26 . Juni
1901  zu dem zwischen der österreichisch -ungarischen Monarchie und dem
vereinigten Königreiche von Großbritannien und Irland wegen gegenseitiger
Auslieferung von Verbrechern abgeschlossenen Staatsvertrage vom 3 . Dezember
1873 , R .-G .-Bl . Nr . 34 . vom Jahre 1874.

Nr . 186 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 26 . September 1902 , betreffend die Regelung der Dienst¬
verhältnisse der Posthilfsbeamlen , Postaspiranten und Postgehilfen.

Nr . 187 . Gesetz vom 21 . Juli 1902 , betreffend die
Ausdehnung der zeitlichen Befreiung von der Hanszinssteuer für Umbauten,
welche im Gebiete der Stadtgemeinde Troppan aus öffentlichen Assanierungs-
oder Verkehrsrücksichten vorgenommen werden.

Nr . 188 . Verordnung des Finanzministeriums
vom 3. September 1902 wegen Festsetzung der Bedingungen,
unter welchen in Hinkunfr Zollamts -Assisteutenstellen an die nach dem Gesetze
vom 19 . April 1872 , R .-G .- Bl . Nr . 60 , ansprnchsbcrechtigten Unteroffiziere
verliehen werden sollen.

Nr . 18S Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 22 . September 1902 wegen Abänderung der Konzessions¬
urkunde vom 1b . Jänner 1900 , R .-G .-Bl . Nr . 18 , betreffend die Kon-
zessioniernng einer schmalspurigen Kleinbahn mit Dampfbetrieb von der
Station Berg Jsel der Lokalbahn Innsbruck — Hall in Tirol nach Jgls.

Nr . ISO Verordnung des Finanzministeriums im
Einvernehmen mit dem Eisenbahnministerium vom
24 . September 1902 , betreffend den Umtausch der mit der Ver¬
ordnung vom 11 . Dezember 1892 , R .-G .-Bl Nr . 213 , eingeführtcn inter¬
nationalen Frachtbriefformnlare mit aufgedrucktem Stempclzeichen gegen neue
Frachtbriefblankette.

Nr . 1SI . Verordnung des Ministeriums des Innern
vom 4. Oltober 1902 , betreffend die Amtswirksamkeit des Bezirks¬
hauptmannes in Eger.

Nr . 1S2 . Verordnung derMinisterien des Innern,
des Handels und dev Finanzen vom 7. Oktober 1902
mit welcher die Ein - und Durchfuhr gewisser Waren und Gegenstände aus
der Stadt und dem Hafengebiele von Odessa verboten , beziehungsweise be¬
schränkt wird.

Nr . IN8 Erlaß des Finanzministeriums vom
4 . Oktober 1902 , betreffend die Hinausgabe der Banknoten zu 100 L
und die Einziehung der Banknoten zu 100 fl. L. W.

Nr . IS4 Verordnung des Eisenbahnministeriums
im Einvernehmen mit den Ministerien der Finanzen,
des Innern und der Justiz vom 10. Oktober 1902,
betreffend die Verwendbarkeit der Teilschuldverschreibungen des von der Aktien¬
gesellschaft „ Niederösterreichische Waldviertelbahn " aufgenommenen Prioritäts-
anlehens , Emission 1902 , zur fruchtbringenden Anlegung von Stiftnngs -,
Pnpillar - und ähnlichen Kapitalien.

Nr . ISS . Verordnung derMinisterien derFinanzen,
Eisenbahnen und des Handels vom 27 . September 1902
zur Durchführung des Gesetzes vom 19 . Juli 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 153 , be¬
treffend die Einführung einer Fahrkartensteuer vom Personentransporte auf
Eisenbahnen.

8 . Ltmdesgcschbllckt.

Nr . 37 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 6. Sep¬
tember 1902 , Z . 89825 , betreffend die Einhebung der Landesum¬
lagen für das Jahr 1902.

Nr . 38 - Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 11. Sep¬
tember 1902 , Z . 90044 , betreffend die Vermehrung der Amtstage
bei dem k. k. Eichamte in Klosterneuburg.

Nr . 3S . Kundmachung der k. k. n.-ö. Finanz-
Landes -Direktion vom 17. September 1902 , Z. 53767,
betreffend die Termine zur Einzahlung der direkten Steuern im vierten
Quartale 1902.

Nr . 00 . Gesetz vom 8. September 1902 , womit
grundsätzliche Bestimmungen für die Regelung des Knrortewesens , sowie der
Einhebung von Musik - und Verschönerungstaxen in Niederösterreich getroffen
werden.
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I. Verordnungen und Entlcheidnngen.

Versicherung der Angestellten der Ersten österreichi¬
schen Versicherungs -Gesellschaft gegen Einbruch bei

der registrierten Hilfskassa „ Einigkeit ".
Entscheidung des k. k. Berwaltungsgerichtshofes vom 13 . Juni

1902 , Nr . 5255 (B .-A . 1, 49983/02 ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Ritter v. Henni g, in Gegenwart der Räte des k. k. Verwaltungs¬
gerichtshofes Dr . Haderer , Zenker . Dr . Kleeberg und v. Neukirchen,
dann des Schriftführers k. k. Bezirkskommissärs Freiherrn v. Weigelsperg,
über die Beschwerde der Bezirkskrankenkassa in Wien gegen die Entscheidung
des k. k. Ministeriums des Innern vom 15 . Oktober 1900 , Z . 85449 , be¬
treffend die Versicherung der Angestellten der „ Ersten österreichischen Ver¬
sicherungs -Gesellschaft gegen Einbruch " bei der registrierten Hilfskassa „ Einigkeit"
nach der am 13 . Juni 1902 durchgeführten öffentlichen mündlichen Verhandlung,
und zwar nach Anhörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen
des Dr . Wilhelm Köntzer , Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in Ver¬
tretung der Beschwerde , dann der Gegenanssührungen des k. k. Bezirkshaupt¬
mannes Freiherrn v. Spiegelfeld , in Vertretung der belangten Behörde
und jener des Dr . Alois Ruzicka , Hof - und Gerichtsadvokaten in Wien , in
Vertretung der mitbeteiligten „ Ersten österreichischen Versicherungs -Gesellschaft
gegen Einbruch " zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abqewiesen . Ein Kostenersatz wird
nicht anferlegt.

Entscheidungsgründe:
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit der heule angefochtenen Ent¬

scheidung dem Rekurse der Wiener Bezirkskrankenkassa gegen die Entscheidung
der k. k. Statthalterei in Wien vom 17 . August 1900 , Z . 73182 , mit welcher
in Bestätigung des Bescheides des magistratischen Bezirksamtes für den I . Bezirk
in Wien vom 13 . Juli 1900 , Z . 10278 , ausgesprochen wurde , daß die An¬
gestellten der „ Ersten österreichischen Versicherungs -Gesellschaft gegen Einbruch"
in Wien ihrer gesetzlichen Verpflichtung zur Krankenversicherung auch bei der
registrierten Hilsskassa „ Einigkeit " in Wien Nachkommen können , und daß daher
die Bezirkskrankenkassa gehalten sei, die Abmeldung der bei dieser Hilsskassa
versicherte » Angestellten der genannten Versicherungs -Gesellschaft zur Kenntnis
zu nehmen , keine Folge gegeben.

Das Erkenntnis des Berwaltungsgerichtshofes stützt sich auf nachstehende
Erwägungen:

Gemäß der Bestimmungen des Z 5 der Statuten des Vereines „ Einig¬
keit" , registrierte Hilsskassa , können ordentliche Mitglieder der Kassa alle Per¬
sonen beiderlei Geschlechtes werden , welche als Privatbeamte bei den Betrieben
des Handels , der Industrie und des Gewerbes in Beschäftigung stehen,
worunter auch die Handlungsgehilfen verstanden sind , sei es , daß sie:

a) nach dem Gesetze vom 30 . März 1888 , R .-G .-Bl . Nr . 33 , versicherungs¬
pflichtig sind oder

b ) nicht versicherungspflichtig sind.
Die Beschwerde verneint nun bei dem Umstande , als das Hilfskassen¬

gesetz sich auf das Krankenversicherungsgesetz bezieht und letzteres auf dem
Gewerbegesetze beruht , daß auch die vorliegende Statutenbestimmung nicht
anders als im Umfange und mit Zugrundelegung dieser Gesetze interpretiert
werden muß , demgemäß unter den in dieser Statutenbestimmung gebrauchten
Worten „ Betrieb des Handels " eben nur Handelsgewerbe verstanden werden
können , daher die Beamten der Ersten österreichischen Versicherungs -Gesellschaft
gegen Einhruch , da eine Versicherungs -Gesellschaft kein Handelsgewerbe ist,
von der Mitgliedschaft zu der in Rede stehenden Hilfskassa ausgeschlossen
erscheinen.

Der Verwaltungsgerichtshof vermochte jedoch diese Beschwerde -Ein¬
wendung nicht für begründet zu erkenne » .

Wenn auch unter „Handel " in erster Linie der als Gewerbe betriebene
Umsatz von Gütern (Waren ) in wesentlich unveränderter Form zu verstehen
ist, so erscheint es doch im Hinblicke auf die Bestimmungen des Handels¬
gesetzes vom 17 . Dezember 1862 , R .-G .-Bl . Nr . 1 ex 1863 . nicht zulässig,
den Begriff des Handels nur auf diese Art von Geschäften einzuschränken
und somit unter „Betriebe des Handels " nur die Handelsgewerbe im Sinne
der Gewerbeordnung zu subsummieren . Denn durch die Artikel 271 , 272
und 273 des Handelsgesetzbuches werden außer den zum Betriebe eines
Handelsgewerbes gehörigen Geschäften weiter auch noch gewisse Gattungen
von Geschäften als Handelsgeschäfte erklärt . In Konsequenz dieser gesetzlichen
Bestimmungen müssen daher unter „Betrieb des Handels " nicht allein
Handelsgewerbe , sondern alle Betriebe verstanden werden , welche Handels¬
geschäfte im Sinne des Handelsgesetzes zum Gegenstände haben.

Hieraus folgt aber , daß auch den in den Statuten der in Rede stehenden
Hilfskassa gebrauchten Worten „ Betrieb des Handels " eben nicht jene ein¬
schränkende Bedeutung gegeben werden kann , welche die Beschwerde denselben
beilegt , und findet die diesfällige Behauptung der Beschwerde in der im Z 5
der Statuten erfolgten Gegenüberstellung des Betriebes des Handels zn jenen
der Industrie und des Gewerbes selbst auch ihre Widerlegung.

Da nun gemäß der Bestimmung des Artikel 271 , Z . 3 des Handels¬
gesetzbuches die Übernahme einer Versicherung gegen Prämie als ein Handels¬
geschäft erklärt wird , dieser gesetzlichen Anordnung zufolge sonach die Erste
österreichische Versicherungs -Gesellschaft gegen Einbruch Handelsgeschäfte be¬
treibt , fällt dieselbe auch unter die im § 5 des Hilfskasscnstatutes bezeichnten
„Betriebe des Handels " . Hiedurch ist aber die Zulässigkeit der Mitgliedschaft
der Angestellten der genannten Versicherungs -Gesellschaft zn dieser Hilsskassa
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im Sinne der Bestimmungen des Z 5 ihrer Statuten gegeben und kann
somit in der erfolgten Aufnahme derselben zu dieser Kassa als ordentliche
Mitglieder eine Überschreitung dieser statutarischen Bestimmung nicht erblickt
werden . Nachdem auch weiter die Statuten dieser Hilfskassa seitens der
politischen Landesbehörde im Sinne des Z 7 des Gesetzes vom 16 . Juli 1892,
R .-G .-Bl . Nr . 202 , bescheinigt sind , erscheinen die Angestellten der genannten
Versicherungs -Gesellschaft , welche ordentliche Mitglieder dieser Hilsskassa sind,
gemäß den Bestimmungen des Z 13 , Z . 1 , und Z11 des Krankenversicherungs¬
gesetzes von der Versicherungspflicht bei der Bezirkskrankcnkassa ausgenommen
und ist somit auch deren bei dieser Kassa erfolgte Abmeldung gesetzlich
gerechtfertigt.

Diesen Erwägungen zufolge konnte in der angefochtenen Entscheidung
eine Gesetzwidrigkeit nicht erblickt werden und war die Beschwerde als unbe¬
gründet abzuweisen.

Ä.

Gasthausgärten.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 18 . August 1902,

Z . 83094 , M .-Abt . XVII , 4417/02:
Die Statihalterei findet dem Rekurse des K. R . gegen die Entscheidung

des magistratischen Bezirksamtes IX vom 15 , Juli 1902 , Z . 29792 , mit welcher
seinem Gesuche um Gestattung der Eröffnung und Benützung eines Gasthaus-
gartens gegenüberseinen IX ., . gelegenen , geschlossenen Lokalitäten
zum Betriebe des Gast - und Schankgewerbes in der Annahme nicht statt¬
gegeben wurde , daß hiefür eine besondere Konzession zum Betriebe des Gast-
und Schankgewerbes erforderlich sei, Folge zu geben , diese Entscheidung zu
beheben , und die neuerliche Entscheidung im Gegenstände unter Zugrunde¬
legung der Rechtsanschauung aufzutragen , daß im Falle der Erweiterung der
für ein Gast - und Schankgewerbe genehmigten Betriebsstätte eine besondere
(zweite ) Gewerbekonzession dann nicht erforderlich ist, sondern die Erweiterung
der ursprünglichen Konzession genügt , wenn die Ausübung des Gewerbes im
alten Lokale mit Einschluß des neu einbezogenen Betriebsraumes — hier des
Gasthausgartens — betriebstechnisch als ein  Unternehmen angesehen
werden kann.

S

Hansierbewilligungen sind dem freien Ermessen der
Behörde überlassen.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2. September 1902,
Z . 85079 (Mag . B .-A. II , 71061/02 ) :

Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat laut Note vom 30 . Juni 1902,
Z . 3528 , die sub . präs . 15 . April 1902 daselbst « » gebrachte Beschwerde des
M . R -, Hausierer in Wien , gegen die Statthalterei -Entscheidung ääto . 10 . Fe¬
bruar 1902 , Z . 6486 , betreffend die Verweigerung der Verlängerung der
Hausierbewilligung »ach Z 3 , lit . e und 21 des Gesetzes vom 22 . Oktober 1875,
R .-G -Bl . Nr . 36 sr 1876 , ohne weiteres Verfahre » zurückgewiesen , weil
nach Z 3 des Hausierpatentes vom 4 . September 1852 , R .-G .-Bl . Nr . 252,
die Behörde bei der Erteilung der Bewilligung zum Betriebe des Hausier¬
handels wohl an das Vorhandensein der gesetzlichen Bedingungen gebunden
ist, aber innerhalb derselben , da ein Rechtsanspruch auf die Erteilung ge¬
setzlich nicht konstituiert ist, mit der Erteilung nach freiem Ermessen vorzugehen
berechtigt ist , und weil die Verlängerung der zugestandenen Hausierzeit (8 7
des Patenter ), bei welcher mit gleicher Sorgfalt und Strenge wie bei der
ersten Verleihung vorzugehen ist, rechtlich die Natur einer neuen Verleihung
an sich trägt , weshalb auch hiebei die Würdigung allfälliger für Abweisung
sprechender besonderer Gründe dem Ermessen der Behörde anheim gegeben ist.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt mit Beziehung auf den h .-o.
Erlaß vom 10 . Februar 1902 , Z . 6486 , und vom 1. August 1902 , Z . 73032,
in Kenntnis gesetzt.

4.

Ausfertigung von Munitionsgeleitscheine ».
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 8. September 1902,

Z . 90226 (Mag .-Abt . IV , 2150/02 ) :
Seitens einer politischen Behörde I . Instanz wurde einer Partei zum

Behufe der Einfuhr von scharfen Patronen aus dem Auslande ein Munitions-
geleilschein ausgefertigt , ohne daß hiefür vorher die in 8 2, Alinea 2 der
Ministerialverordnung vom 1 . Oktober 1898 , R .-G .-Bl . Nr . 182 , vorgeschriebene
Monopole , behördlich - Bewilligung seitens des Reichs -Kriegsministeriums ein¬
geholt worden wäre.

Nachdem ein solcher Vorgang geeignet ist, auch zur unrichtigen Behand¬
lung derartiger Sendungen seitens der Zollämter Anlaß zu geben , wird zufolge
Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 26 . August 1902 , Z . 35581,
die erwähnte Bestimmung zur künftigen genauen Danachachtung in Er¬
innerung gebracht.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , an die Wiener Magistrats -Abteilung XVI , die k. k. Polizei -Direktion
in Wien und die Stadträte in Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Ubbs.

5 .
Nichtvollzng der von österreichischen Behörden nach
den Wehrvorschriften geschöpften Straferkenntnisse

durch ungarische Behörden.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 20 . September 1902,

Z . 90228/02 . M .-Abt . XVI , 6617/02:
Laut eines vom königl . ungar . Landesverteidigungsininisterium an das

k. k. Ministerium für Landesverteidigung gelangten Verhandlungsaktes wurde
seitens einer politischen Bezirksbehörde ein in Uj-Verbasz (Komitat Bäcs-
Bodrogh ) heimatberechtigter Wehrpflichtiger wegen Übertretung des 8 7 der
Wehrvorschriften , III . Teil , mit 4 X, eventuell 12 Stunden Haft bestraft und
das Vizegespansamt des Komitates BLcs -Bodrogh um Einbringung diese:
Geldstrafe , beziehungsweise um Vollzug der suppletorischen Arreststrafe ersucht.

Infolge Erlasses des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom
30 . August 1902 , Nr . 28261 III , wird unter Hinweis auf die Bestimmung
des 8 7 , Punkt 11 , letzter Absatz der Wehrvorschriften , III . Teil , sowie den
Normal -Erlaß des k. k. Ministeriums für Landesverteidigung vom 31 . August
1894 , Nr . 14110 II a, intimiert mit dem hierortigen Erlasse vom 5 . September
1894 , Z . 69707 , wonach die im Sinne des zweiten und dritten Absatzes des
8 69 des Gesetzes vom 11 . April 1889 , R -G .-Bl . Nr . 41 , durch die politischen
Behörden der im Reichsrate vertretenen Königreich - und Länder über ungarische
Staatsangehörige verhängten Strafgelder zur Hälfte an die kön. ung . Re¬
gierung abzuführen sind , zur entsprechenden Danachachtung bemerkt , daß der
oberwähnte 8 69 wohl die Verfügung enthält , daß die Bestimmungen der
88 35 , 44 , 50 und 61 zweiter Absatz, Punkt b des Wehrgesetzes auch auf die
in den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern sich aufhaltenden
ungarischen Staatsbürger Anwendung finden , gleichviel , ob sie diese Über¬
tretungen in dem ungarischen Staatsgebiete oder außerhalb desselben begangen
haben , aber keine Verfügung enthält , daß die Strafurteile oder Straferkennt¬
nisse der österreichischen Behörden durch die Behörden des ungarischen Staates
durchgeführt werden sollen und folglich laut dieser Gesetzesbestimmungen die
Behörden des ungarischen Staates nicht verpflichtet und nicht verhalten sind,
derartige Straferkenntnisse hiesiger Behörden durchzuführen.

6 .

Einführung der „ fortlaufenden Schreibweise " für
die Amtskorrespondenz bei de » Bezirkshauptmann-
schaften und Bezirksschulräten Floridsdorf und Baden.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 29 . Sep¬
tember 1902 , M .-D . 2860 und 3208/02:

Die k. k. n .>ö. Statihalterei hat unterm 20 . August , bezw . 23 . September
1902 , Z . 4755/kr . und 5803/kr . nachstehende Erlässe anher gerichtet:

1. Die „ fortlaufende Schreibweise " in der Amtskorrespondenz ist nunmehr
auch bei der Bezirkshauptmannschaft und dem Bezirksschulräte Floridsdorf
eingeführt worden.

Die in den h. o. Erlässen vom 9. April 1900 , Z . 8943/kr ., und vom
21 . Mai 1902 , Z . 3274/kr . , erteilten Weisungen haben daher auch auf die
amtliche Korrespondenz mit der Bezirkshauptmannschaft und dem Bezirks¬
schulräte Floridsdorf analoge Anwendung zu finden.

2. Die „ fortlaufende Schreibweise " in der Amtskorrespondenz wurde
nunmehr auch bei der Bezirkshauptmannschast und dem Bezirksschulräte in
Baden eingeführt.

Die in den h. o. Erläßen vom 9. April 1900 , Z . 8943/kr ., und vom
21 . Mai 1902 , Z . 3274/kr . , erteilten Weisungen haben daher auch ans den
amtlichen Verkehr mit den genannten Amtsstellen Anwendung zu finden.

Diese Schreibform läßt es , wie weiters erneuert wird , erwünscht er¬
scheinen,

1. daß die Akten nicht wie bisher in der Länge,  sondern nur
einmal,  und zwar quer in der Breite  gefaltet werden , damit das
Schreiben über die Längsfalte vermieden wird;

2 . daß die Adresse bei allen Ausfertigungen am Kopfe derselben an¬
gesetzt werde , da sonst eine am Fuße der Seite stehende Adresse bei der fort¬
laufenden Schreibweise mitten in die nächste Erledigung zu stehen kommen
könnte.

Hievon setze ich die städtischen Beamten unter Hinweis auf die Normalien¬
blätter Nr . 54 , 67 , 70 und 84 in Kenntnis.

7.

Durchführung der Gewerbenovelle vom LS . Fe
bruar LSV2 , R . G .-Bl Nr . 4S , betreffend die Ab¬
änderung der ZK » v nnd KV der Gewerbeordnung.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 3. Oktober
1902 , M .-Abt . XVII 4835/02:

Behufs Durchführung der Bestimmungen des Gesetzes vom 25 . Fe¬
bruar 1902 , R .-G .- Bl . Nr . 49 , betreffend die Abänderung und Ergänzung
der Gewerbeordnung und der Ministerial -Verordnung vom 4. September 1902,
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R .-G .-Bl . Nr . 179 , hat das k. k. Handelsministerium im Einvernehmen mit
dem Ministerium des Innern und der Finanzen mit dem Erlasse vom
1b . September 1902 , Z . 4635 H .- M ., der k. k. n .-ö. Statlhalterei Nach¬
stehendes eröffnet'

1 . Die neue » gesetzlichen Bestimmungen beziehen sich in den 88 59
bis 59s lediglich ans das Aussuchen von Bestellungen auf Waren  durch
Gewerbeinhaber , Handlungsreisende und selbständige Handelsagenten , wogegen
das Recht , persönlich auch außerhalb des Standortes Bestellungen auf die
im Gewerbebefngnisse gelegenen Arbeite»  aufzusnchen , hiedurch nicht
berührt wird.

2 . Aus dem 8 59 , Alinea 1 des Gesetzes ergibt sich das Recht der
betreffenden Gewerbeinhaber , im Umherreisen auch außerhalb des Standortes
selbst oder durch enisprecheud legitimierte , in ihrem Dienste stehende Handlungs-
reisende Land - und Forstwirte  aufzusnchen und bei denselben auf
Waren , welche in ihrem Betriebe Verwendung finden , also insbesondere auf
landwirtschaftliche Maschinen und Geräte , Bestellungen zu sammeln.

Es entfiel daher die Notwendigkeit , solche von Landwirten zu ihrem
Betriebe benötigte Artikel in die Liste der nach 8 1 der Verordnung be¬
günstigten Waren aufzunehmen.

Ebenso entspricht es den Intentionen des Gesetzes , wenn das Aussuchen
von Konsumvereinen , Einkaufsgenossenschaften,  Lebens¬
mitt e l m a g a z i n e n , M en a g e v er w a ltun  g en  u . s. w. mit Waren¬
mustern zugelassen wird , sofern diese Unternehmungen die bezüglichen Artikel
in ihrem Geschäftsbetriebe verwenden.

3 . Auf den Vertrieb artistischer Erzeugnisse  einschließlich
der künstlerischen Reproduktion , finden die neuen Bestimmungen im Hin¬
blicke auf den Artikel V , lit o des Kundmachungspatentes zur Gewerbe¬
ordnung vom 20 . Dezember 1859 , R .-G .-Bl . Nr . 227 , keine Anwendung.

4 . In Betreff der Frage , welches Gebiet der im 8 59 des Gesetzes
erwähnte Begriff „Standort"  umfaßt , wird erklärt , daß unter Standort
des Gewerbes hier das Gebiet jener O r t s g e m e in d e zu verstehen sei,
in welcher das betreffende Gewerbe ausgeübt wird.

Innerhalb  des Standortes des Gewerbes können hinsichtlich aller
Waren — mit alleiniger Ausnahme von Kolonial -, Spezerei - und Material-
Warenbestellungen — auch Personen ausgesucht werden , bei denen die be¬
treffenden Waren nicht in ihrem Geschäftsbetriebe Verwendung finden.

5 . Innerhalb wie außerhalb des Standortes ist jedoch das Aufsuchen
von Bestellungen aus K o l o n i a l-, Spezerei-  und M a t e r i a l w a r e n
bei den letzterwäbnten Personen verboten . Welche Artikel diesen drei Waren¬
galtungen beizuzählen sind , wird im Zweifel von den Gewerbebehörden
I . Instanz » ach Anhörung der zuständigen Handels - und Gewerbekammer zu
entscheiden sein.

Bei dieser Gelegenheit sei noch hervorgehoben , daß Petroleum
zweifellos jenen Warengattungen beizuzählen ist, mit welchen sowohl inner¬
halb , als auch außerhalb des Standortes das Detailreisen unbedingt verboten
ist, mithin auch über eine ausdrückliche schriftliche Aufforderung der im 8 59,
Alinea 2 des Gesetzes bezeichnet ?» Personen diesen nicht offeriert werden darf.

6 . Der Z 1 der Durchführungsverordnung enthält die Liste jener
Waren , h i n s i ch t l i ch w e l ch e r dasAufsuchen  v on  Bestellun g en
a u ch a uß e r h a l b d e s S t a n d o r t e s bei den im Z 59 , Alinea 2 des
Gesetzes bezeichneten Personen ohne deren Aufforderung ausnahmsweise
gestattet  ist . Für eine Reihe von Gegenständen ist noch nachträglich , teils
in den Gutachten einzelner Handels - und Gewerbekammern , teils in direkten
Eingaben von Korporationen , Vereinen und Privaten die Begünstigung des
Detailrcisens in Anspruch genommen worden.

Das Handelsministerium behält sich vor , Uber diese Anträge , wie im
Gesetze vorgeschrieben , die Handels - und Gewerbekammern , beziehungsweise
die beteiligte » Genossenschaften zu hören und nach Maßgabe der bezüglichen
Gutachten eventuell eine Ergänzung der Liste der begünstigten Artikel vor¬
zunehmen.

7 . Dem Gesetze entsprechend , das im 8 59 ganz allgemein von ..Be¬
vollmächtigten " spricht und das Wort . Handlungsreisende " in Klammern
beisetzt, sind in der Durchführungsverordnung dort , wo kurzweg von
„H a n d l n n g s r e i s e n d e n " die Rede ist, nicht nur die im Dienste eines
Gewerbeinhabers stehenden Handlungsreisende » , welche berufsmäßig jahraus
jahrein für ein Geschäft reisen , verstanden , sondern auch alle jene
Angestellten  eines Geschäftsmannes , welche in einzelnen Fällen nach
Bedarf znm Anssnchen von Bestellungen ermächligt werden.

8 . Z »m 8 2 der Durchführungsverordnung wird bemerkt , daß die noch
im Laufe des Jahres 1902 ansgefertigten neuen Legitimations¬
karten  im Hinblicke auf die vorgerückte Jahreszeit bis Ende  1903
Giltigkeit  haben . Demnach wird bei diesen Karten die Giltigkeilsdauer
durch Einsetzung der beiden in Betracht kommenden Jahreszahlen , durch einen
Teilstrich getrennt , ersichtlich zu machen sein (1902/3 ).

9 . Die im 8 3 der Durchführnngsverordnnng erwähnte Legitimations-
karte für Handlungsreisende (Formulare 4 , Beilage 1), ferner die mit Z 11
eingeführte punzierungsämlliche Legitimation (Formulare 0 , Beilage 3 ),
endlich die im 8 16 der Verordnung gedachte Legitimationskarte für kleine
Gewerbetreibende (8 60 , Schlußsatz des Gesetzes , Formulare v , Beilage 4 ),
wurden bei der k. k. Hof - und Staatsdruckerei in Wien  auf¬
gelegt und könne » diese Drncksorten von den zur Ausfertigung berufenen
Behörden dem tatsächlichen Bedarfe entsprechend dort direkt und kosten¬
frei  angesprochen werden.

Ans diesem Grunde dürfen von den Parteien außer der Slempelgebühr
keine anderen Gebühren zur Einhebung gelangen.

Den dreiteilig zu faltenden Legitimationskarten für Handlungsreisende
(Z 3) liegt ein Abdruck der einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes und der
Durchführungsverordnung bei , wogegen die punzierungsämtlichen Legiti¬
mationen <8 11 ) , ebenso wie die Legitimationen für kleine Gewerbetreibende
(Z 16 ), die bezüglichen Normen auf der Rückseite der Karte selbst enthalten.

10 . Gemäß Z 4 der Durchführungsverordnung darf die Ausfertigung
der Legitimationen unter anderem dann verweigert werden , wenn die Person,
für welche die Legitimation verlangt wird , nicht eigenberechtigt  ist.

Bei Vorhandensein der übrigen Voraussetzungen wird daher die
Legitimation für eine Person nicht abgeschlagen werden können , welche zwar
noch nicht das Alter von 24 Jahren erreicht hat , die aber großjährig
erklärt  worden ist.

Die Fassung des ß 4 der Verordnung ermöglicht es jedoch den Ge¬
werbebehörden l . Instanz in besonders rücksichtswürdigen Fällen von dem
Erfordernisse der Eigenberechtigung Umgang zu nehmen.

Eine solche Ausnahme könnte insbesondere dann gemacht werden , wenn
z. B . ein Gewerbeinhaber seinen »och nicht eigenberechtigten Sohn,  sei
es zu Zwecken seiner kommerziellen Ausbildung , sei es in einer besonderes
Vertrauen bedingenden geschäftlichen Mission , reisen lasten möchte.

11 . Um die Durchführung der Bestimmungen des Punktes 5 im ß 4
der Verordnung zu erleichtern , erscheint es wünschenswert , daß die zur Aus¬
fertigung , respektive Prolongation der Legitimationen berufenen Gewerbe¬
behörden I . Instanz die Abstrafungen  der von ihnen legitimierten
Handlungsreisenden wegen Übertretung der auf ihren Geschäftsbetrieb Bezug
habenden Vorschriften erfahren.

Aus diesem Grunde find s o l ch e A b st r a f un g e n seitens der die¬
selben verhängenden Behörden jener Gewerbebehörde mitzu-
teilen , welche die Legitimation ausgestellt hat.

Letztere Behörde hat diese Mitteilung beim betreffenden Reisenden in
der Anmerkungs -Rubrik des Protokolles über ausgefertigte , respektive prolon¬
gierte Legitimationskarten (Z 10 der Verordnung ) ersichtlich zu machen.

12 . Nach ß 7 der Durchführungsverordnung ist eine Kopie des Be¬
scheides , mit welchem eine ausgefertigte Legilimationskarte zurückgenommen
wird , mit dem Aufträge sofortiger Ablieferung der Karte au den Handlungs¬
reisenden hinauszugeben.

Zur Konstatierung des Aufenthaltes eines solchen Handlungsreisende » ,
weiche oft Schwierigkeiten bereiten dürste , wird zweckmäßigerweise die Mit¬
wirkung des Gewerbeinhabers in Anspruch zu nehmen sein , um eine Kurren-
dierung des Reisenden , welche gewiß nicht im Interesse des Gewerbeinhabers
gelegen sein dürfte , tunlichst zu vermeiden.

13 . Znm 8 8 der Durchführungsverordnung wird bemerkt , daß die
Gewerbebehörden keinesfalls verpflichtet sind, die durch Ablauf der Giltigkeits¬
dauer außer Kraft getretenen Legitimationen  einzuziehen,
daß es sich jedoch empfehlen wird , solche Karten dann zurückzubehalten,
wenn sie bei irgend einer Gelegenheit  in die Hände der Behörde
gelangen.

14 . Da es dort , wo mehrere Geschäftsinhaber  ein Gewerbe
gemeinsam betreiben , Vorkommen kann , daß mehr als ein Gesellschafter znm
Zwecke des Aufsuchens von Bestellungen Geschäftsreisen unternehmen wollen
(8 9 der Verordnung ), so unterliegt es keinem Anstande , über spezielles An¬
suchen der Beteiligten amtliche Abschriften des Gewerbe¬
scheines (Konzessionsdekretes ) , aber höchstens in einer der Zahl der Gesell¬
schafter entsprechenden Anzahl von Kopien auszufertigen.

Diese Abschriften müssen aber die ausdrückliche Bezeichnung
des Zweckes , für welchen sie zu dienen haben , erhalten.

15. Bei Vollziehung von Straferkenntnisse » gegen Gewerbeinhaber,
Handlungsreisende und Handelsagenten ist die Behörde auf Grund des 8 152
der Gewerbeordnung berechtigt , die zur Sicherung des Erfolges nötigen Maß¬
regeln zu ergreifen , wie z. B . die B e s ch l a g n a h m e der Waren  zu
versügen in Fällen , in denen bei Geschäftsreisen statt der Muster unberechtigt
Waren mitgeführt wurden.

16 . Legitimationskarten , welche Handlungsreisenden wegen mißbräuch¬
licher Verwendung abgenommen wurden , sind , sofern dieselben zur Durch¬
führung der Strafamtshandlung nicht mehr benötigt werden , zu vernichten.

17 . Der 8 10 der Durchführungsverordnung bestimmt , in welcher Form
die dem Handlungsreisenden ausgesertigten Legitimationskarten evident zu
führen sind.

Im Hinblicke auf eventuelle Abstrafungen von Handlungsreisenden , welche,
wie schon früher erwähnt , in der Anmerkungsrnbrik des Protokolles
(Formulare 8 ) anzumerken sind , wird es sich empfehlen , in den bezüglichen
Drucksorten die A n m e r kn n g s r u b r i k entsprechend breit  zu halten.

Dieses Protokoll (Beilage 2 zur Durchführungsverordnung ) ist v on
den Gewerbebehörden im eigenen Wirkungskreise au  s-
z u f e r t i g e n.

Sollte cs die k. k. Statthalterei für zweckmäßig erachten , daß für das
ganze dortige Verwaltnngsgebiet eine einheitliche Drucksorte in Verwendung
genommen werde , so bleibt es derselben anheimgestellt , dieses Formular anf-
legen zn lassen und die Unterbehörden damit zu beteilen.

18 . Die im 8 60 , Alinea 2 des Gesetzes erwähnten Produzenten
von dem täglichen Verbrauche dienenden land - und forstwirtschaft¬
lichen Erzeugnissen  oder deren Beauftragte bedürfen beim Feilhalten
im Umherziehen keiner  besonderen Legitimation.  Jedoch wird es sich
im eigenen Interesse dieser Personen zur Vermeidung von Beanständnngcn
empfehlen,  daß sie sich mit einer Bestätigung jener Gemeind  e,
in deren Gebiet die betreffenden Artikel erzeugt werden , oder mit einem
Zertifikate einer landwirtschaftlichen Korporation darüber ausweisen können,
daß die feilzuhaltenden Artikel eigener Erzeugung sind.
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19 . Zum Z 15 der Durchführungsverordnung wird weiters bemerkt , daß
ein auf den stabilen Handel  mit bestimmten Erzeugnissen der Land-
und Forstwirtschaft , welche dem täglichen Verbrauche dienen , lautender Gewerbe¬
schein nicht als eine entsprechende Legitimation  der betreffenden
Gewerbe -Inhaber für die Feilbietung  dieser Artikel von Haus zu
Haus  und aus der Straße gelten kann . Vielmehr muß das Feilbieten dieser
Erzeugnisse im Umherziehen als freies Gewerbe an gemeldet
werden und der bezügliche Gewerbeschein ausdrücklich aus diese
Form des Betriebes  lauten.

Als Standort <Z 12 Gewerbeordnung ) solcher im Umherziehen be¬
triebener Gewerbe ist das Domizil  des Gewerbe -Inhabers zu betrachten
und im Gewerbescheine anzuführen . Überdies ist — entsprechend der Anmeldung
durch die Partei — das G e b i e t , innerhalb besten die Feilbietung dieser
Erzeugnisse im Umherziehen beabsichtigt wird , im Gewerbescheines ns-
drücklich an zu geben.

Mangels einer bestimmten Erklärung des Anmeldenden in dieser Hinsicht,
ist die Feilbietungsbefugnis in territorialer Beziehung durch das Amtsgebiet
des politischen Bezirkes , in welchem der Anmeldende sein Domizil hat (Standort ) ,
begrenzt.

Beigesügt wird , daß nur Produzenten von landwirtschaftlichen Erzeug¬
nisten der zugedachten Art , nicht aber auch die zum Feilbieten im Umher¬
ziehen mit solchen Artikeln befugten handelstreibenden Hilfs-
k r 8 f te bei diesem Ge schaftsbetriebe verwenden dürfen.

20 . Hinsichtlich der im Z 16 der Durchführungs -Verordnung bezeichneten
kleinen Gewerbetreibenden , welchen behufs besseren Fortkommens das
Feilbieteu  ihrer eigenen Erzeugnisse innerhalb der Gemeinde des Stand¬
ortes ihres Gewerbes ans Widerruf gestattet  wurde , wird darauf auf¬
merksam gemacht , daß diesen Personen gemäß Z 60 des Gesetzes immer nur
das Recht zum Feilbieten ihrer Artikel von Haus zu Haus zusteht , jeder Waren¬
verkauf auf der Gasse ist jedoch  unzulässig.

21 . Da der Zeitraum , welcher den Gewerbsinhabern für die Bean¬
spruchung der neuen Legitimationen für ihre Handlungsreisenden zur Ver¬
fügung stand , ein sehr kurzer war , da weiters die Beschaffung der Pcrsonal-
dokumente und LegitimationSkarten für Handlungsreisende , welche bereits
unterwegs sind , ohne Unterbrechung der Reise oft untunlich wäre und über¬
dies die ' zur Ausfertigung der Legitimationen berufenen Behörden , auch bei
Vorhandensein aller erforderlichen Drucksorten , für die Einleitung etwaiger
Erhebungen und für die Ausstellung der Karten doch eine gewisse Zeit be¬
nötigen , werden Handlungsreisende , welche sich mit einer gütigen Vollmacht
ihres Chefs ausweisen können , wegen Nichtbesitzes der neu eingeführten
Legitimationen in der nächsten Zeit noch nicht zu beanständen sein.

Es wird übrigens der k. k. Statthalterei überlasten , nach Maßgabe der
im dortigen Verwaltungsgebiete obwaltenden speziellen Verhältnisse in dieser
Hinsicht bestimmtere Weisungen , in welchem dem Billigkeitsstandpunkte Rechnung
getragen wird , an die Unterbehördeu hinauszugeben.

Hievon hat die k. k. Statthalterei laut Erlastes vom 20 . September 1902,
Z . 95556 , alle politischen Bezirksbehörden in Niederijstei reich mit dem Auf¬
träge verständigt , mit Strafamtshandlungen wegen Übertretung der aus den
Gebrauch der neueingeführten LegitimationLkarlen bezüglichen Vorschriften erst
dann vorzugehen , wenn ein zur Beschaffung dieser Urkunden ausreichender
Zeitraum verstrichen sein wird , also keinesfalls vor Anfang Oktober.

Hievon setze ich die städtischen Ämter zur genauen Danachachtung unter
Hinweis auf die Normal -Erläffe vom 23 . September 1902 , M --D . 3177/02,
betreffend die genossenschaftlichen Ausweise jür Brot - und Gebäckzusteller , vom
26 . September 1902 , M .-Abt . X , 4971/2 (richtig 4961/02 ), betreffend die Be¬
rechtigung zur Einhebung einer Gebühr bei Ausstellung amtsärzlicher Zeugnisse
für Handlungsreisende , endlich vom 30 . September 1902 , M .-Abt . XVII
4835/02 , betreffend die Legitimationskarten für Handlungsreisende , in Kenntnis.

8 .

Leichenüberführungen nach dem Deutschen Reiche.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . Oktober 1902,

Z . 98474 (M .-Abt . X, 5550/02 ) :
Laut einer Mitteilung des k. und k. Ministeriums des Äußern hat die

kaiserlich deutsche Regierung jene Behörden und Dienststellen , welche im Deutschen
Reiche zur Ausfertigung von Leichenpäffen zuständig sind , angewiesen , bei Über¬
führung von Leichen nach Österreich künftighin in jedem Falle von der er¬
folgten Ausfertigung eines Leichenpastes der zuständigen österreichischen politischen
Behörde erster Instanz rechtzeitig Kenntnis zu geben.

Hievon wird der Wiener Magistrat zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums
deS Innern vom 20 . September 1902 , Z . 28165 , unter Bezugnahme auf das
mit der Kundmachung des k. k. Ministeriums des Inner » vom 28 . März 1890,
R .-G .-Bl . Nr . 46 , verlantbarte Übereinkommen mit dem Deutschen Reiche vom
12 . März 1890 über die wechselseitige Anerkennung von Leichenpässen und
ans den hierortigen Erlaß vom 12 . Oktober 1901 , Z . 91617 , betreffend die
zur Ausfertigung von Leichenpäffen im Deutschen Reiche befugten Behörden
und Dienststellen mit dem Bemerken in die Kenntnis gesetzt, daß in Hinkunft
bei Leichenüberführungeu nach dem Deutschen Reiche die erfolgte Ausfertigung
des Leichenpaffes der zuständigen Behörde und Dienststelle , in deren Gebiet die
Leiche überführt werden soll , in analoger Weise unverzüglich bekanntzugeben
sein wird.

S

Verbot des Hausierhandels aus dem Gebiete der
Gemeinde Tata -Tavaros.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 14 . Oktober 1902,
Z . 101149 (M .-Abt . XVII , Z . 5210/02 ) :

Laut der Mitteilungen des königl . ungarischen Handelsministeriums
vom 3 . September 1902 , Z . 55042 und 55567 , wurde die Ausübung des
Hausierhandels auf den Gebieten der Gemeinde Tata -Tovaros , Komitat
Komarom , und der Stadt Kis -Kun -Felegyhaza , Komitat Pest , unter Auf-
rechthaltung der im Z 17 der bestehenden Hausiervorschriften und in den
diesen Paragraphen ergänzenden Nachtragsverordnnngen den Bewohnern ge¬
wisser Gegenden gewährten Rechte verboten.

Hievou werden infolge der Erlässe des k. k. Ministeriums des Innern
vom 28 . September 1902 , Z . 40419 und Z . 40594 , alle k. k. Bezirkshaupt¬
mannschaften , der Wiener Magistrat (Abt . XVII ), die Stadträte von Wiener-
Neustadt und Waidhofen an der Ubbs und die Niederösterreichische Handels-
nnd Gewerbekaminer in Kenntnis gesetzt.

1«.

Zuweisung des Sprengels der k. k. Bezirkshaupt¬
mannschaft Marienbad in militär -territorialer Be¬

ziehung.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . Oktober 1902,

Z . 102693/02 , M .-Abt . XVI , 7142/02:
Laut Erlasses des k, k. Ministeriums für Landesverteidigung vom

3. Oktober 1902 , Nr . 38594/2727IV b ex 1902 , wurde die neu errichtete k. k. Be¬
zirkshauptmannschaft Marienbad in Böhmen dem Landwehr -Ergänzungsbezirke
Eger Nr . 6, Landwehr -Bataillonsbezirk Nr . 2 , und dem Landsturmbezirke Eger
Nr . 6, Landsturm -Bataillonsbezirk Nr . 2 , zugewiesen.

Dieser Erlaß ergeht mit Beziehung auf die Kundmachung des Ministeriums
des Innern vom 11 . September 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 183 , und die Ver¬
ordnung desselben Ministeriums vom 4 . Oktober 1902 , R -G .-Bl . Nr . 191,
au alle k. k. Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich , die Stadträte in
Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Ybbs und an den Wiener Magistrat

11
Einführung der „ fortlaufenden Schreibweise " bei der
k. k. n. ö . Finanz -Landes -Direktion und den unter

stehenden Finanzbehörden und Ämtern.
Erlaß des Magistrats -Direktors Pr eh er vom 28 . Oktober

1902 , M .-D . 3654 02:
Das Präsidium der k. k. n .-ö. Finanz -Landes -Direktion hat unterm

17 . Oktober 1902 , Pr .-Z . 885 , nachstehende Note anher gerichtet:
Vom 1. November 1902 wird bei der 1k . n .- ö. Finanz -Landes -Direktion

und den unterstehenden Finanzbehörden und Ämtern die „fortlaufende Schreib¬
weise " eingeführt , die bereits bei der Bezirkshauptmannschaft Oberhollabrunn
und einer Reihe anderer n .-ö. B -zirkshauptmannschaften seit längerem an¬
gewendet wird (Statthalterei -Erlaß vom 9 . April 1900 , Pr .-Z 8943 , vom
2l . Mai 1902 , Pr .-Z . 3274 u . ->.). ,

Hievon beehrt sich das Präsidium mit der Einladung die Mitteilung zu
machen , in der Amtskorrespondenz mit den hierortigen Organen nach Tunlichkeit
die gleichen Grundsätze zu beobachten.

Hievon setze ich die städtischen Beamten unter Hinweis auf die Normalien-
blätter Nr . 54 , 67 , 70 , 84 und 104 in Kenntnis.

12 .
Auswanderung nach Sud -Afrika.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 31 . Oktober
1902 , Abt . XVI , Z . 7334/02:

Ungeachtet der wiederholten Warnungen vor der Auswanderung nach
Süd -Afrika (Verordnungsblatt Jahrg . 1902 , S . 37 und 260 ) macht sich nach
wie vor ein starker Zuzug österreichischer Staatsangehöriger in das gedachte
Gebiet bemerkbar , woraus auf das Fortbestehen einer geheimen Agitation
zwecks Anwerbung von Auswanderern für Süd -Afrika geschloffen werden kan» .

Die Wahrnehmung veranlaßt ? das k. k. Ministerium des Inner » laut
Erlasses vom 13 . Oktober 1902 , Z , 41391 , die ihm neuerlich zugekommene
Information eines mit den Verhältnisse » im Transvaal und der Orange-
River -Kolonie wohlvertrauten Berichterstatters im Nachstehenden zu ver¬
öffentlichen:

Die augenblicklichen Verhältnisse in Süd -Afrika sind keineswegs derart
beschaffen, um neuen Ankömmlingen Erfolg zu versprechen , namentlich wenn
dieselben noch niemals über die Grenzen Europas oder gar der Monarchie
gekommen sind , und die Sprachen des Landes nicht kennen.
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Der einstige Reichtum der Bewohner , das Vieh , ist durch die Pest und
den Krieg arg dezimiert worden und den letzten armseligen Resten der nicht
großen Herden droht durch eine neue Seuche , das sogenannte „ Rhodesian Red
Water " , deren Auftreten im Transvaal erst kürzlich konstatiert worden ist,
vollständige Vernichtung . Rinder werden mit mehr als dem dreifachen in
Österreich -Ungarn üblichen Preise bezahlt , und ohne viel Zugvieh ist der
Ackerbau unmöglich.

Das überwiegende Interesse wendet sich den Minendistrikten , namentlich
Johannesburg , zu ; die Stadt und das Gebiet sind jedoch derart überlaufen,
daß die dort herrschende Arbeitsnot der Regierung und anderen Kreisen
Sorge verursacht , zumal sich die Lage von Tag zu Tag schwieriger gestaltet.
Wenn auch Professionisten manchmal bis zu 1 L . und mehr täglich ver¬
dienen , so müssen sich Leute ohne Profession , wenn sie, was nur zu oft
geschieht, keine entsprechende Arbeit finden können , mit viel weniger , sogar
mit nur 5 Schilling begnügen , was bei der herrschenden außerordentlichen
Teuerung kaum dazu ausreicht , um einen Mann gegen Verhungern zu schützen.

Unter solchen Umständen kann dem größte » Teile der zu diesem Zeit¬
punkte nach dem Transvaal oder der Orange -River -Kolonie Auswandernden
nur ein trauriges Schicksal vorausgesagt werden . Hiezu gesellt sich ein weiterer
Umstand , welcher von verhängnisvollen Folgen für die Auswanderer begleitet
sein kann . Die Regierung des Transvaals und der Orange -River -Kolonie
gestattet nämlich nur einer beschränkten Anzahl von nicht britischen Staats¬
angehörigen den Eintritt in das Land . Für die österreichischen und ungarischen
Staatsangehörigen werden nur 20 Erlaubnisscheine pro Monat bewilligt,
wobei die schon einmal in den neuen Kolonien seßhaft gewesenen und nun
rückkehrenden Personen allen anderen vorgezogen werden . Es kommt schon
jetzt vor , daß Personen drei und mehr Monate in den Küstenorten , meistens
ohne Beschäftigung und Verdienst , auf die Erlaubnis zur Reise warten
müssen , was sich schon an und für sich für die Betreffenden als eine arge
Kalamität darstellt . Tine Besserung ist nicht sobald zu erwarten.

Vorstehende Darstellung wird zufolge Erlasses der k. k. n .- ö . Statt¬
halterei vom 26 . Oktober 1902 , Z . 106462 , zur allgemeinen Kenntnis gebracht
und der Bevölkerung nahe gelegt , den gegenteiligen Versicherungen solcher
Personen , welche aus der Vermittlung der Beförderung überseeischer Aus¬
wanderer Gewinn zu ziehen hoffen und oft auch in der Herauslockung von
Kautionen sür versprochene Dienst - und Arbeitsstellen eine verbrecherische Ein¬
nahmsquelle gefunden haben , keinen Glauben zu schenken.

Zugleich wird darauf aufmerksam gemacht , daß die Behörden stets
bereit sind, alle ihnen zugebote stehenden Auskünfte über die wirtschaftliche
Page in überseeischen Ländergebieten zu erteilen.

Neuregelung der Pfarrsprengel im N.'VI . Lviener
Gemeindebezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom Oktober 1902,
Abt . XXII , 2683,02:

Laut Erlasses der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 21 . Oktober 1902,
Z . 103113 , wird die auf Grund des Z 20 des Gesetzes vom 7. Mai 1874,
R .-G -Bl . Nr . 50 , staatlich genehmigte Neuregelung des Sprengels der Pfarre
Zur Erhöhung des heiligen Kreuzes im XVI . Wiener Gemeindebezirke mit
1 . November 1902 in Kraft treten.

Die Grenzen des Spreugels dieser Pfarre und der benachbarten Pfarren
Neulerchenfeld und Zur heiligen Familie wurden durch diese Neuregelung in
nachstehender Weise festgesetzt:

1. Pfarre  N e u l e r ch e n f e l d.
Im Norden : Habichergasse , die geraden Nummern von 2 bis 48;

Thaliastraße , die ungeraden Nummern von 49 bis 45 ; Reinhartgasse , die
geraden Nummern von 2 bis 20.

Im Osten : Gaullachergasse , die ungeraden Nummern von 63 bis 21.
Im Süden : Brunnengasse , die ungeraden Nummern von 59 bis 37;

Thaliastraße , die ungeraden Nummern von 15 bis I ; Lerchenfeldergürtel , die
ungeraden Nummern von 35 bis 1.

Im Westen : Gablenzgasse , die ungeraden Nummern von 2 bis 52.

2 . Pfarre Zur Erhöhung des heiligen Kreuzes.
Im Norden : Bezirksgrenze bis zur Unterfahrung der Station Hernals

der Vorortelinie der Stadtbahn durch die Paletzgaffe ; jenseits derselben
Heigerleinstraße bis zur Zeillergasse ; Zeillergaffe von der Heigerleinstraße bis
zur Wnrlitzergasse.

Im Osten : Wurlitzergasse (die ungeraden Nummern ) von der Zeillergasse
abwärts bis zur Thaliastraße ; Heindlgaffe (die ungeraden Nummern ) von der
Thaliastraße bis zur Hasnerstraßc ; Hasnerstraße (die ungeraden Nummern)
bis zur Pfenninggeldgaffe ; letztere Gasse (ungerade Nummern ) von der
Hasnerstraße bis zur Koppstraße ; verlängerte Heindlgaffe (die ungeraden
Nummern ) bis zur Gablenzgasse.

Im Süden : Gablenzgasse (die geraden Nummern ) bis zum Bahnhofe
Ottakring ; jenseits desselben Wernhardtstraße ( Verlängerung der Gablenz¬
gasse) bis zum Flötzersteig , die geraden Nummern ; Flötzersteig bis zur Be¬
zirksgrenze , die geraden Nummern.

Im Westen : Die Bezirksgrenze.

3 . Pfarre Zur heiligen Familie.
Im Westen : Verlängerte Heindlgaffe , die geraden Nummern ; Pfenning ¬

geldgaffe (die geraden Nummern ) von der Koppstraße bis zur Hasnerstraße;

Hasnerstraße (die geraden Nummern ) von der Pfenninggeldgasse bis zur
Heindlgaffe ; Heindlgaffe , die geraden Nummern ; Wurlitzergasse , die geraden
Nummern bis zur Zeillergaffe.

Im Norden : Zeillergasse , die ungeraden Nummern bis Wattgasse;
Wattgasse , die ungeraden Nummern von Zeillergaffe abwärts bis Nr . 43;
Geblergaffe , die ungeraden Nummern von 125 bis 115 (XVII . Bezirk ) ;
Kulmgaffe , die ungeraden Nummern von 23 bis 13 (XVII . und XVI . Bezirk ) ;
Wilhelminenstraße , die ungeraden Nummern 3 und 1 ; Klopstockgasse, die
ungeraden Nummern von 7 bis . 1 ; Haslingergasse , die ungeraden Nummern
bis Rosensteingaffe.

Im Osten : Rosensteingaffe , die ungeraden Nummern von Haslinger¬
gaffe abwärts bis Nr . 1 ; Luftlinie von Nr . 1 Rosensteingaffe bis Nr . 81
Ottakringerstraße ; Ottakringerstraße , die ungeraden Nummern von 81 bis 55;
Reinhartsgaffe , die ungeraden Nummern von 45 bis 1 ; Thaliastraße , die
geraden Nummern von 52 bis 56 ; Habichergasse , die ungeraden Nummern
von 49 bis 1.

Im Süden : Gablenzgasse , die geraden Nummern von 54 aufwärts bis
verlängerte Heindlgaffe.

14
Gift - Verschleiß.

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 10 . November 1902,
Z . 110108 , dem Wilhelm Schreyer  die angesuchte Konzession zum Ver¬
schleiße von Giften und von zu arzneilicher Verwendung bestimmten Stoffen
und Präparaten für den Standort XII ., Meidlinger Hauptstraße 13 , unter
der Bedingung zu verleihen befunden , daß im Gewerbsbetriebe alle hinsichtlich
des Gift -Verschleißes geltenden Vorschriften genau eingehalten werden , etwaige
Änderungen des gewerblichen Standortes nur nach Erwirkung der Genehmigung
der Gewerbebehörde stattfinden , der Verschleiß , insbesondere der zu arznei¬
licher Verwendung bestimmten Stoffe und Präparate im Sinne der Ministerial-
Verordnung vom 17 . September 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 152 , ans den Groß¬
handel beschränkt werde und alle zubereiteten , beziehungsweise zusammen¬
gesetzten Arzneien , sowie pharmazeutischen Spezialitäten , und zwar letztere im
Sinne der sür sie durch die Ministerial -Verordnung vom 17 . Dezember 1894,
R .-G .-Bl . Nr . 239 , gegebenen Begriffsbestimmung vom Verschleiße gänzlich
ausgeschlossen bleiben . ' (M . B .-A. XII , G .-Z . 34706/02 .)

H- Nvrnttttivllellimimmgell.

15 .
Bestätigung über die Einsichtnahme in die Ein-
berusnugskarte bei Ansuchen um Belassung der
Bezüge während einer militärischen Dienstleistung.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 25 . Ok¬
tober 1902 , M .-D . 3636/02:

Laut des Präsidial -Erlasses vom 15 . Oktober 1902 , Pr . 12627 , hat der
Stadtrat in der Sitzung vom 9 . d. M . anläßlich eines Ansuchens eines
städtischen Bediensteten um Belassung seiner Bezüge während der Waffen¬
übung  angeordnet , daß derlei Ansuchen in Hinkunft vom Vorstande mit der
Bestätigung Uber die erfolgte Einsichtnahme in die Einberufungskar te
zu versehen sind.

Hievon setze ich die städtischen Beamten mit dem Beifügen in Kenntnis,
daß bereits mit hierämtlichem Dekrete vom 21 . Oktober 1901 , M .-D . 2889/01
(republiziert im Normalienblatt Nr . 10 ) verfügt wurde , daß in den schrift¬
lichen Anzeigen der städtischen Beamten von ihrer Einberufung die Daten
der Einberufungskarte (welche der Anzeige nicht beizulegen ist) zu zitieren
und der Einrückungstermin bekanntzugeben sind.

1«.
Bermeidung von Kostenüberschreitungen.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 25 . Ok¬
tober 1902 , M .-D . 3637/02:

Der Herr Bürgermeister hat unterm 16 . Oktober 1902 , Pr . 12628/02,
nachstehenden Erlaß an mich gerichtet:

„Bereits wiederholt war der Stadtrat in die Zwangslage versetzt,
Kostenüberschreitungen  zu genehmigen.

In der Sitzung vom 9. d. M . wurde dem Stadtrate über die Kosten
für die Renovierung der Fassaden des Kursalons Bericht erstattet ; die be¬
willigten Kosten per 14 .300 X wurden um nicht weniger als 10 .925 X 76 k,
also nahezu um 100 Prozent überschritten.

„ Ich sehe mich daher genötigt , Sie Herr Magistrats -Direktor zu ersuchen,
die Ämter anzuweisen , in Hinkunft bei der V e r f a s s u n g v o n Kosten¬
anschlägen  mit größter Genauigkeit und Sorgfalt vorzugehen ."

Hievon setze ich die städtischen Beamten mit dem Beifügen in Kenntnis,
daß die mit der Ausarbeitung von Kostenanschlägen betrauten Beamten sür
die Beachtung dieses Erlasses persönlich  verantwortlich gemacht werden.
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17.

Führung eines General -Katasters über die Aus¬
fertigung von Legitimationen im Sinne des tz 6V,

Abs . 8 Gcw .-Ordg.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer vom 15. Oktober

1902, M .-Abt. XVII , 5176,02:
Zufolge Z 60 , Abs. 5 des Gesetzes vom 25 . Februar 1902 , R .-G .-Bl.

Nr . 49 , belrefsend die Abänderung und Ergänzung der Gewerbeordnung , kann
die Gewerbebehörde in besonders rUcksichtswürdigen Fällen nach Anhörung
der betreffenden Genossenschaft für einen Zeitraum von je drei Jahren und
auf Widerruf in ihrem Bezirke ansässigen Kleingewerbetreibenden zu deren
besserem Fortkommen das Feilbieten ihrer eigenen Erzeugnisse innerhalb der
Gemeinde des Standortes ihres Gewerbes von Haus zu Haus
gestatten.

Um etwaigen Zweifeln vorzubeugen , ob die mit dem Normal -Erlasse
des Magistrates vom 2l . Juni 1892 , M .-Z . 104070/XVIII (Mag .-Vdg .- Bl.
ex 1892 , Seite 27 ), angeordnele Anfrage beim Magistrate über allfällige,
gegen die Ausstellung von Austrägerscheinen bestehende Anstände auch derzeii
noch zu erfolgen hätte , finde ich im Hinblicke auf den Umstand , daß nach
H 60 , Abs. 5 des bezogenen Gesetzes für einen Gewerbetreibenden nur mehr
eine derartige Legitimation ausgefertigt werden darf,
daher die Führung eines genauen Katasters über alle von den magistratischen j
Bezirksämtern ausgefertigten Legitimationen an KleingewerbNreibende derzeit
von noch höherer Wichtigkeit wie bisher erscheint , anzuordnen , daß vor Aus¬
fertigung einer Legitimation im Sinne der bezogenen Gesetzesstelle der bezüg¬
liche Akt an die M .-Abt . XVII zur Äußerung , ob der Bewerber nicht etwa
bereits im Besitze einer derartigen Legitimation sich befindet , zu leiten ist.
Von jeder erteilten Bewilligung ist die M .-Abt . XVII unter Bekannt¬
gabe des Ausstellungstages  der Legitimation mittels „Viäeat"
behufs Verzeichnung in dem oberwähnten Kataster in Kenntnis zu setzen.

Von der bisher üblichen Ausfolgung sogenannter Austrägermarken,
welche nach den gemachten Erfahrungen häufig zu Mißbräuchen Gelegenheit
boten , hat es mit Rücksicht darauf , daß dieselben in dem Gesetze keine Er¬
wähnung finden und die vorgeschriebenen Legitimationen , eine strenge Kontrolle
vorausgesetzt , zur Ausweisleistung vollkommen ausreichen , in Hinkunft abzu-
kommen.

18.

Ausfertigung von Legitimationskarten für Handlungs¬
reisende ( tz SS Gew . Ordg .) .

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer vom 30. Oktober
1902, M .-Abt. XVII 5381/02:

Anläßlich einer Anfrage finde ich hiemit anzuordnen , daß Legitimations¬
karten für Handlungsreisende (Z 59 Gew .-Ordg .) ausnahmslos,  und
zwar auch dann , wenn die Handlungsreisenden im Dienste von zur öffentlichen
Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen stehen , von den magistratischen
Bezirksämtern auszufertigen sind.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

IS02 publizierten Gesetze und Verordnungen.
L. Rcichsgelehblatt.

Nr . ISS Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 2. Oktober 1902 , betreffend die Konzessionierung einer mit
elektrischer Kraft zu betreibenden , teils normal - , teils schmalspurigen Kleinbahn
von Kaltern auf den Mendelpaß (Mendelbahn ) .

Nr . 1S7 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 8 . Oktober 1902 , betreffend die Bildung eines Schätzungs¬
bezirkes zur Pcrsonaleinkommensteuer für den Bereich der neu errichteten
Bezirkshauptmanuschaft Marienbad in Böhmen.

Nr . 1S8 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 8. Oktober 1902 , betreffend die Bildung eines Erwerbsteuer-
Veranlagungsbezirkes für den Bereich der neu errichteten Bezirkshauptmann¬
schaft Marienbad in Böhmen , sowie eine Änderung hinsichtlich des Erwerb-
steuer -VeranlagungSbezirkes Karlsbad.

Nr . ISS . Beiordnung des Justizministeriums
voni 10. Oktober 1902 , betreffend die Errichtung eines Bezirks¬
gerichtes in Streito (Tijesno ) in Dalmatien.

Nr . 200 Verordnung des Gesamtministeriums
vom 15. Oktober 1902 , betreffend die bei staatlichen Behörden,
Ämtern und Anstalten verwendeten Aushilfsdiener.

Nr . 201 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 10. Oktober 1902 , betreffend die Ermächtigung des Haupt¬
zollamtes I . Klasse in Klagenfurt zur zollfreien Behandlung von Über¬
siedlungseffekten.

Nr . 202 . Konzessionsurkunde vom 11 . Oktober
1902 für die Lokalbahn von Absdorf nach Stockerau.

Nr . 20K . Vierter Nachtrag zur Vollzugsvorschrist zum
III . Hauptstücke des Gesetzes vom 25 . Oktober 1896 , R .-G .- Bl . Nr . 220,
betreffend die direkten Personalsteuern.

Nr . 204 . Kundmachung des Eisenbahnministeriums
vom 25 . Oktober 1902 , betreffend die Konzessionierung einer
norinalspnrigen Kleinbahnlinie mit elektrischem Betriebe vom Nordwestbahnhofe
in Prag bis zur Bölsk ^ straße.

Nr . 20S . Verordnung des Handelsministeriums
vom 29 . Oktober 1902 , womit im Patentamte zwei weitere An-
melde -Abteilungen (VII und VIII ) errichtet werden.

Nr . 20S . Verordnung des Ackerbauministeriums
vom 26 . Oktober 1902 , betreffend den Verkehr mit bewurzelten
Reben in Tirol.

Nr . 207 . Verordnung der Ministerien der Finanzen
und des Handels vom 30. Oktober 1902 , betreffend die
Ergänzung der Bestimmungen des alphabetischen Warenverzeichnisses zum
Zolltarife beim Schlagworte „ Vitriol " .

Nr . 208 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 1. November 1902 , betreffend die Verlegung des Neben¬
zollamtes I . Klasse in Felsö -Tömös an die Landesgrenze.

Nr . 20S . Verordnung der Ministerien des Innern,
des Handels und der Finanzen vom 13 . November 1902,
mit welcher die Ein - und Durchfuhr gewisser Waren und Gegenstände aus
dem Küstengebiete von Syrien (Palästina ) von der ägyptischen Grenze an bis
Beirut — diese Hafenstadt ausgenommen — verboten beziehungsweise be-
schränkt wird.

ö . Lmrdesgesetzblatt.
Nr . SU . Gesetz vom 24 . September 1902 , wirksam

für das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung
des Sierndorfer Baches in der Gemeinde Kammersdorf.

Nr . 62 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 6. Ok¬
tober 1902 , A. 101143 , betreffend die der Gemeinde Wien erteilte
Bewilligung zum Verkaufe einer städtischen Realität im XIV . Bezirke.

Nr . SK . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 21 . Ok¬
tober 1902 , Z . 100332 , betreffend Änderung der Sonntagsruhe¬
bestimmungen.

Nr 64 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 29 . Ok¬
tober 1902 , A. 108164 , betreffend die der Gemeinde Wien erteilte
Bewilligung zum Verkaufe von Realitäten im I . Bezirke (Ecke des Fleisch-
marktes und der Postgafse ).

Nr . SS . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtum Österreich unter der Enns vom 31 . Ok¬
tober 1902 , Z . 108618 , betreffend die der Gemeinde Wien erteilte
Bewilligung zur Veräußerung von dem Wiener Bürgerspitalfonde gehörigen
Parzellen im III . und XI . Bezirke.
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I. VerlirkinmuM und Entscheidungen.
L.

Erschwerung der Ansiedlung in den portugisischen
Kolonien.

Erlas ; der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 3. Oktober 1902
Z . 95971 (Mag .-Abt . XVI , 6897/02 ) :

Laut einer Mitteilung des k. und k. Ministeriums des Äußern hat sich
die königl . poriugisische Regierung in der Absicht, das nach Beendigung des
südafrikanischen Krieges beobachtete Zuströmen abenteuerlicher Elemente in die
dem Kriegsschauplätze benachbarten poitugistschen Kolonien , namentlich nach
Laurenco -Marques einzudämmern , zur Erlassung einschränkender Anordnungen
für die Gestaltung der Landung in den Häfen von Beira und Laurenco-
Marques veranlaßt gefunden.

Die Voraussetzungen für die Erlaubnis zum Landen bestehen im allge-
melnen darin , daß die respektive » fremden Konsulatvertreter in den fraglichen
Hafen für die dortselbst landenden Individuen die Verantwortung und Garantie
übernehmen , oder der Nachweis erbracht wird , daß die Reisenden bereits eine
sichere Anstellung haben , oder daß sie genügende Mittel besitzen, sich selbst zu
erhalten , oder endlich , daß dieselben , falls sie Weiterreisen wollen , über die
erforderlichen Reisespesen verfügen.

In Ausführung der erwähnten Anordnung der portugisischen Regierung
verfugi das Rundschreiben des königl . portugisischen General -Konsulates in
Zanzibar ääo . 26 . Juli 1902 , daß Paffagieren , wenn sie durch ihre gesell¬
schaftliche Stellung oder durch andere unwiderlegbare Beweise dartun , daß sie
nicht Personen sind , welche Unruhen zu stiften geeignet wären , die Landung
,n Laurenco - Marques nur unter der Bedingung gestattet wird , wenn sich
dieselben über de» Besitz der zu ihrer Erhaltung nötigen Mittel , sowie über
die Erlaubnis zum Betreten Transvaals ausweisen , oder die Summe von
Z 20 deponieren.

Ein weiteres Rundschreiben des gedachten königl . Portugisischen General-
Konsulates ääo . 5 . August 1902 , bringt zur allgemeinen Kenntnis , daß das
Landen im Hafen von Beira nur solchen Personen erlaubt wird , welche mit
einem Reisepässe für Roonia ausgestattet sind und K 5 zu Deponiecungs-
Zweckcn besitzen, dann solchen, welche das Eingehen eines Arbeitskontraktes
nachzuweisen vermögen , endlich Reisenden , welche M 50 in ihrem Besitze haben
nach erfolgter Deponierung des Betrages von L , 20 bei dem Polizei -Kom¬
missäre.

2.
Zulassung der Hängegerüste von Eduard Schlecht¬

hammer.
Auf Grund der vom Stadtbauamte vorgenommenen Erhebungen hat

der Wiener Magistrat mit Dekret vom 13 . Oktober 1902 , Mag .-Abt . XVI
3482/02 , die von Eduard Schlechthammer,  wohnhaft Wien , XII.
Wilhelmstraße 4, hergestellten Hängegerüste unter den später nachfolgenden
Bedingungen zur Verwendung im Gemeindegebiete von Wien zugelassen.

Die fraglichen Hängegerüste bestehen im wesentlichen aus einer durch
zwei eiserne Aufhänge - beziehungsweise Tragrahmen getragenen Bühne.

Die Tragrahmen selbst werden , wie bei allen derartigen Gerüsten,
mittels Seilen , die über Flaschenzüge geführt werden , an den sogenannten
Ausschußbalken aufgehängt ; sie sind mit einer mechanischen Vorrichtung zum
Heben und Senken des Gerüstes versehen.

Die Aufwindevorrichtung ist den allgemeinen Vorschriften entsprechend
mit Bremse und Sperrklinke ansgestattet.

Außerdem ist bei diesen Hängegerüsten eine Art Fangvorrichtung vor¬
gesehen, welche im Falle des Reißens eines Tragseiles oder eines Gebrechens
an der Aufwindevorrichtung ein Herabstürzen des Gerüstes verhindern soll.

Zu diesem Zwecke werden an den beiden Ausschußbalken außer den
beiden Tragseilen noch zwei sogenannte Fang - oder Sicherheitsseile befestigt.

Diese Fangseile werden durch Hülsen geführt , welche ans zwei am
Seilrollenholm (d) der Aufhängerahmen befestigten Laschen gebildet werden
und in welche der Fanghebel i I mit seinem kürzeren Arme daumenartig
eingreift.

Durch das bedeutend größere Gewicht des zweiten längeren und an
seinem Ende kugelförmig verdickten Armes des Fanghebels werden die Kerben
des kreissegmenlförmigen Daumenendes gegen das Seil gedrückt.

Bet einem Hindurchgleiten des Fangseiles durch die Hülse in der
Richtung nach aufwärts , wie es im Falle des Reißens eines Tragseiles ein-
treten müßte , wird infolge der starken Reibung des Seiles an den Kerben
der Daumen mitgenommen und noch mehr in die Hülse hineingezogen , und
dadurch das Seil in der Hülse , beziehungsweise das Gerüste am Seil all¬
mählich festgeklemmt.

Als für die Gerüstkonstruktion wesentlich ist noch folgendes zu be¬
merken :

Die hölzernen Bühnenträger (Bühnenträgerholme ) sind an der Ober¬
und Unterseite der ganzen Länge nach mit je einer in Abständen von je
20 cm mittels eisener Holzschrauben an den Holm angeschraubten Flacheisen-
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schiene armiert und zu beiden Seiten der eisernen Tragrahmen noch durch
mit diesen und den Bühnenholmen verschraubte, schräg gestellte flacheiserne
Zugstangen unterstützt.

Der Pfostenbelag der Bühne wird durch in Abständen von 60 cm
zwischen den Bllhnenträgern eingehängte Trageisen unterstützt.

Die Zulassung dieser Hängegerüste wird an folgende Bedingungen
geknüpft:

1. Für die Herstellung der Gerüste darf nur tadelloses Materiale , ins¬
besondere nur gesundes Holz, verwendet werden, und sind die in den vorge¬
legten Plänen enthaltenen Dimensionen der tragenden Konstruktionsteile sowie
tue dort dargestellte Konstrukttonsart genau einzuhalten.

Sämtliche Eisenleile sind gegen Rostbildung durch geeigneten Anstrich
zu schützen.

2. Es dürfen keine Gerüste von mehr als 11 m Gesamtlänge bei
Höchstentfernung der Aufhängungen von 6 m verwendet werden.

Die Gesamtlänge sowie die Länge des Mittelfeldes sind aus den Gerüsten
deutlich in Zistern ersichtlich zu machen.

3. Die Tragseile (Hanfseile) müssen wenigstens 25 mm und die Sicher-
heitsseile 30 mm Durchmesser besitzen, und dürfen auf den Gerüsten nicht
mehr als vier Mann gleichzeitig arbeiten.

4. Die Sicherheitsseile sind bei der Benützung der Gerüste stets ,n
Anwendung zu bringen und ist bei deren Befestigung an den Ausschußbalken
dafür zu sorgen, daß ein Abgleiten über den Kopf der Balken ausgeschloffen
erscheint. ^ ^

Die an Flaschenzügen befestigten Haken sind im eingehängten Zustande
derart zu versichern, daß ein Herausgleiten aus den Hakenröhren nicht
möglich ist.

5. Bei der aus dem Plane ersichtlichen Konstruktion der Aufhängung
am Aufhängebalken ist zwischen Schraubenmutter und oberer Balkenfläche eine
mindestens 3 mm starke eiserne Unterlagsplatte einzulegen und muß bei
angezogener Mutier eiu Stück Spindel von 2 cm Länge mit Gewinde über
den Kopf der Mutter hinausragen.

6. Die Länge der Tragseile ist derart zu bemessen, daß in vollkommen
herabgelaffenem Zustande (Gerüst auf dem Terrain ausslehend) mindestens eine
ganze Lage von Seilwindungen die Seiltrommel umgibt.

7. Der Abstand zwischen den zur Auflagerung des Psostenbelages
dienenden Trageisen darf höchstens 60 cm betragen ; die Verschraubung dieser
Trageisen mit den Gerüstholmen hat an den im Plane angegebenen Stellen
zu erfolgen.

8. Die hölzernen Bühnenträger (Holme) sind bei einem Querschnitte
von I7 '5 cm Höhe und 5 cm Breite der ganzen Länge nach an der Ober¬
und Unterseite mit je einer 50 mm breiten und 1 mm starken Flacheisenschiene
zu armieren.

9. Die Verbindung dieser Flacheisenschiene mit den Holmen hat durch
Anschraubung mittels Holzschrauben in Abständen von höchstens 20 cm und
derart zu erfolgen, daß sich die Enden der beiden Flacheisenschienen an den
Holmenden übergreifen.

An den Befestigungsstellen der Zugstangen sind die Bühnenträgerholme
mit im Mittelfelde je 40 cm, in den Endfeldern je 20 cm breiten Blech¬
manschetten aus 2 mm starken Eisenblech zu verstärken.

10 . Die Arbeitsbühne sämtlicher Gerüste ist an den beiden Enden durch
10 cm hohe befestigte Leisten abzuschließen, um ein Herabgleiten von Werk¬
zeugen, Materialien u. s. w. von der Bühne zu verhindern.

11. Die Ausschußbalken haben der vorgelegren Berechnung gemäß bis
zu 8 w freier Ausladung eine Breite von 20 cm bei einer Höhe von 30 cm
zu erhalten, und sind für größere Ausladungen entsprechend stärker dimensionierte
Balken zu verwenden.

12. Jeder aus dem Gerüste beschäftigte Arbeiter ist über die Handhabung
der Hebevorrichtung und des Fangbebels entsprechend zu belehren.

13. Die sämtlichen vorhandenen , den ergänzten Plänen nicht entsprechenden
Gerüste find sofort im Sinne obiger Bedingungen umzuändern.

14. Bei Verwendung der Hängegerüste sind überdies die mit Magistrats-
Verordnung vom 8 . Jänner 1894, Z . 1528 (Amtsblatt der Stadt Wien
Nr . 11 er ' 1894) erlassenen allgemeinen Vorschriften über die Verwendung
frei hängender Gerüste genauestens etnzuhalten.

15. Die Ergänzung der vorstehenden Bedingungen für den Fall der
Notwendigkeit, sowie der Widerruf der Bewilligung mit Rücksicht auf die
Ergebnisse der praktischen Erfahrungen wird Vorbehalten.

Die vom Gesuchsteller beigebrachten Pläne und Berechnungen werden
dem Stadtbauamle zur Verwahrung für Zwecke der Kontrolle übermittelt.

S
Kontrolle über den Saccharin -Verkehr.

Zirkular -Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 27. Oktober
1902, Z . 92650 (M .-Abt. X, 5910/02 ) :

Über mehrfach anher gelangte Anfrage , betreffend den einzuhaltenden
Vorgang bei der Kontrolle Uber den Saccharin -Verkehr wird nachstehendes
eröffnet:

Wie aus dem Wortlaute des hierortigen Normal -Erlasses vom 7. Juli
1902, Z . 56037, hervorgeht, sind die Erhebungen ,ür einen Zeitraum vor¬
zunehmen. welcher vom 1. Jänner bis 31 . Dezember desjenigen Jahres reicht,
für welches der Bericht zu erstatten ist. Mit Rücksicht aus den Vorlage-Termin
der Erhebungsresultat - werben diese Revisionen naturgemäß erst im Monate
Jänner abzuschließensein und demgemäß nicht gleichzeitig mit den bereits im

November zu erstattenden Berichte über die Apothekenvisitationen vorgelegt
werden können. Die Berichtsvortage über den Saccharin -Verkehr im Jänner
kann dem Amtsärzte umsoweniger Schwierigkeiten bereiten, als diese Erhebungen
gelegentlich anderer Amtshandlungen oder Revisionen sanitärwichtigcr Obj -kt-
(Krankenanstalten, Schulen , Drogerien ) im Standorte der zu revidierenden
Apotheke oder Drogerie vorgenommen werden können. Sollten jedoch eigene
Dienstreisen zu diesem Zwecke unternommen werden müssen, so sind die hieraus
erwachsenden Auslagen im Sinne des Punktes 5 des hierortigen Normal-
Erlasses vom 3. November 1899 , Z . 94655 , in Verrechnung zu bringen.

Die Vermerke über den Saccharin -Verkehr sind von den Apothekern mit
31 . Dezember des Kontrolljahres abzuschließen und durch eingehende Einsichts-
nahme in die Bücher und vorliegenden Rezepte, sowie durch Nachwägungen
des am Konlrolltage Vorgefundenen Vorrates zu prüfen und etwaige Mängel
in der Verrechnung richtigzustellen.

4 .
Gesuche um Zulassung pharmazeutischer

Zubereitungen.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 29. Oktober 1902,

Z . 109369 (Mag .-Abt. X, 5853/02 ) :
Es wurde die Wahrnehmung gemacht, daß Gesuche von Apothekern um

Zulassung von pharmazeutischen Zubereitungen zum allgemeinen Vertriebe
ungeachtet der ausdrücklichen Weisungen des Ministerial -Erlasses vom 23 . April
1901, Z > 10315 („Österc. Samtätsw -s-n" 1901, S . 195), intimierl mit hier-
ortigem Erlasse vom 30. April 190 >, Z . 37856 , teils mangelhaft instruiert,
teils erst gegen Ende der mit der Ministerialverordnung vom 16. April 1901,
R .-G.-Bl . Nr . 40, festgesetzten, vom letzten Einreichungstermine laufenden
dreimonatlichen Frist einlangen , so daß zur sachtechnischen Untersuchung dieser
Artikel im k. k. Ministerium des Innern nicht die erforderliche Zeit übrig bleibt.

Die k. k. Bezirkshauptmannschaften (der Wiener Magistrat , die Stadträt¬
in Wiener-Neustadt und Waidhofen a. d. Abbs) werden infolge Erlasses des
k. k. Ministeriums des Innern vom 10. Oktober 1902 , Z . 44321, aus-
qefordert, derlei Gesuche im Sinne der Ministerialverordnungen vom 17. De¬
zember 1894, R.-G .-Bl . Nr . 239 , und vom 16. April 1901, R .-G .-Bl . Nr . 40,
sowie der Instruktion für die fachmännischeUntersuchung durch die Fach-
Kommission des Obersten S -nitätsrates („Österreichisches Sanitätswesen " 1902,
Nr . 1) in jeder Hinsicht vollständig instruiert unverzüglich anher vorzulegen,
damit dieselben längstens binnen vier Wochen — vom Tage der Präsentation
des Gesuches oder der letzten Nachtragseingabe bei der politischen Behörde
l . Instanz an gerechnet — beim Ministerium des Innern einlangen können;
überdies ist in dem Vorlageberichte immer das Datum dieser Präsentation
genau anzugeben.

Hievon werden die k. k. Bezirkshauptmannschaften , der Wiener Magistrat,
die Stadträte in Wiener -Neustadl und Waidhofen a. d. Ubbs in Kenntnis gesetzt.

5 .
Verbot des Vertriebes des Haarwassers „Kanada ".

Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 6. November 1902,
Z . 106740 (Mag .-Abt. X. 6021/02 ) :

Die k. k. n.-L. Statthalterei findet auf Grund des Gesetzes vom
16. Jänner 1896, R .-G .-Bl . Nr . 89 ex 1897, den Vertrieb des von dem
rumänischen Apotheker Zickel erzeugten und von Ludwig Zitron,  Wien.
VII., Neubaugasse 80, in Verkehr gebrachten Haarwassers„Kanada" aus
sanitären Gründen zu verbieten, weil dasselbe infolge seines Gehaltes an
freier Salpetersäure Gesundheitsstörungen der Haut hervorzurufen geeignet ist.

6 .
Das städtische Spital in Neusohl ein öffentliches

Krankenhaus.
Das königlich ungarische Ministerium des Innern hat mit Zuschrift vom

11. November 1902, Z . 113989 (M .-A.-Z . 2875/XXlI ), dem Wiener Magistrate
mitqeteilt , daß dem städtischen Krankenhaus- in Neusohl vom 1. Mm 1902
an der Öffentlichkeitscharakterverliehen und die Verpflegsgebühr mit 1 X 58 ü
festgesetzt wurde.

7.
Verkehr mit Butter , Käse re. und deren Ersatz

mittel.
Erlaß der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 11. November 1902,

Z . 110757/02 , M .-Abt. IX, 6380/02:
Laut Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 24. Oktober 1902,

Z. 34047 , sind demselben in letzter Zeit wiederholt Mitteilungen über Miß¬
stände in der Handhabung des Reichsgesetzes vom 25 . Oktober 1901 , R .-G.-
Bl . Nr . 26 ex 1902, betreffend den Verkehr mit Butter , Käse, Butterschmalz
und deren Ersatzmittel zugekommen.
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Nach diesen Mitteilungen sollen sehr häufig Übertretungen
dieses Gesetzes Vorkommen , und zwar vorwiegend der Anordnungen des Z 2,
betreffend die der wirklichen Beschaffenheit entsprechende Bezeichnung  der
in Verkehr gesetzten Waren ; des § 3 , Punkt 1 , betreffend das Verbot der Ver¬
mischung  von Margarine und Margarinschmalz mit Bntter und Butter¬
schmalz ; des ß 5, Absatz 4 — Verbot des Hausierhandels  mit den
durch das Gesetz betroffenen Artikeln — und endlich des Z 9, Abs . 3 und 4,
betreffend die für den Verkehr mit den genannten Erzeugnissen vorgeschriebenen
Umhüllungen.

Die bezüglichen unzulässigen Manipulationen gehen angeblich zumeist
von Butterhändlern aus , welche ein minderwertiges Fabrikat von Margarine
mit etwas Naturbntter mischen, dem Gemenge verschiedene Formen , als
Stritzel , Weckenform rc . geben und diesen durch Art . III rrl. 1 der Durch¬
führungsverordnung zum Margarinegesetze geforderte Inschrift einpressen.

Die Krämer , welche die Ware dann an die Privatkundschaft weitergeben,
veräußern dieselbe, nachdem sie die Inschrift verwischt haben , als Naturbntter.

Andererseits sollen die Butterhändler ihren Abnehmern häufig auch einen
Vorrat von mit roten Streifen versehenem Papiere mitgeben , damit sich letztere
bei einer eventuellen Kontrolle mit dem Besitze des für den Kleinhandel vor¬
geschriebenen Umhüllungsmateriales ausweisen können.

Überdies soll in ausgedehntem Maße und entgegen der ausdrücklichen
Bestimmung des Z 5 des Gesetzes mit Margarine hausiert werden , wobei sich
die Hausierer allgemein darauf berufen , daß die Ware bestellt sei.

Endlich sollen — nach wie vor — Surrogatfette , speziell Kokosfett , das
von verschiedenen Firmen unter verschiedenen Namen (Pflanzenfett , Knnerol,
Laureol rc .) in den Handel gebracht wird , in vielen Detailgeschäflen als reines
Schweinefett verkauft werden.

Da durch derartige Vorkommnisse der durch Erlassung des Reichsgesetzes
vom 25 . Oktober 1901 , R .-G .- Bl . Nr . 26 ex 1902 , angestrebte Erfolg in
Frage gestellt wird , erhalten die r. k. Bezirkshauptmannschasten in Nieder¬
österreich , der Wiener Magistrat , sowie die Stadträte in Waidhofcn an der
Dbbs und Wiener -Neustadt infolge des eingangs bezeichneten Ministerial -Er-
lasses den Auftrag , den mit der Handhabung dieses Gesetzes betrauten Or¬
ganen eine strengere Überwachung des Verkehres mit den bezüglichen Artikeln
zur Pflicht zu machen.

Hievon wird auch die k. k. Polizei -Direktion in Wien verständigt.

8 .

Verbot des Hausierhandels auf dem Gebiete der
Stadt Waitzen in Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-v. Statthalterei voni 13 . November 1902,
Z . 109909 (Mag .-Abt . XVII , 5643/02 ) :

Laut Mitteilung des königl . Ungar . Handelsministeriums vom 2 . Oktober
1902 , Z . 63500 , wurde die Ausübung des Hausierhandels auf dem Gebiete
der Stadt Vacz (Waitzen ) unter Aufrechthaltnng der im Z 17 der bestehenden
Hausiervorfchristen und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nachtrags¬
verordnungen den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte ver¬
boten.

Hievon werden infolge Erlasses des k, k. Ministeriums des Innern vom
22 . Oktober 1902 , Z . 44020 , alle Bezirkshauptmannschaften , der Wiener
Magistrat , die Sladträte von Wiener -Neustadt und Waidhofcn an der Abbs
und die Niederösterreichische Handels - und Gewerbekammer in Kenntnis gesetzt.

S

Jahresberichte der registrierten Hilfskassen.
Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . November 1902,

Z . 111150 (Mag .-Abt . XVIII 4907/02 ) :

Zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom 27 . Okto¬
ber 1902 , Z . 21387 , werden sämtliche politischen Bezirksbehörden in Nieder¬
österreich unter Hinweis auf den hierortigen Erlaß vom 6 . Mai 1901,
Z . 36745 , beziehungsweise vom 10 . Juli 1902 . Z . 69290 , betreffend die von den
auf Grund des Gesetzes vom 16 . Juli 1892 , N .-G .-Bl Nr . 202 , bestehenden
registrierten Hilfskaffen alljährlich vorzulegenden Nachweisungen behufs Er¬
zielung einer möglichst korrekten Ausfertigung derselben anfgefordert , die
erwähnten Kassen zu verhalten , diese Ausweise unter Benützung der mit der
Ministerial -Verordnung vom 1. Dezember 1892 , R .-G .-Bl . Nr . 203 , vor¬
geschriebenen Formularien auszuferligen , wobei hinsichtlich des Rechnungs¬
abschlusses außer den auf dem Formular angebrachten erläuternden Be¬
merkungen auch noch zu beachten ist, daß unter der Einnahmspost I:
„Statutenmäßige Beiträge der Mitglieder - . sämtliche laufenden Beiträge
der Mitglieder für den betreffenden Fond , somit also auch die besonders ein¬
gehobenen Verwaltungskostenbeilräge zu verrechnen sind.

L«
Erleichterung der Einfuhr von Renn - und Trab

rennpferden aus Ungarn.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 13 . November 1902,
Z . 113353 (Mag .-Abt . IX , 6333/02 ) :

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlaffe vom 4 . No¬
vember 1902 , Z . 39061 , im Einvernehmen mit dem k. k. Ackerbauministerium
im Interesse der Erleichterung der Einfuhr von Nenn - und Trabrennpferden
aus Gebieten der Länder der ungarischen Krone , für welche im Sinne des
bestehenden Übereinkommens die Einfuhr von Pferden nach den im Reichsrate
vertretenen Königreichen und Ländern jeweilig etwa beschränkt oder verboten
ist, nachstehendes angeordnet:

Derlei Pferde können statt durch Viehpässe auch durch Zertifikate des
„NLAz-ar I -ovas - L ^ iet " (Ungar . Jockey -Klub ) oder des „Ilrlroosisok
ISretksrste " (Verband der Herrenfahrer ) gedeckt werden.

Diese Zertifikate haben den Siegel und das Vffnm des betreffenden Klubs
zu tragen und Namen und Wohnort des Pferdebesitzers , das genaue Nationale
des betreffenden Pferdes , dessen Provenienz - und Bestimmungsort , sowie die
amtstierärztliche Bestätigung des individuellen Gesundheitszustandes des Tieres
und des seuchenfreien Zustandes des Etablissements , in welchem dasselbe
während der letzten 40 Tage untergebracht war , zu enthalten.

Es unterliegt auch keinem Anstande , daß Renn - und Trabrennpferde aus
Gebieten der Länder der ungarischen Krone , aus welchen die Einfuhr von Pferden
nicht beschränkt oder verboten ist, mit den früher erwähnten Zertifikaten nach
den im Reichsrate vertretenen Königreichen und Ländern eingebracht werden.

Das königlich ungarische Ackerbauministerinm wird die Verfügung treffen,
daß künftighin auch Renn - und Trabrennpferde aus diesseitigen Gebieten
anstandslos nach Ungarn eingebracht werden können , welche mit gleichartigen
Zertifikaten des Wiener Jockey -Klubs oder des Wiener Trabrennvereines , be¬
ziehungsweise des Klubs der Herrenfahrer in Wien gedeckt sind.

Mit Rücksicht hierauf sind mit Beziehung auf die h. ä . Erläffe vom
26 . September 1899 , Z . 85683 , und 14 . November 1899 , Z 102042 , die
weiteren notwendigen Veranlassungen zu treffen.

Dieser Erlaß ergeht an alle k. k. Bezirkshauptmannschaften , an den
Wiener Magistrat Abt . IX , au alle magistratischen Bezirksämter in Wien , an
die Stadträle in Wiener -Neustadt und Waidhofen a. d. Abbs.

1L.
Abänderung des Termines für die Vorlage der
Übersicht nach Muster S der Landsturm -Melde-

vorschrift.

Zirkular -Erlaß der k. k. u .-ö. Statthalterei vom 19 . No¬
vember 1902 , Z . 115789/02 , M .-Abt . XVI , 7814/02:

Das 1. k. Ministerium für Landesverteidigung hat Nachstehendes mit

dem Erlasse vom 10 . November 1902 , Nr . IV b , eröffnet beziehungs¬

weise angeordnet:

Der Einsendungstermin für die im Z 14 der Landsturm -Meldevorschrift
vorgeschriebene Eingabe nach Muster 9 , das ist Übersicht über das Ergebnis
der Vorstellungen (Meldungen ) der im eigenen politischen Bezirke heimat¬
berechtigten Landsturmpersonen wird , und zwar für:

ai die politischen Bezirksbehörden bis zum 10 . Jänner,
i>) die Landsturmbezirks -Kommanden (Exvosituren ) bis zum 15 . Jänner,
o) die Landsturm -Territorial -Kommanden bis zum 20 . Jänner erstrecke.

Durch die vorstehende Verfügung , welche beim zitierten Paragraphen
vorznmerken ist, wird der Einsendungstermin der übrigen im gedachten
Paragraphen erwähnten Eingaben nicht berührt.

Die Verlängerung des Einsendungstermines für die bezeichnete Übersicht
bezweckt, aus dieser Eingabe ein möglichst vollständiges Bild über die voll¬
zogene Amtshandlung zu gewinnen , zu welchem Behufe die ausgefertigten
Landsturmmeldeblätter sowie auch die Resultate der nach abgelanfener Melde¬
frist (H 3 und Z 4, Punkt 2, Schlußsatz der Landsturm -Meldevorschrift ) sofort
eingeleiteten Nachforschungen lZ 8) unverweilt den zuständigen politischen Bc-
zirksbehörden (Magistrate ) zu übermitteln beziehungsweise bekanntzngeben sind.

Hiezu wird bemerkt , daß die k. und k. Bertretungsbehörden im Aus¬
lande hinsichtlich der Landstnrmpflichtigen , im Sinne der Landsturm -Melde-
vorschriften nur zur Entgegennahme der Vorstellungen (Meldungen ) sowie
zur Zustellung der Landsturmpässe , Abschiede rc . berufen sind , nicht aber auch
zur Ausforschung säumiger Meldepflichtiger in Anspruch genommen werden
können.

Die betreffenden Leute sind , falls deren Eruierung mit den im Z 8 der
Landsturm -Meldevorschrift angegebenen Mitteln erfolglos bleiben sollte , in den
Sturmrollen und Verzeichnissen vorzumerken , um gegen dieselben bei ihrer
eventuellen Rückkehr in die Heimat entsprechend amtshandeln zu können.
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IS.
Aufsuchen von Bestellungen in Kranken , Irren -,
Bersorgungs - und anderen ähnlichen öffentlichen
Anstalten im Sinne des 8 SS , Absatz 1 Gewerbe¬

ordnung.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Pre y er vom 20 . No¬

vember 1902 , M .-Abt . XVII 5636/02:

Die k. k. n .-ö. Stalthalterei hat mit dem Zirkular -Erlasse vom 13 . No¬
vember 1902 , Z . 110704 , Nachstehendes anher eröffnet:

„Das k. k. Handelsministerium hat gelegentlich der Ablehnung des An¬
trages einer Handels - und Gewerbekammer auf Einreihung des Artikels
„Dörrgemüse " in die Liste jener Ware » , hinsichtlich welcher nach der Mini-
sterial -Berordnung vom 4 . September 1902 , R .-G .-Bl . Nr . 179 , das Aus¬
stichen von Bestellungen bei Privatkunden auch ohne deren Aufforderung aus¬
nahmsweise gestattet ist, im Einvernehmen mit dem k. k. Ministerium des
Innern mit dem Erlasse vom 7 . Oktober 1902 , Z . 46460 , ausgesprochen,
daß das Aufsuchen von Kranken -, Irren -, Vcrsorgnngs-
und anderen ähnlichen  ö f f e n t l i ch e n A n st a l t en  zum Zwecke
des Sammelns von Bestellungen auf Dörrgemüse auch außerhalb des Stand¬
ortes des Gewerbebetriebes ohne besondere Aufforderung zulässig ist, weil
die erwähnten Anstalten hinsichtlich dieses Artikels nicht als Privatkunden,
sondern als Unternehmungen angesehen werden müssen , in deren Geschäfts¬
betriebe derselbe Verwendung findet.

Zugleich hat das k. k. Ministerium darauf verwiesen , daß diese Gesetzes-
auslegung bereits im Handelsministerial -Erlasse vom 15 . September 1902,
Z . 4635 H. M . (Statthalterei -Erlaß vom 20 . September 1902 , Z . 95556)
Ausdruck gefunden hat , indem das Aufsuchen von Bestellungen bei den Land-
und Forstwirten , dann bei Konsumvereinen . Einkaufsgenossenschaften , Lebens¬
mittelmagazinen , Menageverwaltungen  re . mit Mustern jener Waren
als gesetzlich gestattet erklärt wurde , welche im landwirtschaftlichen Betriebe,
beziehungsweise in den vorerwähnten Unternehmungen verwendet werden.

LS.

Berechtignngsumfang der Essighansierer ans Groh-
Mune , Klein Mime und Zejane.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 22 . No¬
vember 1902 , Mag . Äbt . XVll , Z . 5693/02:

Die k. k. n .-ö. Stalthalterei hat mit dem Erlasse vom 19 . November
1802 , Z . 113620 , Nachstehendes anher eröffnet:

Infolge Erlasses des k. k. Handelsministeriums im Einvernehmen mit
dem k. k. Ministerium des Innern vom 13 . Oktober 1902 , Z . 45178 , werden
den k. k. Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich , der Mag .-Abt . XVII in
Wien , den Stadträten in Waidhofen an der Ubbs und Wiener -Neustadt , sowie
der k. k. Polizei -Direktion in Wien die Erlässe des k. k. Handelsministeriums
vom 3 . September 1878 , Z . 20982 (Statthalterei -Erlaß vom 28 . September
1878 , Z . 29200 , Normalien - Sammlnng Nr . 1698 ) und vom 2l . September
1898 , Z . 31345 (Statthalterei -Erlaß vom 21 . Oktober 1898 , Z . 94735,
Normalien -Sammlnng 1701 ) mit nachstehenden Erläuterungen in Erinneruna
gebracht.

Nach Maßgabe des Ministerial -Erlasses vom 3 . September 1878 , Z . 20982
dürfen die befugten Essighansierer aus Groß -Mune , Klein -Mune und Zejane
auch mit Essig , welcher nicht das Produkt ihrer eigenen Hausindustrie ist,
hausieren.

Es kann daher darin , daß die mit den vorschriftsmäßig von der k k.
Bezirkshauptmannschaft Volosca ausgestellten , ans Essig lautenden Hausicr-
bllchern versehenen Essighansierer aus den genannten drei Katastralgemeinden
"Hl Mg eigener Erzeugung , sondern mit sabriksmäßig hergestelllem
Alkohol - oder Holzessig hausieren , eine Unzukömmlichkeit nicht erblickt werden,
solange der von diesen Hausierern geführte Essig tadellos ist, und solange die
Abnehmer durch den Hausierer Uber die Beschaffenheit der Ware nicht getäuscht

Die Aufsicht über den' Geschäftsbetrieb der befugten Essighansierer aus
Groß -Mune , Klem -Mune und Zejane ist unter genauer Beobachtung der mit
den vorbezogenen Ministerial -Erlässen ergangenen Weisungen auszuübcn.

Gegen jene befugten Essighansierer , welche sich bei der Ausübung des
Hausierhandels unbefugterweise bespannter Wägen bedienen oder gegen die
Bestimmungen der Ministerial -Verordnung vom 23 . Dezember 1881 , R .-G .-Bl.
Nr . 2 er 1882 , die ihren Essigvorrat befördernde Fahrgelegenheit selbst be^
gleiten , ist nach Maßgabe der Bestimmungen der 88 l '6 und 19 lit . s des
Hausierpatentes vorzugehen.
M der k. k. Bezirkshauptmannschaft in Volosca keine andere
Behörde kompetent ist, eine aus Essig lautende Hausierbewilligung zu erteilen
oder zu erneuern , sind solche von nicht kompetenter Seite ausqefolate Hausier¬
bücher zu beanständen und im Wege der k. k. Statthalterei dem k. k. Handels¬
ministerium vorzulegeu.
o in unbefugte Hausierhandel mit Essig ist nach den Bestimmungen des
8 19, lit . a und e des Hansierpatentes zu ahnden ."

14

Gift -Verschleih.
Das magistratische Bezirksamt für den I . Wiener Gemeindebezirk hat

laut Dekretes vom 21 . November 1902 , Z . 11049 , dem Rafael Olbrich
die angesnchte Konzession zum Verschleiße von Giften im 1. Bezirke , Kärntner¬
straße 34 , verliehen.

Bei Ausübung dieser Gerechtsame hat der Konzessionswerber die in
Betreff des Verkehres mit Giften bestehenden Normen , insbesondere die
Ministerial -Verordnung vom 21 . April 1876 , R .- G .-Bl . Nr . 60 , und vom
2 . Jänner 1886 , R .-G .-Bl . Nr . 10 , sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften
genau zu beobachte » .

Die Konzession wurde unter der Zahl 1941 in das Gewerbe -Reqister
eingetragen.

Das magistratische Bezirksamt für den I . Bezirk hat ferner mit Bescheid vom
5 . Dezember 1902 , Z . 45790 , dem Herrn Franz Holl über  die angesnchte
Konzession zum Verschleiße von Giften im I . Bezirk -, Lichtensteg 3 , verliehen.

Bei Ansübung dieser Gerechtsame hat der Genannte di - in Betreff des
Verkehres mit Giften bestehenden Normen , insbesondere die Ministerial-
Verordnungen vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , und vom 2. Jänner
1886 , R .-G .-Bl . Nr 10 , sowie die gewerbepolizeilichen Vorschriften genau
zu beobachten.

Diese Konzession wurde unter der Zahl 1825 in das Gewerbe -Register
eingetragen.

IS.

Zulassung eines neuartige » Befestignngsmittels der
Herm . Heiland 'schen Leiter : Konsolgerüste.

Über Ansuchen der Firma des Herrn Hermann Heiland , wurde vom
Wiener Magistrate laut Bescheides vom 22 . November 1902 , Mag .-Abt . XIV,
2558/02 , auf Grund der vorgenommenen Erprobung die Bewilligung erteilt'
zur Befestigung der mit Magistrats - Entscheidung vom 4. August 1896'
Z . 137552 , genehmigten Leiter -Konsolgerüste des Gesuchstellers an Gebäude-
mauern einen in diese Mauern einzulassenden Keildübbel aus Holz zu ver¬
wenden , in den eine eiserne Ose behufs Aufnahme eines mit der Leiter ver¬
bundenen Hakens eingeschraubt wird.

Diese Bewilligung wird jedoch an folgende Bedingungen geknüpft:
Die Verwendung der Keildübbel ist insolange zulässig , als dieselben dem

zur Mag .-Abt . XIV , 2568 ei 1902 , vorgelegten Muster entsprechen . Diese
Keildübbel dürfen nur in gut gemauerten , festen Mauerteilen von mindestens
30 om Stärke verwendet werden . Bei Feuermanern sind diese Dübbel in der
Höhe der Deckenlagen und mindestens 30 om von den Mauerenden abstehend
anzubringen ; in Parapetmauern dürfen die Dübbel nicht befestigt werden.

Jede Leiter ist im ganzen mindestens zweimal und in jedem Stockwerke
mindestens einmal an einem Dübbel zu befestigen.

Die Löcher für das Festmachen der Dübbel sind in die Mauern nicht zu
stemmen , sondern zu bohren und hat sich der verantwortliche Sachverständige
vor dem Einhängen der Leitern , beziehungsweise der Leiterhaken von der ent¬
sprechenden Befestigung der Dübbel im Mauerwerk Überzeugung zu verschaffen.

Eine bereits einmal in Verwendung gestandene Berdübbelung darf bei
Aufstellung eines neuen Gerüstes nicht mehr zur Verwendung kommen.

Das oben erwähnte Muster , sowie eine Zeichnung werden dem Stadt¬
bauamte zur Aufbewahrung übermittelt.

1«.

Bei Übertragung von Gast - und Schankgewerben
von einem Betriebsorte in einen andere » im selben
Bezirke ist eine Rücksichtnahme auf die Lokalver¬
hältnisse im Sinne des 8 18 G .-O . ausgeschlossen.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterci vom 27 . November 1902,
Z . 115922 (M .-B .-A. XIX , 25281/02 ), an das magistratische
Bezirksamt für den XIX . Bezirk in Wien:

als rvor-2 ),e k. k. Statthalterei findet dem Rekurse des K . . . B . ,
mundes der minderjährigen E . . . P . . . in Wien gegen die d. ä. Entscheidung
vom 7 . Oktober 1902 , Z . 13825 , mit welcher ihm die angesnchte Genehmigung
zur Übertragung des von der Genannten auf Grund des Z 56 , Absatz 4 der
Gewerbeordnung ausgeübteu Branntweinschankgewcrbes vom Hause XIX .,
Eisenbahnstraße 1, in das Haus XIX ., Hardtgasse 17, Ecke der Kreindlgasse,
verweigert wurde , Folge zu geben , und die mit der angefochtenen Entscheidung
verweigerte Bewilligung zu erteilen , weil die in Aussicht genommene Betriebs-
stätte vollkommen geeignet ist, und sich weder aus der Bedachtnahme auf die
beiden Straßen , wo sich diese Betriebsstätte befindet noch aus jener auf die
Tunlichkeit der polizeilichen Überwachung irgendwelche Bedenken gegen den
angestrebten Betrieb ergeben , eine Rücksichtnahme ans Nachbarstraßen aber,
oder auf die Lokalverhällnisse im Sinne des Z 18 G .-O . durch die hier maß¬
gebenden Vorschriften des Z 20 der Gewerbeordnung ausgeschlossen ist.

Die Beilagen des Berichtes vom 12 . November 1902 , Z . 22670 , folgen
zurück.
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17.
Fremdenverkehr im Sudan.

Erlaß der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 1. Dezember 1902,
Z . 117637 (Mag .-Abt . XVI , Z . 8019 ex 1902 ) :

Nach verläßlichen , dem k. k. Ministerium des Innern zugekommenen
Informationen wird gegenwärtig Fremden der Eintritt in den Sudan in der
Regel nur dann gestattet , wenn sie mit einem Paffe der sudanesischen Regierung
versehen sind . , , ^ .

Um die Ausstellung eines solchen Paffes muß der Reffende auf Grund
einer Empfehlung seiner Konsularvertretung oder einer in Ägypten oder in
dem Sudan bekannten Persönlichkeit (bei dem Agenten der Sudan -Regierung
in Kairo oder bei dem Administrator in Halsa , beziehungsweise in Suakim)
Persönlich ansuchen.

Von Touristen , welche unter Führung einer anerkannten Touristen-
Agentur reisen , werden derartige Reisebewilligungen nicht verlangt.

18.
Herstellung von Wänden aus Gipsplatten der Firma

Th . Steindl.
Dekret des Wiener Magistrates vom 3. Dezember 1902,

M .-Abt . XIV , 7877/02:
Auf Grund des Ansuchens der Firma Th . Steindl (Inhaberin Therese

Steindl)  in Wien , X ., Fernkorngaffe 78 , wird die Verwendung der von
dieser Firma erzeugten Platten aus Gips und Kohlenlösch - zur Herstellung
von Wänden bei Hochbauten im Gemeindegebiete von Wien unter folgenden
Bedingungen für zulässig erklärt : " « .T* **

1 . Diese Platten werden im Sinne des Schlußsatzes des Z 37 der Wiener
Bauordnung nur insolange als Baumateriale für Wände in Wien als zulässig
erklärt , als diese Platten dem überreichten Muster entsprechen.

2 - Zur Herstellung von Wänden dürfen nur vollkommen trockene Platten
verwendet werden ; sie müssen untereinander , sowie mit den anderen Gebäude¬
wänden zur Verhinderung des Umfallens mit Gipsmörtel , erforderlichenfalls
mich unter Anwendung weiterer Hilfsmittel , gut verbunden werden.

3 . Die aus diesen Platten hergestellten Wände dürfen zur Abtrennung
einzelner Bestandteile einer Wohnung oder eines Geschäftslokales , jedoch nicht
zur Abtrennung selbständiger Wohnungen oder Geschäftslokale und nur dann
angewendet werden , wenn diese Wände keiner Belastung ausgesetzt und nicht
höher als ein gewöhnliches Stockwerk aufgesllhrr werden.

Die Wände müssen bei einer Zimmertiefe bis 5 'b m und gewöhnlicher
Stockwerkshöhe in unverputztem Zustande eine Stärke von mindestens 5 om
besitzen. .

Bei Wänden von größerer Länge und mehr als gewöhnlicher Stock¬
werkshöhe hat die Wandstärke mindestens 7-5 om zu betragen.

Nach Maßgabe der örtlichen Verhältnisse können mit Zustimmung der
Baubehörde auch andere Wandstärken zur Verwendung kommen.

Derartige Wände können bei untergeordneten und provisorischen Baulich¬
keiten auch als Umfaffungswände , jedoch nicht an Stelle einer Feuermaner,
zur Verwendung gelangen , falls nicht sicherheitspolizeiliche oder andere Rück¬
sichten gegen die Anwendung dieses Materiales sprechen , worüber im einzelnen
Falle die Entscheidung der Baubehörde umsomehr Vorbehalten bleiben muß,
als bei Durchnäffung der Wände eine Verminderung der Festigkeit eintrilt.

4 . Die beabsichtigte Ausführung von derartigen Wänden ist in den
Konsensplänen auszuweisen.

5 . Die Aufstellung solcher Wände hat in der Regel auf Traversen zu
erfolgen uud gehört zu den Befugnissen der konzessionierten Baugewerbe¬
treibenden.

Die Abänderung und Ergänzung der vorstehenden Bedingungen , eventuell
die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung auf Grund der praktischen Er¬
fahrungen mit diesem Baumateriale , bleibt Vorbehalten.

Die beigebrachte Mufterplatte ist vom Stadtbauamte in Verwahrung zu
nehmen.

IS.
Der Verkauf von Käse.

II. Ulirmativlielttmimmyen.
HemeindeM:

20 .

Ergänzung der Bestimmungen über die gekuppelte
Bauweise.

Beschluß des Wiener Gemeinderates vom 2. Dezember 1902,
Z . 14105 (Mag .-Abt . XIV , 3514 02 ) :

In Ergänzung des zweiten Punktes des Gemeinderats -Beschlusses vom
11 . Juni 1901 , Z . 10S04 ex 1899 , werde » nachstehende Bestimmungen
aetroffen:

Bei gekuppelten Häusern sind von außen sichtbar bleibende Teile der
Feuermauern möglichst zu vermeiden.

Im Falle , wo neben bereits geschloffen verbauten Realitäten ein Haus
mit Seiienabsländen erbaut werden muß , hat dieses sich mit seiner Feuer¬
mauer an die bestehende Feuermauer derart anzuschließen , daß eine Verun¬
zierung der Straße durch sichtbar bleibende Teile der Feuermauer tunlichst
vermieden wird.

21 .

Unzulässigkeit der Herstellung von Dachbodenwohn-
räume » bei Wohngebäuden , bei welchen die zulässige
Geschoßzahl erreicht ist (ß8 82 und 87 der Bau¬

ordnung ) .

Zufolge des Gemeinderats -Beschluffes vom 2 . Dezember 1902 , Z . 14106,
wodurch der gegenteilige Antrag des Wiener Stadtrates vom 25 . November 1902
abgelehnt worden ist, erscheint festgestellt , daß durch den Beschluß des Wiener
Gemeinderates vom 24 . März 1893 , welcher in einem Teile des Wiener
Gemeindegebietes für Wohnhäuser die Zahl der Geschosse auf Parterre oder
Tiefparterre und zwei weitere Geschosse (Mezzanin eingerechnet ) beschränkt,
jedoch einzelne über diese Geschosse hinausrag ende Gebäudeteile , wie Türme,
Giebel zuläßt , die Herstellung einzelner Wohnräume in Dachboden bei
Familienhäusern und Villen , die die obangegebene Geschoßzahl erreichen,
prinzipiell ausgeschlossen ist. (M .-Abt . XIV , 923/02 .)

Sladttal:
22 .

Vorzugsrecht der Mietzinsheller Umlage » bei exekutiv
versteigerten Realitäten.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 6. De¬
zember 1902 , M .-D . 4141/02:

Der Stadtrat hat anläßlich einer Abschreibung eines Zins - und Schul-
Heller -Rückstandes in der Sitzung vom 27 . November 1902 zur Zahl 14228
beschlossen:

Die magistratischen Ämter werden auf die mit Bescheid des k. k.
städtisch-delegierten Bezirksgerichtes Favoriten unterm 11 . März 1898,Z . 8420/1,
hinausgegebene , im magistratischen Verordnungsblatt - Nr . IV sx 1896
Seite 37 abgedruckte Entscheidung des k. k. Obersten Gerichtshofes auf-
merksam aemacht , nach welcher dem Zins - und Schulkreuzer als einer öffent¬
lichen Abgabe die im Hofdelret vom 16 . September 1625 , Z . 2132 I . G . S .,
und im Z 31 der Konkurs -Ordnung ausgesprochene privilegierte Rang¬
ordnung vor allen Pfandgläubigern gebührt , und werden angewiesen , ihr
Vorgehen in künftigen Fällen hienach einzurichten.

Hievon setze ich die städtischen Ämter zur Danachachtung in Kenntnis.

Dekret der Magistrats -Abteilung IX vom 4 . Dezember 1902,
Z . 6701 ex 1902 , an sämtliche magistratischen Bezirksämter:

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat zufolge Erlasses vom 28 . November
1902 , Z . 113023 , nachstehendes anher eröffnet:

Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlaß vom 4 . Nwentber
1902 , Z . 28337 , im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsministerium dem
Rekurse der Gewerbegenossenschaft der nicht protokollierten Handelsleute in
Wien gegen die Statthalterei -Entscheidung vom 30 . August 1901 , Z . 73481,
mit welcher auf Grund des Z 36 Gewerbeordnung erkannt wurde , daß der
Verkauf von Käse in den Umfang der Gewerbeberechtigung der in Wien ihr
Gewerbe ausübenden Marktviktualienhändler fällt , keine Folge gegeben , weil
nach den gepflogenen Erhebungen Käse in Wien auch bisher als Markt-
arnkel angesehen und von den Marktviktualienhändlern geführt wurde.

Hievon wird im Nachhange zum h. ä . Dekrete vom 3 . September 1901,
Z . 71413

„ — die Mitteilung gemacht.

Magistrat:
2S.

Verpfändung von Gegenständen durch Unmündige.
Erlaß des Magistrats - Direktors M . Preher  vom

15 . Oktober 1902 , M .-Abt . XVII , 5165/02:
Anläßlich eines konkreten Straffalles hat ein k. k. Bezirksgericht in Wien

mit Rücksicht darauf , daß sich in den äußeren Bezirken Wiens die Eigentums - ,
delikte Unmündiger beträchtlich vermehren und bei denselben regelmäßig irgend,
eine Pfandleihanstalt die Rolle der Abnehmerin des durch die strafbare
Handlung erworbenen Gutes spielt , beim Wiener Magistrate angeregt , ob sich
nicht in gewerbebehördlicher Richtung gegen das Annehmen von Pfand¬
gegenständen von Seite Unmündiger durch dte Pfandleihanstalten einschreitenließe.
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Auf Grund der diesfalls von den magistratischen Bezirksämtern erstatteten
Äußerungen und de», von der k. k. Polizei -Direktion Wien abgegebenen Gut¬
achten kann der Magistrat es nicht für zweckmäßig erachten , die Erlassung
eines derartigen allgemein verbindlichen und im Überlretungsfalle strafbaren
Verbotes des Annehmens von Pfandgegenständen von Seite Unmündiger an¬
zuregen oder für die Aufnahme eines derartigen Verbotes in die gemäß Z 4
der Ministerial -Verordnung vom 24 . April 1885 , R .- G .-Bl . Nr . 49 , zur
Genehmigung vorzulegende Geschäftsordnung emzutreren , und zwar aus
dem Grunde , weil ein derartiges Verbot von der ärmeren Bevölkerung als
drückende und mißliebige Maßregel empfunden würde , da gerade sie es ist,
die sich zumeist beim Verpfänden ihrer oft geringwertigen Habseligkeiten ihrer
unmündigen Kinder bedienen muß , um selbst ihrer Arbeit nachgeben zu können.

Ein derartiges Verbot wäre auch wohl kaum geeignet , die Diebstähle seitens
unmündiger Kinder einigermaßen einzuschränken , da diese nach der Erfahrung
nur selten die gestohlenen Sachen beim Pfandleiher , sondern vielmehr bei
Trödlern verwerten oder auf andere Weise an den Mann zu bringen suchen.

Zur Erreichung des gedachten Zweckes findet der Magistrat es jedoch
für notwendig , sämtliche Inhaber von Pfandleihanstalten unter Hinweis auf
die 88 476 und 477 des Strafgesetzes entsprechend zu warnen , denselben die
Bestimmungen der ZZ2 und 8 der Ministerial -Verordnung vom 24 . April 1885,
R .- G .-Bl . Nr . 49 , wonach der Gewerbeinhaber Namen und Wohnung des
Verpfänders einzutragen , ferner Benachrichtigungen über entwendete Gegen¬
stände aufznbewahren hat , zur strengsten Danachachtung in Erinnerung zu
bringen , endlich ihnen zu eröffnen , daß in allen Fällen des Zuwiderhandelns
gegen die Schuldtragenden mit der vollen Strenge des Gesetzes vorgegangen
werden wird.

Gleichzeitig werden die k. k. Bezirksgerichte ersucht , in allen derartigen
Kontravenienzfällen zuverlässig eine gegenständliche Mitteilung dem zuständigen
magistratischen Bczirksamte zukommen zu lassen.

Die magistratischen Bezirksämter werden angewiesen , in allen ihnen zur
Kenntnis gebrachten derartigen Fällen nach den Bestimmungen des Z 138
der Gewerbeordnung vorzngehen und allenfalls die bezüglichen Akten dem
Magistrate zur Erwägung der Frage der Entziehung der Gewerbeberechtigung
zu übermitteln.

24.
Zuziehung der Anrainer zu den kommissionellen
Erhebungen über die gewerbepolizeiliche Zulässigkeit

von Betriebsanlagen.
Erlaß des Magistrats -Direktors M . Pr eher  vom 3. No¬

vember 1902, Mag .-Abt. XVII , Z . 5412/02:
Mit dem Erlasse vom 18 . Februar 1901 , Z . 39800 (enthalten im

Magistrats -Verordnungsblatte vom Jahre 1901 , Nr . 3 , Seite 19 ) , hat das
k. k. Ministerium des Innern anläßlich eines besonderen Falles ausgesorochen,
daß die Gewerbeordnung im Falle einer nicht dem besonderen Verfahren nach
§8 27 u . flgd . Gew .-Odg . zu unterziehenden Betriebsanlage die Beiziehnng
von Anrainern zur gewerbepolizeilichen Prüfung der allenfalls in Betracht
kommenden Übelstände einer solchen Anlage nicht vorschreibt , den Anrainern
daher auch in derlei Fällen ein Recht auf die Ladung zu einer eiwa anbe¬
raumten Erhebung , sowie zur Vorbringung von Einwendungen und zur Rekurs-
sührung gegen die Nicht - oder angeblich ungenügende Berücksichtigung ihrer
vermeintlichen Interessen nicht zuliebe.

Andererseits aber erscheint es doch von großer Wichtigkeit , daß die diesen
Augenscheinen von amtswegen beizuziehenden sachverständigen , amtlichen Organe,
welche bei Abgabe >hrer Gutachten die für die Nachbarschaft in Betracht
kommenden Übelstände der Belästigung durch üblen Geruch , ungewöhnliches
Geräusch oder dergleichen von amtswegen in Betracht zu ziehen haben , von
allen durch die Anlage der Nachbarschafr etwa entstehenden Unzukömmlichkeiten
vollkommen unterrichtet werden , ein Zweck , der zweifellos am bellen durch
mündliche Besprechung mit den Anrainern bei der kommissionellen Erhebung
erreicht werden kann , zumal da in diesem Falle auch dem Gewerbe -Inhaber
Gelegenheit geboten erscheint , nicht begründete Einwendungen entsprechend zu
entkräften.

Ich finde demnach im Hinblicke darauf , daß die Beiziehung von An¬
rainern zu den erwähnten Erhebungen in dem Gewerbegesetze nirgends ver¬
boten ist, anzuordnen , daß auch zu den kommissionellen Erhebungen über die
gewerbepolizeiliche Zulässigkeit von Betriebsanlagen , welche nicht dem besonderen
Verfahren nach 88 27 u . flgd . Gew .-Odg . zu unterziehen sind , jedesmal die
in Betracht kommenden Anrainer einzuladen sind.

28.
Verabreichung von Sodawasser und Fruchtsäften.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 19. No¬
vember 1902, M .-Abt. XVIl 5653/02:

Anläßlich eines dem Magistrate zur Kenntnis gebrachten Falles , in
welchem ein magistratisches Bezirksamt für den Ausschank von Sodawasser
und Fruchtsäften eine Konzession im Sinne des 8 15 , Punkt 15 und 16 der
Gewerbeordnung erteilt hat , finde ich den magistratischen Bezirksämtern den
Erlaß der k. k. n .- ö. Statthalterei vom 5 . Juli 1891 , Z . 38989 , M .-Z . 255170

(Mag .-Vdg .-Bl . ex 1891 , Seite 203 „ Nr . 16 ) , zur Danachachtung in Er¬
innerung zu bringen , wonach die Verabreichung von Sodawasser mit oder
ohne Zusatz von Fruchtsäften , sowie von Limonaden u . dergl . nicht unter die
zur Kategorie der Gast - und Schankgewerbe gehörigen Berechtigungen zu
deren Ausübung nach 8 15 , Punkt 15 und 8 16 der Gewerbeordnung eine
Konzession erforderlich ist, zu subsumieren , sondern als ein freies Gewerbe
anzusehen ist.

2 «.
Übermittlung der Anzeigen gegen das Lebensmittel¬
gesetz unmittelbar an die k. k. Staatsanwaltschaft.

Erlaß des Magistrats -Direktors M . Preyer  vom 22. No¬
vember 1902, M .-D. 3681/02:

Über Ersuchen des Herrn k. k. Ersten Staatsanwaltes vom 21 . Oktober
krass . 466

—11/2 — behufs Erzielung eines einheitlichen Vorganges
in der gerichtlichen Behandlung der Anzeigen gegen das Lebensmittelgesetz
die magistratischen Bezirksämter an , die sämtlichen diesbezüglichen Anzeigen,
gleichgiliig , ob sie sich als Vergehen oder nur als Übertretungen qualifizieren
im Sinne des 8 28 des Gesetzes vom 16 . Jänner 1896 , R .- G .-Bl . Nr 89
sx 1897 , unmittelbar der k. k. Staatsanwaltschaft in Wien  ru
übermitteln.

Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

ISV2 publizierten Gesetze und Verordnungen.
V. Rkichsgeschblatt.

Nr . 21 « . Kundmachung desEisenbqhnmiuisteriums
vom t . November 1902 , betreffend die Abänderung der Bestim¬
mung im 8 19 der Allerhöchsten Konzessionsurkunde vom 30 . Juni 1880.
R .-G .-Bl . Nr . 94 , für die Kremstalbahn.

Nr . 211 . Verordnung des Justizministeriums vom
8 . November 1902 , betreffend die Gebühren der als Sachverständige
in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten verwendeten Sanitätspersonen.

Nr . 212 . Verordnung des Justizministeriums vom
13 . November 1902 , betreffend die Belafsnng der Ortsgemeinde
Peterswald im Sprengel des Bezirksgerichtes Oderberg in Schlesien.

Nr . 213 . Verordnung des Justizministeriums vom
13 . November 1902 , betreffend die Zuweisung der Ortsgemeinde
Klein -Niemtschitz zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Pohrlitz in Mähren.

Nr . 214 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 17 . November 1902 , betreffend die Errichtung eines Neben-
zollamtes I . Klaff - in Grüntal - Bahnhof , sowie die Änderung der bisherigen
Bezeichnung des Nebenzollamtes II . Klasse in Grüntal in „ Grüntal-
Straße " .

Nr . 218 . Kundmachung des Ministeriums des
Innern Vom 18 . November 1902 , betreffend die Errichtung
einer Bezirkshauptmannschaft in Mürzzuschlag.

Nr . 216 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 19 . November 1902 , betreffend die Umwandlung des Neben-
zollamkes II . Klaffe in Perzagno in eine Zollexposttur , dann der auch den
Hasen - und Seesanitätsdienst versehenden Nevenzollämter II . Klaffe in Brevi-
lacqua , Sale , Melada , Vodice , Novegradi , S . Martina , Postire , Carober di
Solta , Boboviöee , Trstenik und Giupoana in Zollexposituren mit Hafen - und
Seesanitätsdienst und schließlich der Zollexpositur mit Hafendienst in Neun,
in eine Hafeu - und Seesanikätsexpositnr mit Zolldienst.

L . Landcsgcsctzdtatt.
Nr . 66 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogtums Österreich unter der Enns vom 6. No¬
vember 1902 , Z . 101146 , betreffend die der Gemeinde Wien er¬
teilte Bewilligung zur Veräußerung mehrerer Realitäten im 1., XIII . und
XVI . Bezirke.

Nr . 67 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogtume Österreich unter der Enns vom 4 . No¬
vember 1902 , A. 109348 , betreffend die der Gemeinde Horn er¬
teilte Bewilligung zur Einhebung einer Kanaleinmündungsgebühr.
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